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[

(Gesetzgebungsakte)

VERORDNUNGEN

VERORDNUNG (EU) 2021/782 DES EUROPAISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES
vom 29. April 2021
iiber die Rechte und Pflichten der Fahrgiste im Eisenbahnverkehr
(Neufassung)

(Text von Bedeutung fiir den EWR)

DAS EUROPAISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION -

gestiitzt auf den Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union, insbesondere auf Artikel 91 Absatz 1,

auf Vorschlag der Europidischen Kommission,

nach Zuleitung des Entwurfs des Gesetzgebungsakts an die nationalen Parlamente,

nach Stellungnahme des Europdischen Wirtschafts- und Sozialausschusses (1),

nach Anhorung des Ausschusses der Regionen,

gemifl dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren (?),

in Erwdgung nachstehender Griinde:

(1)  Die Verordnung (EG) Nr.1371/2007 des Europiischen Parlaments und des Rates (?) ist in einigen Punkten zu
andern, damit die Fahrgidste besser geschiitzt werden und um die Zunahme des Schienenverkehrs zu fordern,
insbesondere unter gebithrender Beriicksichtigung der Artikel 11, 12 und 14 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der
Européischen Union (AEUV). Angesichts dieser Anderungen und aus Griinden der Klarheit sollte die Verordnung
(EG) Nr. 1371/2007 daher neu gefasst werden.

() ABL C 197 vom 8.6.2018, S. 66.

(?) Standpunkt des Europiischen Parlaments vom 15. November 2018 (ABL. C 363 vom 28.10.2020, S. 296) und Standpunkt des Rates
in erster Lesung vom 25. Januar 2021 (ABL C 68 vom 26.2.2021, S. 1). Standpunkt des Europiischen Parlaments vom 29. April
2021 (noch nicht im Amtsblatt veroffentlicht).

(}) Verordnung (EG) Nr. 1371/2007 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 23. Oktober 2007 iiber die Rechte und Pflichten
der Fahrgiste im Eisenbahnverkehr (ABL. L 315 vom 3.12.2007, S. 14).
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(2)  Im Rahmen der gemeinsamen Verkehrspolitik ist es wichtig, die Nutzerrechte der Fahrgiste im Eisenbahnverkehr
zu schiitzen und die Qualitit und Effektivitit der Schienenpersonenverkehrsdienste zu verbessern, um dazu bei-
zutragen, den Verkehrsanteil der Eisenbahn im Vergleich zu anderen Verkehrstriagern zu erhohen.

(3)  Trotz betrichtlicher Fortschritte beim Schutz der Verbraucher in der Union sind noch weitere Verbesserungen zum
Schutz der Rechte der Fahrgiste im Eisenbahnverkehr notig.

(4)  Insbesondere da der Fahrgast im Eisenbahnverkehr die schwichere Partei eines Beforderungsvertrags ist, sollten die
Rechte der Fahrgiste im Eisenbahnverkehr geschiitzt werden.

(5)  Durch die Gewihrung der gleichen Rechte fur Fahrgiste im Eisenbahnverkehr im internationalen Verkehr und im
Inlandsverkehr sollen das Verbraucherschutzniveau in der Union erhoht, gleiche Ausgangsbedingungen fiir die
Eisenbahnunternehmen sichergestellt und ein einheitliches Niveau der Fahrgastrechte garantiert werden. Die Fahr-
giste sollten so ausfiihrlich wie moglich iiber ihre Rechte informiert werden. Da es bei bestimmten modernen
Fahrkartenformaten nicht moglich ist, Informationen darauf zu drucken, sollten die nach dieser Verordnung
vorgeschriebenen Informationen auf anderem Wege zur Verfiigung gestellt werden konnen.

(6)  Schienenverkehrsdienste, die ausschlieflich zu historischen oder touristischen Zwecken angeboten werden, dienen
in der Regel nicht zur Deckung des normalen Beforderungsbedarfs. Solche Dienste sind iiblicherweise vom iibrigen
Eisenbahnsystem der Union getrennt und verwenden Technik, die unter Umstinden ihre Barrierefreiheit begrenzt.
Mit Ausnahme einiger Bestimmungen, die in der gesamten Union fuir alle Schienenpersonenverkehrsdienste gelten
sollten, sollten Mitgliedstaaten die Moglichkeit haben, fur Schienenverkehrsdienste, die ausschlieflich zu histori-
schen oder touristischen Zwecken angeboten werden, Ausnahmen von der Anwendung der Bestimmungen dieser
Verordnung zu gewéhren.

(7)  Schienenpersonenverkehrsdienste des Stadtverkehrs, Vorortverkehrs oder Regionalverkehrs unterscheiden sich ihrer
Art nach von Schienenpersonenverkehrsdiensten des Fernverkehrs. Die Mitgliedstaaten sollten daher die Moglich-
keit haben, solche Dienste von bestimmten Vorschriften der vorliegenden Verordnung iiber Fahrgastrechte aus-
zunehmen. Solche Ausnahmen sollten sich jedoch nicht auf wesentliche Vorschriften erstrecken, insbesondere nicht
auf die Bestimmungen uber die nichtdiskriminierenden Bedingungen von Beférderungsvertrigen, tiber das Recht,
Bahnfahrkarten ohne unangemessene Schwierigkeiten zu kaufen, iiber die Haftung der Eisenbahnunternehmen in
Bezug auf Fahrgiste und ihr Gepack, tiber das Erfordernis, dass Eisenbahnunternehmen ausreichend versichert sein
miissen, sowie das Erfordernis, dass geeignete Manahmen getroffen werden, um die personliche Sicherheit von
Fahrgisten in Bahnhofen und Ziigen zu gewihrleisten. Regionalverkehrsdienste sind stirker in das tibrige Eisen-
bahnsystem der Union integriert, und die betreffenden Fahrten sind linger. Daher sollte die Moglichkeit von
Ausnahmen bei Schienenpersonenverkehrsdiensten des Regionalverkehrs noch stirker eingeschrinkt werden. In
Bezug auf Schienenpersonenverkehrsdienste des Regionalverkehrs sollten Ausnahmen von den Bestimmungen
dieser Verordnung, die Personen mit Behinderungen oder Personen mit eingeschrinkter Mobilitit die Nutzung
von Schienenverkehrsdiensten erleichtern, schrittweise vollstindig aufgehoben werden, und fiir die Bestimmungen
dieser Verordnung, durch die die Nutzung von Fahrridern unterstiitzt wird, sollten keine Ausnahmen gelten.
Auflerdem sollte die Moglichkeit, Schienenverkehrsdienste des Regionalverkehrs von bestimmten Verpflichtungen
in Bezug auf das Angebot von Durchgangsfahrkarten und die Weiterreise mit gednderter Streckenfithrung aus-
zunehmen, befristet sein.

(8)  Es ist ein Ziel dieser Verordnung, die Schienenpersonenverkehrsdienste in der Union zu verbessern. Die Mitglied-
staaten sollten deshalb die Moglichkeit haben, Ausnahmen fiir Dienste in Gebieten zu gewéhren, bei denen ein
erheblicher Teil des Dienstes auflerhalb der Union betrieben wird.

(99 Zudem sollten, um einen reibungslosen Ubergang von dem mit der Verordnung (EG) Nr. 1371/2007 geschaffenen
Rahmen zu dem mit der vorliegenden Verordnung geschaffenen Rahmen zu ermdglichen, frithere nationale Aus-
nahmen schrittweise aufgehoben werden, um die erforderliche Rechtssicherheit und Kontinuitit sicherzustellen.
Mitgliedstaaten, die derzeit Ausnahmen gemifl Artikel 2 Absatz 4 der Verordnung (EG) Nr. 1371/2007 gewihren,
sollten inldndische Schienenpersonenverkehrsdienste nur von solchen Bestimmungen dieser Verordnung ausneh-
men diirfen, die eine erhebliche Anpassung erfordern, und in jedem Fall nur fiir einen begrenzten Zeitraum. Die
Mitgliedstaaten sollten ferner die Moglichkeit haben, wihrend eines Ubergangszeitraums eine Ausnahme von der
Verpflichtung zur Weitergabe von Verkehrs- und Reiseinformationen zwischen Betreibern zu gewahren, jedoch nur
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in Fillen, in denen es fir den Infrastrukturbetreiber nicht technisch durchfithrbar ist, Eisenbahnunternehmen,
Fahrkartenverkdufern, Reiseveranstaltern oder Bahnhofsbetreibern die Daten in Echtzeit zur Verfiigung zu stellen.
Eine Bewertung der technischen Durchfithrbarkeit sollte mindestens alle zwei Jahre erfolgen.

Die Mitgliedstaaten sollten die Kommission informieren, wenn sie Schienenpersonenverkehrsdienste von gewissen
Bestimmungen dieser Verordnung ausnehmen. Im Rahmen dieser Mitteilung sollten die Mitgliedstaaten auch die
Griinde fur die Gewdhrung der Ausnahmen und die Mafnahmen erldutern, die ergriffen wurden oder geplant sind,
um den Verpflichtungen aus dieser Verordnung bei Ablauf der betreffenden Ausnahmen nachzukommen.

Wenn fiir einen Bahnhof verschiedene Bahnhofsbetreiber zustindig sind, sollten die Mitgliedstaaten die Moglichkeit
haben, die Stelle zu benennen, die fiir die in dieser Verordnung genannten Aufgaben verantwortlich ist.

Durch den Zugang zu Reiseinformationen in Echtzeit, einschlieflich Tarifen, wird der Zugang zu Bahnreisen fiir
Neukunden verbessert, und ihnen steht eine groffere Auswahl an Reisemoglichkeiten und Tarifen zur Verfigung.
Eisenbahnunternehmen sollten anderen Eisenbahnunternehmen, Fahrkartenverkiufern und Reiseveranstaltern, die
ihre Dienste verkaufen, Zugang zu solchen Reiseinformationen gewidhren sowie Buchungen und Stornierungen
ermdglichen, um Bahnreisen zu erleichtern. Infrastrukturbetreiber sollten Echtzeitdaten iiber die Ankunft und die
Abfahrt von Ziigen an Eisenbahnunternehmen und Bahnhofsbetreiber sowie Fahrkartenverkdufer und Reisever-
anstalter weitergeben, um Bahnreisen zu erleichtern.

Ausfithrlichere Anforderungen fiir die Bereitstellung von Reiseinformationen sind in den Technischen Spezifika-
tionen fur die Interoperabilitit nach der Verordnung (EU) Nr. 454/2011 der Kommission (¥ festgelegt.

Bei der Starkung der Rechte der Fahrgiste im Eisenbahnverkehr sollte das bereits bestehende internationale Regelwerk in
Anhang A -EinheitlicheRechtsvorschriftenfiirdenVertragiiberdieinternationaleEisenbahnbeférderungvonPersonenund
Gepick(CIV)—zumUbereinkommeniiberdeninternationalenEisenbahnverkehr(COTIF)vom9. Mai 1980,gedndertdurch
dasProtokollvom 3. Juni 1999 betreffend die Anderungdes Ubereinkommensiiberdeninternationalen Eisenbahnverkehr
(Protokoll 1999) zugrunde gelegt werden. Es ist jedoch wiinschenswert, den Anwendungsbereich dieser Verordnung aus-
zuweiten und nicht nur Fahrgdsteim internationalen Eisenbahnverkehr, sondern auch die Fahrgaste im inlindischen Eisen-
bahnverkehrzuschiitzen. Die Union tratdem COTIFam 23. Februar 201 3 bei.

Die Mitgliedstaaten sollten Diskriminierung aufgrund der Staatsangehorigkeit des Fahrgasts oder des Niederlas-
sungsorts des Eisenbahnunternehmens, Fahrkartenverkdufers oder Reiseveranstalters innerhalb der Union verbieten.
Sozialtarife und Mafinahmen, die die Nutzung offentlicher Verkehrsmittel attraktiver machen, sollten hingegen
nicht verboten sein, sofern sie verhiltnismifig sind, und unabhingig von der Staatsangehorigkeit des Fahrgasts
gelten. Eisenbahnunternehmen, Fahrkartenverkdufer und Reiseveranstalter konnen ihre Geschiftspraktiken, ein-
schlieflich des Einsatzes von Sonderangeboten und der Forderung bestimmter Vertriecbswege, nach eigenem Er-
messen festlegen. Angesichts der Entwicklung von Online-Plattformen, die Fahrkarten zur Personenbeférderung
verkaufen, sollten die Mitgliedstaaten besonders darauf achten, dass es im Rahmen des Zugriffs auf Online-Schnitt-
stellen oder des Fahrkartenkaufs zu keiner Diskriminierung kommt. Dariiber hinaus sollte unabhingig davon, wie
eine bestimmte Art von Fahrkarte erworben wird, fiir den Fahrgast dasselbe Schutzniveau greifen.

Die steigende Beliebtheit des Radfahrens in der gesamten Union wirkt sich auch auf die Mobilitit und den
Tourismus aus. Da im Rahmen der Verkehrsverlagerung zunehmend auf Eisenbahn und Fahrrad zuriickgegriffen
wird, nehmen die verkehrsbedingten Umweltauswirkungen ab. Deshalb sollten Eisenbahnunternehmen die Kom-
bination von Radfahren und Reisen mit der Eisenbahn soweit moglich erleichtern. Insbesondere sollten sie bei
Erwerb neuer Fahrzeuge oder umfangreicher Aufriistung vorhandener Fahrzeuge eine angemessene Anzahl von
Fahrradstellplitzen zur Verfiigung stellen, sofern es sich nicht um den Erwerb oder die Aufriistung von Speise-,
Schlaf- oder Liegewagen handelt. Um negative Auswirkungen auf die Sicherheit der vorhandenen Fahrzeuge zu
vermeiden, sollte diese Verpflichtung nur im Fall einer umfangreichen Aufriistung gelten, die eine neue Genehmi-
gung fiir das Inverkehrbringen von Fahrzeugen erforderlich macht.

() Verordnung (EU) Nr. 454/2011 der Kommission vom 5. Mai 2011 iiber die Technische Spezifikation fiir die Interoperabilitit (TSI)
zum Teilsystem ,Telematikanwendungen fiir den Personenverkehr* des transeuropdischen Eisenbahnsystems (ABL. L 123 vom
12.5.2011, S. 11).
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Die fiir die Zusammensetzung des Zuges angemessene Anzahl von Fahrradstellplitzen sollte unter Beriicksichti-
gung der Grofle der Zugbildung, der Art des Dienstes und der Nachfrage nach Fahrradbeforderung festgelegt
werden. Eisenbahnunternehmen sollten die Moglichkeit haben, nach Anhérung der Offentlichkeit Pline mit ge-
nauen Zahlen der Fahrradstellplitze fur ihre Dienste zu erstellen. Wenn Eisenbahnunternehmen keine Pline
erstellen, sollte jedoch eine gesetzlich vorgeschriebene Zahl gelten. Diese gesetzlich vorgeschriebene Zahl sollte
den Eisenbahnunternehmen auch als Richtwert bei der Erstellung ihrer Pline dienen. Eine geringere als die
gesetzlich vorgeschriebene Zahl sollte nur dann als angemessen gelten, wenn dies aufgrund besonderer Umstinde
gerechtfertigt ist — beispielsweise fiir Fahrten von Schienenverkehrsdiensten im Winter, wenn eindeutig keine oder
nur eine geringe Nachfrage nach Fahrradbeforderung besteht. Aulerdem ist die Nachfrage nach Fahrradbeforderung
in einigen Mitgliedstaaten bei bestimmten Arten von Diensten besonders hoch. Daher sollten die Mitgliedstaaten
die Moglichkeit haben, die angemessenen Mindestzahlen von Fahrradstellplatzen fur bestimmte Arten von Diensten
festzulegen. Diese Zahlen sollten Vorrang vor den in den Plinen der Eisenbahnunternehmen aufgefithrten Zahlen
haben. Der freie Verkehr von Schienenfahrzeugen innerhalb der Union sollte dadurch nicht behindert werden.
Fahrgiste sollten iiber den fiir Fahrriader verfugbaren Platz informiert werden.

Die Rechte und Pflichten in Bezug auf die Beforderung von Fahrridern in Ziigen sollten fiir Fahrrader gelten, die
vor und nach der Eisenbahnfahrt sofort fahrbereit sind. Die Beforderung von Fahrridern in Verpackungen und
Taschen fillt gegebenenfalls unter die fiir Gepack geltenden Bestimmungen dieser Verordnung.

Zu den Rechten der Fahrgdste im Eisenbahnverkehr gehort das Erhalten von Informationen iiber den Dienst
sowohl vor als auch wihrend der Fahrt. Eisenbahnunternehmen, Fahrkartenverkdufer und Reiseveranstalter sollten
vor Reisebeginn allgemeine Informationen iiber den Schienenverkehrsdienst bereitstellen. Die Informationen sollten
in fiir Personen mit Behinderungen und Personen mit eingeschrinkter Mobilitit barrierefrei zuginglichen Formaten
bereitgestellt werden. Eisenbahnunternehmen und, soweit moglich, Fahrkartenverkdufer und Reiseveranstalter soll-
ten dem Fahrgast wahrend der Fahrt weitere nach dieser Verordnung vorgeschriebene Informationen zur Verfiigung
stellen. Wenn ein Bahnhofsbetreiber iiber solche Informationen verfiigt, sollte er diese auch den Fahrgisten zur
Verfiigung stellen.

Die Unternehmensgrofle von Fahrkartenverkdufern variiert erheblich — von Kleinstunternehmen bis zu Grofunter-
nehmen — und einige Fahrkartenverkdufer bieten ihre Dienste aufferdem ausschliefSlich offline oder ausschlieflich
online an. Die Verpflichtung, den Fahrgisten Reiseinformationen bereitzustellen, sollte daher in einem angemes-
senen Verhiltnis zu den unterschiedlichen Unternehmensgrofien und damit den unterschiedlichen Mdglichkeiten
der Fahrkartenverkaufer stehen.

Diese Verordnung sollte Eisenbahnunternehmen, Reiseveranstalter oder Fahrkartenverkdufer nicht daran hindern,
Fahrgidsten giinstigere als die in dieser Verordnung festgelegten Bedingungen anzubieten. Diese Verordnung sollte
jedoch nicht dazu fithren, dass ein Eisenbahnunternehmen an die giinstigeren Vertragsbedingungen eines Reise-
veranstalter oder Fahrkartenverkdufers gebunden ist, es sei denn, das Eisenbahnunternehmen und der Reisever-
anstalter oder Fahrkartenverkdufer haben eine andere Vereinbarung getroffen.

Durchgangsfahrkarten ermdglichen nahtlose Fahrten fiir Fahrgdste; daher sollten angemessene Anstrengungen
unternommen werden, solche Fahrkarten fiir Schienenpersonenverkehrsdienste des Fernverkehrs, Schienenper-
sonenverkehrsdienst des Stadt- und Vorortverkehrs und Schienenpersonenverkehrsdienst des Regionalverkehrs,
unabhingig davon, ob es sich um internationale oder inlindische Dienste handelt, einschlieflich der von dieser
Verordnung ausgenommenen Schienenpersonenverkehrsdienste, anzubieten. Bei der Berechnung der gesamten
Verspatungsdauer, fur die Entschidigungen verfiigbar sind, sollten Verspitungen ausgenommen werden diirfen,
die auf den Teilen der mit Schienenverkehrsdiensten verbundenen Fahrt aufgetreten sind, die nicht in den An-
wendungsbereich dieser Verordnung fallen.

Bei Verkehrsdiensten, die von demselben Eisenbahnunternehmen betrieben werden, sollte Fahrgésten im Eisenbahn-
verkehr das Umsteigen von einem Dienst zu einem anderen durch die Einfithrung einer Verpflichtung zur Bereit-
stellung von Durchgangsfahrkarten erleichtert werden, da keine gewerblichen Vereinbarungen zwischen Eisenbahn-
unternehmen notwendig sind. Die Verpflichtung zur Bereitstellung von Durchgangsfahrkarten sollte auch fiir
Dienste gelten, die von Eisenbahnunternehmen betrieben werden, die demselben Eigentiimer gehéren oder hun-
dertprozentige Tochtergesellschaften eines der Eisenbahnunternehmen sind, die Schienenverkehrsdienste im Rah-
men der Fahrt betreiben. Das Eisenbahnunternchmen sollte die Moglichkeit haben, auf einer Durchgangsfahrkarte
die Abfahrtszeit fiir jeden Schienenverkehrsdienst, einschliefSlich Regionalverkehrsdienste, anzugeben, fiir den bzw.
die die Durchgangsfahrkarte gilt.



17.5.2021 Amtsblatt der Europdischen Union L 172/5

(24)  Fahrgiste sollten klar dariiber informiert werden, ob Fahrkarten, die von einem Eisenbahnunternehmen im Rahmen
einer einzigen geschiftlichen Transaktion verkauft werden, als Durchgangsfahrkarte gelten. Wenn Fahrgéste nicht
ordnungsgemifs informiert werden, sollte das Eisenbahnunternehmen so haften, als wéren diese Fahrkarten Durch-
gangsfahrkarten.

(25) Das Angebot an Durchgangsfahrkarten sollte geférdert werden. Allerdings sind ordnungsgemifSe Informationen
iber den Schienenverkehrsdienst auch dann von wesentlicher Bedeutung, wenn Fahrgdste ihre Fahrkarten bei
einem Fahrkartenverkdufer oder einem Reiseveranstalter erwerben. Wenn die Fahrkartenverkdufer oder Reisever-
anstalter getrennte Fahrkarten gebiindelt verkaufen, sollten Fahrgiste eindeutig dariiber informiert werden, dass
diese Fahrkarten nicht das gleiche Schutzniveau wie Durchgangsfahrkarten bieten und nicht von dem oder den die
Dienste erbringenden Eisenbahnunternehmen als Durchgangsfahrkarten ausgestellt wurden. Kommen Fahrkarten-
verkdufer oder Reiseveranstalter dieser Anforderung nicht nach, sollte ihre Haftung iiber der Riickerstattung der
Fahrkarten hinausgehen.

(26) Wenn Durchgangsfahrkarten angeboten werden, miissen die Eisenbahnunternehmen Mindestanschlusszeiten, die
zum Zeitpunkt der urspriinglichen Buchung realistisch und giiltig sind, sowie sonstige einschlagige Faktoren wie
Grofle und Lage der betreffenden Bahnhéfe und Bahnsteige beriicksichtigen.

(27)  Im Lichte des Ubereinkommens der Vereinten Nationen iiber die Rechte von Menschen mit Behinderungen sowie
um Personen mit Behinderungen und Personen mit eingeschrinkter Mobilitat Reisemoglichkeiten im Eisenbahn-
verkehr zu eroffnen, die denen anderer Biirger vergleichbar sind, sollten Regeln fiir die Nichtdiskriminierung dieser
Personen und die ihnen zu leistende Hilfe wihrend der Fahrt festgelegt werden. Personen mit Behinderungen und
Personen mit eingeschrankter Mobilitit haben die gleichen Rechte auf Freiziigigkeit und Nichtdiskriminierung wie
alle anderen Biirger. Unter anderem sollte besonders darauf geachtet werden, dass Personen mit Behinderungen und
Personen mit eingeschrinkter Mobilitdt Informationen iber die Barrierefreiheit von Schienenverkehrsdiensten, tiber
die Bedingungen fiir den Zugang zu den Fahrzeugen und iiber deren Ausstattung erhalten. Damit auch Fahrgiste
mit eingeschrankter Sinneswahrnehmung bestmoglich tiber Verspatungen unterrichtet werden, sollten gegebenen-
falls akustische und optische Systeme genutzt werden. Personen mit Behinderungen sollten die Moglichkeit haben,
Fahrkarten im Zug ohne Aufpreis zu kaufen, wenn keine andere barrierefreie Moglichkeit besteht, um im Voraus
eine Fahrkarte zu kaufen. Jedoch sollte dieses Recht unter sicherheitsrelevanten Umstinden oder bei Reservierungs-
pflicht eingeschrankt werden konnen. Das Personal sollte in Bezug auf die Bediirfnisse von Personen mit Behin-
derungen und Personen mit eingeschrankter Mobilitit — insbesondere bei der Hilfeleistung — entsprechend geschult
werden. Um gleiche Reisebedingungen sicherzustellen, sollte den betreffenden Personen an Bahnhofen und in
Ziigen Hilfe geleistet werden; wenn weder der Zug noch der Bahnhof mit geschultem Begleitpersonal ausgestattet
ist, sollten alle zumutbaren Bemithungen unternommen werden, um diesen Personen die Fahrt mit dem Zug zu
ermoglichen.

(28)  Eisenbahnunternehmen und Bahnhofsbetreiber sollten aktiv mit Vertretungsorganisationen von Personen mit
Behinderungen zusammenarbeiten, um die Barrierefreiheit von Verkehrsdiensten zu verbessern.

(29)  Um Personen mit Behinderungen und Personen mit eingeschrinkter Mobilitit den Zugang zu Schienenpersonen-
verkehrsdiensten zu erleichtern, sollten die Mitgliedstaaten Eisenbahnunternehmen und Bahnhofsbetreiber dazu
verpflichten konnen, zur Koordinierung der Bereitstellung von Informationen und Hilfeleistungen auf nationaler
Ebene zentrale Anlaufstellen einzurichten.

(30)  Um sicherzustellen, dass Personen mit Behinderungen und Personen mit eingeschrankter Mobilitdt Hilfe geleistet
wird, ist es aus praktischen Griinden nétig, dem Eisenbahnunternehmen, dem Bahnhofsbetreiber, dem Fahrkarten-
verkdufer oder dem Reiseveranstalter im Voraus zu melden, dass Hilfe benétigt wird. Diese Verordnung legt fiir
solche Voranmeldungen zwar eine allgemeine Hochstfrist fest, doch freiwillige Vereinbarungen iiber kiirzere Fristen
sind fir die Verbesserung der Mobilitit von Personen mit Behinderungen und Personen mit eingeschrinkter
Mobilitdt von grofem Wert. Um zu gewdahrleisten, dass Informationen iiber solche verkiirzten Fristen maoglichst
weite Verbreitung finden, muss die Kommission in ihren Bericht iiber die Umsetzung und die Ergebnisse dieser
Verordnung auch Informationen zu den Entwicklungen bei Vereinbarungen iiber verkiirzte Voranmeldefristen und
zur Verbreitung der betreffenden Informationen aufnehmen.
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(31)  Eisenbahnunternehmen und Bahnhofsbetreiber sollten durch die Einhaltung der Richtlinie (EU) 2019/882 des
Europdischen Parlaments und des Rates (°) und der Verordnung (EU) Nr.1300/2014 der Kommission (°) die
Bediirfnisse von Personen mit Behinderungen und von Personen mit eingeschrinkter Mobilitit beriicksichtigen.
Wird in der vorliegenden Verordnung auf Bestimmungen der Richtlinie (EU) 2019/882 Bezug genommen, so
sollten diese Bestimmungen von den Mitgliedstaaten ab dem 28. Juni 2025 und im Einklang mit den Ubergangs-
mafinahmen gemifl Artikel 32 der genannten Richtlinie angewendet werden. In Bezug auf Schienenpersonen-
verkehrsdienste ist der Anwendungsbereich dieser Bestimmungen in Artikel 2 Absatz 2 Buchstabe ¢ der genannten
Richtlinie festgelegt.

(32)  Bestimmte Tiere werden dafiir ausgebildet, Personen mit Behinderungen so zu unterstiitzen, dass sie sich un-
abhingig fortbewegen konnen. Fir eine solche Mobilitit ist es von wesentlicher Bedeutung, dass diese Tiere in
Ziigen mitgenommen werden diirfen. Die allgemeinen Rechte und Verpflichtungen in Bezug auf Assistenzhunde
sind in dieser Verordnung festgelegt. Die Mitgliedstaaten sollten jedoch die Moglichkeit haben, Versuche mit
anderen Mobilititsassistenztieren durchzufithren und diese in ihren inlindischen Schienenverkehrsdiensten an
Bord von Ziigen zuzulassen. Es ist wichtig, dass die Kommission die Entwicklung in diesem Bereich mit Blick
auf kiinftige Arbeiten zu Mobilititsassistenztieren verfolgt.

(33)  Es ist wiinschenswert, mit dieser Verordnung ein System fuir die Entschiadigung von Fahrgisten bei Verspitungen
zu schaffen, das sich auch auf Verspitungen erstreckt, die durch Zugausfall oder einen verpassten Anschluss
bedingt sind. Bei Verspitungen von Schienenpersonenverkehrsdiensten sollten die Eisenbahnunternehmen den
Fahrgisten eine Entschidigung in Hohe eines prozentualen Anteils des Fahrpreises leisten.

(34)  Eisenbahnunternehmen sollten die Pflicht haben, hinsichtlich ihrer Haftung gegeniiber Fahrgisten im Eisenbahn-
verkehr bei Unfillen versichert zu sein oder iiber angemessene Biirgschaften zu verfiigen.

(35) Die Stirkung der Rechte auf Entschddigung und Hilfeleistungen bei Verspatungen, verpassten Anschliissen oder
Zugausfillen sollte auf dem Markt fiirr Schienenpersonenverkehrsdienste zu groferen Anreizen zum Nutzen der
Fahrgiste im Eisenbahnverkehr fuhren.

(36)  Bei Verspitungen sollte den Fahrgdsten die Fortsetzung der Fahrt ermoglicht werden, oder ihnen sollten Optionen
fur die Weiterreise mit gednderter Streckenfithrung unter vergleichbaren Beférderungsbedingungen angeboten
werden. Dabei sollten die Bediirfnisse von Personen mit Behinderungen und Personen mit eingeschrankter Mobi-
litat beriicksichtigt werden.

(37)  Ein Eisenbahnunternehmen sollte jedoch nicht zur Zahlung einer Entschiddigung verpflichtet sein, wenn es nach-
weisen kann, dass die Verspatung durch aufergewohnliche Umstinde wie extreme Witterungsbedingungen oder
grof8e Naturkatastrophen, die den sicheren Betrieb des Verkehrsdienstes gefihrdeten, verursacht wurde. Solche
Ereignisse sollten im Unterschied zu normalen jahreszeitlich bedingten Witterungsbedingungen, wie Herbststiirmen
oder regelmiRig auftretenden stidtischen Uberflutungen aufgrund der Gezeiten oder der Schneeschmelze, aufer-
gewohnliche Naturkatastrophen darstellen. Dariiber hinaus sollte ein Eisenbahnunternehmen nicht zur Zahlung
einer Entschddigung verpflichtet sein, wenn es nachweisen kann, dass die Verspitung durch eine schwere Krise im
Bereich der offentlichen Gesundheit, wie beispielsweise eine Pandemie, verursacht wurde. Auferdem sollte das
Eisenbahnunternehmen nicht verpflichtet sein, eine Entschiddigung fur eine Verspatung zu zahlen, die durch den
Fahrgast oder durch bestimmte Handlungen von Dritten verursacht wurde. Eisenbahnunternehmen sollten nach-
weisen, dass sie weder derartige Ereignisse hitten vorhersehen oder vermeiden noch die Verspitung hitten ver-
hindern kénnen, selbst wenn alle zumutbaren Mafnahmen, einschliefSlich der geeigneten vorbeugenden Instand-
haltung ihrer Fahrzeuge, ergriffen worden wiren. Streiks des Personals des Eisenbahnunternehmens sowie Hand-
lungen oder Unterlassungen anderer Eisenbahnbetreiber, die dieselbe Infrastruktur, denselben Infrastrukturbetreiber

() Richtlinie (EU) 2019/882 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 17. April 2019 tiber die Barrierefreiheitsanforderungen fiir
Produkte und Dienstleistungen (ABL L 151 vom 7.6.2019, S. 70).

(%) Verordnung (EU) Nr. 1300/2014 der Kommission vom 18. November 2014 iiber die technischen Spezifikationen fiir die Inter-
operabilitit beziiglich der Zuginglichkeit des Eisenbahnsystems der Union fiir Menschen mit Behinderungen und Menschen mit
eingeschrankter Mobilitat (ABL L 356 vom 12.12.2014, S. 110).
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oder dieselben Bahnhofsbetreiber nutzen, sollten sich nicht auf die Haftung fiir Verspitungen auswirken. Die
Umstinde, unter denen Eisenbahnunternechmen nicht zur Zahlung einer Entschidigung verpflichtet sind, sollten
objektiv gerechtfertigt sein. Wenn Eisenbahnunternehmen iiber eine Mitteilung oder Unterlage des Eisenbahnin-
frastrukturbetreibers, einer Behorde oder sonstigen von den Eisenbahnunternehmen unabhingigen Stelle verfiigen,
in der die Umstinde angegeben sind, aufgrund deren das Eisenbahnunternehmen geltend macht, dass es von der
Verpflichtung zur Zahlung einer Entschiddigung befreit ist, sollten sie die Fahrgiste und gegebenenfalls die betref-
fenden Behorden iiber diese Mitteilungen oder Unterlagen in Kenntnis setzen.

(38)  Eisenbahnunternehmen sollten zur Vereinfachung des Verfahrens ermutigt werden, mit dem Fahrgéste eine Ent-
schidigung oder Riickerstattung beantragen konnen. Insbesondere sollten Mitgliedstaaten vorschreiben konnen,
dass Eisenbahnunternehmen Antrige annehmen, die iiber bestimmte Kommunikationswege eingereicht werden,
beispielsweise iiber Websites oder mobile Anwendungen, insoweit derartige Vorschriften diskriminierungsfrei sind.

(39)  Um Fahrgisten die Beantragung einer Erstattung oder Entschidigung gemif§ dieser Verordnung zu erleichtern,
sollten fiir solche Antrdge Formulare erstellt werden, die in der gesamten Union gelten. Fahrgiste sollten die
Moglichkeit haben, ihre Antrdge tiber ein solches Formular zu stellen.

(40) In Zusammenarbeit mit den Infrastrukturbetreibern und Bahnhofsbetreibern sollten Eisenbahnunternehmen Not-
fallplane aufstellen, um die Folgen groflerer Storungen so gering wie moglich zu halten, indem sie festsitzende
Fahrgdste angemessen informieren und betreuen.

(41)  Es ist auch wiinschenswert, fiir Unfallopfer und ihre Angehérigen kurzfristige finanzielle Harten unmittelbar nach
dem Unfall zu mildern.

(42) Im Interesse der Fahrgdste im Eisenbahnverkehr sollten im Einvernehmen mit den staatlichen Stellen geeignete
Mafinahmen ergriffen werden, um die personliche Sicherheit der Fahrgidste in den Bahnhofen und in den Ziigen zu
gewihrleisten.

(43)  Die Fahrgiste im Eisenbahnverkehr sollten die Moglichkeit haben, hinsichtlich der durch diese Verordnung be-
griindeten Rechte und Pflichten bei jedem beteiligten Eisenbahnunternehmen, bei den Betreibern bestimmter
Bahnhofe oder gegebenenfalls bei Fahrkartenverkdufern und Reiseveranstaltern — je nach Zustindigkeitsbereich —
eine Beschwerde einzureichen. Sie sollten Anspruch darauf haben, dass ihnen innerhalb einer angemessenen Frist
eine Antwort erteilt wird.

(44)  Damit Beschwerden effizient bearbeitet werden, sollten Eisenbahnunternehmen und Bahnhofsbetreiber berechtigt
sein, gemeinsame Kundendienstangebote und Beschwerdemechanismen einzurichten. Informationen iiber die Ver-
fahren der Beschwerdebearbeitung sollten offentlich und fiir alle Fahrgiste leicht zuginglich sein.

(45)  Das Recht der Fahrgiste, bei einer nationalen Stelle Beschwerde einzureichen oder nach nationalem Recht Rechts-
behelf einzulegen, sollte von dieser Verordnung unberiihrt bleiben.

(46)  Eisenbahnunternehmen und Bahnhofsbetreiber sollten Dienstqualititsstandards fiir Schienenpersonenverkehrs-
dienste festlegen, anwenden und iiberwachen. Eisenbahnunternehmen sollten Informationen {iber ihre Dienstqua-
litdt auch offentlich zuganglich machen.



L 172/8

Amtsblatt der Europdischen Union 17.5.2021

(47)

(48)

(49)

(50)

(53)

Zur Wahrung eines hohes Verbraucherschutzniveaus im Eisenbahnverkehr sollten die Mitgliedstaaten verpflichtet
sein, nationale Durchsetzungsstellen zu benennen, die die Durchfithrung dieser Verordnung genau iiberwachen und
fur ihre Durchsetzung auf nationaler Ebene sorgen. Diese Stellen sollten in der Lage sein, vielfdltige Durchsetzungs-
mafinahmen zu ergreifen. Die Fahrgdste sollten sich bei diesen Stellen iiber mutmafSliche Verstoffe gegen diese
Verordnung beschweren kénnen. Um eine zufriedenstellende Bearbeitung solcher Beschwerden zu gewihrleisten,
sollten diese Stellen auch mit den nationalen Durchsetzungsstellen anderer Mitgliedstaaten zusammenarbeiten.

Fiir Mitgliedstaaten, die tiber kein Eisenbahnsystem verfiigen und auch in nédchster Zukunft nicht tiber ein solches
verfiigen werden, wire es eine unverhdltnismifige und zwecklose Belastung, wenn sie den nach dieser Verordnung
geltenden Durchsetzungspflichten in Bezug auf Bahnhofsbetreiber und Infrastrukturbetreiber unterliegen wiirden.
Dasselbe gilt auch fiir die Durchsetzungspflichten in Bezug auf Eisenbahnunternehmen, solange ein Mitgliedstaat
kein Eisenbahnunternehmen zugelassen hat. Daher sollten diese Mitgliedstaaten von diesen Verpflichtungen aus-
genommen werden.

Die Verarbeitung personenbezogener Daten sollte im Einklang mit den Rechtsvorschriften der Union iiber den
Schutz personenbezogener Daten, insbesondere mit der Verordnung (EU) 2016/679 des Europiischen Parlaments
und des Rates (), erfolgen.

Die Mitgliedstaaten sollten fiir Verstofe gegen diese Verordnung Sanktionen festlegen und die zu ihrer Anwendung
erforderlichen Mafinahmen treffen. Die Sanktionen, zu denen auch die Zahlung einer Entschidigung an die
betreffende Person gehéren konnte, sollten wirksam, verhdltnismifig und abschreckend sein.

Da die Ziele dieser Verordnung, ndmlich die Entwicklung der Eisenbahnen der Union und die Stirkung der Rechte
von Fahrgidsten im Eisenbahnverkehr, auf Ebene der Mitgliedstaaten nicht ausreichend verwirklicht werden konnen
und daher besser auf Unionsebene zu verwirklichen sind, kann die Union im Einklang mit dem in Artikel 5 des
Vertrags iber die Europdische Union niedergelegten Subsidiarititsprinzip titig werden. Entsprechend dem in
demselben Artikel genannten Grundsatz der VerhiltnisméRigkeit geht diese Verordnung nicht iiber das fiir die
Erreichung dieser Ziele erforderliche Maf8 hinaus.

Um ein hohes Schutzniveau fur Fahrgiste zu gewiahrleisten, sollte der Kommission die Befugnis iibertragen werden,
gemif Artikel 290 AEUV Rechtsakte zur Anderung des Anhangs 1 iiber die einheitlichen Rechtsvorschriften der
CIV zu erlassen und den Mindestbetrag des bei Tod eines Fahrgasts zu zahlenden Vorschusses anzupassen, um den
Anderungen des EU-weiten harmonisierten Verbraucherpreisindex Rechnung zu tragen. Es ist von besonderer
Bedeutung, dass die Kommission im Zuge ihrer Vorbereitungsarbeit angemessene Konsultationen, auch auf der
Ebene von Sachverstindigen, durchfiihrt, die mit den Grundsitzen in Einklang stehen, die in der Interinstitutio-
nellen Vereinbarung vom 13. April 2016 iiber bessere Rechtsetzung (%) niedergelegt wurden. Um insbesondere fiir
eine gleichberechtigte Beteiligung an der Vorbereitung delegierter Rechtsakte zu sorgen, erhalten das Europiische
Parlament und der Rat alle Dokumente zur gleichen Zeit wie die Sachverstindigen der Mitgliedstaaten, und ihre
Sachverstandigen haben systematisch Zugang zu den Sitzungen der Sachverstindigengruppen der Kommission, die
mit der Vorbereitung der delegierten Rechtsakte befasst sind.

Zur Gewihrleistung einheitlicher Bedingungen fiir die Durchfihrung dieser Verordnung sollten der Kommission
Durchfiithrungsbefugnisse iibertragen werden. Diese Befugnisse sollten im Einklang mit der Verordnung (EU)
Nr. 182/2011 des Europdischen Parlaments und des Rates (?) ausgeiibt werden.

(7) Verordnung (EU) 2016/679 des Européischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natiirlicher Personen mit
Behinderungen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG
(Datenschutz-Grundverordnung) (ABL. L 119 vom 4.5.2016, S. 1).

(%) ABL L 123 vom 12.5.2016, S. 1.

(°) Verordnung (EU) Nr. 182/2011 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 16. Februar 2011 zur Festlegung der allgemeinen
Regeln und Grundsitze, nach denen die Mitgliedstaaten die Wahrnehmung der Durchfithrungsbefugnisse durch die Kommission
kontrollieren (ABI. L 55 vom 28.2.2011, S. 13).
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(54) Diese Verordnung steht im Einklang mit den Grundrechten und Grundsitzen, die insbesondere mit der Charta der
Grundrechte der Europdischen Union anerkannt worden sind, insbesondere in den Artikeln 21, 26, 38 und 47 in
Bezug auf das Verbot jeglicher Diskriminierung, die Integration von Personen mit Behinderungen, die Sicher-
stellung eines hohen Verbraucherschutzniveaus und das Recht auf einen wirksamen Rechtsbehelf und ein unpar-
teiisches Gericht. Bei der Anwendung dieser Verordnung miissen die Gerichte der Mitgliedstaaten diese Rechte und
Grundsdtze achten —

HABEN FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

KAPITEL I
ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

Artikel 1
Gegenstand und Ziele

Damit die Fahrgdste wirksam geschiitzt sind und der Schienenverkehr gefordert wird, sind in dieser Verordnung Vor-
schriften fiir den Eisenbahnverkehr festgelegt, die Folgendes betreffen:

a) die Nichtdiskriminierung zwischen Fahrgasten hinsichtlich der Beférderungsbedingungen und der Bereitstellung von
Fahrkarten;

b) die Haftung von Eisenbahnunternehmen und ihre Versicherungspflicht gegeniiber den Fahrgisten und deren Gepick;

¢) die Rechte der Fahrgiste bei einem Unfall im Zusammenhang mit der Nutzung von Schienenverkehrsdiensten, der
zum Tod, zur Verletzung oder zum Verlust oder zur Beschddigung von deren Gepick fiihrt;

d) die Rechte der Fahrgiste bei Storungen wie Ausfall oder Verspitung, einschlieflich deren Entschidigungsanspriiche;

e) prazise Mindestinformationen, auch in Bezug auf die Ausstellung von Fahrkarten, die Fahrgésten in einem barriere-
freien Format und rechtzeitig bereitzustellen sind;

f) die Nichtdiskriminierung von und Hilfeleistungen fiir Personen mit Behinderungen und Personen mit eingeschrinkter
Mobilitdt;

g) die Festlegung und Uberwachung von Dienstqualititsnormen und das Risikomanagement fiir die personliche Sicherheit
der Fahrgiste;

h) die Bearbeitung von Beschwerden;
i) allgemeine Durchsetzungsvorschriften.
Artikel 2

Anwendungsbereich

(I)  Diese Verordnung gilt unionsweit fiir internationale und inldndische Eisenbahnfahrten und Schienenverkehrsdiens-
te, die von einem oder mehreren nach der Richtlinie 2012/34/EU des Europdischen Parlaments und des Rates (19)
genehmigten Eisenbahnunternehmen erbracht werden.

(2) Die Mitgliedstaaten konnen Dienste, die ausschlieBlich zu historischen oder touristischen Zwecken betrieben
werden, vom Anwendungsbereich dieser Verordnung ausnehmen. Diese Ausnahme gilt nicht beziiglich der Artikel 13
und 14.

("% Richtlinie 2012/34/EU des Europdischen Parlaments und des Rates vom 21.November 2012 zur Schaffung eines einheitlichen
europdischen Eisenbahnraums (ABL L 343 vom 14.12.2012, S. 32).
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(3)  Ausnahmen, die gemdfl Artikel 2 Absitze 4 und 6 der Verordnung (EG) Nr.1371/2007 vor dem 6. Juni 2021
gewidhrt wurden, bleiben bis zum Ablauf dieser Ausnahmen giltig. Ausnahmen, die gemifl Artikel 2 Absatz 5 der
Verordnung (EG) Nr. 1371/2007 vor dem 6. Juni 2021 gewihrt wurden, bleiben bis zum 7. Juni 2023 giiltig.

(4)  Vor Ablauf einer inlindischen Schienenpersonenverkehrsdiensten gemifl Artikel 2 Absatz 4 der Verordnung (EG)
Nr. 1371/2007 gewihrten Ausnahme konnen die Mitgliedstaaten die betreffenden inlindischen Schienenpersonenver-
kehrsdienste fiir einen weiteren Zeitraum von hochstens fiinf Jahren von der Anwendung der Artikel 15, 17 und 19,
des Artikels 20 Absatz 2 Buchstabena und b und des Artikels 30 Absatz 2 der vorliegenden Verordnung ausnehmen.

(5)  Bis zum 7. Juni 2030 konnen Mitgliedstaaten festlegen, dass Artikel 10 nicht zur Anwendung kommt, wenn es fiir
einen Infrastrukturbetreiber nicht technisch durchfiihrbar ist, Echtzeitdaten im Sinne von Artikel 10 Absatz 1 an Eisen-
bahnunternehmen, Fahrkartenverkdufern, Reiseveranstaltern oder Bahnhofsbetreibern weiterzugeben. Die Mitgliedstaaten
tiberpriifen mindestens alle zwei Jahre, inwieweit es technisch durchfiihrbar ist, solche Daten weiterzugeben.

(6)  Vorbehaltlich des Absatzes 8 konnen die Mitgliedstaaten die folgenden Dienste von der Anwendung dieser Ver-
ordnung ausnehmen:

a) Schienenpersonenverkehrsdienste des Stadtverkehrs, Vorortverkehrs und Regionalverkehrs,

b) internationale Schienenpersonenverkehrsdienste, bei denen ein erheblicher Teil, der mindestens einen fahrplanmafSigen
Bahnhofshalt umfasst, auflerhalb der Union betrieben wird.

(7)  Die Mitgliedstaaten setzen die Kommission von den gemifS den Absitzen 2, 4, 5 und 6 gewdhrten Ausnahmen in
Kenntnis und legen die Griinde fiir diese Ausnahmen dar.

(8)  Gemifs Absatz 6 Buchstabe a gewihrte Ausnahmen gelten nicht in Bezug auf die Artikel 5, 11, 13, 14, 21, 22, 27
und 28.

Wenn diese Ausnahmen Schienenpersonenverkehrsdienste des Regionalverkehrs betreffen, gelten sie auflerdem nicht in
Bezug auf Artikel 6 und 12, Artikel 18 Absatz 3 und Kapitel V.

Ungeachtet des Unterabsatzes 2 des vorliegenden Absatzes konnen Schienenpersonenverkehrsdiensten des Regionalver-
kehrs gewahrte Ausnahmen von der Anwendung des Artikels 12 Absatz 1 und des Artikels 18 Absatz 3 bis zum 7. Juni
2028 gelten.

Artikel 3

Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieser Verordnung bezeichnet der Ausdruck

1. ,Eisenbahnunternehmen® ein Eisenbahnunternehmen im Sinne des Artikels 3 Nummer 1 der Richtlinie 2012/34/EU;

2. Infrastrukturbetreiber einen Infrastrukturbetreiber im Sinne des Artikels 3 Nummer 2 der Richtlinie 2012/34/EU;

3. ,Bahnhofsbetreiber” eine Stelle in einem Mitgliedstaat, der die Verantwortung fir die Leitung eines oder mehrerer
Bahnhofe tibertragen wurde und bei der es sich um den Infrastrukturbetreiber handeln kann;
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4. ,Reiseveranstalter” einen Veranstalter oder Vermittler im Sinne des Artikels 3 Nummer 8 beziehungsweise 9 der
Richtlinie (EU) 2015/2302 des Europdischen Parlaments und des Rates ('!), der kein Eisenbahnunternchmen ist;

5. ,Fahrkartenverkdufer” jeden Vermittler von Schienenverkehrsdiensten, der auf der Grundlage eines Vertrags oder einer
anderen Vereinbarung zwischen dem Vermittler und einem oder mehreren Eisenbahnunternehmen Fahrkarten, ein-
schliefSlich Durchgangsfahrkarten, verkauft;

6. ,Beforderungsvertrag einen Vertrag iiber die entgeltliche oder unentgeltliche Eisenbahnbeforderung zwischen einem
Eisenbahnunternehmen und einem Fahrgast tiber die Durchfithrung eines oder mehrerer Verkehrsdienste;

7. Fahrkarte“ einen in beliebiger Form vorliegenden, giiltigen Nachweis tiber den Abschluss eines Beférderungsvertrags;

8. ,Buchung” eine in Papierform oder elektronisch erteilte Beférderungsberechtigung aufgrund einer zuvor bestitigten
personenbezogenen Beforderungsvereinbarung;

9. ,Durchgangsfahrkarte* eine Durchgangsfahrkarte im Sinne des Artikels 3 Nummer 35 der Richtlinie 2012/34/EU;

10. ,Dienst“ einen Schienenpersonenverkehrsdienst, der zwischen Bahnhofen nach einem Fahrplan betrieben wird, ein-
schlieflich Verkehrsdienste, die fiir eine Weiterreise mit gednderter Streckenfithrung angeboten werden;

11. ,Fahrt die Beforderung eines Fahrgasts zwischen einem Abfahrtsbahnhof und einem Ankunftsbahnhof;

12. ,inldndischer Schienenpersonenverkehrsdienst* einen Schienenpersonenverkehrsdienst, bei dem keine Grenze eines
Mitgliedstaats iiberschritten wird;

13. ,Schienenpersonenverkehrsdienst des Stadt- und Vorortverkehrs” einen Schienenpersonenverkehrsdienst im Sinne des
Artikels 3 Nummer 6 der Richtlinie 2012/34/EU;

14. ,Schienenpersonenverkehrsdienst des Regionalverkehrs® einen Schienenpersonenverkehrsdienst im Sinne des Arti-
kels 3 Nummer 7 der Richtlinie 2012/34/EU;

15. ,Schienenpersonenverkehrsdienst des Fernverkehrs“ einen Schienenpersonenverkehrsdienst, bei dem es sich nicht um
einen Schienenpersonenverkehrsdienst des Stadtverkehrs, Vorortverkehrs oder Regionalverkehrs handelt;

16. ,internationaler Schienenpersonenverkehrsdienst” einen Schienenpersonenverkehrsdienst, der mindestens eine Grenze
eines Mitgliedstaats iiberquert und dessen Hauptzweck die Beforderung von Fahrgisten zwischen Bahnhofen in
verschiedenen Mitgliedstaaten oder in einem Mitgliedstaat und einem Drittland ist;

17. ,Verspatung” die Zeitdifferenz zwischen der planmifiigen Ankunftszeit des Fahrgasts gemafs dem veréffentlichten
Fahrplan und dem Zeitpunkt seiner tatsichlichen oder erwarteten Ankunft am Zielbahnhof;

18. ,Ankunft* den Zeitpunkt, zu dem die Tiiren des Zuges am Bahnsteig des Bestimmungsorts gedffnet werden und das
Aussteigen gestattet wird;

1) Richtlinie (EU) 2015/2302 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 25.November 2015 iiber Pauschalreisen und ver-
. Curop
bundene Reiseleistungen, zur Anderung der Verordnung (EG) Nr.2006/2004 und der Richtlinie 2011/83/EU des Europdischen
Parlaments und des Rates sowie zur Aufhebung der Richtlinie 90/314/EWG des Rates (ABL L 326 vom 11.12.2015, S. 1).
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19. ,Zeitfahrkarte” eine fiir eine unbegrenzte Anzahl von Fahrten giiltige Fahrkarte, die es dem berechtigten Inhaber
erlaubt, auf einer bestimmten Strecke oder in einem bestimmten Netz wahrend eines festgelegten Zeitraums mit der
Eisenbahn zu reisen;

20. ,verpasster Anschluss“ die Situation, in der ein Fahrgast wihrend einer in Form einer Durchgangsfahrkarte verkauften
Eisenbahnfahrt einen oder mehrere Dienste infolge der Verspitung oder des Ausfalls eines oder mehrerer vorheriger
Dienste oder der Abfahrt eines Dienstes vor der planmafiigen Abfahrtszeit verpasst;

21. ,Person mit Behinderung® und ,Person mit eingeschrinkter Mobilitdt* jede Person mit einer dauerhaften oder
voriibergehenden korperlichen, geistigen, intellektuellen Behinderung oder sensorischen Beeintrichtigung, die in
Wechselwirkung mit verschiedenen Barrieren der vollen, tatsidchlichen und mit anderen Fahrgasten gleichberechtigten
Benutzung von Beférderungsmitteln durch diese Person entgegenstehen kann, oder eine Person, die bei der Benut-
zung von Beforderungsmitteln aufgrund des Alters nur eingeschrankt mobil ist;

22. ,Bahnhof” eine Eisenbahnanlage, in der Schienenpersonenverkehrsdienste abfahren, halten oder enden konnen.

KAPITEL II
BEFORDERUNGSVERTRAG, INFORMATIONEN UND FAHRKARTEN

Artikel 4

Beforderungsvertrag

Vorbehaltlich der Bestimmungen dieses Kapitels unterliegen der Abschluss und die Ausfithrung eines Beforderungsvertrags
sowie die Bereitstellung von Informationen und Fahrkarten den Bestimmungen in Anhang I Titel Il und IIL

Artikel 5
Nichtdiskriminierende Vertragsbedingungen und Tarife
Unbeschadet etwaiger Sozialtarife bieten Eisenbahnunternehmen, Fahrkartenverkdufer und Reiseveranstalter der allgemei-
nen Offentlichkeit Vertragsbedingungen und Tarife ohne direkte oder indirekte Diskriminierung aufgrund der Staats-

angehorigkeit des Fahrgasts oder des Niederlassungsorts des Eisenbahnunternehmens, Fahrkartenverkdufers oder Reisever-
anstalters innerhalb der Union an.

Absatz 1 dieses Artikels gilt auch fur Eisenbahnunternehmen und Fahrkartenverkiufer, wenn sie Buchungen von Fahr-
gisten gemals Artikel 11 akzeptieren.

Artikel 6
Fahrrider

(1)  Vorbehaltlich der Einschrinkungen gemif8 Absatz 3 und gegebenenfalls gegen Zahlung eines zumutbaren Entgelt
haben Fahrgiste Anspruch auf Mitnahme von Fahrrddern im Zug.

Bei reservierungspflichtigen Ziigen muss die Moglichkeit bestehen, eine Buchung fiir die Beforderung eines Fahrrads zu
tatigen.
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Hat ein Fahrgast eine Buchung fiir ein Fahrrad getitigt und wird die Beforderung des Fahrrads ohne berechtigten Grund
verweigert, so hat der Fahrgast Anspruch auf Weiterreise mit gednderter Streckenfithrung oder eine Erstattung gemif3
Artikel 18, eine Entschddigung gemif8 Artikel 19 und Hilfeleistung gemif8 Artikel 20 Absatz 2.

(2) Wenn im Zug fiir Fahrrader vorgesehene Stellplitze verfiigbar sind, miissen die Fahrgiste ihre Fahrrader dort
unterbringen. Wenn keine Fahrradstellplitze verfiigbar sind, miissen die Fahrgiste ihre Fahrrader stindig beaufsichtigen
und nach besten Kriften sicherstellen, dass anderen Fahrgisten durch ihre Fahrrader keine Verletzungen oder Schiden
entstehen und dass Mobilitdtshilfen, Gepédck oder der Bahnbetrieb nicht beeintrichtigt werden.

(3)  Eisenbahnunternehmen kénnen das Recht von Fahrgisten auf Mitnahme von Fahrradern in Ziigen aus Sicherheits-
griinden oder aus betrieblichen Griinden einschrinken, insbesondere aufgrund begrenzter Kapazitit wihrend der Haupt-
verkehrszeiten oder wenn dies aufgrund der eingesetzten Fahrzeuge nicht moglich ist. Eisenbahnunternehmen kénnen die
Beforderung von Fahrriadern auch nach Gewicht und Abmessungen der Fahrrdder einschrinken. Sie veréffentlichen ihre
Bedingungen fiir die Beférderung von Fahrriadern einschliefSlich aktueller Informationen iiber die verfugbaren Kapazititen
auf ihren offiziellen Websites unter Verwendung der in der Verordnung (EU) Nr. 454/2011 genannten Telematikanwen-
dungen.

(4)  Bei der Einleitung von Vergabeverfahren fiir neue Fahrzeuge oder bei einer umfangreichen Aufriistung von Fahr-
zeugen, die eine neue Genehmigung fur das Inverkehrbringen von Fahrzeugen gemafl Artikel 21 Absatz 12 der Richt-
linie (EU) 2016/797 des Europdischen Parlaments und des Rates (1?) erforderlich macht, stellen Eisenbahnunternehmen
sicher, dass es in Zugbildungen mit diesen Fahrzeugen eine angemessene Anzahl von Fahrradstellplitzen gibt. Dieser
Unterabsatz gilt nicht fiir Speise-, Schlaf- oder Liegewagen.

Die angemessene Anzahl der Fahrradstellpldtze wird von Eisenbahnunternehmen unter Beriicksichtigung der Grofe der
Zugbildung, der Art des Dienstes und der Nachfrage nach Fahrradbeforderung bestimmt. Die angemessene Anzahl der
Fahrradstellpldtze ist in den Plinen gemifl Absatz 5 festgelegt. Wenn kein solcher Plan vorliegt oder die Anzahl in den
Plinen nicht festgelegt ist, hat jede Zugbildung iiber mindestens vier Fahrradstellplitze zu verfugen.

Die Mitgliedstaaten konnen fur die angemessene Mindestanzahl von Stellplatzen bei bestimmten Arten von Diensten eine
hohere Zahl als vier festlegen, die dann anstelle der gemaff Unterabsatz 2 ermittelten Zahl gilt.

(5)  Eisenbahnunternehmen koénnen Pline fur die verstirkte und verbesserte Beforderung von Fahrrddern sowie fur
andere Losungen zur Forderung der kombinierten Nutzung von Eisenbahn und Fahrrad aufstellen und diese Pline auf
dem neuesten Stand halten.

Die zustindigen Behorden im Sinne des Artikels 2 Buchstabe b der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 des Europdischen
Parlaments und des Rates (%) konnen solche Pline im Rahmen gemeinwirtschaftlicher Vertrdge aufstellen. Die Mitglied-
staaten konnen vorschreiben, dass solche Pline von diesen zustindigen Behorden oder von den in ihrem Hoheitsgebiet
tatigen Eisenbahnunternechmen aufzustellen sind.

(6)  Die in Absatz 5 genannten Pline werden nach Anhérung der Offentlichkeit und einschligiger Vertretungsorgani-
sationen aufgestellt. Sie werden auf der Website des Eisenbahnunternehmens bzw. der zustindigen Behorde veroffentlicht.

(*?) Richtlinie (EU) 2016797 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 11.Mai 2016 iiber die Interoperabilitit des Eisenbahn-
systems in der Europdischen Union (ABL L 138 vom 26.5.2016, S. 44).

(") Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 23. Oktober 2007 iiber offentliche Personen-
verkehrsdienste auf Schiene und Straffe und zur Aufhebung der Verordnungen (EWG) Nr. 1191/69 und (EWG) Nr. 1107/70 des
Rates (ABL L 315 vom 3.12.2007, S. 1).
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Artikel 7

Ausschluss des Rechtsverzichts und der Rechtsbeschrinkung

(1)  Die Verpflichtungen gegeniiber Fahrgisten gemif dieser Verordnung diirfen — insbesondere durch abweichende
oder einschrinkende Bestimmungen im Beforderungsvertrag — nicht eingeschrankt oder ausgeschlossen werden. Vertrags-
bedingungen, die direkt oder indirekt vorgeben, dass die Rechte gemif dieser Verordnung aufgehoben oder eingeschrinkt
werden oder davon abgewichen wird, sind fir die Fahrgaste nicht verbindlich.

(2)  Die Eisenbahnunternehmen, Reiseveranstalter oder Fahrkartenverkdufer konnen Vertragsbedingungen anbieten, die
fir den Fahrgast giinstiger sind als die in dieser Verordnung festgelegten Bedingungen.

Artikel 8

Verpflichtung, den Fahrgisten Informationen iiber die Einstellung von Diensten zur Verfiigung zu stellen

Eisenbahnunternehmen oder gegebenenfalls die fiir einen gemeinwirtschaftlichen Vertrag zustindigen Behorden veroffent-
lichen Beschliisse tiber die voriibergehende oder dauerhafte Einstellung von Schienenverkehrsdiensten auf angemessenem
Wege — auch in barrierefreien Formaten gemifs den Bestimmungen der Richtlinie (EU) 2019/882 und der Verordnungen
(EU) Nr. 454/2011 und (EU) Nr. 1300/2014 — vor deren Umsetzung.

Artikel 9

Reiseinformationen

(1)  Eisenbahnunternehmen, Reiseveranstalter und Fahrkartenverkiufer, die fiir ein oder mehrere Eisenbahnunterneh-
men Bef6rderungsvertrige anbieten, erteilen dem Fahrgast auf Anfrage mindestens die in Anhang I Teil I genannten
Informationen zu den Fahrten, fir die das betreffende Eisenbahnunternehmen einen Beforderungsvertrag anbietet.

(2)  Eisenbahnunternehmen und, soweit moglich, Fahrkartenverkdufer und Reiseveranstalter erteilen dem Fahrgast
wihrend der Fahrt mindestens die in Anhang II Teil Il genannten Informationen. Wenn Bahnhofsbetreiber iiber solche
Informationen verfiigen, haben auch sie diese Informationen den Fahrgisten zur Verfigung zu stellen.

(3)  Die Informationen nach den Absitzen 1 und 2 sind in der am besten geeigneten Form, nach Moglichkeit auf der
Grundlage von Reiseinformationen in Echtzeit — auch unter Einsatz geeigneter Kommunikationstechnik —, zu erteilen.
Dabei wird besonders darauf geachtet, dass diese Informationen gemaf§ den Bestimmungen der Richtlinie (EU) 2019/882
und der Verordnungen (EU) Nr. 454/2011 und (EU) Nr. 1300/2014 barrierefrei sind.

Artikel 10

Zugang zu Verkehrs- und Reiseinformationen

(1)  Infrastrukturbetreiber geben Echtzeitdaten tiber die Ankunft und die Abfahrt von Ziigen an Eisenbahnunternehmen,
Fahrkartenverkiufer, Reiseveranstalter und Bahnhofsbetreiber weiter.

(2)  Eisenbahnunternehmen gewahren anderen Eisenbahnunternchmen, Fahrkartenverkdufern und Reiseveranstaltern,
die ihre Dienste verkaufen, Zugang zu den in Anhang II Teile I und Il genannten Mindestreiseinformationen sowie zu
den Vorgdngen in Buchungssystemen gemafl Anhang II Teil III.
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(3)  Die Weitergabe der Informationen und die Gewahrung des Zugangs zu ihnen erfolgen in nichtdiskriminierender
Weise und unverziiglich. Um kontinuierlichen Zugang zu den Informationen zu erhalten, geniigt eine einmalige Antrag-
stellung. Der Infrastrukturbetreiber und das Eisenbahnunternehmen, die zur Bereitstellung der in den Absitzen 1 und 2
genannten Informationen verpflichtet sind, konnen verlangen, dass ein Vertrag oder eine andere Vereinbarung geschlossen
wird, auf dessen bzw. deren Grundlage Informationen weitergegeben werden oder Zugang zu Informationen gewihrt
wird.

Durch die Geschiftsbedingungen eines Vertrages oder einer Vereinbarung iiber die Nutzung der Informationen darf weder
die Moglichkeit ihrer Weiterverwendung unnotig eingeschrinkt noch der Wettbewerb beschrinkt werden.

Eisenbahnunternehmen konnen von anderen Eisenbahnunternehmen, Reiseveranstaltern und Fahrkartenverkdufern eine
faire, angemessene und verhdltnismifige finanzielle Entschiddigung fiir die Kosten verlangen, die mit der Zugangsgewah-
rung verbunden sind, und Infrastrukturbetreiber konnen eine Entschidigung gemifl den geltenden Vorschriften verlangen.

(4)  Zur Weitergabe von Informationen und zur Gewidhrung des Zugangs zu ihnen werden geeignete technische
Optionen wie Anwendungsprogrammierschnittstellen genutzt.

(5)  Soweit die Bereitstellung der in den Absitzen 1 oder 2 genannten Informationen im Einklang mit anderen Rechts-
akten der Union, insbesondere der Delegierten Verordnung (EU) 2017/1926 der Kommission ('4), erfolgt, gelten die
entsprechenden Verpflichtungen nach diesem Artikel als erfullt.

Artikel 11

Verfiigbarkeit von Fahrkarten und Buchungen

(1)  Eisenbahnunternehmen, Fahrkartenverkdufer und Reiseveranstalter bieten Fahrkarten und, soweit verfiigbar, Durch-
gangsfahrkarten und Buchungen an.

(2)  Unbeschadet der Absitze 3 und 4 verkaufen Eisenbahnunternehmen Fahrgisten Fahrkarten entweder direkt oder
tiber Fahrkartenverkdufer oder Reiseveranstalter auf mindestens einem der folgenden Vertriebswege:

a) an Fahrkartenschaltern, anderen Verkaufsstellen oder Fahrkartenautomaten;
b) tber das Telefon, das Internet oder jede andere in weitem Umfang verfugbare Informationstechnik;
¢) in den Ziigen.

Die zustindigen Behorden im Sinne des Artikels 2 Buchstabe b der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 kénnen vorschrei-
ben, dass Eisenbahnunternehmen fiir im Rahmen gemeinwirtschaftlicher Vertrige geleistete Verkehrsdienste iiber mehr als
einen Vertriebsweg Fahrkarten anbieten.

(3)  Ist im Abfahrtsbahnhof kein Fahrkartenschalter oder Fahrkartenautomat vorhanden, so werden die Fahrgiste im
Bahnhof unterrichtet iiber

a) die Moglichkeit, telefonisch, tiber das Internet oder im Zug eine Fahrkarte zu erwerben, und tiber die dafiir geltenden
Verfahren,

b) den nichsten Bahnhof oder sonstigen Ort, an dem Fahrkartenschalter oder Fahrkartenautomaten zur Verfiigung stehen.

(") Delegierte Verordnung (EU) 2017/1926 der Kommission vom 31.Mai 2017 zur Ergdnzung der Richtlinie 2010/40/EU des
Européischen Parlaments und des Rates hinsichtlich der Bereitstellung EU-weiter multimodaler Reiseinformationsdienste
(ABL L 272 vom 21.10.2017, S. 1).
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(4)  Gibt es am Abfahrtsbahnhof keinen Fahrkartenschalter oder keinen barrierefreien Fahrkartenautomaten und keine
andere barrierefreie Moglichkeit, eine Fahrkarte im Voraus zu kaufen, so wird Personen mit Behinderungen gestattet,
Fahrkarten im Zug ohne Aufpreis zu kaufen. Eisenbahnunternehmen kénnen dieses Recht aus verniinftigen Griinden der
Sicherheit oder der Reservierungspflicht einschrinken oder verweigern.

Ist kein Personal im Zug anwesend, beraten die Eisenbahnunternehmen Personen mit Behinderungen dazu, ob und
informieren sie dariiber, wie sie eine Fahrkarte kaufen koénnen.

Die Mitgliedstaaten konnen Eisenbahnunternehmen gestatten vorzuschreiben, dass Personen mit Behinderungen gemaf§
den einschligigen nationalen Rechtsvorschriften und Gepflogenheiten ihres Wohnsitzlandes als solche anerkannt sein
miissen.

Die Mitgliedstaaten konnen das in Unterabsatz 1 genannte Recht auf alle Fahrgiste ausweiten. Machen Mitgliedstaaten von
dieser Moglichkeit Gebrauch, so miissen sie die Kommission davon in Kenntnis setzen. Die Europiische Eisenbahnagentur
veroffentlicht die Informationen zur Umsetzung der Verordnungen (EU) Nr. 454/2011 und (EU) Nr. 1300/2014 auf ihrer
Website.

Artikel 12
Durchgangsfahrkarten

(I)  Wenn Schienenpersonenverkehrsdienste des Fernverkehrs oder Schienenpersonenverkehrsdienste des Regionalver-
kehrs von einem einzigen Eisenbahnunternehmen betrieben werden, bietet dieses Unternchmen fiir diese Dienste Durch-
gangsfahrkarten an. Bei anderen Schienenpersonenverkehrsdiensten unternehmen Eisenbahnunternehmen alle zumutbaren
Anstrengungen, um Durchgangsfahrkarten anzubieten, und arbeiten zu diesem Zweck zusammen.

Fir die Zwecke von Unterabsatz 1 erstreckt sich der Ausdruck ,ein einziges Eisenbahnunternchmen“ auch auf alle
Eisenbahnunternehmen, die demselben Eigentiimer gehoren oder hundertprozentige Tochtergesellschaften eines der be-
teiligten Eisenbahnunternehmen sind.

(2)  Bei Fahrten, die einen oder mehrere Anschliisse umfassen, ist der Fahrgast vor dem Fahrkartenkauf dariiber zu
informieren, ob die Fahrkarte oder Fahrkarten als Durchgangsfahrkarte gilt bzw. gelten.

(3)  Fiir Reisen mit einem oder mehreren Anschliissen gilt bzw. gelten eine Fahrkarte oder mehrere Fahrkarten, die im
Rahmen einer einzigen geschiftlichen Transaktion bei einem Eisenbahnunternehmen erworben wird bzw. werden, als
Durchgangsfahrkarte, und das Eisenbahnunternehmen haftet nach den Artikeln 18, 19 und 20, wenn der Fahrgast einen
oder mehrere Anschliisse verpasst.

(4)  Wenn eine Fahrkarte oder mehrere Fahrkarten im Rahmen einer einzigen geschiftlichen Transaktion erworben wird
bzw. werden und der Fahrkartenverkdufer oder Reiseveranstalter die Fahrkarten auf eigene Initiative kombiniert hat, ist der
Fahrkartenverkdufer oder Reiseveranstalter, der die Fahrkarte oder Fahrkarten verkauft hat, fur die Erstattung des im
Rahmen dieser Transaktion fiir die Fahrkarte oder Fahrkarten gezahlten Gesamtbetrags zuziiglich einer Entschidigung in
Hohe von 75 % dieses Betrags haftbar, wenn der Fahrgast einen oder mehrere Anschliisse verpasst.

Das in Unterabsatz 1 genannte Recht auf Erstattung und Entschidigung gilt unbeschadet geltender nationaler Rechts-
vorschriften, die Fahrgisten weitergehenden Schadensersatz gewédhren.
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(5) Die in den Absitzen 3 und 4 genannten Haftungsanspriiche gelten nicht, wenn auf den Fahrkarten oder einer
anderen Unterlage oder in einem elektronischen Format auf eine Weise, die dem Fahrgast die Wiedergabe dieser Infor-
mation zur spiteren Verwendung ermdoglicht, angegeben ist, dass die Fahrkarten getrennte Beforderungsvertrige dar-
stellen, und der Fahrgast vor dem Kauf dariiber informiert wurde.

(6)  Die Beweislast dafiir, dass dem Fahrgast die in diesem Artikel genannten Informationen erteilt wurden, liegt bei
dem Eisenbahnunternehmen, dem Reiseveranstalter oder dem Fahrkartenverkiufer, das bzw. der die Fahrkarte oder
Fahrkarten verkauft hat.

(7)  Fur die Bearbeitung von unter Absatz 4 fallenden Anfragen und maglichen Beschwerden der Fahrgiste sind die
Fahrkartenverkdufer oder Reiseveranstalter zustindig. Die Zahlung der Erstattung und der Entschidigung gemafs Absatz 4
erfolgt binnen 30 Tagen nach Eingang des Antrags.

KAPITEL III
HAFTUNG VON EISENBAHNUNTERNEHMEN FUR FAHRGASTE UND DEREN GEPACK

Artikel 13
Haftung fiir Fahrgiste und Gepick
Vorbehaltlich der Bestimmungen dieses Kapitels und unbeschadet geltender nationaler Rechtsvorschriften, die Fahrgisten

weitergehenden Schadensersatz gewéhren, ist die Haftung von Eisenbahnunternehmen in Bezug auf Fahrgiste und deren
Gepick in Anhang I Titel IV Kapitel I, Il und IV sowie Titel VI und Titel VII geregelt.

Artikel 14
Versicherung und Haftungsdeckung

Ein Eisenbahnunternehmen muss im Einklang mit Artikel 22 der Richtlinie 2012/34/EU ausreichend versichert sein oder
tiber angemessene Biirgschaften zu marktiiblichen Konditionen verfugen, um die Haftpflicht zu decken.

Artikel 15

Vorschuss

(1)  Wird ein Fahrgast getotet oder verletzt, so zahlt das gemaff Anhang Artikel 26 Absatz 5 haftende Eisenbahn-
unternehmen unverziiglich, spitestens jedoch 15 Tage nach der Feststellung der Identitit der entschidigungsberechtigten
natiirlichen Person einen Vorschuss zur Deckung der unmittelbaren wirtschaftlichen Bediirfnisse, und zwar im Verhaltnis
zur Schwere des erlittenen Schadens.

(2)  Unbeschadet des Absatzes 1 belduft sich dieser Vorschuss im Todesfall auf einen Betrag von mindestens
21 000 EUR je Fahrgast.

(3)  Der Vorschuss stellt keine Haftungsanerkennung dar und kann mit spater auf der Grundlage dieser Verordnung
gezahlten Betridgen verrechnet werden; er kann nur zuriickgefordert werden, wenn der Schaden durch Vorsatz oder
Fahrlassigkeit des Fahrgasts verursacht wurde, oder wenn die Person, die den Vorschuss erhalten hat, keinen Entschadi-
gungsanspruch hatte.

Artikel 16
Bestreiten der Haftung
Selbst wenn das Eisenbahnunternehmen bestreitet, fiir Personenschiden, die einem von ihm beforderten Fahrgast ent-

standen sind, zu haften, unternimmt es alle zumutbaren Bemithungen zur Unterstiitzung des Fahrgasts im Zusammen-
hang mit der Geltendmachung seiner Schadensersatzanspriiche gegeniiber Dritten.
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KAPITEL IV
VERSPATUNGEN, VERPASSTE ANSCHLUSSE UND ZUGAUSFALLE

Artikel 17

Haftung fiir Verspitungen, verpasste Anschliisse und Zugausfille

Vorbehaltlich der Bestimmungen dieses Kapitels ist die Haftung der Eisenbahnunternehmen fiir Verspatungen, verpasste
Anschliisse und Zugausfille in Anhang I Titel IV Kapitel I geregelt.

Artikel 18

Erstattung oder Weiterreise mit geinderter Streckenfiithrung

(I)  Muss entweder bei der Abfahrt oder im Falle eines verpassten Anschlusses oder eines Zugausfalls verniinftigerweise
davon ausgegangen werden, dass bei Ankunft am Zielort gemafs Beforderungsvertrag die Verspitung 60 Minuten oder
mehr betragen wird, so bietet das Eisenbahnunternehmen, das den verspiteten oder ausfallenden Dienst betreibt, dem
Fahrgast unverziiglich an, sich fiir eine der folgenden Maoglichkeiten zu entscheiden, und trifft die dazu notwendigen
Vorkehrungen:

a) Erstattung des vollen Fahrpreises unter den Bedingungen, zu denen er entrichtet wurde, fiir den Teil oder die Teile der
Fahrt, der bzw. die nicht durchgefihrt wurde bzw. wurden, und fiir den Teil oder die Teile, der bzw. die bereits
durchgefithrt wurde bzw. wurden, wenn die Fahrt nach den urspriinglichen Reiseplidnen des Fahrgasts sinnlos gewor-
den ist, gegebenenfalls zusammen mit einer Riickfahrt zum ersten Ausgangspunkt bei nichster Gelegenheit;

b) Fortsetzung der Fahrt oder Weiterreise mit gednderter Streckenfithrung unter vergleichbaren Beforderungsbedingungen
bis zum Zielort bei nichster Gelegenheit;

¢) Fortsetzung der Fahrt oder Weiterreise mit gednderter Streckenfithrung unter vergleichbaren Beforderungsbedingungen
bis zum Zielort zu einem spiteren Zeitpunkt nach Wahl des Fahrgasts.

(2) Wenn fur die Zwecke von Absatz 1 Buchstabenb und ¢ eine vergleichbare gednderte Strecke von demselben
Eisenbahnunternehmen betrieben wird oder ein anderes Unternehmen mit der Bedienung der gednderten Strecke beauf-
tragt ist, entstehen dem Fahrgast dadurch keine zusdtzlichen Kosten. Diese Anforderung gilt auch, wenn die Weiterreise
mit gednderter Streckenfithrung die Beférderung in einer hoheren Klasse sowie die Benutzung alternativer Verkehrsmittel
einschliet. Seitens der Eisenbahnunternchmen sind angemessene Bemithungen zu unternchmen, um zusitzliches Um-
steigen zu vermeiden und sicherzustellen, dass Verlingerungen der Gesamtreisezeit moglichst kurz sind. Die Fahrgiste
diirfen nur dann auf Verkehrsmittel in einer niedrigeren Klasse herabgestuft werden, wenn diese die einzige anderweitige
Beforderungsmoglichkeit darstellen.

(3)  Unbeschadet des Absatzes 2 kann das Eisenbahnunternehmen sich auf Anfrage des Fahrgasts damit einverstanden
erkldren, dass der Fahrgast Vertrige mit anderen Anbietern von Verkehrsdiensten schliefSt, die es ihm ermoglichen, den
Zielort unter vergleichbaren Bedingungen zu erreichen; in diesem Fall erstatten das Eisenbahnunternehmen dem Fahrgast
die ihm entstandenen Kosten.

Wenn dem Fahrgast die verfiigbaren Optionen fiir eine Weiterreise mit gednderter Streckenfithrung nicht binnen 100 Mi-
nuten nach der planmifSigen Abfahrtszeit des verspiteten oder ausgefallenen Verkehrsdienstes oder des verpassten
Anschlusses mitgeteilt werden, ist der Fahrgast berechtigt, einen solchen Vertrag mit anderen Anbietern offentlicher
Verkehrsdienste mit der Eisenbahn, dem Reisebus oder dem Bus zu schlieBen. Das Eisenbahnunternehmen erstattet
dem Fahrgast die dadurch entstandenen notwendigen, angemessenen und zumutbaren Kosten.

Dieser Absatz beriihrt nicht die nationale Rechts- und Verwaltungsvorschriften, die Fahrgisten glinstigere Bedingungen fiir
die Weiterreise mit gednderter Streckenfithrung gewihren.
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(4)  Erbringer von Verkehrsdiensten fiir die Weiterreise mit gednderter Streckenfithrung bieten Personen mit Behin-
derungen und Personen mit eingeschrinkter Mobilitit vergleichbare Unterstiitzung und einen vergleichbaren barrierefreien
Zugang, wenn sie einen alternativen Verkehrsdienst anbieten. Sie kénnen Personen mit Behinderungen und Personen mit
eingeschrankter Mobilitdt alternative Dienste anbieten, die ihren Bediirfnissen entsprechen und die sich von den anderen
Fahrgisten angebotenen Diensten unterscheiden.

(5)  Die Zahlung von Erstattungen nach Absatz 1 Buchstabe a und Absatz 3 erfolgt binnen 30 Tagen nach Eingang des
Antrags. Die Mitgliedstaaten konnen Eisenbahnunternehmen zur Annahme solcher Antrdge tiber bestimmte Kommuni-
kationsmittel verpflichten, sofern die Verpflichtung keine Diskriminierung zur Folge hat. Die Erstattung kann in Form von
Gutscheinen undfoder der Erbringung anderer Leistungen erfolgen, sofern die Bedingungen dieser Gutscheine und/oder
Leistungen flexibel sind, insbesondere beziiglich des Giiltigkeitszeitraums und des Zielorts, und der Fahrgast sich damit
einverstanden erklirt, diese Gutscheine und/oder Leistungen zu akzeptieren. Der Erstattungsbetrag darf nicht um Kosten
der Finanztransaktion wie Gebiihren, Telefonkosten oder Porti gekiirzt werden.

(6)  Die Kommission erldsst bis zum 7. Juni 2023 einen Durchfithrungsrechtsakt mit einem einheitlichen Formular fiir
Antrage auf Erstattung gemaf$ dieser Verordnung. Dieses einheitliche Formular wird in einem fiir Personen mit Behin-
derungen und Personen mit eingeschrinkter Mobilitit zuginglichen Format erstellt. Dieser Durchfithrungsrechtsakt wird
gemafl dem in Artikel 38 Absatz 2 genannten Priifverfahren erlassen.

(7)  Fahrgiste haben das Recht, ihre Antrige unter Verwendung des in Absatz 6 genannten einheitlichen Formulars
einzureichen. Eisenbahnunternehmen diirfen Antrdge auf Erstattung nicht allein aus dem Grund ablehnen, dass der
Fahrgast dieses Formular nicht verwendet hat. Ist ein Antrag nicht prizise genug, so ersucht das Eisenbahnunternehmen
den Fahrgast um Klarstellung des Antrags und leistet ihm dabei Unterstiitzung.

Artikel 19
Entschidigung

(I)  Ohne das Recht auf Beforderung zu verlieren, hat ein Fahrgast bei Verspatungen Anspruch auf eine Entschidigung
durch das Eisenbahnunternehmen, wenn er zwischen dem auf der Fahrkarte oder Durchgangsfahrkarte angegebenen
Abfahrts- und Zielort eine Verspatung erleidet, fiir die keine Fahrpreiserstattung nach Artikel 18 erfolgt ist. Die Mindest-
entschidigung bei Verspdtungen betragt

a) 25 % des Preises der Fahrkarte bei einer Verspatung von 60 bis 119 Minuten;

b) 50 % des Preises der Fahrkarte ab einer Verspatung von 120 Minuten.

(2)  Absatz 1 gilt auch fiir Fahrgiste, die eine Zeitfahrkarte besitzen. Wenn diesen Fahrgasten wihrend der Giiltigkeits-
dauer ihrer Zeitfahrkarte wiederholt Verspatungen oder Zugausfille widerfahren, haben sie Anspruch auf eine angemes-
sene Entschidigung gemifl den Entschidigungsbedingungen des Eisenbahnunternehmens. In den Entschidigungsbedin-
gungen werden die Kriterien zur Bestimmung der Verspatung und fur die Berechnung der Entschidigung festgelegt. Treten
wihrend der Giiltigkeitsdauer der Zeitfahrkarte wiederholt Verspatungen von weniger als 60 Minuten auf, so kénnen diese
Verspatungen zusammengerechnet werden, und die Fahrgiste konnen dafir gemaf den Entschddigungsbedingungen des
Eisenbahnunternehmens entschidigt werden.

(3)  Unbeschadet des Absatzes 2 wird die Entschadigung fiir eine Verspitung im Verhiltnis zu dem vollen Preis
berechnet, den der Fahrgast fiir den verspiteten Verkehrsdienst tatsichlich entrichtet hat. Wurde der Beforderungsvertrag
fur eine Hin- und Riickfahrt abgeschlossen, so wird die Entschddigung fiir eine entweder auf der Hin- oder auf der
Riickfahrt aufgetretene Verspitung auf der Grundlage des Fahrpreises berechnet, der auf der Fahrkarte fiir die betreffende
Teilstrecke angegeben ist. Wenn der Fahrpreis fiir die Einzelstrecken der Reise nicht angegeben ist, wird die Entschddigung
dafur auf der Grundlage des halben entrichteten Fahrpreises berechnet. In gleicher Weise wird der Preis fiir einen
verspdteten Verkehrsdienst, der im Rahmen eines sonstigen Beforderungsvertrags, der den Fahrgast berechtigt, zwei
oder mehr aufeinanderfolgende Teilstrecken zu fahren, anteilig zum vollen Preis berechnet.
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(4)  Verspdtungen, fiir die das Eisenbahnunternehmen nachweisen kann, dass sie auferhalb der Union eingetreten sind,
werden bei der Berechnung der Verspatungsdauer nicht beriicksichtigt.

(5)  Die Kommission erldsst bis zum 7. Juni 2023 einen Durchfithrungsrechtsakt mit einem einheitlichen Formular fir
Antrage auf Entschddigung gemdf dieser Verordnung. Das einheitliche Formular wird in einem fur Personen mit Behin-
derungen und Personen mit eingeschrankter Mobilitdt zuginglichen Format erstellt. Dieser Durchfihrungsrechtsakt wird
gemill dem in Artikel 38 Absatz 2 genannten Priifverfahren erlassen.

(6) Die Mitgliedstaaten kénnen Eisenbahnunternehmen zur Annahme von Entschidigungsantrigen iiber bestimmte
Kommunikationsmittel verpflichten, sofern die Verpflichtung keine Diskriminierung zur Folge hat. Die Fahrgiste sind
berechtigt, ihre Antrige unter Verwendung des in Absatz 5 genannten einheitlichen Formulars einzureichen. Eisenbahn-
unternehmen diirfen Antrige auf Entschiddigung nicht allein aus dem Grund ablehnen, dass der Fahrgast dieses Formular
nicht verwendet hat. Ist ein Antrag nicht prizise genug, so ersucht das Eisenbahnunternechmen den Fahrgast um Klar-
stellung des Antrags und leistet ihm dabei Unterstiitzung.

(7)  Die Zahlung der Entschidigung erfolgt innerhalb von einem Monat nach Einreichung des Antrags auf Entschadi-
gung. Die Entschiddigung kann in Form von Gutscheinen und/oder anderen Leistungen erfolgen, sofern deren Bedingun-
gen flexibel sind, insbesondere beziiglich des Giiltigkeitszeitraums und des Zielorts. Die Entschadigung erfolgt auf Wunsch
des Fahrgasts in Form eines Geldbetrags.

(8)  Der Entschidigungsbetrag darf nicht um Kosten der Finanztransaktion wie Gebiihren, Telefonkosten oder Porti
gekiirzt werden. Die Eisenbahnunternehmen diirfen Mindestbetrige festlegen, unterhalb deren keine Entschddigungszah-
lungen vorgenommen werden. Dieser Mindestbetrag darf hochstens 4 EUR pro Fahrkarte betragen.

(9)  Fahrgaste haben keinen Anspruch auf Entschidigung, wenn sie bereits vor dem Fahrkartenkauf tiber eine Ver-
spatung informiert wurden oder wenn bei ihrer Ankunft am Zielort eine Verspatung aufgrund der Fortsetzung der Reise
mit einem anderen Verkehrsdienst oder mit gednderter Streckenfithrung weniger als 60 Minuten betragt.

(10)  Eisenbahnunternehmen sind nicht zur Zahlung einer Entschadigung verpflichtet, wenn sie nachweisen kénnen,
dass Verspdtungen, verpasste Anschliisse oder Zugausfille als direkte Folge von oder in untrennbarem Zusammenhang
mit folgenden Umstinden aufgetreten sind:

a) auflerhalb des Eisenbahnbetriebs liegende, aufergewohnliche Umstinde wie extreme Witterungsbedingungen, grof3e
Naturkatastrophen oder schwere Krisen im Bereich der offentlichen Gesundheit, die das Eisenbahnunternehmen trotz
Anwendung der nach Lage des Falles gebotenen Sorgfalt nicht vermeiden und deren Folgen es nicht abwenden konnte,

b) Verschulden des Fahrgasts oder

¢) Verhalten eines Dritten wie Betreten der Gleise, Kabeldiebstahl, Notfille im Zug, Strafverfolgungsmafinahmen, Sabo-
tage oder Terrorismus, das das Eisenbahnunternehmen trotz Anwendung der nach Lage des Falles gebotenen Sorgfalt
nicht vermeiden und dessen Folgen es nicht abwenden konnte.

Streiks des Personals des Eisenbahnunternehmens, Handlungen oder Unterlassungen eines anderen Unternehmens, das
dieselbe Eisenbahninfrastruktur nutzt, und Handlungen oder Unterlassungen der Infrastrukturbetreiber und Bahnhofs-
betreiber fallen nicht unter die Ausnahme nach Unterabsatz 1 Buchstabe c.
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Artikel 20
Hilfeleistung

(I)  Bei einer Verspitung bei der Abfahrt oder der Ankunft oder einem Zugausfall sind die Fahrgiste durch das
Eisenbahnunternehmen oder den Bahnhofsbetreiber tiber die Situation und die geschdtzte Abfahrts- und Ankunftszeit
des Verkehrsdienstes oder Ersatzverkehrsdienstes zu unterrichten, sobald diese Informationen zur Verfiigung stehen.
Wenn Fahrkartenverkdufer und Reiseveranstalter iiber solche Informationen verfigen, miissen auch sie dem Fahrgast
diese Informationen bereitstellen.

(2)  Belauft sich die Verspitung nach Absatz 1 auf 60 Minuten oder mehr oder im Falle eines Zugausfalls bietet das
Eisenbahnunternehmen, das den verspiteten oder ausgefallenen Dienst durchfiithrt, den Fahrgésten Folgendes kostenlos an:

a) Mahlzeiten und Erfrischungen in angemessenem Verhaltnis zur Wartezeit, sofern sie im Zug oder im Bahnhof ver-
fugbar oder unter Beriicksichtigung von Kriterien wie der Entfernung vom Lieferanten, der erforderlichen Lieferzeit und
der Kosten verniinftigerweise lieferbar sind;

b) die Unterbringung in einem Hotel oder einer anderweitigen Unterkunft und die Beforderung zwischen dem Bahnhof
und der Unterkunft in Fillen, in denen ein Aufenthalt von einer oder mehreren Nichten notwendig wird oder ein
zusitzlicher Aufenthalt notwendig wird, sofern dies praktisch durchfithrbar ist. In Fillen, in denen ein solcher Auf-
enthalt aufgrund der in Artikel 19 Absatz 10 genannten Umstinde erforderlich wird, kann das Eisenbahnunternehmen
die Dauer der Unterbringung auf hochstens drei Nachte begrenzen. Die Barrierefreiheitsanforderungen von Personen
mit Behinderungen und Personen mit eingeschrankter Mobilitit sowie die Bediirfnisse von Assistenzhunden sind nach
Moglichkeit zu beriicksichtigen;

¢) ist der Zug auf der Strecke blockiert, die Beférderung vom Zug zum Bahnhof, zu einem alternativen Abfahrtsort oder
zum Zielort des Verkehrsdienstes, sofern dies praktisch durchfithrbar ist.

(3)  Ist der Verkehrsdienst unterbrochen und besteht iiberhaupt oder innerhalb einer vertretbaren Frist keine Moglich-
keit zu seiner Fortsetzung, so bietet das Eisenbahnunternehmen so rasch wie moglich einen alternativen Verkehrsdienst
fur die Fahrgidste an und trifft die dazu notwendigen Vorkehrungen.

(4)  Die Eisenbahnunternehmen informieren die betroffenen Fahrgiste dariiber, wie sie eine Bestdtigung dafiir beantra-
gen, dass der Verkehrsdienst verspdtet war, zum Verpassen eines Anschlusses gefiihrt hat oder ausgefallen ist. Diese
Bestitigung gilt auch in Verbindung mit den Bestimmungen des Artikels 19.

(5)  Bei der Anwendung der Absitze 1 bis 4 richten die Eisenbahnunternehmen besonderes Augenmerk auf die Bediirf-
nisse von Personen mit Behinderungen und Personen mit eingeschrinkter Mobilitit, sowie von etwaigen Begleitpersonen
und Assistenzhunden.

(6)  Wenn gemdfl Artikel 13a Absatz 3 der Richtlinie 2012/34/EU Notfallpline aufgestellt werden, stimmen sich die
Eisenbahnunternehmen mit dem Bahnhofsbetreiber und dem Infrastrukturbetreiber ab, um diese fiir den Fall groferer
Storungen und grofler Verspatungen, die dazu fithren, dass eine betrachtliche Anzahl von Fahrgdsten im Bahnhof festsitzt,
vorzubereiten. In diesen Notfallplinen sind auch Anforderungen an den Zugang zu Warn- und Informationssystemen
festgelegt.
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KAPITEL V
PERSONEN MIT BEHINDERUNGEN UND PERSONEN MIT EINGESCHRANKTER MOBILITAT

Artikel 21

Anspruch auf Beférderung

(1)  Eisenbahnunternehmen und Bahnhofsbetreiber stellen unter aktiver Beteiligung von Vertretungsorganisationen und
gegebenenfalls von Vertretern von Personen mit Behinderungen und Personen mit eingeschrankter Mobilitdt nichtdis-
kriminierende Zugangsregeln fur die Beforderung von Personen mit Behinderungen, einschlieflich ihrer personlichen
Begleiter, die im Einklang mit den nationalen Gepflogenheiten als solche anerkannt sind, und Personen mit einge-
schrankter Mobilitdt auf. Diese Regeln tragen den Vereinbarungen gemaf Nummer 4.4.3 des Anhangs der Verordnung
(EU) Nr. 1300/2014 Rechnung, insbesondere in Bezug auf die Stelle, die fiir die Hilfeleistung fur Personen mit Behin-
derungen und Personen mit eingeschrinkter Mobilitdt zustindig ist.

(2)  Buchungen und Fahrkarten werden fiir Personen mit Behinderungen und Personen mit eingeschrinkter Mobilitdt
ohne Aufpreis angeboten. Ein Eisenbahnunternehmen, Fahrkartenverkdufer oder Reiseveranstalter darf sich nicht weigern,
eine Buchung einer Person mit Behinderung oder Person mit eingeschrinkter Mobilitidt zu akzeptieren oder ihr eine
Fahrkarte auszustellen, oder verlangen, dass sie von einer anderen Person begleitet wird, es sei denn, dies ist unbedingt
erforderlich, um den in Absatz 1 genannten Zugangsregeln nachzukommen.

Artikel 22

Information von Personen mit Behinderungen und Personen mit eingeschrinkter Mobilitit

(1)  Auf Anfrage informieren die Bahnhofsbetreiber, die Eisenbahnunternehmen, die Fahrkartenverkdufer oder die
Reiseveranstalter Personen mit Behinderungen und Personen mit eingeschrinkter Mobilitdt — auch in barrierefreien For-
maten gemifS den Bestimmungen der Verordnungen (EU) Nr. 454/2011 und (EU) Nr.1300/2014 und der Richtlinie
(EU) 2019/882 — iiber die Zuganglichkeit des Bahnhofs und der zugehorigen Einrichtungen, iiber Schienenverkehrsdienste
und die Bedingungen fiir den Zugang zu den Fahrzeugen gemiafl den in Artikel 21 Absatz 1 genannten Zugangsregeln
und informieren die Personen mit Behinderungen oder die Personen mit eingeschrankter Mobilitit iiber die Ausstattung
der Fahrzeuge.

(2)  Macht ein Eisenbahnunternehmen, Fahrkartenverkdufer oder Reiseveranstalter von der Ausnahmeregelung nach
Artikel 21 Absatz 2 Gebrauch, so informiert es bzw. er die betroffene Person mit Behinderung oder Person mit einge-
schrankter Mobilitdt auf Anfrage innerhalb von fiinf Werktagen nach der Ablehnung einer Buchung oder der Ausstellung
eines Fahrscheins oder der Auflage, von einer anderen Person begleitet zu werden, schriftlich iber die entsprechenden
Griinde. Das Eisenbahnunternehmen, der Fahrkartenverkdufer oder der Reiseveranstalter bemiiht sich nach besten Kriften,
um der betreffenden Person unter Beriicksichtigung ihres Bedarfs in Bezug auf Barrierefreiheit eine akzeptable Befor-
derungsalternative anzubieten.

(3)  In Bahnhofen, die nicht mit Personal ausgestattet sind, stellen Eisenbahnunternehmen und Bahnhofsbetreiber sicher,
dass im Einklang mit den in Artikel 21 Absatz 1 genannten Zugangsregeln leicht verfigbare Informationen — auch in
barrierefreien Formaten gemif§ den Bestimmungen der Verordnungen (EU) Nr. 454/2011 und (EU) Nr. 1300/2014 und
der Richtlinie (EU) 2019/882 — iber die ndchstgelegenen mit Personal ausgestatteten Bahnhofe und tiber direkt verfiigbare
Hilfeleistungen fiir Personen mit Behinderungen und Personen mit eingeschrinkter Mobilitdt angezeigt werden.

Attikel 23

Hilfeleistung an Bahnhofen und im Zug

(1)  Personen mit Behinderungen oder Personen mit eingeschrinkter Mobilitit erhalten folgende Hilfeleistung:

a) Der personliche Begleiter, der im Einklang mit den nationalen Gepflogenheiten als solcher anerkannt ist, darf zu einem
Sondertarif und gegebenenfalls kostenlos sowie — nach Moglichkeit — mit einem Sitzplatz neben der Person mit
Behinderung reisen.

b) Schreibt ein Eisenbahnunternehmen gemifS Artikel 21 Absatz 2 vor, dass ein Fahrgast im Zug begleitet werden muss,
so hat die Begleitperson Anspruch auf kostenlose Mitreise und — nach Moglichkeit — einen Sitzplatz neben der Person
mit Behinderung oder Person mit eingeschrankter Mobilitit.
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¢) Sie durfen von einem Assistenzhund gemaf8 den geltenden nationalen Rechtsvorschriften begleitet werden.

d) Wenn Ziige nicht mit Personal ausgestattet sind und am Bahnhof geschultes Personal im Dienst ist, sorgen Bahnhofs-
betreiber oder Eisenbahnunternehmen fiir kostenlose Hilfeleistungen beim Ein- und Aussteigen gemaf den in
Artikel 21 Absatz 1 genannten Zugangsregeln.

e) Der Bahnhofsbetreiber oder das Eisenbahnunternehmen sorgt dafiir, dass der Person bei Abfahrt, Umsteigen oder
Ankunft in einem mit Personal ausgestatteten Bahnhof in einer Weise, die ihr ermdglicht, in den Zug einzusteigen, in
den Anschlussverkehrsdienst, fur den sie eine Fahrkarte hat, umzusteigen oder aus dem Zug auszusteigen, kostenlos
Hilfe geleistet wird, sofern geschultes Personal im Dienst ist. Wurde der Hilfebedarf gemaf8 Artikel 24 Buchstabe a im
Voraus gemeldet, so stellt der Bahnhofsbetreiber oder das Eisenbahnunternehmen sicher, dass die angeforderte Hilfe-
leistung erbracht wird.

f) An nicht mit Personal ausgestatteten Bahnhofen sorgen Eisenbahnunternehmen fir kostenlose Hilfeleistung im Zug
und beim Ein- und Aussteigen, sofern geschultes Begleitpersonal im Zug ist.

g) Ist der Zug und der Bahnhof nicht mit geschultem Personal ausgestattet, so bemithen sich Bahnhofsbetreiber oder
Eisenbahnunternehmen nach besten Kriften, Personen mit Behinderungen und Personen mit eingeschrinkter Mobilitit
die Fahrt mit dem Zug zu ermoglichen.

h) Die Eisenbahnunternehmen unternehmen alle zumutbaren Bemithungen, um Personen mit Behinderungen und Per-
sonen mit eingeschrankter Mobilitit Zugang zu denselben Diensten im Zug wie anderen Fahrgisten zu gewdahren,
wenn sie diese Dienste nicht unabhangig und sicher nutzen konnen.

(2)  Mit den in Artikel 21 Absatz 1 genannten Regeln werden die Modalititen fiir die Ausiibung der in Absatz 1 des
vorliegenden Artikels genannten Rechte festgelegt.

Artikel 24

Voraussetzungen fiir das Erbringen von Hilfeleistungen

Eisenbahnunternehmen, Bahnhofsbetreiber, Fahrkartenverkiufer und Reiseveranstalter arbeiten bei der kostenlosen Hilfe-
leistung fiir Personen mit Behinderungen und Personen mit eingeschrinkter Mobilitit im Sinne der Artikel 21 und 23
durch Bereitstellung eines zentralen Meldesystems nach folgenden Vorgaben zusammen:

a) Die Hilfeleistung wird unter der Voraussetzung erbracht, dass der Hilfebedarf des Fahrgasts dem Eisenbahnunterneh-
men, dem Bahnhofsbetreiber, dem Fahrkartenverkiufer oder dem Reiseveranstalter, bei dem die Fahrkarte erworben
wurde, oder gegebenenfalls der zentralen Anlaufstelle gemaf8 Buchstabe f spdtestens 24 Stunden vor dem Zeitpunkt, zu
dem die Hilfeleistung benétigt wird, gemeldet wird. Eine einzige Meldung fiir eine Fahrt reicht aus. Solche Meldungen
werden an alle an der Beférderung der Person beteiligten Eisenbahnunternehmen und Bahnhofsbetreiber weitergeleitet.

Sie werden unabhingig vom verwendeten Kommunikationsmittel ohne zusitzliche Kosten entgegengenommen.

Im Falle einer Mehrfahrtenkarte oder Zeitfahrkarte ist eine einzige Meldung ausreichend, sofern geeignete Informatio-
nen iber den Zeitplan fiir die nachfolgenden Fahrten vorgelegt werden und die Meldung in jedem Fall spitestens
24 Stunden vor dem Zeitpunkt, zu dem die Hilfeleistung zuerst benétigt wird, erfolgt. Der Fahrgast oder sein Vertreter
unternimmt alle zumutbaren Bemithungen, um eine Annullierung nachfolgender Fahrten mindestens zwolf Stunden
im Voraus mitzuteilen.
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Mitgliedstaaten konnen eine Verlingerung der in den Unterabsitzen 1, 2 und 3 genannten 24-Stunden-Frist fiir
Meldungen auf bis zu 36 Stunden genehmigen, jedoch nicht iiber den 30.Juni 2026 hinaus. In diesen Fillen setzen
die Mitgliedstaaten die Kommission von der Genehmigung sowie von den Mafnahmen in Kenntnis, die zur Ver-
kiirzung der Frist getroffen werden oder geplant sind.

b) Eisenbahnunternehmen, Bahnhofsbetreiber, Fahrkartenverkdufer oder Reiseveranstalter ergreifen alle erforderlichen
Mafnahmen, um Meldungen entgegennehmen zu kénnen. Wenn Fahrkartenverkdufer diese Meldungen nicht bearbei-
ten konnen, geben sie alternative Verkaufsstellen oder alternative Moglichkeiten fur die Meldung an.

¢) Ist keine Meldung nach Buchstabe a erfolgt, so bemiihen sich das Eisenbahnunternehmen und der Bahnhofsbetreiber
nach besten Kriften, die Hilfeleistung so zu erbringen, dass die Person mit Behinderung oder Person mit einge-
schrinkter Mobilitdt ihre Reise durchfithren kann.

d) Unbeschadet Buchstabe f des vorliegenden Artikels benennt der Bahnhofsbetreiber oder eine andere befugte Person
Stellen, bei denen Personen mit Behinderungen und Personen mit eingeschrankter Mobilitit ihre Ankunft am Bahnhof
ankiindigen und Hilfeleistungen anfordern kénnen. Die Zustindigkeiten fiir die Benennung solcher Stellen und die
Bereitstellung entsprechender Informationen werden in den in Artikel 21 Absatz 1 genannten Zugangsregeln festgelegt.

e) Eine Hilfeleistung wird nur erbracht, wenn sich die Person mit Behinderung oder Person mit eingeschrankter Mobilitit
zu dem Zeitpunkt, der von dem die Hilfeleistung erbringenden Eisenbahnunternehmen oder Bahnhofsbetreiber fest-
gelegt wurde, an dem festgelegten Ort einfindet. Der festgelegte Zeitpunkt darf hochstens 60 Minuten vor der fahr-
planmifigen Abfahrtzeit oder vor dem Zeitpunkt liegen, zu dem alle Fahrgdste ersucht werden, anwesend zu sein.
Wenn kein Zeitpunkt festgelegt wurde, zu dem sich die Person mit Behinderung oder Person mit eingeschrankter
Mobilitit einfinden soll, hat sich diese Person spitestens 30 Minuten vor der fahrplanmifigen Abfahrtzeit oder vor
dem Zeitpunkt, zu dem alle Fahrgaste ersucht werden, anwesend zu sein, an dem festgelegten Ort einzufinden.

f) Die Mitgliedstaaten konnen vorschreiben, dass Bahnhofsbetreiber und Eisenbahnunternehmen in ihrem Hoheitsgebiet
zusammenarbeiten, um zentrale Anlaufstellen fiir Personen mit Behinderungen und Personen mit eingeschrinkter
Mobilitdt einzurichten und zu betreiben. Die Bedingungen fiir den Betrieb der zentralen Anlaufstelle werden in den
Zugangsregeln gemifs Artikel 21 Absatz 1 festgelegt. Die zentralen Anlaufstellen sind verpflichtet,

i) Antrige auf Hilfeleistung an Bahnhofen entgegenzunehmen,

ii) einzelne Antrage auf Hilfeleistung an Bahnhofsbetreiber und Eisenbahnunternehmen weiterzuleiten und

ili) Informationen zur Barrierefreiheit bereitzustellen.

Artikel 25
Entschidigung fiir Mobilititshilfen, Hilfsmittel und Assistenzhunde
(1)  Verursachen Eisenbahnunternehmen und Bahnhofsbetreiber den Verlust oder die Beschddigung von Mobilitits-
hilfen, einschlieflich Rollstithlen, und Hilfsmitteln oder den Verlust oder die Verletzung von Assistenzhunden, die von

Personen mit Behinderungen und Personen mit eingeschrinkter Mobilitit verwendet werden, so haften sie fiir diese
Verluste, Beschiadigungen oder Verletzungen und leisten dafiir unverziiglich Schadensersatz. Dieser Schadenersatz umfasst:

a) die Kosten fiir den Ersatz oder die Reparatur von beschidigten Mobilititshilfen oder Hilfsmitteln, die verloren
gegangen oder beschidigt wurden;

b) die Wiederbeschaffungskosten oder Behandlungskosten eines Assistenzhundes, der verloren ging oder verletzt wurde;
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¢) angemessene Kosten fiir einen voriibergehenden Ersatz fur Mobilititshilfen, Hilfsmittel oder Assistenzhunde, wenn das
Eisenbahnunternehmen oder der Bahnhofsbetreiber nicht gemifl Absatz 2 Ersatz zur Verfugung stellt.

(2)  Bei Anwendung von Absatz 1 unternehmen Eisenbahnunternehmen und Bahnhofsbetreiber ziigig alle zumutbaren
Bemithungen, um den umgehend bendtigten voriibergehenden Ersatz fur Mobilittshilfen oder Hilfsmittel zur Verfiigung
zu stellen. Der Person mit Behinderung oder Person mit eingeschrinkter Mobilitdt wird gestattet, diese als voriiber-
gehender Ersatz iiberlassenen Ausriistungen oder Hilfsmittel bis zur Auszahlung der in Absatz 1 genannten Entschadi-
gung zu behalten.

Artikel 26

Schulung des Personals

(1)  Eisenbahnunternehmen und Bahnhofsbetreiber stellen sicher, dass das gesamte Personal — einschlieflich des neu
eingestellten Personal —, das im Rahmen seiner reguliren Aufgaben Personen mit Behinderungen und Personen mit
eingeschrankter Mobilitit direkte Hilfe leistet, in Bezug auf Behinderungen geschult wird, sodass das Personal weifs,
wie den Bediirfnissen von Personen mit Behinderungen und Personen mit eingeschrankter Mobilitit entsprochen wird.

Sie fihren aulerdem Schulungen und regelmifige Auffrischungskurse des gesamten an Bahnhofen oder in Ziigen
beschaftigten Personals mit direktem Kontakt zum Reisepublikum durch, um dieses fiir die Bediirfnisse von Personen
mit Behinderungen und Personen mit eingeschrinkter Mobilitdt zu sensibilisieren.

(2)  Eisenbahnunternehmen und Bahnhofsbetreiber konnen die Teilnahme von Beschiftigten mit Behinderungen an den
Schulungen gemifs Absatz 1 genehmigen und die Teilnahme von Fahrgisten mit Behinderungen und Fahrgdsten mit
eingeschrankter Mobilitdt undfoder von Verbdnden, die diese vertreten, an den Schulungen erwigen.

KAPITEL VI
SICHERHEIT, BESCHWERDEN UND DIENSTQUALITAT

Artikel 27

Personliche Sicherheit der Fahrgiste

Im Einvernechmen mit den staatlichen Stellen ergreifen das Eisenbahnunternehmen, der Infrastrukturbetreiber und der
Bahnhofsbetreiber in ihrem jeweiligen Zustindigkeitsbereich geeignete Mafinahmen, um die personliche Sicherheit der
Fahrgiste in den Bahnhofen und in den Ziigen zu gewihrleisten und Risikomanagement zu betreiben, und passen diese
Mafinahmen an das von den staatlichen Stellen festgelegte Sicherheitsniveau an. Sie arbeiten zusammen und tauschen
Informationen iiber bewéhrte Verfahren zur Verhinderung von Handlungen aus, die das Sicherheitsniveau beeintrachtigen
konnen.

Artikel 28

Beschwerden

(1) Jedes Eisenbahnunternehmen und jeder Betreiber eines Bahnhofs mit im Jahresdurchschnitt mehr als 10 000 Fahr-
gisten pro Tag richtet ein Verfahren zur Beschwerdebearbeitung im Zusammenhang mit den unter diese Verordnung
fallenden Rechten und Pflichten in ihren jeweiligen Zustdndigkeitsbereichen ein. Sie machen unter den Fahrgisten weithin
bekannt, wie diese mit ihrer Beschwerdestelle in Verbindung treten konnen und welche Sprachen ihre Arbeitssprachen
sind. Dieses Verfahren gilt nicht fiir die Zwecke des Kapitels III.

(2)  Fahrgiste konnen ihre Beschwerde mittels des in Absatz 1 genannten Verfahrens bei jedem Eisenbahnunternehmen
oder Bahnhofsbetreiber — je nach Zustindigkeitsbereich — einreichen. Eine solche Beschwerde muss innerhalb von drei
Monaten nach dem Vorfall, auf den sich die Beschwerde bezieht, eingereicht werden. Der Adressat gibt innerhalb eines
Monats nach Eingang der Beschwerde eine mit Griinden versehene Antwort oder teilt — in begriindeten Fillen — dem
Fahrgast mit, dass innerhalb eines Zeitraums von hochstens drei Monaten ab dem Tag des Eingangs der Beschwerde
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Antwort ergeht. Eisenbahnunternehmen und Bahnhofsbetreiber bewahren die zur Priifung der Beschwerde erforderlichen
Daten fiir die Dauer des gesamten Beschwerdeverfahrens einschlieflich der Beschwerdeverfahren im Sinne der Artikel 33
und 34 auf und stellen sie den nationalen Durchsetzungsstellen auf Anfrage zur Verfiigung.

(3)  Die Einzelheiten des Beschwerdeverfahrens miissen offentlich zuginglich sein, auch fiir Personen mit Behinderun-
gen und Personen mit eingeschriankter Mobilitit. Diese Informationen sollten auf Antrag mindestens in der offiziellen
Landessprache bzw. den offiziellen Landessprachen des Mitgliedstaats erhiltlich sein, in dem das Eisenbahnunternehmen
tatig ist.

(4)  Das Eisenbahnunternehmen verdffentlicht in dem in Artikel 29 Absatz 2 genannten Bericht die Zahl und die Art
der eingegangenen und der bearbeiteten Beschwerden, die Beantwortungsdauer und durchgefiihrte Abhilfemainahmen.

Artikel 29

Dienstqualititsnormen

(1) Die Eisenbahnunternehmen stellen Dienstqualititsnormen auf und wenden ein Qualititsmanagementsystem zur
Aufrechterhaltung der Dienstqualitdt an. Die Dienstqualititsnormen haben mindestens die in Anhang III aufgefiihrten
Bereiche abzudecken.

(2)  Eisenbahnunternehmen tiberwachen die eigene Leistung anhand der Dienstqualititsnormen. Bis zum 30. Juni 2023
und danach alle zwei Jahre veroffentlichen sie auf ihrer Website einen Bericht iiber ihre Dienstqualitit. Diese Berichte
werden auch iiber die Website der Eisenbahnagentur der Europidischen Union zuginglich gemacht.

(3)  Die Bahnhofsbetreiber stellen Dienstqualititsnormen auf der Grundlage der in Anhang IIl aufgefiihrten einschlagi-
gen Bereiche auf. Sie iiberwachen ihre Leistung anhand dieser Normen und gewihren den nationalen Behorden auf
Anfrage Zugang zu ihren Leistungsdaten.

KAPITEL VII

INFORMATION UND DURCHSETZUNG

Artikel 30

Information der Fahrgiste iiber ihre Rechte

(1)  Beim Verkauf von Eisenbahnfahrkarten informieren Eisenbahnunternehmen, Bahnhofsbetreiber, Fahrkartenverkdufer
und Reiseveranstalter die Fahrgdste iiber ihre aus dieser Verordnung erwachsenden Rechte und Pflichten. Um dieser
Informationspflicht nachzukommen, konnen sie eine Zusammenfassung der Bestimmungen dieser Verordnung verwen-
den, die die Kommission in allen Amtssprachen der Union erstellt und ihnen zur Verfugung stellt. Sie stellen diese
Informationen entweder in Papierform oder in elektronischem Format oder in einer anderen Form — auch in barrierefreien
Formaten gemdfl den Bestimmungen der Richtlinie (EU) 2019/882 und der Verordnung (EU) Nr. 1300/2014- zur Ver-
figung. Sie geben an, wo solche Informationen im Fall von Zugausfillen, verpassten Anschliissen oder grolen Ver-
spatungen erhaltlich sind.

(2)  Eisenbahnunternehmen und Bahnhofsbetreiber unterrichten die Fahrgiste im Bahnhof, im Zug und auf ihrer
Website angemessen — auch in barrierefreien Formaten gemidfl den Bestimmungen der Richtlinie (EU) 2019/882 und
der Verordnung (EU) Nr. 1300/2014 — iiber ihre aus dieser Verordnung erwachsenden Rechte und Pflichten und iiber
die Kontaktdaten der gemafl Artikel 31 von den Mitgliedstaaten benannten Stelle oder Stellen.
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Artikel 31

Benennung nationaler Durchsetzungsstellen

(1)  Jeder Mitgliedstaat benennt eine oder mehrere fiir die Durchsetzung dieser Verordnung zustindige Stellen. Jede
dieser Stellen ergreift die notwendigen Mafnahmen, um sicherzustellen, dass die Rechte der Fahrgiste gewahrt werden.

(2)  Jede Stelle ist in Aufbau, Finanzierung, Rechtsstruktur und Entscheidungsfindung von den Infrastrukturbetreibern,
den Entgelt erhebenden Stellen, den Zuweisungsstellen und den Eisenbahnunternehmen unabhingig.

(3)  Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission die gemdfl diesem Artikel benannte Stelle oder benannten Stellen und
ihre jeweiligen Zustindigkeiten mit. Die Kommission und die benannten Stellen veroffentlichen diese Informationen auf
ihren Websites.

(4)  Fur Zypern oder Malta gelten die Durchsetzungspflichten, die in diesem Kapitel in Bezug auf Bahnhofsbetreiber und
Infrastrukturbetreiber vorgesehen sind, nicht, solange in ihrem jeweiligen Hoheitsgebiet kein Eisenbahnsystem besteht,
und in Bezug auf Eisenbahnunternehmen nicht, solange kein Eisenbahnunternehmen von einer von Zypern oder Malta
gemifl Artikel 2 Absatz 1 benannten Genehmigungsbehorde zugelassen wurde.

Artikel 32

Durchsetzungsaufgaben

(1)  Die nationalen Durchsetzungsstellen iiberwachen die Einhaltung dieser Verordnung, einschlieflich - soweit in
dieser Verordnung auf sie Bezug genommen wird — der Verordnungen (EU) Nr.454/2011 und (EU) Nr. 1300/2014,
genau und ergreifen die zur Wahrung der Fahrgastrechte erforderlichen Mafinahmen.

(2)  Zum Zwecke des Absatzes 1 stellen Eisenbahnunternehmen, Bahnhofsbetreiber und Infrastrukturbetreiber, Fahr-
kartenverkdufer und Reiseveranstalter den nationalen Durchsetzungsstellen auf Anfrage unverziiglich und spitestens
innerhalb eines Monats nach Eingang der Anfrage alle einschligigen Unterlagen und Informationen zur Verfiigung. In
komplizierten Fillen kann die nationale Durchsetzungsstelle diese Frist auf hochstens drei Monate nach Eingang der
Anfrage verlingern. Bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben beriicksichtigen die nationalen Durchsetzungsstellen auch die
Informationen, die ihnen von der nach Artikel 33 zur Beschwerdebearbeitung benannten Stelle ibermittelt werden, sofern
es sich um eine andere Stelle handelt. Sie kénnen auch tiber Durchsetzungsmaflnahmen aufgrund von Einzelbeschwerden,
die von einer solchen Stelle tibermittelt werden, entscheiden.

(3)  Alle zwei Jahre veroffentlichen die nationalen Durchsetzungsstellen bis zum 30. Juni des folgenden Kalenderjahres
Berichte mit Statistiken wiber ihre Tatigkeit, auch mit Angaben iiber verhidngte Sanktionen. Diese Berichte werden auch
iiber die Website der Eisenbahnagentur der Europdischen Union zuginglich gemacht.

(4)  Die Eisenbahnunternehmen teilen der nationalen Durchsetzungsstelle bzw. den nationalen Durchsetzungsstellen der
Mitgliedstaaten, in denen Sie titig sind, ihre Kontaktdaten mit.

Artikel 33

Beschwerdebearbeitung durch die nationalen Durchsetzungsstellen und andere Stellen

(I)  Unbeschadet der Rechte der Verbraucher, alternative Rechtsbehelfe gemif der Richtlinie 2013/11/EU des
Europdischen Parlaments und des Rates (1°) in Anspruch zu nehmen, kann der Fahrgast, nachdem er erfolglos Beschwerde
nach Artikel 28 beim Eisenbahnunternehmen oder Bahnhofsbetreiber eingereicht hat, binnen drei Monaten nach Erhalt
der Information, dass die urspriingliche Beschwerde zuriickgewiesen wird, Beschwerde bei der nationalen Durchsetzungs-
stelle oder bei jeder anderen nach Absatz 2 des vorliegenden Artikels benannten Stelle einlegen. Wenn binnen drei
Monaten nach Einreichung der urspriinglichen Beschwerde keine Antwort ergeht, hat der Fahrgast das Recht, bei der
nationalen Durchsetzungsstelle oder bei jeder anderen nach Absatz 2 benannten Stelle Beschwerde einzulegen. Bei Bedarf
klart diese Stelle den Beschwerdefithrer iiber sein Recht auf, Beschwerde bei einer alternativen Streitbeilegungsstelle
einzulegen, um individuellen Rechtsschutz zu erlangen.

(*) Richtlinie 2013/11/EU des Europdischen Parlaments und des Rates vom 21.Mai 2013 iiber die alternative Beilegung verbraucher-
rechtlicher Streitigkeiten und zur Anderung der Verordnung (EG) Nr. 2006/2004 und der Richtlinie 2009/22/EG (ABL L 165 vom
18.6.2013, S. 63).
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(2)  Jeder Fahrgast kann eine Beschwerde iiber einen mutmaflichen Verstofl gegen diese Verordnung entweder bei der
nationalen Durchsetzungsstelle oder bei jeder anderen von einem Mitgliedstaat zu diesem Zweck benannten Stelle
einreichen.

(3)  Die nationale Durchsetzungsstelle oder jede andere nach Absatz 2 benannte Stelle bestdtigt den Eingang der
Beschwerde innerhalb von zwei Wochen nach deren Empfang. Das Beschwerdeverfahren darf ab dem Zeitpunkt der
Eroffnung der Beschwerdeakte hochstens drei Monate dauern. In komplizierten Fillen kann die Stelle diese Dauer auf
sechs Monate verlingern. In diesem Fall unterrichtet sie die Fahrgiste tiber die Griinde der Verlingerung und die
voraussichtlich benotigte Zeit bis zum Abschluss des Verfahrens. Nur Verfahren, die ein Gerichtsverfahren umfassen,
diirfen linger als sechs Monate dauern. Ist die Stelle gleichzeitig auch eine alternative Streitbeilegungsstelle gemif8 der
Richtlinie 2013/11/EU, so gehen die in jener Richtlinie festgelegten Fristen vor.

Das Beschwerdeverfahren muss fiir Personen mit Behinderungen und Personen mit eingeschrinkter Mobilitdt barrierefrei
zuginglich sein.

(4)  Beschwerden von Fahrgisten iiber einen Vorfall, an dem ein Eisenbahnunternehmen beteiligt ist, werden von der
nationalen Durchsetzungsstelle oder jeder anderen nach Absatz 2 benannten Stelle des Mitgliedstaats bearbeitet, der dem
betreffenden Eisenbahnunternechmen die Genehmigung erteilt hat.

(5)  Bezieht sich eine Beschwerde auf mutmafSliche Verstole durch einen Bahnhofsbetreiber oder Infrastrukturbetreiber,
so wird die Beschwerde von der nationalen Durchsetzungsstelle oder jeder anderen nach Absatz 2 benannten Stelle des
Mitgliedstaats bearbeitet, in dessen Hoheitsgebiet sich der Vorfall ereignet hat.

(6)  Im Rahmen der Zusammenarbeit nach Artikel 34 kénnen die nationalen Durchsetzungsstellen von den Absitzen 4
oder 5 des vorliegenden Artikels oder von beiden Absitzen abweichen, wenn dies aus gerechtfertigten Griinden, ins-
besondere im Zusammenhang mit der Sprache oder dem Wohnsitz, im Interesse des Fahrgasts liegt.

Artikel 34

Informationsaustausch  und  grenziiberschreitende = Zusammenarbeit  zwischen den  nationalen
Durchsetzungsstellen

(I)  Werden unterschiedliche Stellen gemdfl den Artikeln 31 und 33 benannt, so wird ein Berichterstattungsmecha-
nismus fir den Informationsaustausch zwischen diesen Stellen gemif der Verordnung (EU) 2016/679 eingerichtet, um
den nationalen Durchsetzungsstellen die Wahrnehmung ihrer Aufsichts- und Durchsetzungsaufgaben zu erleichtern und
damit die nach Artikel 33 benannte Beschwerdestelle die Informationen einholen kann, die sie fiir die Priifung von
Einzelbeschwerden benotigt.

(2)  Die nationalen Durchsetzungsstellen tauschen zu Koordinierungszwecken Informationen iiber ihre Arbeit und
Entscheidungsgrundsitze und -praktiken aus. Die Kommission unterstiitzt sie bei dieser Aufgabe.

(3)  In komplizierten Fillen, die z. B. mehrere Beschwerden oder mehrere Betreiber, grenziiberschreitende Fahrten oder
Unfille im Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaats als dem, der dem Unternechmen die Genehmigung erteilt hat,
betreffen, und insbesondere wenn unklar ist, welche nationale Durchsetzungsstelle zustdndig ist, oder wenn die Beilegung
der Beschwerde so erleichtert oder beschleunigt werden konnte, arbeiten die nationalen Durchsetzungsstellen zusammen
und bestimmen eine federfithrende Stelle, die als zentrale Anlaufstelle fiir Fahrgaste dient. Alle beteiligten nationalen
Durchsetzungsstellen arbeiten zusammen, um die Beilegung der Beschwerde zu erleichtern, einschlieflich durch Aus-
tausch von Informationen, Unterstiitzung bei der Ubersetzung von Unterlagen und Ubermittlung von Informationen iiber
die Umstande der Vorfille. Den Fahrgisten wird mitgeteilt, welche Stelle als federfihrende Stelle fungiert.
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KAPITEL VIII
SCHLUSSBESTIMMUNGEN

Artikel 35

Sanktionen

(1)  Die Mitgliedstaaten legen fur Verstofle gegen diese Verordnung Sanktionen fest und treffen die zu ihrer Anwendung
erforderlichen Mafnahmen. Die Sanktionen miissen wirksam, verhaltnismafig und abschreckend sein. Die Mitgliedstaaten
teilen der Kommission diese Vorschriften und Mafinahmen mit und melden ihr spitere Anderungen unverziiglich.

(2)  Im Rahmen der Zusammenarbeit nach Artikel 34 untersucht die fiir die Zwecke des Artikels 33 Absatz 4 oder 5
zustindige nationale Durchsetzungsstelle auf Ersuchen der nationalen Durchsetzungsstelle, die die Beschwerde bearbeitet,
den von dieser Stelle festgestellten Verstofl gegen diese Verordnung und verhidngt erforderlichenfalls Sanktionen.

Artikel 36
Befugnisiibertragung

Der Kommission wird die Befugnis iibertragen, gemif Artikel 37 zur Anderung dieser Verordnung delegierte Rechtsakte
zu erlassen, um

a) Anpassungen der in Artikel 15 Absatz 2 genannten Betrige vorzunehmen, um den Anderungen des von der Kommis-
sion (Eurostat) veroffentlichten EU-weiten harmonisierten Verbraucherpreisindex mit Ausnahme von Energie und
unverarbeiteten Lebensmitteln Rechnung zu tragen;

b) zur Beriicksichtigung von Anderungen der einheitlichen Rechtsvorschriften fiir den Vertrag iiber die internationale
Eisenbahnbef6rderung von Personen und Gepick (CIV) in Anhang A des Ubereinkommens iiber den internationalen
Eisenbahnverkehr (COTIF) Anhang I zu dndern.

Artikel 37
Ausiibung der Befugnisiibertragung

(1)  Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte wird der Kommission unter den in diesem Artikel festgelegten
Bedingungen iibertragen.

(2)  Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte gemafs Artikel 36 wird der Kommission fiir einen Zeitraum von fiinf
Jahren ab dem 6. Juni 2021 tibertragen. Die Kommission erstellt spatestens neun Monate vor Ablauf des Zeitraums von
funf Jahren einen Bericht iiber die Befugnisiibertragung. Die Befugnisiibertragung verlangert sich stillschweigend um
Zeitraume gleicher Linge, es sei denn, das Europdische Parlament oder der Rat widersprechen einer solchen Verlingerung
spétestens drei Monate vor Ablauf des jeweiligen Zeitraums.

(3)  Die Befugnisiibertragung gemaf8 Artikel 36 kann vom Europaischen Parlament oder vom Rat jederzeit widerrufen
werden. Der Beschluss {iber den Widerruf beendet die Ubertragung der in diesem Beschluss angegebenen Befugnis. Er
wird am Tag nach seiner Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union oder zu einem im Beschluss iiber den
Widerruf angegebenen spiteren Zeitpunkt wirksam. Die Giltigkeit von delegierten Rechtsakten, die bereits in Kraft sind,
wird von dem Beschluss tiber den Widerruf nicht beriihrt.

(4)  Vor dem Erlass eines delegierten Rechtsakts konsultiert die Kommission die von den einzelnen Mitgliedstaaten
benannten Sachverstindigen im Einklang mit den in der Interinstitutionellen Vereinbarung vom 13. April 2016 iiber
bessere Rechtsetzung niedergelegten Grundsitzen.

(5) Sobald die Kommission einen delegierten Rechtsakt erldsst, tibermittelt sie ihn gleichzeitig dem Europiischen
Parlament und dem Rat.

(6)  Ein delegierter Rechtsakt, der gemifl Artikel 36 erlassen wurde, tritt nur in Kraft, wenn weder das Europiische
Parlament noch der Rat innerhalb einer Frist von zwei Monaten nach Ubermittlung dieses Rechtsakts an das Europische
Parlament und den Rat Einwinde erhoben haben oder wenn vor Ablauf dieser Frist das Europdische Parlament und der
Rat beide der Kommission mitgeteilt haben, dass sie keine Einwidnde erheben werden. Auf Initiative des Europdischen
Parlaments oder des Rates wird diese Frist um zwei Monate verldngert.
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Artikel 38

Ausschussverfahren

(1)  Die Kommission wird von einem Ausschuss unterstiitzt. Dieser Ausschuss ist ein Ausschuss im Sinne der Ver-
ordnung (EU) Nr. 182/2011.

(2)  Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gilt Artikel 5 der Verordnung (EU) Nr. 182/2011.

Artikel 39

Berichterstattung

Bis zum 7. Juni 2026 erstattet die Kommission dem Europiischen Parlament und dem Rat tiber die Durchfithrung der
Verordnung und deren Ergebnisse Bericht.

Dem Bericht werden die gemdf dieser Verordnung erteilten Informationen zugrunde gelegt. Erforderlichenfalls werden
dem Bericht geeignete Vorschlige beigefiigt.

Artikel 40
Aufhebung

Die Verordnung (EG) Nr. 1371/2007 wird mit Wirkung vom 7. Juni 2023 aufgehoben.

Bezugnahmen auf die aufgehobene Verordnung gelten als Bezugnahmen auf die vorliegende Verordnung und sind nach
Maflgabe der Entsprechungstabelle in Anhang IV zu lesen.

Artikel 41
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veroffentlichung im Amitsblatt der Europdischen Union in Kraft.
Sie gilt ab dem 7. Juni 2023.

Artikel 6 Absatz 4 gilt jedoch ab dem 7. Juni 2025.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Geschehen zu Briissel am 29. April 2021.
Im Namen des Europdischen Parlaments Im Namen des Rates

Der Prisident Der Prisident
D.M. SASSOLI A.P. ZACARIAS
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ANHANG I

AUSZUG AUS DEN EINHEITLICHEN RECHTSVORSCHRIFTEN FUR DEN VERTRAG UBER DIE
INTERNATIONALE EISENBAHNBEFORDERUNG VON PERSONEN UND GEPACK (CIV)

Anhang A zum Ubereinkommen iiber den internationalen Eisenbahnverkehr (COTIF) vom 9. Mai 1980, gedndert durch
das Protokoll vom 3.Juni 1999 betreffend die Anderung des Ubereinkommens iiber den internationalen
Eisenbahnverkehr

TITEL I
ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN
Artikel 3
Begriffsbestimmungen

Fiir Zwecke dieser Einheitlichen Rechtsvorschriften bezeichnet der Ausdruck

a) ,Beforderer” den vertraglichen Beforderer, mit dem der Reisende den Beforderungsvertrag gemafS diesen Einheitlichen
Rechtsvorschriften geschlossen hat, oder einen aufeinanderfolgenden Beforderer, der auf der Grundlage dieses Vertrags
haftet;

b) ,ausfithrender Beforderer” einen Beférderer, der mit dem Reisenden den Beforderungsvertrag nicht geschlossen hat,
dem aber der Beforderer gemifl Buchstabe a die Durchfithrung der Beforderung auf der Schiene ganz oder teilweise
iibertragen hat;

o) ,Allgemeine Beforderungsbedingungen” die in Form von Allgemeinen Geschiftsbedingungen oder Tarifen in jedem
Mitgliedstaat zu Recht bestehenden Bedingungen des Beforderers, die mit Abschluss des Beforderungsvertrages dessen
Bestandteil geworden sind;

d) ,Fahrzeug® Kraftfahrzeuge oder Anhinger, die aus Anlass einer Personenbeférderung befordert werden.

TITEL Il
ABSCHLUSS UND AUSFUHRUNG DES BEFORDERUNGSVERTRAGES
Artikel 6
Beforderungsvertrag

(1) Durch den Beforderungsvertrag wird der Beforderer verpflichtet, den Reisenden sowie gegebenenfalls Reisegepack
und Fahrzeuge zum Bestimmungsort zu befordern und das Reisegepdck und die Fahrzeuge am Bestimmungsort aus-
zuliefern.

(2)  Der Beforderungsvertrag ist in einem oder mehreren Beférderungsausweisen festzuhalten, die dem Reisenden aus-
zuhdndigen sind. Unbeschadet des Artikels 9 beriihrt jedoch das Fehlen, die Mangelhaftigkeit oder der Verlust des
Beforderungsausweises weder den Bestand noch die Giiltigkeit des Vertrags, der weiterhin diesen Einheitlichen Rechts-
vorschriften unterliegt.

(3)  Der Beforderungsausweis dient bis zum Beweis des Gegenteils als Nachweis fiir den Abschluss und den Inhalt des
Beforderungsvertrages.

Artikel 7
Beforderungsausweis

(I)  Die Allgemeinen Beférderungsbedingungen bestimmen Form und Inhalt der Beférderungsausweise sowie die Spra-
che und die Schriftzeichen, die beim Druck und beim Ausfiillen zu verwenden sind.

(2)  In den Beforderungsausweis sind mindestens einzutragen:
a) der Beforderer oder die Beforderer;

b) die Angabe, dass die Beforderung auch bei einer gegenteiligen Abmachung diesen Einheitlichen Rechtsvorschriften
unterliegt; dies kann durch die Abkiirzung CIV geschehen;

¢) jede andere Angabe, die notwendig ist, um Abschluss und Inhalt des Beforderungsvertrages zu beweisen, und die es
dem Reisenden erlaubt, die Rechte aus diesem Vertrag geltend zu machen.

(3)  Der Reisende hat sich bei der Entgegennahme des Beforderungsausweises zu vergewissern, ob dieser seinen
Angaben gemiaf$ ausgestellt ist.



L 172/32 Amtsblatt der Europdischen Union 17.5.2021

(4)  Der Beforderungsausweis ist tibertragbar, wenn er nicht auf den Namen lautet und die Reise noch nicht angetreten
ist.

(5)  Der Beforderungsausweis kann auch in elektronischen Datenaufzeichnungen bestehen, die in lesbare Schriftzeichen
umwandelbar sind. Die zur Aufzeichnung und Verarbeitung der Daten verwendeten Verfahren miissen, insbesondere
hinsichtlich der Beweiskraft des verkorperten Beforderungsausweises, funktional gleichwertig sein.

Artikel 8
Zahlung und Erstattung des Beforderungspreises

(I)  Soweit zwischen dem Reisenden und dem Beférderer nichts anderes vereinbart ist, ist der Beférderungspreis im
Voraus zu zahlen.

(2)  Die Allgemeinen Beforderungsbedingungen legen die Bedingungen fest, unter denen ein Beforderungspreis zu
erstatten ist.

Artikel 9
Berechtigung zur Fahrt. Ausschluss von der Befoérderung

(I)  Der Reisende muss vom Beginn der Reise an mit einem giiltigen Beforderungsausweis versehen sein und ihn bei
der Priifung der Beforderungsausweise vorzeigen. Die Allgemeinen Beforderungsbedingungen konnen vorsehen,

a) dass ein Reisender, der keinen giiltigen Beforderungsausweis vorzeigt, aufSer dem Beforderungspreis einen Zuschlag zu
zahlen hat;

b) dass ein Reisender, der die sofortige Zahlung des Beforderungspreises oder des Zuschlages verweigert, von der
Beforderung ausgeschlossen werden kann;

¢) ob und unter welchen Bedingungen ein Zuschlag zu erstatten ist.

(2) Die Allgemeinen Beforderungsbedingungen konnen vorsehen, dass Reisende, die

a) eine Gefahr fiir die Sicherheit und Ordnung des Betriebes oder fiir die Sicherheit der Mitreisenden darstellen,
b) die Mitreisenden in unzumutbarer Weise beldstigen,

von der Beforderung ausgeschlossen sind oder unterwegs davon ausgeschlossen werden konnen, und dass diese Personen
keinen Anspruch auf Erstattung des Beforderungspreises und der Gepdckfracht haben.

Artikel 10
Erfiillung verwaltungsbehordlicher Vorschriften

Der Reisende hat die zoll- oder sonstigen verwaltungsbehordlichen Vorschriften zu erfillen.

Artikel 11
Ausfall und Verspitung eines Zuges. Anschlussversiumnis

Der Beforderer hat gegebenenfalls den Ausfall des Zuges oder das Versaumnis des Anschlusses auf dem Beforderungs-
ausweis zu bescheinigen.

TITEL III
BEFORDERUNG VON HANDGEPACK, TIEREN, REISEGEPACK UND FAHRZEUGEN
KAPITEL I
Gemeinsame Bestimmungen
Artikel 12
Zugelassene Gegenstinde und Tiere

(I)  Der Reisende darf leicht tragbare Gegenstinde (Handgepdck) und lebende Tiere gemifl den Allgemeinen Befor-
derungsbedingungen mitnehmen. Der Reisende darf dariiber hinaus sperrige Gegenstinde gemifl den besonderen Be-
stimmungen in den Allgemeinen Beforderungsbedingungen mitnehmen. Gegenstinde und Tiere, die andere Reisende
behindern oder belastigen oder Schiden verursachen kénnen, diirfen nicht mitgenommen werden.

(2)  Der Reisende kann Gegenstinde und Tiere gemdfl den Allgemeinen Beforderungsbedingungen als Reisegepick
aufgeben.
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(3)  Der Beforderer kann aus Anlass einer Personenbeférderung Fahrzeuge gemifd den besonderen Bestimmungen in
den Allgemeinen Beforderungsbedingungen zur Beforderung zulassen.

(4)  Die Beforderung gefihrlicher Giiter als Handgepick, Reisegepick sowie in oder auf Fahrzeugen, die gemifs diesem
Titel auf der Schiene befordert werden, ist nur gemaf8 der Ordnung fiir die internationale Eisenbahnbeforderung gefahr-
licher Giiter (RID) zugelassen.

Artikel 13
Nachpriifung

(1)  Der Beforderer ist berechtigt, bei begriindeter Vermutung einer Nichtbeachtung der Beférderungsbedingungen
nachzupriifen, ob die beférderten Gegenstinde (Handgepick, Reisegepick, Fahrzeuge einschlieBlich Ladung) und Tiere
den Beforderungsbedingungen entsprechen, wenn es die Gesetze und Vorschriften des Staates, in dem die Nachpriifung
stattfinden soll, nicht verbieten. Der Reisende ist einzuladen, der Nachpriifung beizuwohnen. Erscheint er nicht oder ist er
nicht zu erreichen, so hat der Beforderer zwei unabhingige Zeugen beizuziehen.

(2)  Wird festgestellt, dass die Beforderungsbedingungen nicht beachtet wurden, so kann der Beforderer vom Reisenden
die Zahlung der Kosten der Nachpriifung verlangen.

Artikel 14
Erfiillung verwaltungsbehordlicher Vorschriften

Bei der Beforderung von Gegenstinden (Handgepick, Reisegepick, Fahrzeuge einschlieflich Ladung) und Tieren aus
Anlass seiner Beforderung hat der Reisende die zoll- oder sonstigen verwaltungsbehordlichen Vorschriften zu erfillen.
Er hat der Untersuchung dieser Gegenstinde beizuwohnen, soweit die Gesetze und Vorschriften jedes Staates keine
Ausnahme vorsehen.

KAPITEL I
Handgepdck und Tiere
Artikel 15
Beaufsichtigung

Das Handgepack und mitgenommene Tiere sind vom Reisenden zu beaufsichtigen.

KAPITEL III
Reisegepiick
Artikel 16
Gepickaufgabe

(1)  Die vertraglichen Pflichten bei der Beforderung von Reisegepéck sind in einem Gepickschein festzuhalten, der dem
Reisenden auszuhindigen ist.

(2)  Unbeschadet des Artikels 22 beriihrt das Fehlen, die Mangelhaftigkeit oder der Verlust des Gepickscheins weder
den Bestand noch die Gultigkeit der Vereinbarungen tiber die Beforderung des Reisegepicks, die weiterhin diesen Ein-
heitlichen Rechtsvorschriften unterliegen.

(3)  Der Gepickschein dient bis zum Beweis des Gegenteils als Nachweis fiir die Aufgabe des Reisegepicks und die
Bedingungen seiner Beforderung.

(4)  Es wird bis zum Beweis des Gegenteils vermutet, dass das Reisegepick bei der Ubernahme durch den Beforderer
duferlich in gutem Zustande war und dass die Anzahl und die Masse der Gepackstiicke mit den Angaben im Gepick-
schein iibereinstimmten.

Artikel 17
Gepickschein

(1)  Die Allgemeinen Beforderungsbedingungen legen Form und Inhalt des Gepackscheins sowie die Sprache und die
Schriftzeichen, die beim Druck und beim Ausfiillen zu verwenden sind, fest. Artikel 7 Absatz 5 gilt entsprechend.
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(2) In den Gepickschein sind mindestens einzutragen:
a) der Beforderer oder die Beforderer;

b) die Angabe, dass die Beférderung auch bei einer gegenteiligen Abmachung diesen Einheitlichen Rechtsvorschriften
unterliegt; dies kann durch die Abkiirzung CIV geschehen;

¢) jede andere Angabe, die notwendig ist, um die vertraglichen Pflichten bei der Beforderung des Reisegepicks zu
beweisen, und die es dem Reisenden erlaubt, die Rechte aus dem Beforderungsvertrag geltend zu machen.

(3)  Der Reisende hat sich bei der Entgegennahme des Gepackscheins zu vergewissern, ob dieser seinen Angaben gemaif3
ausgestellt ist.
Artikel 18
Abfertigung und Beforderung

(1) Soweit die Allgemeinen Beforderungsbedingungen keine Ausnahme vorsehen, wird Reisegepack nur gegen Vor-
zeigen eines mindestens bis zum Bestimmungsort des Reisegepicks giiltigen Beférderungsausweises abgefertigt. Im
Ubrigen erfolgt die Abfertigung des Reisegepicks nach den am Aufgabeort geltenden Vorschriften.

(2)  Lassen die Allgemeinen Beforderungsbedingungen die Annahme von Reisegepick zur Beforderung ohne Vorzeigen
eines Beforderungsausweises zu, so gelten hinsichtlich des Reisegepicks die Bestimmungen dieser Einheitlichen Rechts-
vorschriften iiber die Rechte und Pflichten des Reisenden sinngemif$ fir den Absender von Reisegepick.

(3)  Der Beforderer kann das Reisegepick mit einem anderen Zug oder mit einem anderen Beforderungsmittel und tiber
einen anderen Weg befordern, als sie vom Reisenden benutzt werden.

Artikel 19

Zahlung der Gepickfracht

Ist zwischen dem Reisenden und dem Beforderer nichts anderes vereinbart, ist die Gepackfracht bei der Aufgabe zu
zahlen.

Artikel 20

Kennzeichnung des Reisegepicks

Der Reisende hat auf jedem Gepiackstiick, an gut sichtbarer Stelle, haltbar und deutlich anzugeben:
a) seinen Namen und seine Anschrift,
b) den Bestimmungsort.

Artikel 21
Verfiigungsrecht iiber das Reisegepick

(I)  Wenn es die Umstdnde gestatten und keine zoll- oder sonstigen verwaltungsbehérdlichen Vorschriften entgegen-
stehen, kann der Reisende gegen Riickgabe des Gepickscheins und, wenn es die Allgemeinen Beférderungsbedingungen
vorsehen, gegen Vorzeigen des Beforderungsausweises die Riickgabe des Gepacks am Aufgabeort verlangen.

(2) Die Allgemeinen Beforderungsbedingungen konnen andere Bestimmungen betreffend das Verfugungsrecht vor-
sehen, insbesondere die Anderung des Bestimmungsortes und allfdllige damit zusammenhingende Kostenfolgen fiir
den Reisenden.
Artikel 22
Auslieferung
(1)  Das Reisegepack wird gegen Riickgabe des Gepackscheins und gegen Zahlung der gegebenenfalls die Sendung

belastenden Kosten ausgeliefert.

Der Beforderer ist berechtigt, aber nicht verpflichtet, nachzupriifen, ob der Inhaber des Gepickscheins berechtigt ist, das
Reisegepick in Empfang zu nehmen.
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(2)  Der Auslieferung an den Inhaber des Gepdckscheins stehen gleich eine gemifd den am Bestimmungsort geltenden
Vorschriften erfolgte

a) Ubergabe des Reisegepicks an die Zoll- oder Steuerverwaltung in deren Abfertigungs- oder Lagerrdumen, wenn diese
nicht unter der Obhut des Beforderers stehen,

b) Ubergabe von lebenden Tieren an einen Dritten zur Verwahrung.

(3)  Der Inhaber des Gepickscheins kann am Bestimmungsort die Auslieferung des Reisegepdcks verlangen, sobald die
vereinbarte und die gegebenenfalls zur Abfertigung durch die Zoll oder sonstigen Verwaltungsbehorden erforderliche Zeit
abgelaufen ist.

(4)  Wird der Gepickschein nicht zuriickgegeben, so braucht der Beforderer das Reisegepick nur demjenigen aus-
zuliefern, der seine Berechtigung nachweist; bei unzureichendem Nachweis kann der Beforderer eine Sicherheitsleistung
verlangen.

(5)  Das Reisegepack ist an dem Bestimmungsort auszuliefern, nach dem es abgefertigt worden ist.

(6)  Der Inhaber des Gepickscheins, dem das Reisegepick nicht ausgeliefert wird, kann verlangen, dass thm auf dem
Gepickschein Tag und Stunde bescheinigt werden, zu denen er die Auslieferung gemifl Absatz 3 verlangt hat.

(7)  Leistet der Beforderer dem Verlangen des Berechtigten, das Reisegepick in seiner Gegenwart nachzupriifen, um
einen von ihm behaupteten Schaden festzustellen, nicht Folge, so kann der Berechtigte die Annahme des Reisegepicks
verweigern.

(8)  Im Ubrigen erfolgt die Auslieferung des Reisegepicks gemdf den am Bestimmungsort geltenden Vorschriften.

KAPITEL IV

Fahrzeuge

Artikel 23
Beforderungsbedingungen

Die besonderen Bestimmungen iiber die Beforderung von Fahrzeugen in den Allgemeinen Beforderungsbedingungen legen
insbesondere die Bedingungen fiir die Annahme zur Beforderung, die Abfertigung, das Verladen und die Beférderung, das
Entladen und die Auslieferung sowie die Verpflichtungen des Reisenden fest.

Artikel 24
Beforderungsschein
(1)  Die vertraglichen Pflichten bei der Beforderung von Fahrzeugen sind in einem Bef6rderungsschein festzuhalten, der

dem Reisenden auszuhindigen ist. Der Beforderungsschein kann Teil des Beférderungsausweises des Reisenden sein.

(2)  Die besonderen Bestimmungen iiber die Beforderung von Fahrzeugen in den Allgemeinen Beforderungsbedingun-
gen legen Form und Inhalt des Beforderungsscheins sowie die Sprache und die Schriftzeichen, die beim Druck und beim
Ausfillen zu verwenden sind, fest. Artikel 7 Absatz 5 gilt entsprechend.

(3)  In den Beforderungsschein sind mindestens einzutragen:
a) der Beforderer oder die Beforderer;

b) die Angabe, dass die Beforderung auch bei einer gegenteiligen Abmachung diesen Einheitlichen Rechtsvorschriften
unterliegt; dies kann durch die Abkiirzung CIV geschehen;

¢) jede andere Angabe, die notwendig ist, um die vertraglichen Pflichten bei der Beforderung der Fahrzeuge zu beweisen,
und die es dem Reisenden erlaubt, die Rechte aus dem Beforderungsvertrag geltend zu machen.

(4)  Der Reisende hat sich bei der Entgegennahme des Beforderungsscheins zu vergewissern, ob dieser seinen Angaben
gemif ausgestellt ist.
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Artikel 25
Anwendbares Recht

Vorbehaltlich der Bestimmungen dieses Kapitels gelten fiir Fahrzeuge die Bestimmungen des Kapitels III iiber die Befor-
derung von Reisegepick.

TITEL IV
HAFTUNG DES BEFORDERERS
KAPITEL I
Haftung bei Totung und Verletzung von Reisenden
Artikel 26
Haftungsgrund

(1)  Der Beforderer haftet fiir den Schaden, der dadurch entsteht, dass der Reisende durch einen Unfall im Zusammen-
hang mit dem Eisenbahnbetriecb wihrend seines Aufenthaltes in den Eisenbahnwagen oder beim Ein- oder Aussteigen
getotet, verletzt oder sonst in seiner korperlichen oder in seiner geistigen Gesundheit beeintrachtigt wird, unabhingig
davon, welche Eisenbahninfrastruktur benutzt wird.

(2)  Der Beforderer ist von dieser Haftung befreit,

a) wenn der Unfall durch auflerhalb des Eisenbahnbetriebes liegende Umstinde verursacht worden ist und der Beforderer
diese Umstinde trotz Anwendung der nach Lage des Falles gebotenen Sorgfalt nicht vermeiden und deren Folgen nicht
abwenden konnte;

b) soweit der Unfall auf ein Verschulden des Reisenden zuriickzufiihren ist;

c) wenn der Unfall auf das Verhalten eines Dritten zuriickzufiihren ist und der Beforderer dieses Verhalten trotz
Anwendung der nach Lage des Falles gebotenen Sorgfalt nicht vermeiden und dessen Folgen nicht abwenden konnte;
ein anderes Unternehmen, das dieselbe Eisenbahninfrastruktur benutzt, gilt nicht als Dritter; Riickgriffsrechte bleiben
unberiihrt.

(3)  Ist der Unfall auf das Verhalten eines Dritten zuriickzufithren und ist der Beforderer gleichwohl von seiner Haftung
nicht gemdfl Absatz 2 Buchstabe ¢ ganz befreit, so haftet er unter den Beschrinkungen dieser Einheitlichen Rechts-
vorschriften voll, unbeschadet eines etwaigen Riickgriffsrechtes gegen den Dritten.

(4)  Eine etwaige Haftung des Beférderers in den in Absatz 1 nicht vorgesehenen Fillen wird durch diese Einheitlichen
Rechtsvorschriften nicht beriihrt.

(5)  Wird eine Beforderung, die Gegenstand eines einzigen Beforderungsvertrages ist, von aufeinanderfolgenden Befor-
derern ausgefiihrt, so haftet bei Totung und Verletzung von Reisenden derjenige Beforderer, der die Beforderungsleistung,
bei der sich der Unfall ereignet hat, gemafl Beforderungsvertrag zu erbringen hatte. Wurde diese Beforderungsleistung
nicht vom Beforderer, sondern von einem ausfithrenden Beforderer erbracht, haften beide als Gesamtschuldner nach
diesen Einheitlichen Rechtsvorschriften.

Artikel 27
Schadensersatz bei Totung
(I)  Bei Totung des Reisenden umfasst der Schadensersatz:

a) die infolge des Todes des Reisenden entstandenen notwendigen Kosten, insbesondere fiir die Uberfithrung und die
Bestattung;

b) bei nicht sofortigem Eintritt des Todes den in Artikel 28 vorgesehenen Schadensersatz.

(2)  Haben durch den Tod des Reisenden Personen, denen gegeniiber er kraft Gesetzes unterhaltspflichtig war oder
zukiinftig unterhaltspflichtig geworden wire, den Versorger verloren, so ist auch fiir diesen Verlust Ersatz zu leisten. Der
Schadensersatzanspruch von Personen, denen der Reisende ohne gesetzliche Verpflichtung Unterhalt gewihrt hat, richtet
sich nach Landesrecht.
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Artikel 28
Schadensersatz bei Verletzung
Bei Verletzung oder sonstiger Beeintrichtigung der korperlichen oder der geistigen Gesundheit des Reisenden umfasst der
Schadensersatz:

a) die notwendigen Kosten, insbesondere fiir Heilung und Pflege sowie fiir die Beforderung;

b) den Vermogensnachteil, den der Reisende durch ginzliche oder teilweise Arbeitsunfahigkeit oder durch eine Ver-
mehrung seiner Bediirfnisse erleidet.

Artikel 29
Ersatz anderer Personenschiden

Ob und inwieweit der Beforderer bei Personenschaden fiir andere als die in Artikel 27 und 28 vorgesehenen Schiden
Ersatz zu leisten hat, richtet sich nach Landesrecht.

Artikel 30
Form und Héhe des Schadensersatzes bei Totung und Verletzung

(I)  Der in Artikel 27 Absatz 2 und in Artikel 28 Buchstabe b vorgesehene Schadensersatz ist in Form eines Kapital-
betrages zu leisten. Ist jedoch nach Landesrecht die Zuerkennung einer Rente zuldssig, so wird der Schadensersatz in
dieser Form geleistet, wenn der verletzte Reisende oder die gemafd Artikel 27 Absatz 2 Anspruchsberechtigten die Zahlung
einer Rente verlangen.

(2) Die Hohe des gemidfl Absatz 1 zu leistenden Schadensersatzes richtet sich nach Landesrecht. Es gilt jedoch bei
Anwendung dieser Einheitlichen Rechtsvorschriften fir jeden Reisenden eine Hochstgrenze von 175 000 Rechnungsein-
heiten fiir den Kapitalbetrag oder eine diesem Betrag entsprechende Jahresrente, sofern das Landesrecht eine niedrigere
Hochstgrenze vorsieht.

Artikel 31
Andere Beférderungsmittel

(I)  Die Bestimmungen iiber die Haftung bei Tétung und Verletzung von Reisenden sind, vorbehaltlich des Absatzes 2,
nicht auf Schiden anzuwenden, die wihrend einer Beforderung entstehen, die gemdfl Beforderungsvertrag nicht auf der
Schiene erfolgt.

(2)  Werden jedoch Eisenbahnwagen auf einem Fahrschiff befordert, so sind die Bestimmungen iiber die Haftung bei
Totung und Verletzung von Reisenden auf die durch Artikel 26 Absatz 1 und Artikel 33 Absatz 1 erfassten Schidden
anzuwenden, die der Reisende durch Unfall im Zusammenhang mit dem Eisenbahnbetrieb wihrend seines Aufenthaltes in
diesen Wagen, beim Einsteigen in die Wagen oder beim Aussteigen aus den Wagen erleidet.

(3)  Wenn der Eisenbahnbetrieb infolge aufSerordentlicher Umstidnde voriibergehend unterbrochen ist und die Reisen-
den mit einem anderen Beforderungsmittel befordert werden, haftet der Beforderer gemidfl diesen Einheitlichen Rechts-
vorschriften.

KAPITEL II
Haftung bei Nichteinhaltung des Fahrplans
Artikel 32

Haftung bei Ausfall, Verspitung und Anschlussversiumnis

(1)  Der Beforderer haftet dem Reisenden fiir den Schaden, der dadurch entsteht, dass die Reise wegen Ausfall, Ver-
spatung oder Versiumnis des Anschlusses nicht am selben Tag fortgesetzt werden kann oder dass unter den gegebenen
Umstdnden eine Fortsetzung am selben Tag nicht zumutbar ist. Der Schadensersatz umfasst die dem Reisenden im
Zusammenhang mit der Ubernachtung und mit der Benachrichtigung der ihn erwartenden Personen entstandenen
angemessenen Kosten.

(2)  Der Beforderer ist von dieser Haftung befreit, wenn der Ausfall, die Verspitung oder das Anschlussversaumnis auf
eine der folgenden Ursachen zuriickzufiihren ist:

a) auflerhalb des Eisenbahnbetriebes liegende Umstinde, die der Beférderer trotz Anwendung der nach Lage des Falles
gebotenen Sorgfalt nicht vermeiden und deren Folgen er nicht abwenden konnte,



L 172/38 Amtsblatt der Europdischen Union 17.5.2021

b) Verschulden des Reisenden oder

¢) Verhalten eines Dritten, das der Beforderer trotz Anwendung der nach Lage des Falles gebotenen Sorgfalt nicht
vermeiden und dessen Folgen er nicht abwenden konnte; ein anderes Unternchmen, das dieselbe Eisenbahninfrastruk-
tur benutzt, gilt nicht als Dritter; Riickgriffsrechte bleiben unberiihrt.

(3)  Ob und inwieweit der Beforderer fiir andere als die in Absatz 1 vorgesehenen Schiaden Ersatz zu leisten hat, richtet
sich nach Landesrecht. Artikel 44 bleibt unberiihrt.

KAPITEL III

Haftung fiir Handgepiick, Tiere, Reisegepick und Fahrzeuge
Abschnitt 1
Handgepick und Tiere
Artikel 33
Haftung

(I)  Bei Totung und Verletzung von Reisenden haftet der Beforderer auch fiir den Schaden, der durch génzlichen oder
teilweisen Verlust oder durch Beschiddigung von Sachen entsteht, die der Reisende an sich trigt oder als Handgepdck mit
sich fithrt; dies gilt auch fiir Tiere, die der Reisende mit sich fithrt. Artikel 26 findet entsprechende Anwendung.

(2)  Im Ubrigen haftet der Beférderer fiir Schiden wegen ginzlichen oder teilweisen Verlusts oder wegen Beschidigung
von Sachen, Handgepick oder Tieren, zu deren Beaufsichtigung der Reisende gemifS Artikel 15 verpflichtet ist, nur dann,
wenn den Beforderer ein Verschulden trifft. Die tibrigen Artikel des Titels IV, mit Ausnahme des Artikels 51, und der
Titel VI finden in diesem Fall keine Anwendung.

Artikel 34

Beschrinkung des Schadensersatzes bei Verlust oder Beschidigung von Sachen

Haftet der Beforderer gemafd Artikel 33 Absatz 1, so hat er Schadensersatz bis zu einer Hochstgrenze von 1 400 Rech-
nungseinheiten fir jeden Reisenden zu leisten.

Artikel 35

Ausschluss der Haftung
Der Beforderer haftet dem Reisenden gegeniiber nicht fiir den Schaden, der dadurch entsteht, dass der Reisende seinen
Verpflichtungen gemifl den zoll- oder sonstigen verwaltungsbehordlichen Vorschriften nicht nachgekommen ist.
Abschnitt 2
Reisegepick
Artikel 36
Haftungsgrund

(1) Der Beforderer haftet fiir den Schaden, der durch ginzlichen oder teilweisen Verlust oder durch Beschidigung des
Reisegepicks in der Zeit von der Ubernahme durch den Beforderer bis zur Auslieferung sowie durch verspitete Aus-
lieferung entsteht.

(2)  Der Beforderer ist von dieser Haftung befreit, soweit der Verlust, die Beschddigung oder die verspitete Auslieferung
durch ein Verschulden des Reisenden, eine nicht vom Beforderer verschuldete Anweisung des Reisenden, besondere
Mingel des Reisegepicks oder durch Umstinde verursacht worden ist, welche der Beforderer nicht vermeiden und deren
Folgen er nicht abwenden konnte.

(3)  Der Beforderer ist von dieser Haftung befreit, soweit der Verlust oder die Beschddigung aus der mit einer oder
mehreren der folgenden Tatsachen verbundenen besonderen Gefahr entstanden ist:

a) Fehlen oder Mingel der Verpackung;
b) natiirliche Beschaffenheit des Reisegepacks;

¢) Aufgabe von Gegenstinden als Reisegepick, die von der Beférderung ausgeschlossen sind.
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Artikel 37
Beweislast

(1)  Der Beweis, dass der Verlust, die Beschddigung oder die verspitete Auslieferung durch eine der in Artikel 36
Absatz 2 erwihnten Tatsachen verursacht worden ist, obliegt dem Beforderer.

(2)  Legt der Beforderer dar, dass der Verlust oder die Beschidigung nach den Umstinden des Falles aus einer oder
mehreren der in Artikel 36 Absatz 3 erwihnten besonderen Gefahren entstehen konnte, so wird vermutet, dass der
Schaden daraus entstanden ist. Der Berechtigte hat jedoch das Recht, nachzuweisen, dass der Schaden nicht oder nicht
ausschlieflich aus einer dieser Gefahren entstanden ist.

Artikel 38
Aufeinanderfolgende Beforderer

Wird eine Beforderung, die Gegenstand eines einzigen Beforderungsvertrages ist, von mehreren aufeinanderfolgenden
Beforderern durchgefiihrt, so tritt jeder Beforderer dadurch, dass er das Reisegepack mit dem Gepidckschein oder das
Fahrzeug mit dem Beforderungsschein tibernimmt, hinsichtlich der Beférderung von Reisegepick oder von Fahrzeugen in
den Beforderungsvertrag nach Maflgabe des Gepickscheins oder des Beforderungsscheins ein und iibernimmt die sich
daraus ergebenden Verpflichtungen. In diesem Falle haftet jeder Beforderer fir die Ausfithrung der Beforderung auf der
ganzen Strecke bis zur Auslieferung.

Artikel 39
Ausfiihrender Beforderer

(I)  Hat der Beforderer die Durchfithrung der Beforderung ganz oder teilweise einem ausfithrenden Beforderer iiber-
tragen, gleichviel, ob er aufgrund des Beforderungsvertrages dazu berechtigt war oder nicht, so bleibt der Beforderer
dennoch fiir die gesamte Beférderung verantwortlich.

(2)  Alle fur die Haftung des Beforderers mafigeblichen Bestimmungen dieser Einheitlichen Rechtsvorschriften gelten
auch fir die Haftung des ausfithrenden Beforderers fiir die von ihm durchgefithrte Beforderung. Artikel 48 und Artikel 52
sind anzuwenden, wenn ein Anspruch gegen die Bediensteten und anderen Personen, deren sich der ausfithrende Befor-
derer bei der Durchfithrung der Beforderung bedient, geltend gemacht wird.

(3)  Eine besondere Vereinbarung, wonach der Beforderer Verpflichtungen tibernimmt, die ihm nicht durch diese
Einheitlichen Rechtsvorschriften auferlegt werden, oder auf Rechte verzichtet, die ihm durch diese Einheitlichen Rechts-
vorschriften gewahrt werden, berithrt den ausfithrenden Beforderer nur, wenn er dem ausdriicklich schriftlich zugestimmt
hat. Unabhingig davon, ob der ausfithrende Beforderer eine solche Zustimmung erklart hat, bleibt der Beforderer an die
sich aus einer solchen besonderen Vereinbarung ergebenden Verpflichtungen oder Verzichtserklarungen gebunden.

(4)  Wenn und soweit sowohl der Beforderer als auch der ausfithrende Beforderer haften, haften sie als Gesamtschuld-
ner.

(5)  Der Gesamtbetrag der Entschidigung, der von dem Beférderer, dem ausfithrenden Beforderer sowie ihren Bediens-
teten und anderen Personen, deren sie sich bei der Durchfihrung der Beforderung bedienen, erlangt werden kann,
tibersteigt nicht die in diesen Einheitlichen Rechtsvorschriften vorgesehenen Hochstbetrige.

(6)  Dieser Artikel lasst die Rechte des Beforderers und des ausfihrenden Beforderers, untereinander Riickgriff zu
nehmen, unberiihrt.

Artikel 40
Vermutung fiir den Verlust

(I)  Der Berechtigte kann ein Gepickstiick ohne weiteren Nachweis als verloren betrachten, wenn es nicht binnen 14
Tagen, nachdem seine Auslieferung gemafl Artikel 22 Absatz 3 verlangt wurde, ausgeliefert oder zu seiner Verfiigung
bereitgestellt worden ist.

(2)  Wird ein fiir verloren gehaltenes Gepackstiick binnen einem Jahr nach dem Verlangen auf Auslieferung wieder
aufgefunden, so hat der Beforderer den Berechtigten zu benachrichtigen, wenn seine Anschrift bekannt ist oder sich
ermitteln lsst.
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(3)  Der Berechtigte kann binnen 30 Tagen nach Empfang der Nachricht gemifs Absatz 2 verlangen, dass thm das
Gepickstiick ausgeliefert wird. In diesem Fall hat er die Kosten fiir die Beforderung des Gepickstiickes vom Aufgabeort bis
zum Ort zu zahlen, an dem das Gepickstiick ausgeliefert wird, und die erhaltene Entschddigung, gegebenenfalls abziiglich
der in dieser Entschidigung enthaltenen Kosten, zuriickzuzahlen. Er behalt jedoch seine Anspriiche auf Entschiddigung
wegen verspiteter Auslieferung gemaf8 Artikel 43.

(4 Wird das wiederaufgefundene Gepickstiick nicht binnen der in Absatz 3 vorgesehenen Frist zuriickverlangt oder
wird es spiter als ein Jahr nach dem Verlangen auf Auslieferung wiederaufgefunden, so verfiigt der Beforderer dariiber
gemidfl den am Ort, an dem sich das Gepickstiick befindet, geltenden Gesetzen und Vorschriften.
Artikel 41
Entschidigung bei Verlust
(I)  Bei ginzlichem oder teilweisem Verlust des Reisegepicks hat der Beforderer ohne weiteren Schadensersatz zu

zahlen:

a) wenn die Hohe des Schadens nachgewiesen ist, eine Entschadigung in dieser Hohe, die jedoch 80 Rechnungseinheiten
je fehlendes Kilogramm Bruttomasse oder 1 200 Rechnungseinheiten je Gepackstiick nicht tibersteigt;

b) wenn die Hohe des Schadens nicht nachgewiesen ist, eine Pauschalentschidigung von 20 Rechnungseinheiten je
fehlendes Kilogramm Bruttomasse oder von 300 Rechnungseinheiten je Gepackstiick.

Die Art der Entschadigung, je fehlendes Kilogramm oder je Gepickstiick, wird in den Allgemeinen Beférderungsbedin-
gungen festgelegt.

(2)  Der Beforderer hat auflerdem Gepickfracht und sonstige im Zusammenhang mit der Beforderung des verlorenen
Gepickstiickes gezahlte Betrdge sowie bereits entrichtete Zolle und Verbrauchsabgaben zu erstatten.
Artikel 42
Entschidigung bei Beschidigung
(I)  Bei Beschidigung des Reisegepicks hat der Beforderer ohne weiteren Schadensersatz eine Entschidigung zu zahlen,
die der Wertminderung des Reisegepidcks entspricht.

(2)  Die Entschidigung tibersteigt nicht,

a) wenn das gesamte Reisegepdck durch die Beschddigung entwertet ist, den Betrag, der bei ginzlichem Verlust zu zahlen
ware;

b) wenn nur ein Teil des Reisegepicks durch die Beschadigung entwertet ist, den Betrag, der bei Verlust des entwerteten
Teiles zu zahlen wire.

Artikel 43
Entschidigung bei verspiteter Auslieferung
(1)  Bei verspiteter Auslieferung des Reisegepicks hat der Beforderer fiir je angefangene 24 Stunden seit dem Verlangen

auf Auslieferung, hochstens aber fiir 14 Tage, zu zahlen:

a) wenn der Berechtigte nachweist, dass daraus ein Schaden, einschliefSlich einer Beschddigung, entstanden ist, eine
Entschidigung in der Hohe des Schadens bis zu einem Hochstbetrag von 0,80 Rechnungseinheiten je Kilogramm
Bruttomasse oder von 14 Rechnungseinheiten je Stiick des verspitet ausgelieferten Reisegepécks;

b) wenn der Berechtigte nicht nachweist, dass daraus ein Schaden entstanden ist, eine Pauschalentschidigung von
0,14 Rechnungseinheiten je Kilogramm Bruttomasse oder von 2,80 Rechnungseinheiten je Stiick des verspitet aus-
gelieferten Reisegepacks.

Die Art der Entschidigung, je Kilogramm oder je Gepickstiick, wird in den Allgemeinen Beforderungsbedingungen
festgelegt.

(2)  Bei ginzlichem Verlust des Reisegepacks wird die Entschidigung gemidfl Absatz 1 nicht neben der Entschidigung
gemifl Artikel 41 geleistet.
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(3)  Bei teilweisem Verlust des Reisegepidcks wird die Entschiadigung gemafs Absatz 1 fiir den nicht verlorenen Teil
geleistet.

(4)  Bei einer Beschadigung des Reisegepacks, die nicht Folge der verspiteten Auslieferung ist, wird die Entschadigung
gemild Absatz 1 gegebenenfalls neben der Entschiddigung gemdfd Artikel 42 geleistet.

(5) In keinem Fall ist die Entschddigung gemiafl Absatz 1 zuziiglich der Entschddigungen gemafl Artikel 41 und 42
insgesamt hoher als die Entschidigung bei ginzlichem Verlust des Reisegepicks.

Abschnitt 3
Fahrzeuge
Artikel 44
Entschidigung bei Verspitung

(1)  Wird ein Fahrzeug aus einem vom Beforderer zu vertretenden Umstand verspatet verladen oder wird es verspatet
ausgeliefert, so hat der Beforderer, wenn der Berechtigte nachweist, dass daraus ein Schaden entstanden ist, eine Ent-
schadigung zu zahlen, deren Betrag den Beforderungspreis nicht tibersteigt.

(2)  Ergibt sich bei der Verladung aus einem vom Beférderer zu vertretenden Umstand eine Verspitung und verzichtet
der Berechtigte deshalb auf die Durchfihrung des Beforderungsvertrages, so wird ihm der Beforderungspreis erstattet.
Weist er nach, dass aus dieser Verspatung ein Schaden entstanden ist, so kann er aulerdem eine Entschidigung verlangen,
deren Betrag den Beforderungspreis nicht iibersteigt.

Artikel 45
Entschidigung bei Verlust

Bei gdnzlichem oder teilweisem Verlust eines Fahrzeugs wird die dem Berechtigten fur den nachgewiesenen Schaden zu
zahlende Entschddigung nach dem Zeitwert des Fahrzeugs berechnet. Sie betrigt hochstens 8 000 Rechnungseinheiten.
Ein Anhidnger gilt mit oder ohne Ladung als ein selbststindiges Fahrzeug.

Artikel 46
Haftung hinsichtlich anderer Gegenstinde

(1)  Hinsichtlich der im Fahrzeug untergebrachten Gegenstinde oder der Gegenstinde, die sich in Behaltnissen (z. B.
Gepickbehiltern oder Skiboxen) befinden, die fest am Fahrzeug angebracht sind, haftet der Beforderer nur fiir Schaden,
die auf sein Verschulden zuriickzufithren sind. Die Gesamtentschidigung betrdgt hochstens 1 400 Rechnungseinheiten.

(2)  Fir Gegenstinde, die aufen am Fahrzeug befestigt sind, einschlieflich der Behiltnisse gemifs Absatz 1, haftet der
Beforderer nur, wenn nachgewiesen wird, dass der Schaden auf eine Handlung oder Unterlassung des Beforderers zuriick-
zufithren ist, die entweder in der Absicht, einen solchen Schaden herbeizufithren, oder leichtfertig und in dem Bewusst-
sein begangen wurde, dass ein solcher Schaden mit Wahrscheinlichkeit eintreten werde.

Artikel 47
Anwendbares Recht

Vorbehaltlich der Bestimmungen dieses Abschnitts gelten fiir Fahrzeuge die Bestimmungen des Abschnitts 2 {iber die
Haftung fiir Reisegepick.

KAPITEL IV
Gemeinsame Bestimmungen
Artikel 48
Verlust des Rechtes auf Haftungsbeschrinkung

Die in diesen Einheitlichen Rechtsvorschriften vorgesehenen Haftungsbeschrinkungen sowie die Bestimmungen des
Landesrechtes, die den Schadensersatz auf einen festen Betrag begrenzen, finden keine Anwendung, wenn nachgewiesen
wird, dass der Schaden auf eine Handlung oder Unterlassung des Beforderers zuriickzufiihren ist, die entweder in der
Absicht, einen solchen Schaden herbeizufithren, oder leichtfertig und in dem Bewusstsein begangen wurde, dass ein
solcher Schaden mit Wahrscheinlichkeit eintreten werde.
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Artikel 49
Umrechnung und Verzinsung

(I)  Miussen bei der Berechnung der Entschidigung in auslindischer Wihrung ausgedriickte Betrige umgerechnet
werden, so sind sie nach dem Kurs am Tag und am Ort der Zahlung der Entschddigung umzurechnen.

(2)  Der Berechtigte kann auf die Entschddigung Zinsen in Hohe von fiinf Prozent jdhrlich beanspruchen, und zwar
vom Tag der Reklamation gemafd Artikel 55 oder, wenn keine Reklamation vorangegangen ist, vom Tag der Klageer-
hebung an.

(3)  Fiir Entschidigungen gemidfl Artikel 27 und 28 laufen jedoch die Zinsen erst von dem Tag an, an dem die fiir die
Bemessung der Hohe der Entschadigung maflgebenden Umstinde eingetreten sind, wenn dieser Tag spiter liegt als
derjenige der Reklamation oder der Klageerhebung.

(4)  Bei Reisegepdck konnen die Zinsen nur beansprucht werden, wenn die Entschidigung 16 Rechnungseinheiten je
Gepickschein iibersteigt.

(5)  Legt der Berechtigte dem Beforderer bei Reisegepick die zur abschlieBenden Behandlung der Reklamation erfor-
derlichen Belege nicht innerhalb einer ihm gestellten angemessenen Frist vor, so ist der Lauf der Zinsen vom Ablauf dieser
Frist an bis zur Ubergabe dieser Belege gehemmt.

Artikel 50
Haftung bei nuklearem Ereignis

Der Beforderer ist von der ihm gemif diesen Einheitlichen Rechtsvorschriften obliegenden Haftung befreit, wenn der
Schaden durch ein nukleares Ereignis verursacht worden ist und wenn gemaf8 den Gesetzen und Vorschriften eines Staates
tiber die Haftung auf dem Gebiet der Kernenergie der Inhaber einer Kernanlage oder eine ihm gleichgestellte Person fiir
diesen Schaden haftet.

Artikel 51
Personen, fiir die der Beforderer haftet

Der Beforderer haftet fiir seine Bediensteten und fur andere Personen, deren er sich bei der Durchfithrung der Beférderung
bedient, soweit diese Bediensteten und anderen Personen in Ausiibung ihrer Verrichtungen handeln. Die Betreiber der
Eisenbahninfrastruktur, auf der die Beférderung erfolgt, gelten als Personen, deren sich der Beférderer bei der Durch-
fihrung der Beforderung bedient.

Artikel 52
Sonstige Anspriiche

(1) In allen Fallen, auf die diese Einheitlichen Rechtsvorschriften Anwendung finden, kann gegen den Beforderer ein
Anspruch auf Schadensersatz, auf welchem Rechtsgrund er auch beruht, nur unter den Voraussetzungen und Beschrin-
kungen dieser Einheitlichen Rechtsvorschriften geltend gemacht werden.

(2) Das Gleiche gilt fiir Anspriiche gegen die Bediensteten und anderen Personen, fiir die der Beforderer gemifd
Artikel 51 haftet.

TITEL V
HAFTUNG DES REISENDEN
Artikel 53
Besondere Haftungsgriinde

Der Reisende haftet dem Beforderer fiir jeden Schaden,
a) der dadurch entsteht, dass er seinen Verpflichtungen nicht nachgekommen ist, die sich fir ihn ergeben

1. aus den Artikeln 10, 14 und 20,
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2. aus den besonderen Bestimmungen iiber die Beforderung von Fahrzeugen in den Allgemeinen Beforderungsbedin-
gungen oder

3. aus der Ordnung fir die internationale Eisenbahnbeférderung gefahrlicher Giiter (RID), oder
b) der durch Gegenstinde oder Tiere verursacht wird, die er mitnimmt,

sofern er nicht beweist, dass der Schaden auf Umstinde zuriickzufiihren ist, die er trotz Anwendung der von einem
gewissenhaften Reisenden geforderten Sorgfalt nicht vermeiden und deren Folgen er nicht abwenden konnte. Diese
Bestimmung berithrt nicht die Haftung des Beforderers nach Artikel 26 und 33 Absatz 1.

TITEL VI
GELTENDMACHUNG VON ANSPRUCHEN
Artikel 54
Feststellung eines teilweisen Verlustes oder einer Beschidigung

(I)  Wird ein teilweiser Verlust oder eine Beschddigung eines unter der Obhut des Beforderers beforderten Gegenstandes
(Reisegepiack, Fahrzeug) vom Beforderer entdeckt oder vermutet oder vom Berechtigten behauptet, so hat der Beforderer je
nach Art des Schadens den Zustand des Gegenstandes und, soweit moglich, das Ausmaf$ und die Ursache des Schadens
sowie den Zeitpunkt seines Entstehens unverziiglich und, wenn moglich, in Gegenwart des Berechtigten in einer Tat-
bestandsaufnahme festzuhalten.

(2)  Dem Berechtigten ist eine Abschrift der Tatbestandsaufnahme unentgeltlich auszuhindigen.

(3)  Erkennt der Berechtigte die Feststellungen in der Tatbestandsaufnahme nicht an, so kann er verlangen, dass der
Zustand des Reisegepicks oder des Fahrzeugs sowie die Ursache und der Betrag des Schadens von einem durch die
Parteien des Beforderungsvertrages oder ein Gericht bestellten Sachverstindigen festgestellt werden. Das Verfahren richtet
sich nach den Gesetzen und Vorschriften des Staates, in dem die Feststellung erfolgt.

Artikel 55
Reklamationen

(I)  Reklamationen betreffend die Haftung des Beforderers bei Totung und Verletzung von Reisenden sind schriftlich an
den Beforderer zu richten, gegen den Anspriiche gerichtlich geltend gemacht werden konnen. Im Falle einer Beforderung,
die Gegenstand eines einzigen Vertrags war und von aufeinanderfolgenden Beforderern ausgefithrt wurde, konnen Re-
klamationen auch an den ersten oder letzten Beforderer sowie an den Beforderer gerichtet werden, der im Staat des
Wohnsitzes oder des gewohnlichen Aufenthaltes des Reisenden seine Hauptniederlassung oder die Zweigniederlassung
oder Geschiftsstelle hat, durch die der Beforderungsvertrag geschlossen worden ist.

(2)  Die anderen Reklamationen aus dem Beforderungsvertrag sind schriftlich an den in Artikel 56 Absitze 2 und 3
genannten Beforderer zu richten.

(3)  Die Belege, die der Berechtigte der Reklamation beigeben will, sind im Original oder in Abschrift, auf Verlangen des
Beforderers in gehorig beglaubigter Form, vorzulegen. Bei der Regelung der Reklamation kann der Beforderer die Riick-
gabe des Beforderungsausweises, des Gepackscheins und des Beforderungsscheins verlangen.

Artikel 56
Beforderer, gegen die Anspriiche gerichtlich geltend gemacht werden kénnen

(1)  Schadensersatzanspriiche aufgrund der Haftung des Beforderers bei Totung und Verletzung von Reisenden konnen
nur gegen einen gemif Artikel 26 Absatz 5 haftbaren Beforderer gerichtlich geltend gemacht werden.

(2)  Vorbehaltlich des Absatzes 4 konnen sonstige Anspriiche des Reisenden aufgrund des Beférderungsvertrages nur
gegen den ersten, den letzten oder denjenigen Beforderer geltend gemacht werden, der den Teil der Beforderung aus-
gefiihrt hat, in dessen Verlauf die den Anspruch begriindende Tatsache eingetreten ist.

(3)  Ist bei Beforderungen durch aufeinanderfolgende Beforderer der zur Auslieferung verpflichtete Beforderer mit seiner
Zustimmung im Gepackschein oder im Beforderungsschein eingetragen, konnen Anspriiche gemafs Absatz 2 auch dann
gegen ihn gerichtlich geltend gemacht werden, wenn er das Gepick nicht erhalten oder das Fahrzeug nicht iibernommen
hat.

(4)  Anspriiche auf Erstattung von Betrdgen, die aufgrund des Beforderungsvertrages gezahlt worden sind, konnen
gegen den Beforderer gerichtlich geltend gemacht werden, der den Betrag erhoben hat, oder gegen den Beforderer, zu
dessen Gunsten der Betrag erhoben worden ist.
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(5) Im Wege der Widerklage oder der Einrede konnen Anspriiche auch gegen einen anderen als die in den Absitzen 2
und 4 genannten Beforderer geltend gemacht werden, wenn sich die Klage auf denselben Beforderungsvertrag griindet.

(6)  Soweit diese Einheitlichen Rechtsvorschriften auf den ausfuhrenden Beforderer Anwendung finden, kénnen die
Anspriiche auch gegen ihn gerichtlich geltend gemacht werden.

(7)  Hat der Kliger die Wahl unter mehreren Beforderern, so erlischt sein Wahlrecht, sobald die Klage gegen einen der
Beforderer erhoben ist; dies gilt auch, wenn der Kldger die Wahl zwischen einem oder mehreren Beforderern und einem
ausfithrenden Beforderer hat.

Artikel 58

Erloschen der Anspriiche bei Tétung und Verletzung

(1) Alle Anspriiche des Berechtigten aufgrund der Haftung des Beforderers bei Totung und Verletzung von Reisenden
sind erloschen, wenn er den Unfall des Reisenden nicht spitestens zwolf Monate, nachdem er vom Schaden Kenntnis
erlangt hat, einem der Beforderer anzeigt, bei denen die Reklamation gemafl Artikel 55 Absatz 1 eingereicht werden kann.
Zeigt der Berechtigte dem Beforderer den Unfall miindlich an, so hat dieser ihm iber die miindliche Anzeige eine
Bestitigung auszustellen.

(2)  Die Anspriiche erloschen jedoch nicht, wenn

a) der Berechtigte innerhalb der in Absatz 1 vorgesehenen Frist eine Reklamation an einen der in Artikel 55 Absatz 1
genannten Beforderer gerichtet hat;

b) der haftbare Beforderer innerhalb der in Absatz 1 vorgesehenen Frist auf andere Weise vom Unfall des Reisenden
Kenntnis erhalten hat;

¢) infolge von Umstinden, die dem Berechtigten nicht zuzurechnen sind, der Unfall nicht oder nicht rechtzeitig angezeigt
worden ist;

d) der Berechtigte nachweist, dass der Unfall durch ein Verschulden des Beforderers verursacht worden ist.
Artikel 59

Erloschen der Anspriiche bei Beforderung von Reisegepick

(1)  Mit der Annahme des Reisegepicks durch den Berechtigten sind alle Anspriiche gegen den Beférderer aus dem
Beforderungsvertrag bei teilweisem Verlust, Beschadigung oder verspateter Auslieferung erloschen.

(2)  Die Anspriiche erloschen jedoch nicht:
a) bei teilweisem Verlust oder bei Beschidigung, wenn

1. der Verlust oder die Beschadigung vor der Annahme des Reisegepdcks durch den Berechtigten gemafl Artikel 54
festgestellt worden ist;

2. die Feststellung, die gemafs Artikel 54 hitte erfolgen miissen, nur durch Verschulden des Beforderers unterblieben
ist;

b) bei duferlich nicht erkennbarem Schaden, der erst nach der Annahme des Reisegepicks durch den Berechtigten
festgestellt worden ist, wenn er

1. die Feststellung gemaf8 Artikel 54 sofort nach der Entdeckung des Schadens und spitestens drei Tage nach der
Annahme des Reisegepicks verlangt und

2. auBerdem beweist, dass der Schaden in der Zeit zwischen der Ubernahme durch den Beforderer und der Aus-
lieferung entstanden ist;

c) bei verspiteter Auslieferung, wenn der Berechtigte binnen 21 Tagen seine Rechte gegen einen der in Artikel 56 Absatz
3 genannten Beforderer geltend gemacht hat;

d) wenn der Berechtigte nachweist, dass der Schaden auf ein Verschulden des Beforderers zuriickzufiihren ist.

Artikel 60
Verjiahrung

(1)  Schadensersatzanspriiche aufgrund der Haftung des Beforderers bei Totung und Verletzung von Reisenden ver-
jahren:

a) Anspriiche des Reisenden: in drei Jahren, gerechnet vom ersten Tag nach dem Unfall;
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b) Anspriiche der anderen Berechtigten: in drei Jahren, gerechnet vom ersten Tag nach dem Tod des Reisenden, spates-
tens aber in funf Jahren, gerechnet vom ersten Tag nach dem Unfall.

(2)  Andere Anspriiche aus dem Beforderungsvertrag verjahren in einem Jahr. Die Verjahrungsfrist betrdgt jedoch zwei
Jahre bei Anspriichen wegen eines Schadens, der auf eine Handlung oder Unterlassung zuriickzufiihren ist, die entweder
in der Absicht, einen solchen Schaden herbeizufiihren, oder leichtfertig und in dem Bewusstsein begangen wurde, dass ein
solcher Schaden mit Wahrscheinlichkeit eintreten werde.

(3)  Die Verjihrung gemifl Absatz 2 beginnt bei Anspriichen

a) auf Entschddigung wegen ganzlichen Verlustes mit dem vierzehnten Tag nach Ablauf der Frist gemafy Artikel 22
Absatz 3;

b) auf Entschidigung wegen teilweisen Verlustes, Beschidigung oder verspiteter Auslieferung mit dem Tag der Aus-
lieferung;

¢) in allen anderen die Beforderung von Reisenden betreffenden Fillen mit dem Tag des Ablaufes der Geltungsdauer des
Beforderungsausweises.

Der als Beginn der Verjahrung bezeichnete Tag ist in keinem Fall in der Frist inbegriffen.
(4)  Im Ubrigen gilt fiir die Hemmung und die Unterbrechung der Verjidhrung Landesrecht.

TITEL VII
BEZIEHUNGEN DER BEFORDERER UNTEREINANDER
Artikel 61
Aufteilung des Beforderungspreises

(1) Jeder Beforderer hat den beteiligten Beforderern den ihnen zukommenden Anteil am Beforderungspreis zu zahlen,
den er erhoben hat oder hitte erheben miissen. Die Art und Weise der Zahlung wird durch Vereinbarungen zwischen den
Beforderern geregelt.

(2)  Artikel 6 Absatz 3, Artikel 16 Absatz 3 und Artikel 25 gelten auch fur die Beziehungen zwischen aufeinander-
folgenden Beforderern.

Artikel 62
Riickgriffsrecht

(1)  Hat ein Beforderer gemafS diesen Einheitlichen Rechtsvorschriften eine Entschddigung gezahlt, so steht ihm ein
Riickgriffsrecht gegen die Beforderer, die an der Beférderung beteiligt gewesen sind, gemif den folgenden Bestimmungen
zu:

a) Der Beforderer, der den Schaden verursacht hat, haftet ausschlieflich dafiir;

b) haben mehrere Beforderer den Schaden verursacht, so haftet jeder fiir den von ihm verursachten Schaden; ist eine
Zuordnung nicht maoglich, so wird die Entschidigung unter den Beforderern gemdfl Buchstabe ¢ aufgeteilt;

¢) kann nicht bewiesen werden, welcher der Beforderer den Schaden verursacht hat, wird die Entschiddigung auf simtliche
Beforderer aufgeteilt, mit Ausnahme derjenigen, die beweisen, dass der Schaden nicht von ihnen verursacht worden ist;
die Aufteilung erfolgt im Verhaltnis der den Beforderern zustehenden Anteile am Beforderungspreis.

(2)  Bei Zahlungsunfihigkeit eines dieser Beférderer wird der auf ihn entfallende, aber von ihm nicht gezahlte Anteil
unter allen anderen Beforderern, die an der Beforderung beteiligt gewesen sind, im Verhiltnis des ihnen zustehenden
Anteils am Beférderungspreis aufgeteilt.

Artikel 63
Riickgriffsverfahren

(1)  Ein Beforderer, gegen den gemifs Artikel 62 Riickgriff genommen wird, kann die RechtmafSigkeit der durch den
Ruickgriff nehmenden Beforderer geleisteten Zahlung nicht bestreiten, wenn die Entschddigung gerichtlich festgesetzt
worden ist, nachdem dem erstgenannten Beforderer durch gehérige Streitverkiindung die Moglichkeit gegeben war,
dem Rechtsstreit beizutreten. Das Gericht der Hauptsache bestimmt die Fristen fur die Streitverkiindung und fiir den
Beitritt.

(2)  Der Riickgriff nehmende Beforderer hat samtliche Beforderer, mit denen er sich nicht giitlich geeinigt hat, mit ein
und derselben Klage zu belangen; andernfalls erlischt das Riickgriffsrecht gegen die nicht belangten Beférderer.
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(3)  Das Gericht hat in ein und demselben Urteil iiber alle Riickgriffe, mit denen es befasst ist, zu entscheiden.

(4)  Der Beforderer, der sein Riickgriffsrecht gerichtlich geltend machen will, kann seinen Anspruch vor dem zustin-
digen Gericht des Staates erheben, in dem einer der beteiligten Beforderer seine Hauptniederlassung oder die Zweig-
niederlassung oder Geschiftsstelle hat, durch die der Beforderungsvertrag geschlossen worden ist.

(5)  Ist die Klage gegen mehrere Beforderer zu erheben, so hat der klagende Beférderer die Wahl unter den gemifS
Absatz 4 zustandigen Gerichten.

(6)  Riickgriffsverfahren diirfen nicht in das Entschddigungsverfahren einbezogen werden, das der aus dem Befor-
derungsvertrag Berechtigte angestrengt hat.

Artikel 64
Vereinbarungen iiber den Riickgriff

Den Beforderern steht es frei, untereinander Vereinbarungen zu treffen, die von den Artikeln 61 und 62 abweichen.
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ANHANG II

VON EISENBAHNUNTERNEHMEN UND FAHRKARTENVERKAUFERN ANZUGEBENDE MINDESTINFORMATIONEN

Teil I; Informationen vor Fahrtantritt

Allgemeine Vertragsbedingungen
Fahrpliane und Bedingungen der Fahrt mit der kiirzesten Fahrtzeit
Fahrplane und Bedingungen fiir alle verfiigbaren Fahrpreise unter Hervorhebung der Fahrt zum giinstigsten Fahrpreis

Zuginglichkeit, Zugangsbedingungen und Verfiigbarkeit von Einrichtungen fur Personen mit Behinderungen und Per-
sonen mit eingeschrinkter Mobilitdt im Zug im Einklang mit den Bestimmungen der Richtlinie (EU) 2019/882 und der
Verordnungen (EU) Nr. 454/2011 und (EU) Nr. 1300/2014

Verfiigbarkeit von Stellpldtzen und Zugangsbedingungen fiir Fahrrader
Verfiigbarkeit von Sitzen in erster und zweiter Klasse sowie Liege- und Schlafwagen
Storungen und Verspitungen (geplant und in Echtzeit)

Verfiigbarkeit von Bordeinrichtungen, einschlieflich WLAN und Toiletten, sowie von Dienstleistungen im Zug, einschlie3-
lich Hilfeleistungen fur Fahrgéste durch das Personal

Informationen vor dem Kauf dariiber, ob die Fahrkarte oder Fahrkarten als Durchgangsfahrkarte gilt bzw. gelten
Verfahren zur Anzeige des Gepickverlusts
Beschwerdeverfahren

Teil II: Informationen wiahrend der Fahrt

Dienstleistungen im Zug und Bordeinrichtungen, einschlielich WLAN
Nachster Haltebahnhof

Storungen und Verspatungen (geplant und in Echtzeit)

Wichtigste Anschlussverbindungen

Sicherheit

Teil II: Vorgdnge in Buchungssystemen

Anfragen beziiglich der Verfiigbarkeit von Schienenverkehrsdiensten, einschlieflich der geltenden Tarife
Anfragen beziiglich der Buchung von Schienenverkehrsdiensten

Anfragen beziiglich der teilweisen oder vollstindigen Stornierung einer Buchung
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ANHANG III
MINDESTNORMEN FUR DIE QUALITAT DER DIENSTE
Informationen und Fahrkarten
Punktlichkeit der Verkehrsdienste, allgemeine Grundsitze fiir die Bewiltigung von Betriebsstorungen
Verspétungen

i) Durchschnittliche Gesamtverspitung der Dienste als Prozentsatz nach Dienstart (Fern-, Regional-, Stadt-/Vorortver-
kehr);

ii) Prozentsatz der Verspatungen aufgrund von Umstinden im Sinne von Artikel 19 Absatz 10;
iii) Prozentsatz der Dienste, die bei Abfahrt verspitet sind;
iv) Prozentsatz der Dienste, die bei Ankunft verspitet sind:
— Prozentsatz der Verspdtungen unter 60 Minuten
— Prozentsatz der Verspitungen von 60 bis 119 Minuten
— Prozentsatz der Verspitungen von 120 Minuten und mehr
Zugausfille
i) Zugausfille als Prozentsatz nach Dienstart (internationaler Verkehr, inlindischer Fern-, Regional-, Stadt-/Vorortverkehr)

ii) Zugausfille aufgrund von Umstdnden im Sinne von Artikel 19 Absatz 10 als Prozentsatz nach Dienstart (interna-
tionaler Verkehr, inlindischer Fern-, Regional-, Stadt-/Vorortverkehr)

Sauberkeit des Fahrzeugmaterials und der Bahnhofseinrichtungen (Luftqualitdt und Temperaturregelung in den Wagen,
Hygiene der sanitdren Einrichtungen usw.)

Befragung zur Kundenzufriedenheit
Beschwerdebearbeitung, Erstattungen und Ausgleichszahlungen bei Nichterfiillung der Dienstqualititsnormen

Hilfeleistungen fir Personen mit Behinderungen und Personen mit eingeschrankter Mobilitit und Diskussionen iiber diese
Hilfeleistungen mit Vertretungsorganisationen und gegebenenfalls Vertretern von Personen mit Behinderungen und Per-
sonen mit eingeschriankter Mobilitat



17.5.2021 Amtsblatt der Europdischen Union L 172/49

ANHANG IV
ENTSPRECHUNGSTABELLE
Verordnung (EG) Nr. 1371/2007 Diese Verordnung
Artikel 1 Artikel 1
Artikel 1 Buchstabe a Artikel 1 Buchstabe a
Artikel 1 Buchstabe b Artikel 1 Buchstabe b

— Artikel 1 Buchstabe ¢

Artikel 1 Buchstabe ¢ Artikel 1 Buchstabe d

— Artikel 1 Buchstabe e

Artikel 1 Buchstabe d Artikel 1 Buchstabe f

Artikel 1 Buchstabe e Artikel 1 Buchstabe g

— Artikel 1 Buchstabe h

Artikel 1 Buchstabe f Artikel 1 Buchstabe i
Artikel 2 Artikel 2
Artikel 2 Absatz 1 Artikel 2 Absatz 1

Artikel 2 Absatz 2 —

Artikel 2 Absatz 3 —

Artikel 2 Absatz 4 —

Artikel 2 Absatz 5 Artikel 2 Absatz 6 Buchstabe a, Absatz 8
Artikel 2 Absatz 6 Artikel 2 Absatz 6 Buchstabe b
Artikel 2 Absatz 7 Artikel 2 Absatz 7

— Artikel 2 Absatz 2

— Artikel 2 Absatz 3

— Artikel 2 Absatz 4

— Artikel 2 Absatz 5

Artikel 3 Artikel 3

Artikel 3Nummer 1 Artikel 3 Nummer 1

Artikel 3 Nummern 2 und 3 —

Artikel 3 Nummer 4 Artikel 3 Nummer 2
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Verordnung (EG) Nr. 1371/2007 Diese Verordnung

Artikel 3 Nummer 5 Artikel 3 Nummer 3
Artikel 3 Nummer 6 Artikel 3 Nummer 4
Artikel 3 Nummer 7 Artikel 3 Nummer 5
Artikel 3 Nummer 8 Artikel 3 Nummer 6
— Artikel 3 Nummer 7
Artikel 3 Nummer 9 Artikel 3 Nummer 8
Artikel 3 Nummer 10 Artikel 3 Nummer 9
— Artikel 3 Nummer 10
— Artikel 3 Nummer 11
Artikel 3 Nummer 11 Artikel 3 Nummer 12
— Artikel 3 Nummer 13
— Artikel 3 Nummer 14
— Artikel 3 Nummer 15
— Artikel 3 Nummer 16
Artikel 3 Nummer 12 Artikel 3 Nummer 17
— Artikel 3 Nummer 18
Artikel 3 Nummerl3 Artikel 3 Nummer 19
— Artikel 3 Nummer 20
Artikel 3 Nummer 15 Artikel 3 Nummer 21
— Artikel 3 Nummer 22
Artikel Artikel 4
— Artikel 5
Artikel Artikel 6
Artikel Artikel 7
Artikel Artikel 8
Artikel Artikel 9
— Artikel 10
Artikel Artikel 11

Artikel

12
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Verordnung (EG) Nr. 1371/2007 Diese Verordnung
Artikel 11 Artikel 13
Artikel 12 Artikel 14
Artikel 13 Artikel 15
Artikel 14 Artikel 16
Artikel 15 Artikel 17
Artikel 16 Artikel 18
— Artikel 18 Absdtze 2, 3, 4, 5, 6 und 7
Artikel 17 Absatz 1 Artikel 19 Absitze 1, 2, 3 und 4
— Artikel 19 Absitze 5 und 6
Artikel 17 Absatz 2 Artikel 19 Absatz 7
Artikel 17 Absatz 3 Artikel 19 Absatz 8
Artikel 17 Absatz 4 Artikel 19 Absatz 9
— Artikel 19 Absatz 10
Artikel 18 Artikel 20
— Artikel 20 Absatz 6
Artikel 19 Artikel 21
Artikel 20 Artikel 22
Artikel 21 Absatz 1 —
Artikel 21 Absatz 2 Artikel 23 Absatz 1 Buchstabe g
Artikel 22 und 23 Artikel 23
Artikel 22 Absatz 2 —
Artikel 24 Artikel 24
Artikel 25 Artikel 25 Absidtze 1, 2 und 3
— Artikel 26
Artikel 26 Artikel 27
Artikel 27 Artikel 28
— Artikel 28 Absatz 3
Artikel 27 Absatz 3 Artikel 28 Absatz 4
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Verordnung (EG) Nr. 1371/2007 Diese Verordnung
Artikel 28 Artikel 29
Artikel 29 Artikel 30
Artikel 30 Artikel 31
— Artikel 32 und 33
Artikel 31 Artikel 34
— Artikel 34 Absitze 1 und 3
Artikel 32 Artikel 35
— Artikel 35 Absatz 2
Artikel 33 —
Artikel 34 Artikel 36
Artikel 35 Artikel 38
— Artikel 37
Artikel 36 Artikel 39
— Artikel 40
Artikel 37 Artikel 41
Anhang I Anhang I
Anhang 1II Anhang II
Anhang III Anhang III

Anhang IV




17.5.2021 Amtsblatt der Europdischen Union L 172/53

VERORDNUNG (EU) 2021/783 DES EUROPAISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES
vom 29. April 2021

zur Einrichtung des Programms fiir die Umwelt- und Klimapolitik (LIFE) und zur Aufhebung der
Verordnung (EU) Nr. 1293/2013

(Text von Bedeutung fiir den EWR)
DAS EUROPAISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —
gestiitzt auf den Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union, insbesondere auf Artikel 192 Absatz 1,
auf Vorschlag der Europiischen Kommission,
nach Zuleitung des Entwurfs des Gesetzgebungsakts an die nationalen Parlamente,
nach Stellungnahme des Europdischen Wirtschafts- und Sozialausschusses (1),
nach Stellungnahme des Ausschusses der Regionen (?),
gemifl dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren (3),
in Erwdgung nachstehender Griinde:

(1) Die Rechtsvorschriften und die politischen Strategien der Union in den Bereichen Umwelt und Klima und, soweit
hierfiir relevant, Energie haben den Zustand der Umwelt erheblich verbessert. Es bestehen jedoch noch immer
grofle umwelt- und klimapolitische Herausforderungen, die, wenn sie nicht gemeistert werden, die Union und das
Wohlergehen ihrer Biirgerinnen und Biirger spiirbar beeintrichtigen werden.

(2)  Das Programm fiir Umwelt- und Klimapolitik (LIFE), das mit der Verordnung (EU) Nr. 1293/2013 des Europii-
schen Parlaments und des Rates (*) fiir den Zeitraum 2014 bis 2020 aufgestellt wurde, ist das jiingste in einer
Reihe von Unionsprogrammen, die die Anwendung des Umwelt- und Klimaschutzrechts und die Umsetzung der
diesbeziiglichen politischen Prioritdten seit 1992 unterstiitzen. LIFE wurde in einer kiirzlich vorgenommenen
Halbzeitevaluierung positiv bewertet, d. h., es gilt als im Hinblick auf seine Wirksamkeit, Effizienz und Relevanz
auf dem richtigen Weg. Das LIFE-Programm fiir den Zeitraum 2014-2020 sollte daher vorbehaltlich bestimmter
Anderungen, die bei der Halbzeitevaluierung und den anschlieBenden Bewertungen herausgearbeitet wurden,
fortgefithrt werden. Demnach sollte das Programm fiir die Umwelt- und Klimapolitik (LIFE) (im Folgenden ,LI-
FE-Programm?®) fiir einen Zeitraum von sieben Jahren aufgestellt werden, um seine Laufzeit an die des Mehrjihrigen
Finanzrahmens gemif§ der Verordnung (EU, Euratom) 2020/2093 des Rates (°) anzugleichen.

(3)  Das LIFE-Programm dient der Verwirklichung der Gesamt- und Einzelziele gemidfl den Rechtsvorschriften, der
Politik und den Plinen der Union in den Bereichen Umwelt- und Klimaschutz und, soweit hierfiir relevant, Energie,
insbesondere der Ziele der Mitteilung der Kommission vom 11. Dezember 2019 zum européischen Griinen Deal
(im Folgenden ,europdischer Griiner Deal), und gemifs den entsprechenden internationalen Verpflichtungen der
Union und sollte zu einem gerechten Ubergang zu einem nachhaltigen, kreislauforientierten, energieeffizienten, auf
erneuerbare Energie gestiitzten, klimaneutralen und klimaresistenten Wirtschaftssystem, zum Schutz, zur Wieder-
herstellung und zur Verbesserung der Qualitit der Umwelt, einschlieflich Luft, Wasser und Boden, sowie der
Gesundheit und zur Einddmmung und Umkehr des Verlusts an biologischer Vielfalt, auch durch Unterstiitzung der

() ABL C 62 vom 15.2.2019, S. 226.

() ABL C 461 vom 21.12.2018, S. 156.

(%) Standpunkt des Europdischen Parlaments vom 17. April 2019 (noch nicht im Amtsblatt veroffentlicht) und Standpunkt des Rates in
erster Lesung vom 16. Marz 2021 (noch nicht im Amtsblatt veroffentlicht). Standpunkt des Europdischen Parlaments vom 26. April
2021 (noch nicht im Amtsblatt veroffentlicht).

(*) Verordnung (EU) Nr.1293/2013 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 11.Dezember 2013 zur Aufstellung des Pro-
gramms fir die Umwelt und Klimapolitik (LIFE) und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr.614/2007 (ABLL 347 vom
20.12.2013, S. 185).

(}) Verordnung (EU, Euratom) 2020/2093 des Rates vom 17. Dezember 2020 zur Festlegung des mehrjihrigen Finanzrahmens fir die
Jahre 2021 bis 2027 (ABL. L4331 vom 22.12.2020, S. 11).
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Einrichtung und Verwaltung des Natura-2000-Netzes und durch Bekdmpfung der Schiddigung der Okosysteme,
beitragen — entweder durch direkte Mafinahmen oder durch Forderung der Einbeziehung dieser Ziele in andere
Politikbereiche. Mit dem LIFE-Programm sollte zudem die Durchfithrung von allgemeinen Aktionsprogrammen, die
gemdfl Artikel 192 Absatz 3 Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union (AEUV) beschlossen werden,
etwa des Siebten Umweltaktionsprogramms (°) und aller folgenden Umweltaktionsprogramme, unterstiitzt werden.

(4)  Die Union ist entschlossen, ein umfassendes Konzept fiir die Realisierung der Nachhaltigkeitsziele der Agenda 2030
fur nachhaltige Entwicklung der Vereinten Nationen zu entwickeln, die die enge Verbindung zwischen der Bewirt-
schaftung natiirlicher Ressourcen zur Gewihrleistung ihrer langfristigen Verfiigbarkeit und von Okosystemdienst-
leistungen, und dem Einfluss beider auf die Gesundheit des Menschen sowie nachhaltigem und sozialvertriglichem
Wirtschaftswachstum aufzeigen. In diesem Sinne sollte das LIFE-Programm dem Grundsatz der Solidaritit Rech-
nung tragen und zugleich einen wesentlichen Beitrag sowohl zur Wirtschaftsentwicklung als auch zum sozialen
Zusammenhalt leisten.

(5)  Im Hinblick auf die Forderung der nachhaltigen Entwicklung sollten Umwelt- und Klimaschutzerfordernisse in die
Festlegung und Durchfithrung aller politischen Strategien und Manahmen der Union einbezogen werden. Daher
sollten Synergien und die Komplementaritit mit anderen Finanzierungsprogrammen der Union gefordert werden,
indem etwa die Finanzierung von Mafinahmen erleichtert wird, die strategische integrierte Projekte und strategische
Naturschutzprojekte ergdnzen und die Einfihrung und Replikation von Lésungen, die im Rahmen des LIFE-Pro-
gramms entwickelt wurden, unterstiitzen. Dabei ist Koordinierung erforderlich, um Doppelfinanzierung zu ver-
meiden. Die Kommission und die Mitgliedstaaten sollten MaRnahmen ergreifen, damit administrative Uberschei-
dungen vermieden werden und Projektbegiinstigten durch die Berichtspflichten im Rahmen der verschiedenen
Finanzierungsinstrumente kein Verwaltungsaufwand entsteht.

(6)  Das LIFE-Programm sollte einen Beitrag leisten zu nachhaltiger Entwicklung und zur Verwirklichung der Gesamt-
und Einzelziele gemidfl den Rechtsvorschriften, Strategien, Plinen und internationalen Verpflichtungen der Union in
den Bereichen Umwelt- und Klimaschutz und, soweit hierfur relevant, Energie, insbesondere hinsichtlich der
Agenda 2030 fiir nachhaltige Entwicklung der Vereinten Nationen, dem Ubereinkommen iiber die biologische
Vielfalt (') und dem im Rahmen des Rahmeniibereinkommens der Vereinten Nationen iiber Klimainderungen
geschlossenen Ubereinkommen von Paris (%) (im Folgenden ,Klimaschutziibereinkommen von Paris®) sowie unter
anderem dem Ubereinkommen der Wirtschaftskommission fiir Europa der Vereinten Nationen (UNECE) iiber den
Zugang zu Informationen, die Offentlichkeitsbeteiligung an Entscheidungsverfahren und den Zugang zu Gerichten
in Umweltangelegenheiten (°) (im Folgenden ,Ubereinkommen von Aarhus®), dem UNECE-Ubereinkommen iiber
weitrdumige grenziiberschreitende Luftverunreinigung, dem Basler Ubereinkommen der Vereinten Nationen iiber
die Kontrolle der grenziiberschreitenden Verbringung gefihrlicher Abfille und ihrer Entsorgung, dem Rotterdamer
Ubereinkommen der Vereinten Nationen iiber das Verfahren der vorherigen Zustimmung nach Inkenntnissetzung
fur bestimmte gefihrliche Chemikalien sowie Pflanzenschutz- und Schadlingsbekdmpfungsmittel im internationalen
Handel und dem Stockholmer Ubereinkommen der Vereinten Nationen iiber persistente organische Schadstoffe.

(7  Die Union misst der langfristigen Nachhaltigkeit der Ergebnisse von durch das LIFE-Programm geforderten Pro-
jekten und der Fahigkeit, diese Ergebnisse nach der Durchfithrung des Projekts, unter anderem durch die Fortset-
zung des Projekts oder durch die Replikation oder Ubertragung der Ergebnisse, zu sichern und aufrechtzuerhalten,
grofle Bedeutung bei.

(8)  Die Einhaltung der Verpflichtungen der Union aus dem Klimaschutziibereinkommen von Paris setzt den Ubergang
der Union zu einer nachhaltigen, kreislauforientierten, energieeffizienten, auf erneuerbare Energie gestiitzten, klima-
neutralen und klimaresistenten Gesellschaft voraus. Dieser Ubergang wiederum erfordert Mafnahmen mit beson-
derem Schwerpunkt auf den Sektoren mit den hochsten Treibhausgasemissionen und der hochsten Schadstoff-
belastung, mit denen Energieeffizienz und erneuerbare Energie gefordert werden und die — im Einklang mit den
langfristigen Zielen des Klimaschutziibereinkommens von Paris — zur Durchfithrung des Rahmens fur die Klima-
und Energiepolitik bis 2030 und der integrierten nationalen Energie- und Klimapline der Mitgliedstaaten sowie zur
Umsetzung der langfristigen Klima- und Energiestrategie der Union beitragen. Das LIFE-Programm sollte auch
Mafnahmen umfassen, die die Politik der Union zur Anpassung an den Klimawandel fordern, die zum Ziel hat, die
Antfilligkeit gegeniiber den nachteiligen Auswirkungen des Klimawandels zu mindern.

(%) Beschluss Nr. 1386/2013/EU des Europdischen Parlaments und des Rates vom 20. November 2013 iiber ein allgemeines Umwelt-
aktionsprogramm der Union fiir die Zeit bis 2020 ,Gut leben innerhalb der Belastbarkeitsgrenzen unseres Planeten” (ABL. L 354 vom
28.12.2013, S.171).

() Beschluss 93/626/EWG des Rates vom 25. Oktober 1993 iiber den Abschluss des Ubereinkommens iiber die biologische Vielfalt
(ABL L 309 vom 13.12.1993, S. 1).

(%) ABL L 282 vom 19.10.2016, . 4.

() ABL L 124 vom 17.5.2005, S. 4.
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(9)  Bei Projekten im Rahmen des neuen Teilprogramms ,Energiewende* des LIFE-Programms sollte es vor allem darum
gehen, den Aufbau von Kapazititen zu ermdglichen und Kenntnisse, Kompetenzen und innovative Techniken,
Methoden und Losungen zu verbreiten, damit die Ziele der Rechtsvorschriften und politischen Strategien der Union
im Bereich des Ubergangs zu erneuerbarer Energie und der Erhdhung der Energieeffizienz erreicht werden. Bei
diesem Aufbau von Kapazititen und dieser Verbreitung von Kenntnissen, Kompetenzen und innovativen Tech-
niken, Methoden und Losungen handelt es sich in der Regel um Koordinierungs- und Unterstiitzungsmaffnahmen
mit grofem Mehrwert auf Unionsebene, mit denen Marktschranken abgebaut werden sollen, die den soziodko-
nomischen Ubergang zu nachhaltiger Energie behindern, und in die hauptsichlich kleine und mittlere Unterneh-
men sowie verschiedene Akteure, darunter lokale und regionale Gebietskorperschaften und gemeinniitzige Orga-
nisationen, einbezogen werden. Diese Mafnahmen haben zahlreiche positive Nebeneffekte, etwa die Bekimpfung
der Energiearmut, die Verbesserung der Raumluftqualitdt, die Verringerung der ortlichen Schadstoftbelastung durch
grofBere Energieeffizienz und mehr dezentrale Energie aus erneuerbaren Quellen sowie die Forderung positiver
wirtschaftlicher Effekte vor Ort und eines stirker auf soziale Inklusion ausgerichteten Wachstums.

(10)  Damit zum Klimaschutz und zu den internationalen Verpflichtungen der Union in Bezug auf die Dekarbonisierung
beigetragen werden kann, muss die Energiewende beschleunigt werden. Manahmen fiir den Aufbau von Kapazi-
titen zur Forderung der Energiceffizienz sowie der erneuerbaren Energie, die bis 2020 im Rahmen von Hori-
zont 2020 (1%) finanziert werden, sollten in das Teilprogramm ,Energiewende des LIFE-Programms aufgenommen
werden, da ihr Ziel nicht in der Finanzierung von Exzellenz und der Entwicklung von Innovationen, sondern in der
Erleichterung der Ubernahme bereits vorhandener Technologien fiir erneuerbare Energie und Energieeffizienz liegt,
die den Klimaschutz férdern werden. In das LIFE-Programm sollten alle an der Energiewende beteiligten Interes-
sentrager und Wirtschaftszweige einbezogen werden. Die Aufnahme dieser Kapazititsaufbaumaflnahmen in das
LIFE-Programm birgt Potenzial fir Synergien zwischen den Teilprogrammen und fordert die allgemeine Kohdrenz
der Unionsfinanzierung. Deswegen sollten Daten zur Ubernahme bestehender Lésungen aus Forschung und
Innovation in den Projekten des LIFE-Programms, einschlielich aus dem durch die Verordnung (EU) 2021/695
des Europdischen Parlaments und des Rates (!!) eingerichteten Programm ,Horizont Europa“ (im Folgenden ,Ho-
rizont Europa“) und seinen Vorlduferprogrammen, erhoben und verbreitet werden.

(11) Die Folgenabschitzung zum Vorschlag der Kommission fur die Richtlinie (EU) 2018/2002 des Europdischen
Parlaments und des Rates (') zur Anderung der Richtlinie 2012/27/EU des Europiischen Parlaments und des
Rates (1) lasst darauf schliefen, dass zum Erreichen der energiepolitischen Ziele der Union bis 2030 im Zeit-
raum 2021 bis 2030 zusitzliche Investitionen in Hohe von schitzungsweise 177 Mrd. EUR jahrlich erforderlich
sind. Die grofiten Defizite betreffen Investitionen in die Dekarbonisierung von Gebaduden, um die Energieeffizienz
zu erhohen und kleinmafSstabliche Energicerzeugung aus erneuerbaren Quellen zu nutzen; hier miissen Gelder in
hochgradig dezentrale Projekte fliefen. Eines der Ziele des Teilprogramms ,Energiewende®, das Energieeffizienz und
den raschen Einsatz erneuerbarer Energiequellen betrifft, besteht darin, Kapazititen fiir die Entwicklung und
Biindelung solcher Projekte aufzubauen, um auf diese Weise dazu beizutragen, Mittel aus den europiischen
Struktur- und Investitionsfonds zu absorbieren und als Katalysator fiir Investitionen in erneuerbare Energie und
Energieeffizienz zu fungieren, auch mithilfe der im Rahmen der Verordnung (EU) 2021/523 des Europiischen
Parlaments und des Rates (14) bereitgestellten Finanzinstrumente.

(12) Das LIFE-Programm tragt als einziges speziell fiir die Umwelt und die Klimapolitik vorgesehenes Programm ent-
scheidend zur Umsetzung der Rechtsvorschriften und politischen Strategien der Union in diesen Bereichen bei.

(13)  Synergien mit Horizont Europa sollten die Ermittlung und Festlegung der Forschungs- und Innovationstatigkeiten,
die zur Bewiltigung der umwelt-, klima- und energiepolitischen Herausforderungen in der Union erforderlich sind,
im Zuge der strategischen Forschungs- und Innovationsplanung im Rahmen von Horizont Europa ermoglichen.
Das LIFE-Programm sollte weiterhin als Katalysator fir die Umsetzung der Rechtsvorschriften und politischen

("% Beschluss 2013/743/EU des Rates vom 3.Dezember 2013 iiber das Spezifische Programm zur Durchfithrung des Rahmenpro-
gramms fiir Forschung und Innovation ,Horizont 2020“ (2014-2020) und zur Aufhebung der Beschliisse 2006/971/EG,
2006/972/EG, 2006/973[EG, 2006/974/EG und 2006/975/EG (ABL L 347 vom 20.12.2013, S. 965).

(") Verordnung (EU) 2021/695 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 28. April 2021 iiber das Rahmenprogramm fiir
Forschung und Innovation ,Horizont Europa“ sowie iiber die Regeln fiir die Beteiligung und die Verbreitung der Ergebnisse und
zur Authebung der Verordnungen (EU) Nr. 1290/2013 und (EU) Nr. 1291/2013 (ABL L 170 vom 12.5.2021, S. 1).

(*) Richtlinie (EU) 2018/2002 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 11. Dezember 2018 zur Anderung der Richtlinie 2012/
27[EU zur Energieeffizienz (ABL L 328 vom 21.12.2018, S. 210).

("3 Richtlinie 2012/27/EU des Europdischen Parlaments und des Rates vom 25. Oktober 2012 zur Energieeffizienz, zur Anderung der
Richtlinien 2009/125/EG und 2010/30/EU und zur Aufhebung der Richtlinien 2004/8/EG und 2006/32/EG (ABL. L 315 vom
14.11.2012, S. 1).

(") Verordnung (EU) 2021/523 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 24.Mirz 2021 zur Einrichtung des Programms
,InvestEU“ und zur Anderung der Verordnung (EU) 2015/1017 (ABL L 107 vom 26.3.2021, S. 30).
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Strategien der Union in den Bereichen Umwelt, Klima und, soweit hierfiir relevant, Energie fungieren, u. a. durch
die Ubernahme und Anwendung von Forschungs- und Innovationsergebnissen aus Horizont Europa und die
Unterstiitzung ihres breiteren Einsatzes, sofern dies zur Bewiltigung von Problemen im Zusammenhang mit der
Umwelt-, Klima- und Energiewende beitragen kann. Der im Rahmen von Horizont Europa eingerichtete Europii-
sche Innovationsrat kann Hilfestellung geben, um neue, bahnbrechende Ideen, fiir die die Durchfithrung von LIFE-
Projekten den Anstofl geben konnte, auf einen grofleren Mafistab zu iibertragen und zu kommerzialisieren.
Desgleichen sollten auch Synergien mit dem Innovationsfonds im Rahmen des mit der Richtlinie 2003/87/EG
des Europiischen Parlaments und des Rates ('°) eingerichteten Emissionshandelssystems berticksichtigt werden.

(14)  Eine Mafnahme, die einen Beitrag aus dem LIFE-Programm erhalten hat, sollte auch aus anderen Unionspro-
grammen einen Beitrag erhalten konnen, sofern diese Beitrdage nicht dieselben Kosten betreffen. Maffnahmen, die
im Rahmen verschiedener Unionsprogramme kumulierte Finanzmittel erhalten, sollten nur einer Rechnungsprii-
fung unterzogen werden, bei der alle beteiligten Programme der Union und die jeweils geltenden Regeln kon-
trolliert werden.

(15)  Die Mitteilung der Kommission vom 3. Februar 2017 mit dem Titel zur Uberpriifung der Umsetzung der EU-
Umweltpolitik — Gemeinsame Herausforderungen und Anstrengungen fiir bessere Ergebnisse (EU Environmental
Implementation Review, im Folgenden ,EIR®) zeigt auf, dass erhebliche Fortschritte erforderlich sind, um die
Umsetzung des Umweltrechts der Union voranzutreiben und die Integration und durchgingige Beriicksichtigung
von Umwelt- und Klimazielen in anderen Politikbereichen zu verbessern. Das LIFE-Programm sollte daher als
Katalysator fur die Bewiltigung horizontaler systemischer Herausforderungen und die Bekdmpfung der Ursachen
der im Rahmen der EIR festgestellten Umsetzungsdefizite sowie fiir den notwendigen Fortschritt fungieren, indem
neue Ansitze entwickelt, erprobt und repliziert werden, die Entwicklung, Uberwachung und Uberpriifung politi-
scher Mafinahmen gefordert, die Politikgestaltung in den Bereichen Umweltschutz, Klimawandel und bei damit
zusammenhingenden Aspekten der Energiewende verbessert wird — etwa durch stirkere Beteiligung der Interes-
sentrager auf allen Ebenen, den Aufbau von Kapazititen und durch Kommunikation und Sensibilisierung —, im
Rahmen simtlicher Investitionsprogramme oder anderer Finanzquellen der Union Investitionen mobilisiert und
Mafnahmen zur Uberwindung der verschiedenen Hindernisse fiir die wirksame Realisierung wichtiger im Umwelt-
recht vorgesehener Pline unterstiitzt werden.

(16) Die Einddimmung und Umkehr des Verlusts an biologischer Vielfalt und der Degradation von Okosystemen,
einschlieflich Meeresokosysteme, erfordert Unterstiitzung fur die Entwicklung, Durchfithrung, Durchsetzung und
Bewertung einschldgiger Rechtsvorschriften und politischer Strategien der Union, einschlieSlich der Mitteilung der
Kommission vom 20.Mai 2020 iiber die EU-Biodiversitatsstrategie fiir 2030 — Mehr Raum fir die Natur in
unserem Leben, der Richtlinie 92/43/EWG des Rates (1°), der Richtlinie 2009/147[EG des Europdischen Parlaments
und des Rates () und der Verordnung (EU) Nr.1143/2014 des Europiischen Parlaments und des Rates (19),
insbesondere durch Erweiterung der Wissensgrundlage fiir die Entwicklung und Durchfithrung politischer Maf-
nahmen und durch die Entwicklung, Erprobung, Demonstration und Anwendung kleinmafstablicher oder speziell
auf lokale, regionale oder nationale Gegebenheiten zugeschnittener, bewahrter Verfahren und Losungen (z. B.
wirksame Verwaltung), einschlieflich integrierter Ansitze fir die Implementierung der prioritiren Aktionsrahmen
gemdfl der Richtlinie 92/43/EWG. Diese Verordnung sollte dazu beitragen, dass Maflnahmen im Bereich der
biologischen Vielfalt in den politischen Strategien der Union durchgingig beriicksichtigt werden und das all-
gemeine Ziel erreicht wird, im Jahr 2024 7,5 % der jahrlichen Ausgaben im Rahmen des Mehrjihrigen Finanz-
rahmens fiir Biodiversitdtsziele und in den Jahren 2026 und 2027 10 % der jihrlichen Ausgaben im Rahmen des
Mehrjihrigen Finanzrahmens fiir Biodiversititsziele bereitzustellen, wobei den bestehenden Uberschneidungen
zwischen Klimaschutz- und Biodiversititszielen Rechnung zu tragen ist.

Die Union und die Mitgliedstaaten sollten ihre Ausgaben im Zusammenhang mit der biologischen Vielfalt tiber-
wachen, um ihren Berichtspflichten aus dem Ubereinkommen iiber die biologische Vielfalt nachzukommen. Auch
die Vorschriften fiir die Uberwachung im Rahmen anderer einschligiger Rechtsvorschriften der Union sollten
beachtet werden. Ausgaben der Union im Zusammenhang mit der biologischen Vielfalt sollten nach einer von
der Kommission in Zusammenarbeit mit dem Europdischen Parlament und dem Rat der Europiischen Union
festzulegenden wirksamen, transparenten und umfassenden Methode gemaf der Interinstitutionellen Vereinbarung

(*) Richtlinie 2003/87/EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom 13. Oktober 2003 iiber ein System fiir den Handel mit
Treibhausgasemissionszertifikaten in der Gemeinschaft und zur Anderung der Richtlinie 96/61/EG des Rates (ABL. L 275 vom 25.
Oktober 2003, S. 32).

(*%) Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 21. Mai 1992 zur Erhaltung der natiirlichen Lebensraume sowie der wildlebenden Tiere und
Pflanzen (ABL. L 206 vom 22.7.1992, S. 7).

() Richtlinie 2009/147/EG des Europaischen Parlaments und des Rates vom 30. November 2009 iiber die Erhaltung der wildlebenden
Vogelarten (ABL L 20 vom 26.1.2010, S. 7).

(*$) Verordnung (EU) Nr. 1143/2014 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 22. Oktober 2014 iiber die Pravention und das
Management der Einbringung und Ausbreitung invasiver gebietsfremder Arten (ABL L 317 vom 4.11.2014, S. 35).
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vom 16. Dezember 2020 zwischen dem Europdischen Parlament, dem Rat und der Kommission iiber die Haus-
haltsdisziplin, die Zusammenarbeit im Haushaltsbereich und die wirtschaftliche Haushaltsfithrung sowie iiber neue
Eigenmittel, einschlieflich eines Fahrplans fiir die Einfithrung neuer Eigenmittel (1%), iiberwacht werden.

(17)  Jungste Evaluierungen und Bewertungen (einschliefSlich der Halbzeitbewertung der Biodiversititsstrategie der EU bis
2020 und des Fitness-Checks des Naturschutzrechts) deuten darauf hin, dass eine der wichtigsten Ursachen fur die
unzulingliche Umsetzung der Naturschutzvorschriften und der Biodiversititsstrategie der Union das Fehlen einer
angemessenen Finanzierung ist.

Die Hauptfinanzierungsinstrumente der Union, darunter der gemifl der Verordnung (EU) Nr. 1301/2013 des
Europiischen Parlaments und des Rates (?) eingerichtete Européische Fonds fiir regionale Entwicklung (im Folgen-
den ,Europdischer Fonds fiir regionale Entwicklung®), und der gemdff der Verordnung (EU) Nr. 1300/2013 des
Europdischen Parlaments und des Rates (2!) errichtete Kohasionsfonds (im Folgenden ,Kohisionsfonds®), der gemafS
der Verordnung (EU) Nr. 1305/2013 des Europdischen Parlaments und des Rates (??) errichtete Europdische Land-
wirtschaftsfonds fiir die Entwicklung des lindlichen Raums (im Folgenden ,Europdischer Landwirtschaftsfonds fiir
die Entwicklung des landlichen Raums“) und der gemaf8 einer Verordnung des Europiischen Parlaments und des
Rates zum Europiischen Meeres-, Fischerei- und Aquakulturfonds und zur Aufhebung der Verordnung (EU)
Nr. 508/2014 eingerichtete Europidische Meeres-, Fischerei- und Aquakulturfonds (im Folgenden ,Europiischer
Meeres-, und Fischerei- und Aquakulturfonds®), konnten als Komplementirfinanzierung eingesetzt werden und
damit wesentlich zur Schliefung dieser Finanzierungsliicken beitragen. Das LIFE-Programm konnte die Effizienz
einer solchen durchgingigen Beriicksichtigung durch strategische Naturschutzprojekte weiter verbessern, die als
Katalysator fir die Umsetzung der Rechtsvorschriften und politischen Strategien der Union in den Bereichen
Naturschutz und Biodiversitit gedacht sind, einschlielich der Mafnahmen, die in den prioritiren Aktionsrahmen
gemdf der Richtlinie 92/43/EWG vorgesehen sind. Die strategischen Naturschutzprojekte sollten in den Mitglied-
staaten Aktionsprogramme fiir die durchgingige Beriicksichtigung einschlidgiger Naturschutz- und Biodiversitits-
ziele in anderen Politikbereichen und Finanzierungsprogrammen unterstiitzen und so sicherstellen, dass fur die
Umsetzung dieser politischen Strategien angemessene Mittel bereitgestellt werden.

Die Mitgliedstaaten sollten beschlieen diirfen, im Rahmen ihres strategischen Plans fur die Gemeinsame Agrar-
politik einen gewissen Teil der Mittel des Europdischen Landwirtschaftsfonds fiir die Entwicklung des lindlichen
Raums dafiir zu verwenden, Finanzmittel fiir Malnahmen zu mobilisieren, die die in dieser Verordnung definierten
strategischen Naturschutzprojekte erginzen.

(18)  Die Forderung der Kreislaufwirtschaft und der Ressourceneffizienz erfordert einen Wandel in Bezug auf die Art und
Weise, wie Materialien und Produkte, einschlieflich Kunststoffe, konzipiert, produziert, konsumiert, repariert,
wiederverwendet, recycelt und entsorgt werden, wobei der gesamte Lebenszyklus von Produkten zu betrachten
ist. Das LIFE-Programm sollte den Ubergang zu einem kreislauforientierten Wirtschaftsmodell durch finanzielle
Unterstiitzung verschiedener Akteure wie Unternehmen, Behorden und Verbraucher fordern, indem insbesondere,
auch durch integrierte Ansitze fiir die Anwendung der Abfallhierarchie und die Implementierung von Abfall-
bewirtschaftungs- und Abfallvermeidungsplinen, bewidhrte Technologien, Praktiken und Losungen, die auf die
besonderen lokalen, regionalen oder nationalen Gegebenheiten zugeschnitten sind, entwickelt, angewendet und
repliziert werden. Durch Forderung der Umsetzung der Mitteilung der Kommission vom 16. Januar 2018 {iber eine
europdische Strategie fiir Kunststoffe in der Kreislaufwirtschaft konnte insbesondere das Problem der Abfille im
Meer angegangen werden.

(19)  Ein hohes Maff an Umweltschutz ist von grundlegender Bedeutung fiir die Gesundheit und das Wohlergehen der
Unionsbiirger. Mit dem LIFE-Programm sollten die Ziele der Union unterstiitzt werden, Chemikalien so herzu-
stellen und einzusetzen, dass erhebliche schadliche Auswirkungen auf die menschliche Gesundheit und

(") ABL L4331 vom 22.12.2002, S. 28.

(29 Verordnung (EU) Nr. 1301/2013 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 17. Dezember 2013 iiber den Europdischen Fonds
fir regionale Entwicklung und mit besonderen Bestimmungen hinsichtlich des Ziels ,Investitionen in Wachstum und Beschiftigung*
und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1080/2006 (ABL L 347 vom 20.12.2013, S. 289).

(*') Verordnung (EU) Nr. 1300/2013 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 17. Dezember 2013 iiber den Kohésionsfonds
und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1084/2006 (ABL L 347 vom 20.12.2013, S. 281).

(*3) Verordnung (EU) Nr. 1305/2013 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 17.Dezember 2013 iiber die Forderung der
landlichen Entwicklung durch den Europiischen Landwirtschaftsfonds fiir die Entwicklung des lindlichen Raums (ELER) und zur
Authebung der Verordnung (EG) Nr. 1698/2005 (ABI. L 347 vom 20.12.2013, S. 487).
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die Umwelt auf ein Minimum reduziert werden, damit in der Union das Ziel einer schadstofffreien Umwelt erreicht
wird. Auflerdem sollten mit dem LIFE-Programm Mafinahmen zur Forderung der Umsetzung der Richtlinie 2002/
49[EG des Europdischen Parlaments und des Rates (¥}) unterstiitzt werden, damit Lirmpegel erreicht werden, die
mit keinen erheblichen negativen Folgen und Risiken fiir die menschliche Gesundheit verbunden sind.

(20) Das langfristige Ziel der Union fiir die Luftreinheit besteht darin, ein Luftqualititsniveau zu erreichen, das die
menschliche Gesundheit und die Umwelt nicht signifikant beeintrachtigt und gefidhrdet, und gleichzeitig Synergien
zwischen der Verbesserung der Luftqualitit und der Verringerung der Treibhausgasemissionen zu stirken. Die
Offentlichkeit ist stark fiir die Luftverschmutzung sensibilisiert, und die Bevélkerung erwartet, dass die Behdrden
vor allem in Bereichen, in denen die Bevolkerung und die Okosysteme starker Luftverschmutzung ausgesetzt sind,
tatig werden. In der Richtlinie (EU) 2016/2284 des Europdischen Parlaments und des Rates (2*) wird betont, welche
Rolle die finanzielle Unterstiitzung der Union fiir die Verwirklichung der Luftqualititsziele spielen kann. Das LIFE-
Programm sollte daher Projekte, auch strategische integrierte Projekte, unterstiitzen, die das Potenzial besitzen,
offentliche und private Mittel zu mobilisieren und als Musterbeispiele fiir bewahrte Verfahren und Katalysatoren fiir
die Umsetzung von Luftqualititsplinen und -rechtsvorschriften auf lokaler, regionaler, multiregionaler, nationaler
und transnationaler Ebene dienen konnen.

(21)  Mit der Richtlinie 2000/60/EG des Europdischen Parlaments und des Rates (**) wurde ein Rahmen fiir den Schutz
der Oberflichengewisser, der Kiistengewisser, der Ubergangsgewisser und des Grundwassers der Union geschaffen.
Die Ziele der genannten Richtlinie wiirden durch die bessere Umsetzung der wasserpolitischen Ziele und deren
stirkere Einbeziehung in andere Politikbereiche unterstiitzt. Das LIFE-Programm sollte daher Projekte unterstiitzen,
die zur wirksamen Durchfithrung der Richtlinie 2000/60/EG und anderer einschlagiger Wasserschutzvorschriften
der Union beitragen, die das Erreichen eines guten Zustands der Wasserkorper der Union durch die Entwicklung,
Anwendung und Replikation bewihrter Verfahren und durch die Mobilisierung ergdnzender Mafinahmen im
Rahmen anderer Programme oder Finanzierungsquellen der Union férdern.

(22)  Der Schutz und die Wiederherstellung der Meeresumwelt sind eines der iibergeordneten Ziele der Umweltpolitik
der Union. Das LIFE-Programm sollte Folgendes fordern: die Bewirtschaftung, Erhaltung, Wiederherstellung und
Uberwachung der biologischen Vielfalt und mariner Okosysteme, insbesondere in Natura-2000-Meeresgebieten,
und den Schutz von Arten im Sinne der prioritiren Aktionsrahmen gemif der Richtlinie 92/43/EWG; das Errei-
chen eines guten Umweltzustands im Sinne der Richtlinie 2008/56/EG des Europdischen Parlaments und des
Rates (2%); die Forderung sauberer, gesunder Meere; die Umsetzung der Mitteilung der Kommission vom 16. Januar
2018 zu einer europdischen Strategie fir Kunststoffe in der Kreislaufwirtschaft, um vor allem das Problem verloren
gegangener Fanggerdte und der Verschmutzung der Meere durch Abfille zu bewiltigen; und die Forderung der
Mitwirkung der Union an der internationalen Meerespolitik, die unverzichtbar ist, um die Ziele der Agenda 2030
fur nachhaltige Entwicklung der Vereinten Nationen zu erreichen und auch kiinftigen Generationen gesunde
Ozeane zu garantieren. Die strategischen integrierten Projekte und strategischen Naturschutzprojekte im Rahmen
des LIFE-Programms sollten einschldgige Maffnahmen zum Schutz der Meeresumwelt umfassen.

(23)  Eine bessere Politikgestaltung in den Bereichen Umweltschutz, Klimawandel und bei damit zusammenhingenden
Aspekten der Energiewende erfordert die Einbezichung der Zivilgesellschaft durch Sensibilisierung der Offentlich-
keit, auch durch eine Kommunikationsstrategie, die den neuen Medien und sozialen Netzwerken Rechnung tragt,
Einbindung der Verbraucher und stirkere Beteiligung von Interessentrigern, einschlieflich Nichtregierungsorgani-
sationen, an Konsultationen zu damit verbundenen politischen Strategien auf allen Ebenen und an deren Durch-
fuhrung. Mit dem LIFE-Programm sollte daher eine Vielzahl von Nichtregierungsorganisationen und Netzen ge-
meinniitziger Unternehmen unterstiitzt werden, deren Ziele im allgemeinen Interesse der Union liegen und die
hauptsichlich in den Bereichen Umwelt- oder Klimaschutz titig sind, indem auf wettbewerbsorientierte und
transparente Weise Betriebskostenzuschiisse gewidhrt werden, um diesen Nichtregierungsorganisationen, Netzen
und Unternehmen zu helfen, wirksam zur Unionspolitik beizutragen, und um sie zunehmend und verstirkt zu
befahigen, effizientere Partner zu werden.

(**) Richtlinie 2002/49/EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom 25. Juni 2002 iiber die Bewertung und Bekdmpfung von
Umgebungslirm (ABL. L 189 vom 18.7.2002, S. 12).

(**) Richtlinie (EU) 2016/2284 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 14. Dezember 2016 iiber die Reduktion der nationalen
Emissionen bestimmter Luftschadstoffe, zur Anderung der Richtlinie 2003/35/EG und zur Aufhebung der Richtlinie 2001/81/EG
(ABL L 344 vom 17.12.2016, S. 1).

(*%) Richtlinie 2000/60/EG des Europdischen Parlamentes und des Rates vom 23. Oktober 2000 zur Schaffung eines Ordnungsrahmens
fiir Maflnahmen der Gemeinschaft im Bereich der Wasserpolitik (ABL L 327 vom 22.12.2000, S. 1).

(*%) Richtlinie 2008/56/EG des Europiischen Parlaments und des Rates vom 17.Juni 2008 zur Schaffung eines Ordnungsrahmens fiir
Mafnahmen der Gemeinschaft im Bereich der Meeresumwelt (Meeresstrategie-Rahmenrichtlinie) (ABL. L 164 vom 25.6.2008, S. 19).
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(24)  Wenngleich bessere Politikgestaltung auf allen Ebenen ein tibergreifendes Ziel fiir alle Teilprogramme des LIFE-
Programms sein sollte, sollte dieses die Entwicklung, Umsetzung, Durchsetzung und wirksame Einhaltung des
Besitzstands in den Bereichen Umwelt- und Klimaschutz und insbesondere der horizontalen Rechtsvorschriften auf
dem Gebiet der Umweltordnungspolitik, einschlieBlich der Rechtsvorschriften zur Durchfithrung des Ubereinkom-
mens von Aarhus fordern.

(25) Das LIFE-Programm sollte Marktteilnehmer durch Erprobung neuer Geschiftsmoglichkeiten, Verbesserung beruf-
licher Qualifikationen, Erleichterung des Zugangs von Verbrauchern zu nachhaltigen Produkten und Dienstleis-
tungen, Einbindung und Stirkung der Rolle von Influencern und Erprobung neuartiger Methoden zur Anpassung
der bisherigen Verfahren und des bisherigen wirtschaftlichen Umfelds auf den Ubergang zu einem nachhaltigen,
kreislauforientierten, energieeffizienten, auf erneuerbare Energie gestiitzten, klimaneutralen und klimaresistenten
Wirtschaftssystem vorbereiten und Unterstiitzung leisten. Um eine breitere Markteinfithrung nachhaltiger Losungen
zu unterstiitzen, sollten die Akzeptanz in der Offentlichkeit und die Einbindung der Verbraucher geférdert werden.

(26)  Das LIFE-Programm ist darauf ausgelegt, die Demonstration von Techniken, Konzepten und bewihrten Verfahren
zu unterstiitzen, die repliziert und ausgebaut werden kénnen. Innovative Losungen sollen zur Verbesserung der
Umweltleistung und der Nachhaltigkeit beitragen, insbesondere im Hinblick auf die Entwicklung nachhaltiger
landwirtschaftlicher Verfahren in den Gebieten, die in den Bereichen Klimaschutz, Wasser, Boden, biologische
Vielfalt und Abfall aktiv sind. In diesem Zusammenhang sollten Synergien mit anderen Programmen und politi-
schen Strategien, etwa der Europdischen Innovationspartnerschaft fiir landwirtschaftliche Produktivitdt und Nach-
haltigkeit und dem EU-System fir Umweltmanagement und Umweltbetriebspriifung, herausgestellt werden.

(27)  Auf Ebene der Union werden Grofinvestitionen in Umwelt- und Klimaschutzmafnahmen in erster Linie iiber die
grof8en Finanzierungsprogramme der Union finanziert. Deshalb ist es unerldsslich, die Bemithungen um durch-
gangige Beriicksichtigung zu intensivieren, damit bei Mafinahmen anderer Finanzierungsprogramme der Union auf
Nachhaltigkeit, Vereinbarkeit mit der biologischen Vielfalt und Klimavertraglichkeit geachtet wird und alle Instru-
mente der Union mit Nachhaltigkeitsgarantien ausgestattet werden. Uber ihre Katalysatorfunktion sollten die im
Rahmen des LIFE-Programms zu entwickelnden strategischen integrierten Projekte und strategischen Naturschutz-
projekte Finanzierungsmoglichkeiten innerhalb dieser Forderprogramme und anderer Finanzierungsquellen wie
nationale Fonds mobilisieren und Synergien schaffen.

(28)  Der Erfolg der strategischen Naturschutzprojekte und der strategischen integrierten Projekte hingt davon ab, ob die
nationalen, regionalen und lokalen Behorden und die nichtstaatlichen Akteure, fiir die die Ziele des LIFE-Pro-
gramms relevant sind, eng zusammenarbeiten. Deshalb sollten die Grundsitze der Transparenz und der Offenle-
gung von Beschliissen iiber die Entwicklung, Umsetzung, Bewertung und Uberwachung der Projekte — vor allem im
Fall einer durchgingigen Beriicksichtigung oder verschiedener Finanzierungsquellen — Anwendung finden.

(29)  Angesichts der groffen Bedeutung, die einer koordinierten und ambitionierten Bewaltigung des Klimawandels
entsprechend den Zusagen der Union zukommt, das Klimaschutziibereinkommen von Paris umzusetzen und
die Ziele der Vereinten Nationen fiir nachhaltige Entwicklung zu verwirklichen, wird das LIFE-Programm dazu
beitragen, dass Klimaschutzerwigungen durchgingig beriicksichtigt werden und das Ziel erreicht wird, insgesamt
30 % der EU-Ausgaben fur die Unterstiitzung der Klimaschutzziele zu verwenden. Die Mafnahmen im Rahmen des
LIFE-Programms sollen einen Beitrag in Hohe von 61 % zur Gesamtfinanzausstattung des LIFE-Programms zur
Verwirklichung der Klimaschutzziele leisten. Entsprechende Maflnahmen werden wihrend der Vorbereitung und
Durchfithrung des LIFE-Programms ermittelt und im Rahmen der entsprechenden Evaluierungen und Uberprii-
fungsverfahren erneut bewertet. Gemaff dem europiischen Griinen Deal sollten Maffnahmen im Rahmen des LIFE-
Programms dem Grundsatz der Schadensvermeidung entsprechen.

(30)  Bei der Durchfithrung des LIFE-Programms sollte die Strategie fiir die Regionen in duflerster Randlage, die in der
Mitteilung der Kommission vom 24. Oktober 2017 iiber eine verstirkte und erneuerte Partnerschaft mit den
Gebieten in dufSerster Randlage der EU im Einklang mit Artikel 349 AEUV und aufgrund der spezifischen Bediirf-
nisse und der Schutzbediirftigkeit dieser Regionen angemessen Beachtung finden. Ferner sollte auch anderen
Politikbereichen der Union als Umwelt- und Klimaschutz sowie Energiewende Rechnung getragen werden.

(31)  Um die Durchfithrung des LIFE-Programms zu unterstiitzen, sollte die Kommission mit dem Netzwerk der na-
tionalen Kontaktstellen fiir das LIFE-Programm zusammenarbeiten, um die Kooperation anzuregen, damit die
Dienstleistungen der nationalen Kontaktstellen verbessert werden und in der gesamten Union mehr Wirkung
entfalten, und um die Gesamtqualitdt der eingereichten Vorschlige zu erhéhen, Seminare und Workshops ver-
anstalten, Listen von tiber das LIFE-Programm finanzierten Projekten veréffentlichen oder andere Maffnahmen, etwa
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Medienkampagnen, zur besseren Verbreitung der Projektergebnisse sowie zur Erleichterung des Austauschs von
Erfahrungen, Wissen und bewidhrten Verfahren und der Replizierung von Projektergebnissen in der gesamten
Union durchfithren und so die Zusammenarbeit und Kommunikation férdern. Diese Mafnahmen sollten ins-
besondere auf Mitgliedstaaten abzielen, in denen Mittel nur begrenzt in Anspruch genommen werden, und die
Kommunikation und Zusammenarbeit zwischen Projektbegiinstigten, Projektantragstellern und Projektbeteiligten
(abgeschlossene und laufende Projekte in ein und demselben Bereich) erleichtern. In diese Kommunikation und
Zusammenarbeit sollten unbedingt auch die regionalen und lokalen Gebietskorperschaften und Interessentrager
eingebunden werden.

(32)  Qualitit sollte das Kriterium sein, nach dem sich die Projektevaluierung und das Gewidhrungsverfahren im LIFE-
Programm richtet. Um die Umsetzung der Ziele des LIFE-Programms in der gesamten Union zu erleichtern und
eine hohe Qualitit der Projektvorschlige zu fordern, sollten Mittel fiir Projekte der technischen Hilfe zugunsten der
effektiven Teilnahme am LIFE-Programm zur Verfiigung gestellt werden. Die Kommission sollte eine wirksame,
qualitatsorientierte geografische Abdeckung in der gesamten Union anstreben — unter anderem, indem sie die
Mitgliedstaaten dabei unterstiitzt, die Qualitit von Projekten durch den Aufbau von Kapazititen zu verbessern. Die
Bedeutung der geringen effektiven Teilnahme, der forderfahigen Aktivititen und der Gewahrungskriterien fiir das
LIFE-Programm sollten im mehrjdhrigen Arbeitsprogramm anhand der Beteiligungs- und der Erfolgsquote der
Antragsteller aus den jeweiligen Mitgliedstaaten unter Beriicksichtigung — unter anderem — der Bevolkerungszahl
und -dichte, der Gesamtfliche der Natura-2000-Gebiete je Mitgliedstaat, ausgedriickt als Anteil am Natura-2000-
Gesamtgebiet, und des Anteils der Natura-2000-Gebiete am Gesamtgebiet des jeweiligen Mitgliedstaats festgelegt
werden. Forderfahige Aktivititen sollten auf die Verbesserung der Projektantrdge ausgerichtet sein.

(33) In Einklang mit der Mitteilung der Kommission vom 18. Januar 2018 iiber einen Aktionsplan der EU fiir einen
besseren Vollzug des Umweltrechts und eine bessere Umweltordnungspolitik wurden das Netz der Europiischen
Union fiir die Anwendung und Durchsetzung des gemeinschaftlichen Umweltrechts (IMPEL), das Europdische Netz
der in Umweltsachen titigen Staatsanwilte (ENPE) und das Richterforum der Europaischen Union fir die Umwelt
(EUFJE) eingerichtet, um die Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten zu erleichtern und um bei der Ver-
stirkung des Umweltrechts der Union eine unverzichtbare Rolle zu spielen. Sie leisten einen wesentlichen Beitrag
zur Verbesserung der Kohdrenz bei der unionsweiten Umsetzung und Durchsetzung des Umweltrechts der Union,
zur Verhinderung von Wettbewerbsverzerrungen und zur Steigerung der Qualitit der Umweltinspektion und der
Vollzugsmechanismen durch die Vernetzung auf der Ebene der Union und der Mitgliedstaaten und ermoglichen
den Informations- und Erfahrungsaustausch auf verschiedenen Verwaltungsebenen, durch Schulungen und einge-
hende Gespriche iiber Umweltschutzprobleme und Aspekte der Rechtsdurchsetzung, einschlieBlich Uberwachungs-
und Genehmigungsverfahren. Angesichts ihres Beitrags zu den Zielen des LIFE-Programms sollten IMPEL, ENPE
und EUFJE ohne Aufruf zur Einreichung von Vorschligen Finanzhilfen erhalten konnen, damit die Tatigkeiten
dieser Einrichtungen weiter unterstiitzt werden. Gemifl den Vorschriften der Verordnung (EU, Euratom)
2018/1046 des Europdischen Parlaments und des Rates (¥) (im Folgenden ,Haushaltsordnung“) konnte sich eine
Aufforderung zur Einreichung von Vorschlidgen auch in anderen Fillen eriibrigen, z. B. bei Einrichtungen, die von
den Mitgliedstaaten benannt werden und unter deren Verantwortung handeln, wenn diese Mitgliedstaaten in einem
Rechtsakt der Union als Empfianger von Finanzhilfen genannt sind.

(34)  Es empfiehlt sich, fiir das LIFE-Programm eine Finanzausstattung festzusetzen, die fiir das Europdische Parlament
und den Rat im Rahmen des jdhrlichen Haushaltsverfahrens den vorrangigen Bezugsrahmen im Sinne der Num-
mer 18 der Interinstitutionellen Vereinbarung vom 16. Dezember 2020 zwischen dem Europiischen Parlament,
dem Rat der Europiischen Union und der Kommission tiber die Haushaltsdisziplin, die Zusammenarbeit im
Haushaltsbereich und die wirtschaftliche Haushaltsfihrung sowie iiber neue Eigenmittel, einschlieflich eines Fahr-
plans fiir die Einfithrung neuer Eigenmittel bilden soll.

(35) Die Hochstsitze fiir die Kofinanzierung von aus dem LIFE-Programm finanzierten Finanzhilfen sollten so hoch
angesetzt werden, wie es fur die Aufrechterhaltung eines ausreichenden Mafles an Unterstiitzung durch das LIFE-
Programm erforderlich ist. Um die Anpassungsfihigkeit zu bieten, die erforderlich ist, um der derzeitigen Band-
breite an Mafnahmen und Stellen zu entsprechen, sollte mit spezifischen Kofinanzierungssitzen fiir Sicherheit
gesorgt und gleichzeitig ein Maf$ an Flexibilitit gewahrt werden, das im angemessenen Verhiltnis zu besonderen
Bediirfnissen oder Anforderungen steht. Fir die spezifischen Kofinanzierungssitze sollten stets die festgelegten
relevanten Hochstsitze fiir die Kofinanzierung gelten.

(*”) Verordnung (EU, Euratom) 2018/1046 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 18. Juli 2018 iiber die Haushaltsordnung
fir den Gesamthaushaltsplan der Union, zur Anderung der Verordnungen (EU) Nr.1296/2013, (EU) Nr.1301/2013, (EU)
Nr. 1303/2013, (EU) Nr. 1304/2013, (EU) Nr. 1309/2013, (EU) Nr. 1316/2013, (EU) Nr. 223/2014, (EU) Nr. 283/2014 und des
Beschlusses Nr. 541/2014/EU sowie zur Aufhebung der Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 (ABL. L 193 vom 30.7.2018, S. 1).
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(36)  Die vom Europdischen Parlament und dem Rat gemaf8 Artikel 322 AEUV angenommene Haushaltsordnung findet
auf diese Verordnung Anwendung. Die Haushaltsordnung regelt den Vollzug des Unionshaushalts, einschlielich
Bestimmungen zu Finanzhilfen, Preisgeldern, Auftragsvergabe, indirekter Mittelverwaltung, Finanzierungsinstrumen-
ten, Haushaltsgarantien, zum finanziellen Beistand und zur Erstattung der Kosten externer Sachverstindiger. sowie
die Kontrolle der Verantwortung der Finanzakteure. Die auf der Grundlage von Artikel 322 AEUV erlassenen
Vorschriften enthalten auch eine allgemeine Konditionalitdtsregelung zum Schutz des Haushalts der Union.

(37)  Gemaf$ der Haushaltsordnung, der Verordnung (EU, Euratom) Nr. 883/2013 des Europiischen Parlaments und des
Rates (**) und den Verordnungen (EG, Euratom) Nr.2988/95 (?°), (Euratom, EG) Nr.2185/96 (*) und (EU)
2017/1939 (*') des Rates sind die finanziellen Interessen der Union durch verhiltnismiffige Maflnahmen zu
schiitzen, einschlieSlich Manahmen zur Pravention, Aufdeckung, Behebung und Untersuchung von Unregelmafig-
keiten, einschlieflich Betrug, zur Einziehung entgangener, rechtsgrundlos gezahlter oder nicht widmungsgemif3
verwendeter Mittel und gegebenenfalls zur Verhdngung verwaltungsrechtlicher Sanktionen. Insbesondere ist das
Europiische Amt fiir Betrugsbekdmpfung (OLAF) gemif§ den Verordnungen (Euratom, EG) Nr. 2185/96 und (EU,
Euratom) Nr. 883/2013 befugt, administrative Untersuchungen einschlieRlich Kontrollen und Uberpriifungen vor
Ort durchzufithren, um festzustellen, ob Betrug, Korruption oder eine sonstige rechtswidrige Handlung zum
Nachteil der finanziellen Interessen der Union vorliegt.

Gemif der Verordnung (EU) 2017/1939 ist die Europdische Staatsanwaltschaft (EUStA) befugt, gegen die finan-
ziellen Interessen der Union gerichtete Straftaten im Sinne der Richtlinie (EU) 2017/1371 des Europiischen
Parlaments und des Rates (*}) zu untersuchen und zu verfolgen. Nach der Haushaltsordnung ist jede Person
oder Stelle, die Unionsmittel erhilt, verpflichtet, uneingeschrankt am Schutz der finanziellen Interessen der Union
mitzuwirken, der Kommission, dem OLAF, dem Europiischen Rechnungshof (im Folgenden ,Rechnungshof)
und — im Falle der gemdf der Verordnung (EU) 2017/1939 an der Verstdrkten Zusammenarbeit teilnehmenden
Mitgliedstaaten — der EUStA die erforderlichen Rechte und den erforderlichen Zugang zu gewihren und sicher-
zustellen, dass alle an der Ausfithrung von Unionsmitteln beteiligten Dritten gleichwertige Rechte gewahren.

(38) Die Arten der Finanzierung und die Methoden der Ausfithrung des Haushaltplans des LIFE-Programms sollten
danach ausgewdhlt werden, ob sie zur Verwirklichung der spezifischen Ziele der Mafnahmen und zur Erzielung
von Ergebnissen geeignet sind, unter besonderer Beriicksichtigung der Kontrollkosten, des Verwaltungsaufwands
und des erwarteten Risikos der Nichteinhaltung. Bei Finanzhilfen sollte auch die Verwendung von Pauschalbetri-
gen, Pauschalfinanzierungen und Stiickkostensitzen gepriift werden. Die Kommission sollte dafiir sorgen, dass die
Durchfithrung verstindlich ist, und auf eine echte Vereinfachung fiir die Projektentwickler hinwirken.

(39)  Gegebenenfalls sollten die politischen Ziele des LIFE-Programms durch Finanzierungsinstrumente und Haushalts-
garantien im Rahmen der Verordnung (EU) 2021/523 angegangen werden, einschlieSlich durch den aus dem LIFE-
Programm zugewiesenen Betrag, der in den mehrjdhrigen Arbeitsprogrammen im Rahmen dieses Programms
festgelegt ist.

(40)  Gemifl Artikel 94 des Beschlusses 2013/755/EU des Rates (*3) konnen Stellen eines iiberseeischen Landes oder
Gebiets vorbehaltlich der Bestimmungen und Ziele des LIFE-Programms und der moglichen Regelungen, die fiir
den mit dem Land oder Gebiet verbundenen Mitgliedstaat gelten, finanziell unterstiitzt werden. Die Beteiligung
dieser Stellen am LIFE-Programm sollte sich hauptsichlich auf Projekte im Rahmen des Teilprogramms ,Natur und
Biodiversitdt“ konzentrieren.

(*%) Verordnung (EU, Euratom) Nr. 883/2013 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 11. September 2013 iiber die Unter-
suchungen des Europidischen Amtes fiir Betrugsbekdampfung (OLAF) und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1073/1999 des
Europdischen Parlaments und des Rates und der Verordnung (Euratom) Nr. 1074/1999 des Rates (ABL L 248 vom 18.9.2013, S. 1.).

(*%) Verordnung (EG, Euratom) Nr.2988/95 des Rates vom 18.Dezember 1995 iiber den Schutz der finanziellen Interessen der
Europiischen Gemeinschaften (ABL. L 312 vom 23.12.1995, S. 1). )

(*%) Verordnung (Euratom, EG) Nr. 2185/96 des Rates vom 11. November 1996 betreffend die Kontrollen und Uberpriifungen vor Ort
durch die Kommission zum Schutz der finanziellen Interessen der Europiischen Gemeinschaften vor Betrug und anderen Unregel-
mifigkeiten (ABL L 292 vom 15.11.1996, S. 2).

(*") Verordnung (EU) 20171939 des Rates vom 12. Oktober 2017 zur Durchfithrung einer Verstirkten Zusammenarbeit zur Errichtung
der Europdischen Staatsanwaltschaft (EUStA) (ABL L 283 vom 31.10.2017, S. 1).

(*) Richtlinie (EU) 2017/1371 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 5. Juli 2017 iiber die strafrechtliche Bekimpfung von
gegen die finanziellen Interessen der Union gerichtetem Betrug (ABL L 198 vom 28.7.2017, S. 29).

(*%) Beschluss 2013/755/EU des Rates vom 25. November 2013 iiber die Assoziation der iiberseeischen Linder und Gebiete mit der
Européischen Union (,Ubersee-Assoziationsbeschluss) (ABL L 344 vom 19.12.2013, S. 1).
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(41) Die freiwillige Regelung fiir biologische Vielfalt und Okosystemdienstleistungen in iiberseeischen europiischen
Gebieten (BEST) fordert die Erhaltung der biologischen Vielfalt, auch der biologischen Vielfalt der Meere, und
die nachhaltige Nutzung von Okosystemdienstleistungen, einschlieRlich 6kosystembasierter Konzepte fiir Klima-
schutz und Klimaanpassung, in den Gebieten in duflerster Randlage und den iiberseeischen Lindern und Gebieten
(ULG) der Union. Durch die 2011 angenommene vorbereitende Mafnahme im Rahmen von BEST, das Folge-
programm BEST 2.0 und das Projekt BEST RUP hat BEST dazu beigetragen, fiir die okologische Bedeutung der
Regionen in duflerster Randlage und der tiberseeischen Linder und Gebiete sowie fiir ihre zentrale Rolle bei der
Erhaltung der biologischen Vielfalt auf der Welt zu sensibilisieren. Die Kommission schitzt den Bedarf an finan-
zieller Unterstiitzung fiir Projekte vor Ort in diesen Gebieten auf jéhrlich 8 Mio. EUR. In ihren Ministererkldrungen
von 2017 und 2018 brachten die iiberseeischen Linder und Gebiete ihre Wertschitzung fiir diese Regelung fiir
kleine Finanzhilfen zugunsten der biologischen Vielfalt zum Ausdruck. Deshalb sollte dafiir gesorgt werden, dass
kleine Finanzhilfen zugunsten der biologischen Vielfalt — einschlieflich des Aufbaus von Kapazititen und Maf-
nahmen mit Katalysatorwirkung — in den Regionen in dufSerster Randlage und den iiberseeischen Landern und
Gebieten aus dem LIFE-Programm finanziert werden kénnen.

(42)  Das LIFE-Programm sollte auch Drittlindern gemif den zwischen der Union und diesen Lindern geschlossenen
Abkommen offenstehen, wobei die besonderen Bedingungen ihrer Teilnahme aufzustellen sind.

(43)  Drittlinder, die Mitglieder des Europdischen Wirtschaftsraums (EWR) sind, konnen im Rahmen der Zusammen-
arbeit gemifs dem Abkommen iiber den Europidischen Wirtschaftsraum (34) an Programmen der Union teilnehmen,
gemifl dem EWR-Abkommen erfolgt die Durchfithrung der Programme auf der Grundlage eines Beschlusses, der
gemdfl dem Abkommen erlassen wurde. Drittlinder diirfen auch auf der Grundlage anderer Rechtsinstrumente
teilnehmen. In die vorliegende Verordnung sollte eine gesonderte Bestimmung aufgenommen werden, durch die
von den Drittlindern verlangt wird, dem zustindigen Anweisungsbefugten, dem OLAF und dem Rechnungshof die
Rechte und der Zugang zu gewihren, die sie zur umfassenden Ausiibung ihrer jeweiligen Befugnisse bendtigen.

(44)  Gemifl den Nummern 22 und 23 der Interinstitutionellen Vereinbarung vom 13. April 2016 iiber bessere Recht-
setzung (**) sollte das LIFE-Programm auf der Grundlage von Daten evaluiert werden, die im Einklang mit spezi-
fischen Uberwachungsanforderungen erhoben werden, wobei gleichzeitig aber der Verwaltungsaufwand insbeson-
dere fiir die Mitgliedstaaten, und Uberregulierung zu vermeiden sind. Diese Anforderungen sollten, soweit erfor-
derlich, messbare Indikatoren als Grundlage fiir die Evaluierung der Auswirkungen des LIFE-Programms in der
Praxis enthalten. Die volle Wirkung des LIFE-Programms erwichst aus indirekten, langfristigen, schwierig zu
messenden Beitrdgen zur Verwirklichung der gesamten Bandbreite der Umwelt- und Klimaschutzziele der Union.
Fiir die Uberwachung des LIFE-Programms sollten die Indikatoren fiir den direkten Output und die Anforderungen
an die Ausgabeniiberwachung in dieser Verordnung durch aggregierte spezifische Projekt-Indikatoren erginzt
werden, die in mehrjdhrigen Arbeitsprogrammen oder Aufrufen zur Einreichung von Vorschligen u. a. in Bezug
auf Natura 2000 und die Emissionen bestimmter Luftschadstoffe zu beschreiben sind.

(450 Um einheitliche Bedingungen fiir die Durchfithrung dieser Verordnung in Bezug auf die Annahme der mehr-
jahrigen Arbeitsprogramme sicherzustellen, sollten der Kommission Durchfithrungsbefugnisse iibertragen werden.
Diese Befugnisse sollten im Einklang mit der Verordnung (EU) Nr. 182/2011 des Europdischen Parlaments und des
Rates (*) ausgeiibt werden.

(46)  Um sicherzustellen, dass die Unterstiitzung aus dem LIFE-Programm und die Durchfithrung des Programms mit
den politischen Strategien und Priorititen der Union vereinbar sind, sollte der Kommission die Befugnis iibertragen
werden, gemdfl Artikel 290 AEUV iiber die Arbeitsweise der Europédischen Union Rechtsakte zu erlassen, um die
vorliegende Verordnung durch Uberarbeitung oder Erginzung der Indikatoren zu dndern oder um die vorliegende
Verordnung durch Festlegung spezifischer Indikatoren fiir jedes Teilprogramm und jede Art von Projekt und durch
Festlegung des Uberwachungs- und Evaluierungsrahmens zu erginzen. Es ist von besonderer Bedeutung, dass die
Kommission im Zuge ihrer Vorbereitungsarbeit angemessene Konsultationen, auch auf der Ebene von Sachver-
standigen, durchfithrt, die mit den Grundsitzen in Einklang stehen, die in der Interinstitutionellen Vereinbarung
vom 13. April 2016 tiber bessere Rechtsetzung niedergelegt wurden. Um insbesondere fiir eine gleichberechtigte
Beteiligung an der Vorbereitung delegierter Rechtsakte zu sorgen, erhalten das Europaische Parlament und der Rat
alle Dokumente zur gleichen Zeit wie die Sachverstindigen der Mitgliedstaaten, und ihre Sachverstindigen haben
systematisch Zugang zu den Sitzungen der Sachverstindigengruppen der Kommission, die mit der Vorbereitung
der delegierten Rechtsakte befasst sind.

(** ABLL1 vom 3.1.1994, S.3.

() ABL L123 vom 12.5.2016, S. 1.

(*%) Verordnung (EU) Nr. 182/2011 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 16. Februar 2011 zur Festlegung der allgemeinen
Regeln und Grundsitze, nach denen die Mitgliedstaaten die Wahrnehmung der Durchfithrungsbefugnisse durch die Kommission
kontrollieren (ABI. L 55 vom 28.2.2011, S. 13).
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(47) Da die Ziele dieser Verordnung — nimlich die Forderung eines hohen Mafles an Umweltschutz und eines ambi-
tionierten Klimaschutzes, die nachhaltige Entwicklung sowie das Erreichen der Gesamt- und Einzelziele der Rechts-
vorschriften, Strategien, Pline und internationalen Verpflichtungen der Union in den Bereichen Umwelt, biologi-
sche Vielfalt, Klima, Kreislaufwirtschaft und, soweit hierfur relevant, erneuerbare Energie und Energieeffizienz,
durch verantwortungsvolles Verwaltungshandeln und Einbeziehung mehrerer Interessentriger — von den Mitglied-
staaten nicht ausreichend verwirklicht werden kénnen, sondern vielmehr aufgrund des Umfangs und der Wirkun-
gen der Verordnung auf Unionsebene besser zu verwirklichen sind, kann die Union im Einklang mit dem in
Artikel 5 des Vertrags iiber die Europdische Union niedergelegten Subsidiarititsprinzip titig werden. Entsprechend
dem in demselben Artikel genannten Grundsatz der VerhaltnisméRigkeit geht diese Verordnung nicht tiber das fur
die Verwirklichung dieser Ziele erforderliche Mafs hinaus.

(48)  Die Verordnung (EU) Nr. 1293/2013 sollte daher aufgehoben werden.

(49)  Es empfiehlt sich, fiir einen reibungslosen Ubergang ohne Unterbrechung zwischen dem vorherigen Programm fiir
die Umwelt- und Klimapolitik (LIFE) und dem LIFE-Programm zu sorgen und den Beginn des LIFE-Programms an
den Beginn des Mehrjihrigen Finanzrahmens gemidf der Verordnung (EU, Euratom) 2020/2093 anzugleichen.
Daher sollte diese Verordnung umgehend in Kraft treten und ab dem 1. Januar 2021 riickwirkend gelten —

HABEN FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

KAPITEL I

Allgemeine Bestimmungen

Artikel 1

Gegenstand

Mit dieser Verordnung wird ein Programm fiir die Umwelt- und Klimapolitik (LIFE) (im Folgenden ,LIFE-Programm®) fiir
den Zeitraum des Mehrjahrigen Finanzrahmens 2021 bis 2027 aufgestellt. Die Laufzeit des LIFE Programms ist an die
Laufzeit des Mehrjahrigen Finanzrahmens angeglichen.

Diese Verordnung regelt auch die Ziele des LIFE-Programms, seines Haushaltsplans fiir den Zeitraum 2021-2027 sowie
die Formen der Unionsfinanzierung und enthilt die Finanzierungsbestimmungen.

Atrtikel 2

Begriffsbestimmungen

Fiir die Zwecke dieser Verordnung bezeichnet der Ausdruck

1. ,strategische Naturschutzprojekte” Projekte, mit denen zum Erreichen der Ziele der Union in den Bereichen Natur-
schutz und biologische Vielfalt beigetragen wird, indem in den Mitgliedstaaten kohirente Manahmenprogramme
durchgefiihrt werden, um diese Ziele und Priorititen in anderen politischen Strategien und Finanzierungsinstrumenten
durchgingig zu beriicksichtigen, auch durch die koordinierte Umsetzung der prioritdren Aktionsrahmen gemif$ der
Richtlinie 92/43[EWG;

2. ,strategische integrierte Projekte“ Projekte, mit denen auf regionaler, multiregionaler, nationaler oder transnationaler
Ebene von Behorden der Mitgliedstaaten erarbeitete Strategien oder Aktionspline im Umwelt- oder Klimabereich
umgesetzt werden, die in spezifischen Rechtsvorschriften oder Politik der Union in den Bereichen Umwelt, Klima
oder, soweit hierfiir relevant, Energie vorgesehen sind, wobei sichergestellt wird, dass Interessentrdger einbezogen
werden und die Abstimmung mit und Mobilisierung von mindestens einer weiteren Unions-, nationalen oder privaten
Finanzierungsquelle geférdert wird;

3. ,Projekte der technischen Hilfe* Projekte, mit denen zum Erreichen der Ziele des LIFE-Programms gemif Artikel 3 der
Aufbau von Kapazititen fiir die Beteiligung an Standardaktionsprojekten, die Vorbereitung von strategischen Natur-
schutzprojekten und von strategischen integrierten Projekten, die Vorbereitung des Zugangs zu anderen Finanzierungs-
instrumenten der Union oder andere Mafinahmen zur Vorbereitung der Erweiterung oder Replikation von Ergebnissen
aus anderen iiber das LIFE-Programm finanzierten Projekten, dessen Vorlduferprogramme oder andere Programme der
Union unterstiitzt werden; Zu solchen Projekten kann auch der Aufbau von Kapazititen in Bezug auf die Aktivititen
der Behorden der Mitgliedstaaten fur eine effektive Teilnahme am LIFE-Programm zihlen;
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4. ,Standardaktionsprojekte“ Projekte, ausgenommen strategische integrierte Projekte, strategische Naturschutzprojekte
und Projekte der technischen Hilfe, mit denen auf die spezifischen Ziele des LIFE-Programms hingearbeitet wird;

5. ,Mischfinanzierungsmaflnahmen® aus dem Unionshaushalt unterstiitzte Malnahmen, einschliefSlich der Mischfinanzie-
rungsfazilititen nach Artikel 2 Nummer 6 der Haushaltsordnung, die aus dem Haushaltsplan der Union nicht riick-
zahlbare Formen der Unterstiitzung, Finanzierungsinstrumente oder beide mit riickzahlbaren Formen der Unterstiit-
zung von Entwicklungsfinanzierungs- oder anderen 6ffentlichen Finanzierungsinstitutionen sowie von kommerziellen
Finanzinstituten und Investoren kombinieren;

6. ,Rechtstrager” jede natiirliche Person oder jede nach nationalem Recht, Unionsrecht oder Volkerrecht gegriindete und
anerkannte juristische Person, die Rechtspersonlichkeit besitzt und in eigenem Namen Rechte ausiiben und Pflichten
unterliegen kann, oder eine Stelle ohne eigene Rechtspersonlichkeit im Sinne von Artikel 197 Absatz 2 Buchstabe ¢
der Haushaltsordnung.

Artikel 3
Ziele

(1)  Das allgemeine Ziel des LIFE-Programms besteht darin, einen Beitrag zum Ubergang zu einer nachhaltigen, kreis-
lauforientierten, energieeffizienten, auf erneuerbare Energie gestiitzten, klimaneutralen und klimaresistenten Wirtschaft zu
leisten, die Qualitdt der Umwelt, einschlieflich Luft, Wasser und Boden, zu schiitzen, wiederherzustellen und zu ver-
bessern sowie den Verlust der biologischen Vielfalt einzuddimmen und umzukehren und der Degradation von Oko-
systemen zu begegnen — auch durch Unterstiitzung der Einrichtung und Verwaltung des Natura-2000-Netzes — und
damit zu einer nachhaltigen Entwicklung beizutragen. Mit dem LIFE-Programm wird zudem die Umsetzung von all-
gemeinen Aktionsprogrammen, die gemaf Artikel 192 Absatz 3 AEUV beschlossen werden, unterstiitzt.

(2)  Die spezifischen Ziele des LIFE-Programms sind:

a) die Entwicklung, Demonstration und Forderung innovativer Technologien, Methoden und Ansitze fiir die Verwirk-
lichung der Ziele der Rechtsvorschriften und politischen Strategien der Union zum Schutz der Umwelt, einschlieflich
der Natur und der biologischen Vielfalt, und zum Klimaschutz, einschlieflich des Ubergangs zu erneuerbarer Energie
und mehr Energieeffizienz, sowie die Mitwirkung an der Wissensbasis und an der Anwendung bewdahrter Verfahren,
vor allem fiir den Schutz der Natur und der biologischen Vielfalt, unter anderem durch Unterstiitzung des Natura-
2000-Netzes;

b) die Férderung der Entwicklung, Durchfithrung, Uberwachung und Durchsetzung der relevanten Rechtsvorschriften und
politischen Strategien der Union zum Schutz der Umwelt, einschlielich der Natur und der biologischen Vielfalt, sowie
zum Klimaschutz und zum Ubergang zu erneuerbarer Energie bzw. mehr Energieeffizienz, unter anderem durch
Verbesserung der Politikgestaltung auf allen Ebenen, insbesondere durch den Ausbau der Kapazititen offentlicher
und privater Akteure und die Einbeziehung der Zivilgesellschaft;

¢) das Fungieren als Katalysator fur die groffmafstdbliche Anwendung erfolgreicher technischer und politikbezogener
Losungen fiir die Durchfithrung der relevanten Rechtsvorschriften und politischen Strategien der Union zum Schutz
der Umwelt, einschlieRlich der Natur und der biologischen Vielfalt, sowie zum Klimaschutz und zum Ubergang zu
erneuerbarer Energie bzw. mehr Energiceffizienz durch die Replikation von Ergebnissen, die Einbezichung damit
zusammenhingender Ziele in andere Politikbereiche und in die Verfahrensweisen des offentlichen und privaten
Sektors, die Mobilisierung von Investitionen und die Verbesserung des Zugangs zu Finanzmitteln.

Artikel 4
Struktur

Das LIFE-Programm ist wie folgt gegliedert:
1. Der Bereich ,Umwelt* umfasst
a) das Teilprogramm ,Naturschutz und Biodiversitat*;

b) das Teilprogramm ,Kreislaufwirtschaft und Lebensqualitat;
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2. der Bereich ,Klimapolitik“ umfasst
a) das Teilprogramm ,Klimaschutz und Klimaanpassung®;
b) das Teilprogramm ,Energiewende”.

Artikel 5

Mittelausstattung

(1)  Die Finanzausstattung fiir die Durchfithrung des LIFE-Programms betrdgt fiir den Zeitraum vom 1. Januar 2021 bis
zum 31. Dezember 2027 5432 000 000 EUR zu jeweiligen Preisen.

(2)  Die vorldufige Aufteilung des in Absatz 1 genannten Betrags ist wie folgt:
a) 3488000 000 EUR fiir den Bereich ,Umwelt“, davon

i) 2143000 000 EUR fiir das Teilprogramm ,Naturschutz und Biodiversitdt*;

ii) 1 345000 000 EUR fiir das Teilprogramm ,Kreislaufwirtschaft und Lebensqualitat;
b) 1944 000 000 EUR fiir den Bereich ,Klimapolitik®, davon

i) 947 000 000 EUR fiir das Teilprogramm ,Klimaschutz und Klimaanpassung;

if) 997 000 000 EUR fuir das Teilprogramm ,Energiewende*.

(3) Die in den Absdtzen 1 und 2 genannten Betrige gelten unbeschadet der Flexibilitdtsklauseln der Verordnung (EU,
Euratom) Nr. 2020/2093 und der Haushaltsordnung.

(4)  Ungeachtet des Absatzes 2 sind mindestens 60 % der Finanzmittel, die fur Projekte bereitgestellt werden, die durch
Finanzhilfen fir Malnahmen im Rahmen des in Absatz 2 Buchstabe a genannten Bereichs ,Umwelt* unterstiitzt werden,
fur Finanzhilfen fur Projekte vorgesehen, mit denen das in Absatz 2 Buchstabe a Ziffer i genannte Teilprogramm ,Natur-
schutz und Biodiversitat* unterstiitzt wird.

(5)  Uber das LIFE-Programm konnen Titigkeiten der technischen und administrativen Hilfe der Kommission zu seiner
Durchfithrung finanziert werden, beispielsweise fiir Vorbereitung, Uberwachung, Kontrolle, Priifung und Evaluierung,
einschlieflich betrieblicher IT-Systeme, und der Netzwerkaktivititen zur Unterstiitzung der nationalen Kontaktstellen
des LIFE-Programms, darunter Schulungen, Aktivititen zum Voneinander-Lernen und Veranstaltungen zum Erfahrungs-
austausch.

(6)  Uber das LIFE-Programm konnen Aktivititen der Kommission finanziert werden, mit denen die Vorbereitung,
Durchfithrung und durchgingige Beriicksichtigung von Rechtsvorschriften und politischen Strategien der Union in den
Bereichen Umwelt, Klima und, soweit hierfiir relevant, Energie gefordert werden, um die Ziele gemafl Artikel 3 zu
erreichen. Diese Aktivititen konnen Folgendes umfassen:

a) Information und Kommunikation, einschlieflich Sensibilisierungskampagnen, die auch die institutionelle Kommuni-
kation in Bezug auf die politischen Priorititen der Union sowie den Stand der Durchfithrung und Umsetzung der
Rechtsvorschriften der Union im Umwelt- und Klimabereich oder, soweit hierfiir relevant, im Bereich Energie ab-
decken;

b) Studien, Erhebungen, Modellierungen und Entwicklung von Szenarien;

) Vorbereitung, Durchfithrung, Uberwachung, Priifung und Evaluierung von Rechtsvorschriften, politischen Strategien
und Programmen sowie Bewertung und Analyse von nicht iiber das LIFE-Programm finanzierten Projekten, sofern sie
den in Artikel 3 genannten Zielen dienen;
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d) Workshops, Konferenzen und Sitzungen;
) Vernetzung und Plattformen fir bewihrte Verfahren;
f) sonstige Aktivititen, etwa die Vergabe von Preisgeldern.

Atrtikel 6

Mit dem LIFE-Programm assoziierte Drittlinder

(I)  Folgende Drittlinder konnen am LIFE-Programm teilnehmen:

a) Mitglieder der Europdischen Freihandelsassoziation, die dem Europdischen Wirtschaftsraum (EWR) angehéren, nach
MafSgabe des Abkommens iiber den Europdischen Wirtschaftsraum;

b) beitretende Staaten, Bewerberlinder und magliche Bewerberlinder, nach Maflgabe der in den jeweiligen Rahmen-
abkommen und Beschliissen des Assoziationsrats oder in dhnlichen Ubereinkiinften festgelegten allgemeinen Grund-
sitze und Bedingungen fiir die Teilnahme dieser Linder an Programmen der Union und nach Maflgabe der spezi-
fischen Bedingungen aus den Abkommen zwischen der Union und diesen Lindern;

¢) Lander der Europdischen Nachbarschaftspolitik nach MafSgabe der in den jeweiligen Rahmenabkommen und Beschliis-
sen des Assoziationsrats oder in dhnlichen Ubereinkiinften festgelegten allgemeinen Grundsitze und Bedingungen fiir
die Teilnahme dieser Lander an Programmen der Union und nach Maflgabe der spezifischen Bedingungen aus den
Abkommen zwischen der Union und diesen Lindern;

d) andere Drittlinder nach Maflgabe der in einer spezifischen Vereinbarung festgelegten Bedingungen fur die Teilnahme
des betreffenden Drittlandes an Unionsprogrammen, sofern diese Vereinbarung

i) gewihrleistet, dass die Beitrdge des an Unionsprogrammen teilnehmenden Drittlands in einem ausgewogenen
Verhiltnis zum Nutzen fiir das Land stehen;

i) die Bedingungen fiir die Teilnahme an den Programmen, einschliefSlich der Berechnung der finanziellen Beitrige zu
einzelnen Programmen, und ihre Verwaltungskosten festlegt;

iii) dem Drittland keine Entscheidungsbefugnis in Bezug auf das Unionsprogramm einrdumt;

iv) die Rechte der Union, eine wirtschaftliche Haushaltsfithrung sicherzustellen und ihre finanziellen Interessen zu
schiitzen, garantiert.

Die in Unterabsatz 1 Buchstabe d Ziffer ii genannten Betrage gelten als zweckgebundene Einnahmen gemaf Artikel 21
Absatz 5 der Haushaltsordnung.

(2)  Nimmt ein Drittland mittels eines Beschlusses am LIFE-Programm teil, der gemif einer vélkerrechtlichen Uber-
einkunft oder auf der Grundlage eines anderen Rechtsinstruments erlassen wurde, so gewihrt das Drittland dem zu-
standigen Anweisungsbefugten, dem OLAF und dem Rechnungshof die Rechte und den Zugang, die sie zur umfassenden
Ausiibung ihrer jeweiligen Befugnisse benotigen. Im Falle des OLAF umfassen diese Rechte das Recht zur Durchfithrung
von Untersuchungen einschlieRlich Kontrollen und Uberpriifungen vor Ort gemif der Verordnung (EU, Euratom)
Nr. 883/2013.

Artikel 7
Internationale Zusammenarbeit

Das LIFE-Programm kann in Zusammenarbeit mit einschldgigen internationalen Organisationen sowie mit deren Einrich-
tungen und Stellen durchgefuhrt werden, soweit dies zur Verwirklichung der Ziele gemafl Artikel 3 erforderlich ist.
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Artikel 8

Synergien mit anderen Programmen der Union

Die Kommission unterstiitzt die einheitliche Durchfithrung des LIFE-Programms. Die Kommission und die Mitgliedstaaten
unterstiitzen die Koordinierung und die Verwirklichung der Kohdrenz des Programms mit dem Europdischen Fonds fiir
regionale Entwicklung, dem gemif§ einer Verordnung des Europiischen Parlaments und des Rates zum Europdischen
Sozialfond Plus (ESF+) eingefithrten Europdischen Sozialfonds+ (im Folgenden ,Europdischer Sozialfond+“), dem Kohisi-
onsfonds, dem Europdischen Landwirtschaftsfonds fiir die Entwicklung des lindlichen Raums und dem Europdischen
Meeres-, Fischerei- und Aquakulturfonds, Horizont Europa, der gemifS der Verordnung (EU) Nr. 1316/2013 des Euro-
pdischen Parlaments und des Rates (*’) geschaffenen Fazilitit ,Connecting Europe und dem gemif8 der Verordnung (EU)
2021/523 eingefithrten Fonds ,InvestEU“, um insbesondere Synergien mit strategischen Naturschutzprojekten und stra-
tegischen integrierten Projekten zu schaffen und die Einfithrung und Replikation von Losungen, die im Rahmen des LIFE-
Programms entwickelt werden, zu unterstiitzen. Die Kommission und die Mitgliedstaaten streben Komplementaritit auf
allen Ebenen an.

Artikel 9

Durchfithrung und Formen der Unionsfinanzierung

(1) Die Kommission wird das LIFE-Programm in direkter Mittelverwaltung oder in indirekter Mittelverwaltung mit
Einrichtungen, auf die in Artikel 62 Absatz 1 Buchstabe ¢ der Haushaltsordnung Bezug genommen wird, durchfiihren.

(2) Im Rahmen des LIFE-Programms konnen Mittel in allen in der Haushaltsordnung vorgesehenen Formen zur
Verfugung gestellt werden, insbesondere als Finanzhilfen, Preisgelder und Auftragsvergabe. Ferner sind Finanzierungen
in der Form von Finanzierungsinstrumenten mit Mischfinanzierungsmaffnahmen maglich.

(3)  Mindestens 85 % des Haushaltsplans fiir das LIFE-Programm werden fiir Folgendes bereitgestellt:
a) fir Finanzhilfen gemdfl Artikel 11 Absitze 2 und 6,

b) in dem im mehrjdhrigen Arbeitsprogramm gemifl Artikel 18 festgelegten Umfang fiir durch andere Finanzierungs-
formen finanzierte Projekte oder

¢) gegebenenfalls — in dem im mehrjdhrigen Arbeitsprogramm gemafS Artikel 18 festgelegten Umfang — fiir Finanzie-
rung in der Form von Finanzierungsinstrumenten mit Mischfinanzierungsmaffnahmen gemif§ Absatz 2 dieses Artikels.

Die Kommission sorgt dafiir, dass die durch andere Finanzierungsformen finanzierten Projekte voll und ganz mit den in
Artikel 3 genannten Zielen in Einklang stehen.

Der Hochstbetrag, der fur Finanzhilfen gemaf Artikel 11 Absatz 4 bereitgestellt wird, belduft sich auf 15 Mio. EUR.

(4)  Bei forderfihigen Manahmen gemif Artikel 11 Absatz 2 Buchstaben a bis d der vorliegenden Verordnung gilt fiir
die Kofinanzierung ein Hochstsatz von bis zu 60 % der forderfahigen Kosten und von bis zu 75 % fiir Projekte, die tiber
das Teilprogramm ,Naturschutz und Biodiversitit® finanziert werden, insbesondere, wenn sie prioritire Lebensrdume oder
Arten als Teil der Durchfithrung der Richtlinie 92/43/EWG oder die Vogelarten betreffen, die von dem nach Artikel 16
der Richtlinie 2009/147EG eingesetzten Ausschuss zur Anpassung an den wissenschaftlichen und technischen Fortschritt
als zur Forderung vorrangig angesehen werden, sofern dies erforderlich ist, um das Erhaltungsziel zu erreichen. Bei den in
Artikel 11 Absatz 6 der vorliegenden Verordnung genannten Mafinahmen gilt fiir die Kofinanzierung ein Hochstsatz von
70 % der forderfihigen Kosten. Unbeschadet der einschligigen und festgelegten Hochstsitze fiir die Kofinanzierung
werden die spezifischen Sitze im mehrjahrigen Arbeitsprogramm gemifl Artikel 18 der vorliegenden Verordnung noch
genauer festgelegt. Die spezifischen Sitze konnen entsprechend den Anforderungen des jeweiligen Teilprogramms, der
jeweiligen Art des Projekts oder der jeweiligen Form der Finanzhilfe angepasst werden.

(*) Verordnung (EU) Nr. 1316/2013 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 11. Dezember 2013 zur Schaffung der Fazilitit
Connecting Europe, zur Anderung der Verordnung (EU) Nr. 913/2010 und zur Aufhebung der Verordnungen (EG) Nr. 680/2007
und (EG) Nr. 67/2010 (ABL. L 348 vom 20.12.2013, S. 129).
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Bei den in Artikel 11 Absatz 4 genannten Projekten darf der Hochstsatz fiir die Kofinanzierung im Zeitraum des ersten
mehrjahrigen Arbeitsprogramms 95 % der forderfahigen Kosten und fiir das zweite mehrjdhrige Arbeitsprogramm und
vorbehaltlich einer Bestitigung in diesem Arbeitsprogramm 75 % der forderfahigen Kosten nicht iiberschreiten.

(5)  Qualitdt ist das Kriterium, nach dem sich die Projektevaluierung und das Gewahrungsverfahren im LIFE-Programm
richtet. Die Kommission strebt eine wirksame, qualititsorientierte geografische Abdeckung in der gesamten Union an —
unter anderem, indem sie die Mitgliedstaaten dabei unterstiitzt, die Qualitit der Projekte durch den Aufbau von Kapa-
zitdten zu verbessern.

KAPITEL 1I
Forderfihigkeit

Artikel 10

Finanzhilfen

Finanzhilfen im Rahmen des LIFE-Programms werden nach Mafigabe des Titels VIII der Haushaltsordnung gewidhrt und
verwaltet.

Artikel 11
Forderfihige Manahmen

(1)  Fir eine Forderung infrage kommen nur Maflnahmen, die den in Artikel 3 genannten Zielen dienen.
(2)  Finanzhilfen kénnen fiir die Finanzierung folgender Arten von Mafnahmen gewihrt werden:
a) strategische Naturschutzprojekte im Rahmen der Teilprogramme gemifl Artikel 4 Nummer 1 Buchstabe a;

b) strategische integrierte Projekte im Rahmen der Teilprogramme gemaf8 Artikel 4 Nummer 1 Buchstabe b und Num-
mer 2 Buchstaben a und b;

¢) Projekte der technischen Hilfe;
d) Standardaktionsprojekte;

e) sonstige Malnahmen, die zum Erreichen des allgemeinen Ziels gemaf$ Artikel 3 Absatz 1 erforderlich sind, einschlief3-
lich Koordinierungs- und Unterstiitzungsmafnahmen, die auf den Aufbau von Kapazititen, die Verbreitung von
Informationen und Wissen und die Sensibilisierung abzielen, um den Ubergang zu erneuerbarer Energie und mehr
Energieeffizienz zu fordern.

(3)  Bei Projekten im Rahmen des Teilprogramms ,Naturschutz und Biodiversitit* zur Bewirtschaftung, Wiederherstel-
lung und Uberwachung von Natura-2000-Gebieten im Sinne der Richtlinien 92/43/EWG und 2009/147[EG werden die
Prioritdten berticksichtigt, die in nationalen und regionalen Plinen, Strategien und politischen Strategien zum Schutz der
Natur und der Biodiversitit, darunter den prioritiren Aktionsrahmen gemafl der Richtlinie 92/43/EWG, enthalten sind.

(4)  Projekte der technischen Hilfe fir den Aufbau von Kapazititen im Zusammenhang mit Aktivitdten, die Behorden
der Mitgliedstaaten zur Verbesserung der effektiven Teilnahme am LIFE-Programm ergreifen, dienen dazu, Aktivititen von
Mitgliedstaaten mit einer geringen effektiven Teilnahme zu unterstiitzen, damit die Dienste der nationalen Kontaktstellen
in der gesamten Union besser werden und die Gesamtqualitit der eingereichten Vorschlige steigt.

(5)  Finanzhilfen konnen zur Finanzierung von Aktivititen auflerhalb eines Mitgliedstaats oder eines mit ithm ver-
bundenen iiberseeischen Landes oder Gebietes gewihrt werden, sofern mit dem Projekt Umwelt- und Klimaziele der
Union verfolgt werden und diese Aktivititen erforderlich sind, um die Wirksamkeit von Mafinahmen in einem Mitglied-
staat oder in einem mit ihm verbundenen {iiberseeischen Land oder Gebiet zu gewéhrleisten oder internationale Uber-
einkommen, deren Vertragspartei die Union ist, durch einen Beitrag zur Ausrichtung multilateraler Konferenzen zu
unterstiitzen. Der Hochstbeitrag an internationale Ubereinkommen fiir die Ausrichtung multilateraler Konferenzen betrigt
3,5 Mio. EUR fiir die Laufzeit des LIFE-Programms gemif Artikel 1 und diese Finanzhilfen werden nicht auf den in
Artikel 9 Absatz 3 Unterabsatz 1 genannten Schwellenwert angerechnet.
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(6)  Betriebskostenzuschiisse werden zur Unterstiitzung des Funktionierens von Organisationen ohne Erwerbscharakter
gewihrt, die zur Ausarbeitung, Durchfihrung und Durchsetzung des der Rechtsvorschiften und politischen Strategien der
Union beitragen und die im Einklang mit den Zielen des LIFE-Programms gemafl Artikel 3 hauptsichlich in den Bereichen
Umwelt- oder Klimapolitik, einschlieflich Energiewende, titig sind.

Artikel 12
Forderfihige Stellen

(1)  Die Forderfihigkeitskriterien gemdfl den Absitzen 2 und 3 dieses Artikels gelten fiir Stellen zusitzlich zu den in
Artikel 197 der Haushaltsordnung aufgefiihrten Kriterien.

(2)  Folgende Stellen sind forderfihig:

a) Rechtstriger mit Sitz in einem der folgenden Lander oder Gebiete:
i) einem Mitgliedstaat oder einem mit ihm verbundenen iiberseeischen Land oder Gebiet;
i) einem mit dem LIFE-Programm assoziierten Drittland;

iii) anderen im mehrjahrigen Arbeitsprogramm gemifl Artikel 18 genannten Drittlindern gemdfl den in den Absit-
zen 4 und 5 genannten Bedingungen;

b) nach Unionsrecht geschaffene Rechtstrager und internationale Organisationen.
(3)  Natiirliche Personen sind nicht forderfahig.

(4)  Rechtstrdger mit Sitz in einem Drittland, das nicht mit dem LIFE-Programm assoziiert ist, diirfen ausnahmsweise
teilnehmen, wenn dies zur Erreichung des Ziels einer bestimmten Mafinahme erforderlich ist, um die Wirksamkeit der in
der Union durchgefihrten Mafinahmen sicherzustellen.

(5)  Rechtstrager mit Sitz in einem Drittland, das nicht mit dem LIFE-Programm assoziiert ist, tragen im Prinzip selber
die Kosten ihrer Teilnahme.

Artikel 13

Direkte Finanzhilfen

Unbeschadet des Artikels 188 der Haushaltsordnung kénnen den in Anhang I der vorliegenden Verordnung aufgefithrten
Einrichtungen Finanzhilfen ohne Aufforderung zur Einreichung von Vorschligen gewihrt werden.

Artikel 14
Festlegung der Gewihrungskriterien

Die Kommission legt die Gewidhrungskriterien im mehrjahrigen Arbeitsprogramm gemifl Artikel 18 und in den Auf-
forderungen zur Einreichung von Vorschliagen fest, wobei folgende Grundsitze zu beriicksichtigen sind:

a) Die iiber das LIFE-Programm finanzierten Projekte miissen im Interesse der Union liegen, indem sie in erheblichem
Mafle dazu beitragen, die in Artikel 3 aufgefiihrten allgemeinen und spezifischen Ziele des LIFE-Programms zu
erreichen, sie diirfen diese Ziele nicht untergraben und sie miissen soweit moglich eine umweltorientierte Vergabe
offentlicher Auftrage fordern;

b) die Projekte miissen auf einem kostenwirksamen Ansatz beruhen und technisch und finanziell kohirent sein;

¢) Projekten mit dem groften potenziellen Beitrag zur Verwirklichung der Ziele gemifl Artikel 3 ist Vorrang zu geben.
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d) Projekte mit positiven Nebeneffekten, die Synergien zwischen den Teilprogrammen gemifl Artikel 4 fordern, miissen
einen Evaluierungsbonus erhalten;

e) Projekte mit dem groften Potenzial, repliziert und vom offentlichen oder privaten Sektor iibernommen zu werden
oder die umfangreichsten Investitionen oder Finanzmittel zu mobilisieren (Potenzial als Katalysator zu fungieren),
miissen einen Evaluierungsbonus erhalten;

f) die Replizierbarkeit der Ergebnisse von Standardaktionsprojekten muss gewdahrleistet sein;

g) Projekte, die auf den Ergebnissen von anderen iiber das LIFE-Programm, seine Vorlduferprogramme oder aus sonstigen
Mitteln der Union finanzierten Projekten aufbauen oder diese erweitern, miissen einen Evaluierungsbonus erhalten;

h) gegebenenfalls miissen Projekte in geografischen Gebieten mit besonderen Bediirfnissen oder besonderer Schutzbediirf-
tigkeit, wie Gebiete mit besonderen 6kologischen Herausforderungen oder naturbedingten Benachteiligungen, Grenz-
gebiete, Gebiete mit hohem Landschaftswert und Gebiete in dufSerster Randlage, besonders beriicksichtigt werden.

Artikel 15

Forderfihige Kosten im Zusammenhang mit dem Erwerb von Flichen

Zusitzlich zu den in Artikel 186 der Haushaltsordnung aufgefithrten Kriterien kommen Kosten im Zusammenhang mit
dem Erwerb von Flichen fiir eine Finanzierung in Betracht, sofern die folgenden Bedingungen erfiillt sind:

a) Der Erwerb tragt dazu bei, die Integritit des mit Artikel 3 der Richtlinie 92/43/EWG errichteten Natura-2000-Netzes
zu verbessern, zu erhalten bzw. wiederherzustellen, auch durch Verbesserung der Vernetzung durch Anlegung von
Korridoren, Strukturen mit Vernetzungsfunktion (Trittsteine) oder andere Elemente der griinen Infrastruktur;

b) der Erwerb der Flichen ist die einzige oder die kostenwirksamste Moglichkeit, um die angestrebten Erhaltungsziele zu
erreichen;

¢) die erworbenen Flichen sind langfristig Nutzungen vorbehalten, die mit den spezifischen Zielen des LIFE-Programms
vereinbar sind; und

d) die betroffenen Mitgliedstaaten stellen durch Ubertragung oder anderweitig sicher, dass diese Flichen langfristig fiir
Naturschutzzwecke bestimmt sind.

Artikel 16

Kumulative und alternative Finanzierung

(1)  Eine Mafnahme, die einen Finanzierungsbeitrag aus einem anderen Programm der Union erhalten hat, kann auch
einen Beitrag aus dem LIFE-Programm erhalten, sofern diese Beitrige nicht dieselben Kosten betreffen, die Mainahme den
Umwelt- oder Klimaschutzzielen gemafl Artikel 3 dient und keinem dieser Ziele zuwiderlauft. Fiir den entsprechenden
Beitrag zu der Mafinahme gelten die Bestimmungen des jeweiligen Unionsprogramms. Die kumulierten Finanzmittel
durfen die forderfihigen Gesamtkosten der Maffnahme nicht iibersteigen. Die Unterstiitzung aus den verschiedenen
Unionsprogrammen kann entsprechend den Dokumenten, in denen die Bedingungen fiir die Unterstiitzung festgelegt
sind, anteilig berechnet werden.

(2) Im Einklang mit den einschldgigen Bestimmungen einer Verordnung des Europdischen Parlaments und des Rates
mit gemeinsamen Bestimmungen fiir den Europiischen Fonds fiir regionale Entwicklung, den Europdischen Sozialfonds
Plus, den Kohésionsfonds, den Fonds fiir einen gerechten Ubergang und den Europiischen Meeres-, Fischerei- und
Aquakulturfonds und Haushaltsvorschriften fur diese Fonds und fur den Asyl- und Migrations- und Integrationsfonds,
den Fonds fiir die innere Sicherheit und das Instrument fiir finanzielle Unterstiitzung fiir Grenzverwaltung und Visa und
die einschldgigen Bestimmungen einer Verordnung des Europdischen Parlaments und des Rates mit Vorschriften fir die
Unterstiitzung der von den Mitgliedstaaten im Rahmen der Gemeinsamen Agrarpolitik zu erstellenden und durch den
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Europdischen Garantiefonds fur die Landwirtschaft (EGFL) und den Europdischen Landwirtschaftsfonds fur die Entwick-
lung des landlichen Raums (ELER) zu finanzierenden Strategiepline (GAP-Strategiepline) und zur Aufthebung der Ver-
ordnung (EU) Nr. 1305/2013 des Europiischen Parlaments und des Rates und der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 des
Europdischen Parlaments und des Rates diirfen diejenigen Mafnahmen aus dem Europiischen Fonds fiir regionale
Entwicklung, dem Europdischen Sozialfonds+ oder dem Europidischen Landwirtschaftsfonds fiir die Entwicklung des
landlichen Raums Unterstiitzung erhalten, die im Rahmen des LIFE-Programms mit dem Exzellenzsiegel ausgezeichnet
wurden, indem sie die folgenden kumulativen Bedingungen erfiillen:

a) sie wurden im Rahmen einer Aufforderung zur Einreichung von Vorschligen auf der Grundlage des LIFE-Programms
bewertet;

b) sie erfullen die Mindestqualitdtsanforderungen jener Aufforderung zur Einreichung von Vorschligen;

¢) sie dirfen aufgrund von Haushaltszwingen nicht im Rahmen jener Aufforderung zur Einreichung von Vorschligen
finanziert werden.

KAPITEL 111

MischfinanzierungsmafSnahmen
Artikel 17
Mischfinanzierungsmaf$nahmen

Mischfinanzierungsmaffnahmen im Rahmen des LIFE-Programms werden im Einklang mit der Verordnung (EU)
2021/523 und Titel X der Haushaltsordnung und unter Beachtung der Nachhaltigkeits- und Transparenzanforderungen
durchgefiihrt.

KAPITEL IV
Programmplanung, Uberwachung, Berichterstattung und Evaluierung
Artikel 18
Mehrjihriges Arbeitsprogramm

(1) Die Kommission nimmt im Wege von Durchfithrungsrechtsakten mehrjihrige Arbeitsprogramme fiir das LIFE-
Programm an. Diese Durchfihrungsrechtsakte werden gemifl dem in Artikel 22 Absatz 2 genannten Priifverfahren
erlassen.

(2)  Jedes mehrjihrige Arbeitsprogramm regelt entsprechend den Zielen gemifl Artikel 3 Folgendes:

a) die bereitzustellenden Betrige zwischen den aufgeschliisselten Finanzierungsbediirfnissen jedes Teilprogramms und den
verschiedenen Finanzierungsarten sowie den Gesamtbetrag, der fiir Finanzhilfen gemafl Artikel 11 Absatz 2 Buch-
staben a und b bereitgestellt wird;

b) gegebenenfalls den Gesamtbetrag fiir Finanzierungen in der Form von Finanzierungsinstrumenten mit Mischfinanzie-
rungsmafinahmen im Rahmen des LIFE-Programms;

¢) den Gesamtbetrag fur Finanzhilfen, die den in Anhang I aufgefiihrten Einrichtungen gemaf Artikel 13 gewihrt werden;

d) die Projektbereiche oder die spezifischen Finanzierungsbediirfnisse, fiir die Mittel fir die in Artikel 11 Absatz 2
Buchstaben ¢ und d genannten Projekte vorab zugewiesen werden;

¢) die im Rahmen von strategisch integrierten Projekten vorgesehenen Strategien und Pline, fur die zur Durchfithrung der
Projekte gemidfl Artikel 11 Absatz 2 Buchstabe b eine Finanzierung beantragt werden kann;

f) der maximale Forderzeitraum fiir die Durchfithrung der Projekte;

vorldufige Zeitplane fur die Aufforderungen zur Einreichung von Vorschligen wihrend der Laufzeit des mehrjahrigen
Arbeitsprogramms;

©
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h) die technischen Methoden fiir das Verfahren der Projekteinreichung und -auswahl und die Gewahrungskriterien gemaf$
den in Artikel 14 aufgefiihrten Elementen;

i) den Kofinanzierungssatz gemifS Artikel 9 Absatz 4;
j) die Hochstsitze fur die Kofinanzierung der forderfihigen Maflnahmen gemaf8 Artikel 11 Absatz 2 Buchstabe ¢;
k) gegebenenfalls detaillierte Vorschriften iiber die kumulative und alternative Finanzierung;

1) die geringe effektive Teilnahme sowie die forderfihigen Aktivititen und die Gewidhrungskriterien fir Projekte der
technischen Hilfe fir den Aufbau von Kapazititen im Zusammenhang mit Aktivititen, die Behorden der Mitglied-
staaten im Interesse der effektiven Teilnahme am LIFE-Programm ergreifen.

(3) Die Laufzeit des ersten mehrjdhrigen Arbeitsprogramms betrdgt vier Jahre und die des zweiten mehrjdhrigen
Arbeitsprogramms drei Jahre.

(4)  Im Rahmen der mehrjdhrigen Arbeitsprogramme verdffentlicht die Kommission fiir den entsprechenden Zeitraum
Aufforderungen zur Einreichung von Vorschligen. Die Kommission stellt sicher, dass Mittel, die bei einer bestimmten
Aufforderung zur Einreichung von Vorschligen nicht in Anspruch genommen werden, auf die verschiedenen in Arti-
kel 11 Absatz 2 genannten Arten von Mafnahmen im selben Bereich umgeschichtet werden.

(5) Die Kommission sorgt dafiir, dass bei der Ausarbeitung der mehrjahrigen Arbeitsprogramme die Interessentrager
konsultiert werden.

Artikel 19

Uberwachung und Berichterstattung

(I)  Die Kommission erstattet auf der Grundlage der in Anhang Il aufgefiihrten Indikatoren Bericht iiber den Fortschritt
des LIFE-Programms im Hinblick auf die in Artikel 3 genannten Ziele.

(2)  Um die wirksame Bewertung der Fortschritte des LIFE-Programms zur Erreichung von dessen Zielen sicherzustellen,
wird der Kommission die Befugnis iibertragen, gemifd Artikel 23 delegierte Rechtsakte zur Anderung des Anhangs IT zu
erlassen, um die Indikatoren zu iiberarbeiten oder zu erginzen, wenn dies als notwendig erachtet wird, einschlielich im
Hinblick auf Angleichung an die in anderen Unionsprogrammen festgelegten Indikatoren und um diese Verordnung
durch Bestimmungen iiber die Einrichtung eines Uberwachungs- und Evaluierungsrahmens zu erginzen.

(3)  Der Kommission wird die Befugnis iibertragen, gemdfl Artikel 23 delegierte Rechtsakte zur Ergdnzung dieser
Verordnung durch Festlegung spezifischer Indikatoren fiir jedes Teilprogramm und jede Art von Projekt auf der Grundlage
von Anhang Il zu erlassen.

(4)  Die Kommission stellt sicher, dass die Erfassung von Programmiiberwachungsdaten und von Ergebnissen effizient,
wirksam und rechtzeitig erfolgt. Zu diesem Zweck werden nach den einschligigen Methoden verhiltnisméfSige Bericht-
erstattungsanforderungen festgelegt, die die Empfinger von Unionsmitteln zu erfullen haben, damit zu allen relevanten
spezifischen Zielen der Umwelt- und Klimaschutzpolitik, auch im Zusammenhang mit Natura 2000 und den Emissionen
bestimmter Luftschadstoffe wie CO,, auf Projektebene aggregierbare Output- und Wirkungsindikatoren erhoben werden
konnen.

(5) Die Kommission iiberwacht regelmifig die durchgingige Beriicksichtigung von Klimaschutz- und Biodiversitits-
zielen in anderen Politikbereichen, und berichtet dariiber, einschlieflich tiber die Hohe der betreffenden Ausgaben. Unter
Beriicksichtigung des nachfrageorientierten Charakters des LIFE-Programms sollen 61 % des Gesamtbetrags vom LIFE-
Programm gemdfl Artikel 5 zu dem Ziel beitragen, mindestens 30 % der Gesamthaushaltsmittel fiir Ausgaben zur Ver-
wirklichung von Klimaschutzzielen zu verwenden. Dieser Beitrag wird mithilfe des Klima-Marker-Systems der Union
verfolgt. Diese Verordnung trdgt dazu bei, dass Maflnahmen im Bereich der biologischen Vielfalt in den politischen
Strategien der Union durchgingig beriicksichtigt werden und das allgemeine Ziel erreicht wird, 2024 7,5 % der jdhrlichen
Ausgaben im Rahmen des Mehrjihrigen Finanzrahmens fir Biodiversititsziele und in den Jahren 2026 und 2027 10 %
der jahrlichen Ausgaben im Rahmen des Mehrjahrigen Finanzrahmens fiir Biodiversititsziele bereitzustellen, wobei den
bestehenden Uberschneidungen zwischen Klimaschutz- und Biodiversititszielen Rechnung zu tragen ist.
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Ausgaben im Zusammenhang mit der biologischen Vielfalt werden mittels einer von der Kommission in Zusammenarbeit
mit dem Europiischen Parlament und dem Rat festzulegenden wirksamen, transparenten und umfassenden Methode
gemild der Interinstitutionellen Vereinbarung vom 16. Dezember 2020 zwischen dem Europiischen Parlament, dem
Rat der Europdischen Union und der Kommission iiber die Haushaltsdisziplin, die Zusammenarbeit im Haushaltsbereich
und die wirtschaftliche Haushaltsfihrung sowie iiber neue Eigenmittel, einschlieflich eines Fahrplans fiir die Einfithrung
neuer Eigenmittel, iiberwacht. Mithilfe dieser Uberwachungsmethoden werden auf der geeigneten Ebene die Mittel quan-
tifiziert, die im Rahmen des Mehrjdhrigen Finanzrahmens 2021-2027 voraussichtlich zu den Klimaschutz- bzw. Biodi-
versititszielen beitragen. Uber die Ausgaben wird jahrlich im Programmabriss berichtet. Uber den Beitrag des LIFE-
Programms zu den Klimaschutz- und Biodiversititszielen der Union wird im Rahmen von Evaluierungen und des
Jahresberichts regelmifig berichtet.

(6)  Die Kommission bewertet Synergien zwischen dem LIFE-Programm und anderen flankierenden Unionsprogrammen
sowie zwischen den einzelnen Teilprogrammen.

Artikel 20

Evaluierung

(1)  Die Kommission fithrt in dieser Verordnung vorgesehene Evaluierungen so frithzeitig durch, dass ihre Ergebnisse
noch in die Entscheidungsfindung einfliefen konnen, wobei die Aspekte Kohirenz, Synergien, europiischer Mehrwert und
langfristige Nachhaltigkeit — gestiitzt auf die klima- und umweltpolitischen Priorititen der Union — zu beriicksichtigen
sind.

(2)  Die Kommission nimmt die Zwischenevaluierung des LIFE-Programms vor, sobald ausreichend Informationen tiber
seine Durchfithrung vorliegen, spitestens aber 42 Monate nach Beginn der Durchfithrung des LIFE-Programms, und stiitzt
sich dabei auf die in Anhang II festgelegten Indikatoren.

Die Evaluierung erstreckt sich mindestens auf Folgendes:

a) die qualitativen und quantitativen Aspekte der Durchfithrung des LIFE-Programms;

b) die Effizienz des Ressourceneinsatzes;

¢) inwieweit die Ziele aller Malnahmen erreicht wurden, nach Moglichkeit unter Angabe der Ergebnisse und Auswir-
kungen;

d) ob es durch die Projekte tatsichlich oder voraussichtlich gelingt, andere Unionsmittel zu mobilisieren, insbesondere
unter Beriicksichtigung des Nutzens einer verbesserten Kohirenz mit anderen Finanzierungsinstrumenten der Union;

e) inwieweit Synergien zwischen den Zielen erreicht wurden sowie die Komplementaritit des LIFE-Programms mit
anderen einschldgigen Unionsprogrammen;

f) den europdischen Mehrwert und die langfristigen Auswirkungen des LIFE-Programms, um einen Beschluss iiber die
Verldngerung, Anderung oder Aussetzung von Maflnahmen fassen zu konnen;

g) inwieweit Interessentriger einbezogen wurden;

h) eine quantitative und qualitative Analyse des Beitrags, den das LIFE-Programm zum Erhaltungszustand von Lebens-
rdumen und Arten leistet, die in den Richtlinien 92/43/EWG und 2009/147/EG aufgelistet sind;

i) eine Analyse der unionsweiten geografischen Abdeckung im Sinne von Artikel 9 Absatz 5 und, falls eine solche
Abdeckung nicht erreicht wird, eine Analyse der zugrunde liegenden Ursachen fiir die fehlende Abdeckung.
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(3)  Am Ende der Durchfithrung des LIFE-Programms, spdtestens aber vier Jahre nach Ablauf des in Artikel 1 Absatz 2
genannten Zeitraums, nimmt die Kommission eine abschliefende Evaluierung des LIFE-Programms vor.

(4)  Die Kommission iibermittelt dem Europdischen Parlament, dem Rat, dem Europdischen Wirtschafts- und Sozial-
ausschuss und dem Ausschuss der Regionen die Schlussfolgerungen dieser Evaluierungen zusammen mit ihren Anmer-
kungen. Die Kommission stellt die Evaluierungsergebnisse offentlich zur Verfiigung.

KAPITEL V

Ubergangs- und Schlussbestimmungen

Artikel 21

Information, Kommunikation und Offentlichkeitsarbeit

(1) Die Empfinger von Unionsmitteln machen deren Herkunft durch kohirente, wirksame und verhaltnismiRige
gezielte Information verschiedener Zielgruppen, darunter die Medien und die Offentlichkeit, bekannt und stellen sicher,
dass die Unionsforderung Sichtbarkeit erhilt, insbesondere im Rahmen von Informationskampagnen zu den Projekten
und deren Ergebnissen. Zu diesem Zweck verwenden die Empfanger das in Anhang III abgebildete Logo des LIFE-Pro-
gramms. AufSer in Fillen, die von der Kommission festgelegt werden, miissen alle im Rahmen des LIFE-Programms
erworbenen langlebigen Giiter das Logo des LIFE-Programms tragen. Wenn die Verwendung des Logos des LIFE-Pro-
gramms nicht machbar ist, verweisen sie bei allen Kommunikationstatigkeiten auf das LIFE-Programm, einschlieflich auf
Anschlagtafeln an strategisch wichtigen, fiir die Offentlichkeit sichtbaren Orten.

(2)  Die Kommission fithrt Mafnahmen zur Information und Kommunikation tiber das LIFE-Programm, die Programm-
mafinahmen und die Ergebnisse durch. Mit den dem LIFE-Programm zugewiesenen Mitteln wird auch die institutionelle
Kommunikation iiber die politischen Priorititen der Union gefordert, insofern sie die in Artikel 3 genannten Ziele
betreffen.

Artikel 22
Ausschussverfahren

(1)  Die Kommission wird vom Ausschuss fur das LIFE-Programm unterstiitzt. Dabei handelt es sich um einen Aus-
schuss im Sinne der Verordnung (EU) Nr. 182/2011.

(2)  Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gilt Artikel 5 der Verordnung (EU) Nr. 182/2011.

(3)  Gibt der Ausschuss keine Stellungnahme ab, so erldsst die Kommission den Durchfithrungsrechtsakt nicht, und
Artikel 5 Absatz 4 Unterabsatz 3 der Verordnung (EU) Nr. 182/2011 findet Anwendung.

(4)  Die Kommission berichtet dem Ausschuss jihrlich iiber die Gesamtfortschritte bei der Durchfithrung der Teil-
programme des LIFE-Programms und iiber besondere Mafinahmen im Rahmen des LIFE-Programms, etwa Mischfinan-
zierungsmafinahmen, die mit den aus dem LIFE-Programm zugewiesenen Finanzmitteln umgesetzt werden.

Artikel 23
Ausiibung der Befugnisiibertragung

(1)  Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte wird der Kommission unter den in diesem Artikel festgelegten
Bedingungen iibertragen.

(2)  Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte gemaf8 Artikel 19 Absitze 2 und 3 wird der Kommission bis zum
31. Dezember 2028 iibertragen.

(3)  Die Befugnisiibertragung gemafs Artikel 19 Absdtze 2 und 3 kann vom Europdischen Parlament oder vom Rat
jederzeit widerrufen werden. Der Beschluss iiber den Widerruf beendet die Ubertragung der in diesem Beschluss ange-
gebenen Befugnis. Er wird am Tag nach seiner Veréffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union oder zu einem im
Beschluss iiber den Widerruf angegebenen spidteren Zeitpunkt wirksam. Die Giiltigkeit von delegierten Rechtsakten, die
bereits in Kraft sind, wird von dem Beschluss iiber den Widerruf nicht beriihrt.

(4)  Vor dem Erlass eines delegierten Rechtsakts konsultiert die Kommission die von den einzelnen Mitgliedstaaten
benannten Sachverstindigen im Einklang mit den in der Interinstitutionellen Vereinbarung vom 13. April 2016 iiber
bessere Rechtsetzung enthaltenen Grundsitzen.
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(5)  Sobald die Kommission einen delegierten Rechtsakt erldsst, iibermittelt sie ihn gleichzeitig dem Europaischen
Parlament und dem Rat.

(6)  Ein delegierter Rechtsakt, der gemdfl Artikel 19 Absitze 2 und 3 erlassen wurde, tritt nur in Kraft, wenn weder das
Europiéische Parlament noch der Rat innerhalb einer Frist von zwei Monaten nach Ubermittlung dieses Rechtsakts an das
Europdische Parlament und den Rat Einwinde erhoben haben oder wenn vor Ablauf dieser Frist das Europaische
Parlament und der Rat beide der Kommission mitgeteilt haben, dass sie keine Einwinde erheben werden. Auf Initiative
des Europiischen Parlaments oder des Rates wird diese Frist um zwei Monate verldngert.

Artikel 24
Aufgehobene Rechtsakte

Die Verordnung (EU) Nr. 12932013 wird mit Wirkung vom 1. Januar 2021 aufgehoben.

Artikel 25

Ubergangsbestimmungen

(1)  Die vorliegende Verordnung lisst die Weiterfiihrung oder Anderung der betreffenden Mafnahmen, die gemi® der
Verordnung (EG) Nr. 614/2007 des Europdischen Parlaments und des Rates (3¥) und der Verordnung (EU) Nr. 1293/2013
durchgefithrt werden, bis zu deren Abschluss unberiihrt; letztere Verordnung ist auf die Mafnahmen bis zu deren
Abschluss anwendbar.

(2)  Die Finanzausstattung des LIFE-Programms kann auch zur Deckung von Ausgaben fiir technische und adminis-
trative Hilfe verwendet werden, die fir den Ubergang zwischen dem LIFE-Programm und den im Rahmen der Ver-
ordnungen (EG) Nr. 614/2007 und (EU) Nr. 1293/2013 eingefithrten Mafinahmen erforderlich sind.

(3)  Falls erforderlich konnen tiber das Jahr 2027 hinaus Mittel zur Deckung von in Artikel 5 Absatz 5 vorgesehenen
Ausgaben in den Unionshaushalt eingesetzt werden, um die Verwaltung von Manahmen zu ermoglichen, die bis zum

31. Dezember 2027 noch nicht abgeschlossen sind.

(4)  Ruckflisse aus Finanzierungsinstrumenten, die durch die Verordnung (EU) Nr.1293/2013 geschaffen wurden,
diirfen in die im Rahmen der Verordnung (EU) 2021/523 geschaffenen Finanzierungsinstrumente eingebracht werden.

(5) Mittel, die zweckgebundenen Einnahmen aus der Riickerstattung von im Rahmen der Verordnung (EG)
Nr. 614/2007 oder Nr. 1293/2013 zu Unrecht gezahlten Betrdgen entsprechen, werden gemaf8 Artikel 21 der Haushalts-
ordnung zur Finanzierung des LIFE-Programms verwendet.

Artikel 26

Inkrafttreten und Anwendung

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.

Diese Verordnung gilt ab dem 1. Januar 2021.
Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Geschehen zu Briissel am 29. April 2021.

Im Namen des Europdischen Parlaments Im Namen des Rates
Der Président Der Président
D.M. SASSOLI A.P. ZACARIAS

(*%) Verordnung (EG) Nr. 614/2007 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 23.Mai 2007 iiber das Finanzierungsinstrument
fur die Umwelt (LIFE+) (ABL L 149 vom 9.6.2007, S. 1).
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ANHANG I

EINRICHTUNGEN, DENEN FINANZHILFEN OHNE EINE AUFFORDERUNG ZUR EINREICHUNG VON
VORSCHLAGEN GEWAHRT WERDEN KONNEN
1. Das Netz der Europiischen Union zur Durchfithrung und Durchsetzung des Umweltrechts (IMPEL);
2. Das Europiische Netz der in Umweltsachen titigen Staatsanwilte (EUStA);

3. Das Richterforum der Europdischen Union fiir die Umwelt (EUFJE).
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ANHANG II
INDIKATOREN
1. Output-Indikatoren
1.1. Zahl der Projekte zur Entwicklung, Demonstration und Forderung von innovativen Techniken und Konzepten;
1.2. Zahl der Projekte zur Anwendung bewahrter Verfahren im Zusammenhang mit Naturschutz und Biodiversitit;
1.3. Zahl der Projekte zur Entwicklung, Implementierung, Uberwachung oder Durchsetzung der einschligigen
Rechtsvorschriften und politischen Strategien der Union;
1.4. Zahl der Projekte zur Verbesserung der Politikgestaltung durch Ausbau der Kapazititen offentlicher und privater
Akteure und durch die Einbeziechung der Zivilgesellschaft;
1.5. Zahl der Projekte — einschlieflich strategisch integrierter Projekte und strategischer Naturschutzprojekte — zur
Umsetzung von
— mafSgeblichen Plinen oder Strategien;
— Aktionsprogrammen zur durchgehenden Beriicksichtigung von Naturschutz und Biodiversitit in anderen
Politikbereichen.
2. Ergebnisindikatoren

2.1. Nettoveranderung von Umwelt und Klima auf Basis der aggregierten Projektindikatoren, die in den Aufrufen zur
Einreichung von Vorschldgen im Rahmen der Teilprogramme

— ,Natur und Biodiversitit* sowie
— ,Kreislaufwirtschaft und Lebensqualitit* zu spezifizieren sind und mindestens folgende Aspekte abdecken:
— Luftqualitét
— Boden
— Wasser
— Abfille
— Chemikalien
— Larm
— Ressourceneinsatz und -effizienz;
— ,Klimaschutz und Klimaanpassung®;
— ,Energiewende*.
2.2. Durch die Projekte mobilisierte Gesamtinvestitionen oder beschaffte Finanzmittel (in Mio. EUR);
2.3. Zahl der Organisationen, die an Projekten mitwirken oder Betriebskostenzuschiisse erhalten;

2.4. Anteil der Projekte, die bei Projektende eine Katalysatorwirkung erzielt hatten.



L 17278 Amtsblatt der Europaischen Union 17.5.2021

ANHANG III

LOGO DES LIFE-PROGRAMMS
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VERORDNUNG (EU) 2021/784 DES EUROPAISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES
vom 29. April 2021
zur Bekdmpfung der Verbreitung terroristischer Online-Inhalte

(Text von Bedeutung fiir den EWR)

DAS EUROPAISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestiitzt auf den Vertrag tiber die Arbeitsweise der Europdischen Union, insbesondere auf Artikel 114,

auf Vorschlag der Europdischen Kommission,

nach Zuleitung des Entwurfs des Gesetzgebungsakts an die nationalen Parlamente,

nach Stellungnahme des Europdischen Wirtschafts- und Sozialausschusses ('),

gemifl dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren (?),

in Erwdgung nachstehender Griinde:

(1) Durch diese Verordnung soll das reibungslose Funktionieren des digitalen Binnenmarkts in einer offenen und
demokratischen Gesellschaft gewihrleistet werden, indem der Missbrauch von Hostingdiensten fiir terroristische
Zwecke bekdmpft und ein Beitrag zur offentlichen Sicherheit in der gesamten Union geleistet wird. Das Funk-
tionieren des digitalen Binnenmarkts sollte verbessert werden, indem die Rechtssicherheit fur die Hostingdiens-
teanbieter erhoht, das Vertrauen der Nutzer in das Online-Umfeld gestirkt und die Schutzvorkehrungen fir die
Meinungsfreiheit, einschlieflich der Freiheit, Informationen und Ideen in einer offenen und demokratischen Gesell-
schaft zu erhalten und weiterzugeben, sowie fiir die Medienfreiheit und den Medienpluralismus erhoht werden.

(2)  Regulatorische Mafnahmen zur Bekdmpfung der Verbreitung terroristischer Online-Inhalte sollten durch die Stra-
tegien der Mitgliedstaaten zur Bekdmpfung des Terrorismus flankiert werden, die unter anderem die Verbesserung
der Medienkompetenz und die Starkung des kritischen Denkens, die Entwicklung von alternativen Narrativen und
Gegennarrativen und weitere Initiativen, die darauf abzielen, die Wirkung terroristischer Online-Inhalte sowie die
Antfilligkeit fur solche Inhalte zu verringern, sowie Investitionen in Sozialarbeit, Deradikalisierungsinitiativen und
die Zusammenarbeit mit betroffenen Gemeinschaften einschlieffen sollten, um eine Radikalisierung in der Gesell-
schaft auf Dauer zu verhindern.

(3)  Die Bekdmpfung terroristischer Online-Inhalte, die Teil des umfassenderen Problems illegaler Online-Inhalte sind,
erfordert eine Kombination aus legislativen, nichtlegislativen und freiwilligen Maffnahmen, basierend auf der Zu-
sammenarbeit zwischen Behorden und Hostingdiensteanbietern und unter uneingeschrankter Achtung der Grund-
rechte.

(4)  Hostingdiensteanbieter, die im Internet aktiv sind, spielen in der digitalen Wirtschaft eine zentrale Rolle, indem sie
Unternehmen sowie Biirgerinnen und Biirger miteinander verbinden und offentliche Debatten sowie die Verbrei-
tung und den Erhalt von Informationen, Meinungen und Ideen ermdglichen, was erheblich zu Innovation, Wirt-
schaftswachstum und der Schaffung von Arbeitsplatzen in der Union beitragt. Mitunter werden die Dienste von
Hostingdiensteanbietern allerdings von Dritten fiir illegale Aktivitdten im Internet ausgenutzt. Besonders besorgnis-
erregend ist der Missbrauch dieser Dienste durch terroristische Vereinigungen und ihre Unterstiitzer mit dem Ziel,
terroristische Online-Inhalte zu verbreiten und so ihre Botschaften weiterzutragen, Menschen zu radikalisieren und
Anhidnger anzuwerben sowie terroristische Aktivititen zu ermdglichen und zu lenken.

() ABL C110 vom 22.3.2019, S. 67.

(%) Standpunkt des Europdischen Parlaments vom 17. April 2019 (noch nicht im Amtsblatt veroffentlicht) und Standpunkt des Rates in
erster Lesung vom 16. Mdrz 2021 (ABL C 135 vom 16.4.2021, S. 1). Standpunkt des Européischen Parlaments vom 28. April 2021
(noch nicht im Amtsblatt veroffentlicht).
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(5)  Terroristische Online-Inhalte haben sich — wenn auch nicht als einziger Faktor — als Katalysator fiir die Radika-
lisierung von Einzelpersonen erwiesen, die zu terroristischen Handlungen fithren kann; daher haben diese Inhalte
schwerwiegende negative Folgen fiir Nutzer, Biirgerinnen und Biirger und die Gesellschaft insgesamt, aber auch fiir
die Anbieter von Online-Diensten, die solche Inhalte zur Verfugung stellen, da dies das Vertrauen ihrer Nutzer
untergribt und ihre Geschiftsmodelle schadigt. Die Hostingdiensteanbieter tragen angesichts ihrer zentralen Rolle
und der mit ihrem Diensteangebot verbundenen technologischen Mittel und Kapazititen eine besondere gesell-
schaftliche Verantwortung dafur, ihre Dienste vor dem Missbrauch durch Terroristen zu schiitzen und dabei zu
helfen, gegen terroristische Inhalte, die durch die Nutzung ihrer Dienste online verbreitet werden, vorzugehen und
dabei die grundlegende Bedeutung der Meinungsfreiheit, einschlieSlich der Freiheit, Informationen und Ideen in
einer offenen und demokratischen Gesellschaft zu erhalten und weiterzugeben, zu beriicksichtigen.

(6)  Die Bemithungen auf Unionsebene zur Bekdmpfung terroristischer Online-Inhalte durch einen Rahmen fiir die
freiwillige Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten und den Hostingdiensteanbietern begannen 2015. Diese
Bemithungen miissen durch einen klaren Rechtsrahmen erginzt werden, um den Zugang zu terroristischen Online-
Inhalten weiter zu verringern und dem sich rasch verindernden Problem gerecht zu werden. Der Rechtsrahmen
soll auf den freiwilligen Bemithungen aufbauen, die durch die Empfehlung (EU) 2018/334 der Kommission (3)
verstarkt wurden, und entspricht der Forderung des Europidischen Parlaments, die Mafnahmen zur Bekdmpfung
illegaler und schadlicher Online-Inhalte im Einklang mit dem in der Richtlinie 2000/31/EG des Europaischen
Parlaments und des Rates (%) festgelegten horizontalen Rahmen zu intensivieren, sowie der Forderung des Euro-
pdischen Rates, die Erkennung und Entfernung von zu terroristischen Handlungen anstiftenden Online-Inhalten zu
verbessern.

(7  Diese Verordnung sollte die Anwendung der Richtlinie 2000/31/EG unberiihrt lassen. Insbesondere sollten etwaige
Mafnahmen, die der Hostingdiensteanbieter im Einklang mit der vorliegenden Verordnung ergriffen hat, darunter
auch spezifische Mafnahmen, nicht automatisch dazu fithren, dass der Hostingdiensteanbieter den in der Richtlinie
vorgesehenen Haftungsausschluss nicht in Anspruch nehmen kann. Dariiber hinaus berithrt diese Verordnung nicht
die Befugnisse der nationalen Behorden und Gerichte, die Haftung von Hostingdiensteanbietern festzustellen, wenn
die Voraussetzungen gemifl dieser Richtlinie fiir den Haftungsausschluss nicht erfiillt sind.

(8)  Im Falle eines Widerspruchs zwischen dieser Verordnung und der Richtlinie 2010/13/EU des Europdischen Par-
laments und des Rates (°) in Bezug auf Bestimmungen iiber audiovisuelle Mediendienste im Sinne von Artikel 1
Absatz 1 Buchstabe a der genannten Richtlinie sollte die Richtlinie 2010/13/EU Vorrang haben. Dies sollte die
Verpflichtungen im Rahmen dieser Verordnung, insbesondere beziiglich der Verpflichtungen fiir Video-Sharing-
Plattform-Anbieter, nicht berithren.

(9)  In der vorliegenden Verordnung sollten Vorschriften festgelegt werden, mit denen der Missbrauch von Hosting-
diensten fir die Verbreitung terroristischer Online-Inhalte bekimpft werden soll, um das reibungslose Funktionie-
ren des Binnenmarktes zu gewihrleisten. Diese Vorschriften sollten die in der Union geschiitzten und insbesondere
die in der Charta der Grundrechte der Europdischen Union (im Folgenden ,Charta”) garantierten Grundrechte
uneingeschrinkt achten.

(10)  Mit dieser Verordnung soll zum Schutz der offentlichen Sicherheit beigetragen werden; gleichzeitig enthilt sie
angemessene und solide Vorkehrungen zum Schutz der Grundrechte, einschlieflich des Rechts auf Achtung des
Privatlebens, auf den Schutz personenbezogener Daten, auf Meinungsfreiheit — einschlieflich der Freiheit, Infor-
mationen zu erhalten und weiterzugeben —, auf unternchmerische Freiheit und auf wirksamen Rechtsbehelf.
Zudem ist jegliche Diskriminierung untersagt. Die zustindigen Behorden und Hostingdiensteanbieter sollten nur
Mafnahmen ergreifen, die in einer demokratischen Gesellschaft notwendig, angemessen und verhiltnisméfig sind,
wobei der besonderen Bedeutung der Meinungs- und Informationsfreiheit und der Medienfreiheit und des Medien-
pluralismus, die die wesentlichen Grundlagen einer pluralistischen und demokratischen Gesellschaft und einen der
grundlegenden Werte der Union darstellen, Rechnung zu tragen ist. Mafnahmen, die sich auf die Meinungs- und
Informationsfreiheit auswirken, sollten streng darauf ausgerichtet sein, die Verbreitung terroristischer Online-Inhalte
unter Achtung des Rechts auf den rechtmifigen Erhalt und die rechtmafiige Weitergabe von Informationen zu
bekdmpfen, wobei die zentrale Rolle der Hostingdiensteanbieter, 6ffentliche Debatten sowie die Verbreitung und
den Erhalt von Informationen, Meinungen und Ideen nach geltendem Recht zu ermdglichen, zu beriicksichtigen ist.
Wirksame Mafinahmen zur Bekdmpfung terroristischer Online-Inhalte und der Schutz der Meinungs- und Infor-
mationsfreiheit sind keine widerspriichlichen, sondern vielmehr einander erginzende und sich gegenseitig ver-
stirkende Ziele.

(%) Empfehlung (EU) 2018/334 der Kommission vom 1. Mirz 2018 fiir wirksame Maflnahmen im Umgang mit illegalen Online-Inhalten
(ABL L 63 vom 6.3.2018, S. 50).

(*) Richtlinie 2000/31/EG des Europiischen Parlaments und des Rates vom 8. Juni 2000 iiber bestimmte rechtliche Aspekte der Dienste
der Informationsgesellschaft, insbesondere des elektronischen Geschiftsverkehrs, im Binnenmarkt (,Richtlinie iber den elektronischen
Geschiftsverkehr) (ABL. L 178 vom 17.7.2000, S. 1).

(°) Richtlinie 2010/13/EU des Europdischen Parlaments und des Rates vom 10. Marz 2010 zur Koordinierung bestimmter Rechts- und
Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten iiber die Bereitstellung audiovisueller Mediendienste (Richtlinie tiber audiovisuelle Medien-
dienste) (ABL. L 95 vom 15.4.2010, S. 1).
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(11)  Um Klarheit iiber die Mafnahmen zu schaffen, die sowohl die Hostingdiensteanbieter als auch die zustindigen
Behorden ergreifen sollten, um die Verbreitung terroristischer Online-Inhalte zu bekdmpfen, sollte in dieser
Verordnung im Einklang mit den Definitionen relevanter Straftatbestinde in der Richtlinie (EU) 2017/541 des
Europdischen Parlaments und des Rates (°) der Begrift ,terroristische Inhalte” praventiv definiert werden. In An-
betracht der Notwendigkeit, besonders schadliche terroristische Online-Propaganda zu bekdmpfen, sollten in dieser
Definition Materialien erfasst werden, die jemanden zur Begehung terroristischer Straftaten oder zu einem Beitrag
zur Begehung dieser Straftaten anstiften oder dazu bestimmten, jemanden zur Beteiligung an Handlungen einer
terroristischen Vereinigung zu bestimmen, terroristische Aktivititen verherrlichen, unter anderem auch durch die
Verbreitung von Materialien, die Bilder von terroristischen Anschligen zeigen. Unter die Definition sollten auch
Materialien fallen, die zum Zweck der Begehung oder des Beitrags zur Begehung terroristischer Straftaten Anlei-
tungen zur Herstellung oder Verwendung von Sprengstoffen, Schusswaffen oder anderen Waffen oder schadlichen
oder gefihrlichen Stoffen sowie chemischen, biologischen, radiologischen und nuklearen Stoffen (CBRN-Stoffen)
oder zu anderen spezifischen Methoden oder Verfahren, einschlieflich der Auswahl von Anschlagszielen, enthalten.
Bei solchen Materialien kann es sich um Texte, Bilder, Tonaufzeichnungen und Videos sowie um Live-Ubertra-
gungen terroristischer Straftaten handeln, mit denen die Gefahr einhergeht, dass weitere solcher Taten begangen
werden. Bei der Beurteilung, ob es sich bei Materialien um terroristische Inhalte im Sinne dieser Verordnung
handelt, sollten die zustindigen Behorden und die Hostingdiensteanbicter Faktoren wie Art und Wortlaut der
Aussagen, den Kontext, in dem die Aussagen getroffen wurden, und ihr Gefihrdungspotenzial und somit ihr
Potenzial zur Beeintrichtigung der Sicherheit von Personen beriicksichtigen. Die Tatsache, dass das Material von
einer Person, Vereinigung oder Organisation, die in der Liste der Union der an terroristischen Handlungen betei-
ligten Personen, Vereinigungen oder Organisationen aufgenommen wurde und restriktiven Mafnahmen unterliegt,
hergestellt wurde, ihr zuzuschreiben ist oder in ihrem Namen verbreitet wird, sollte ein wichtiges Kriterium bei der
Beurteilung darstellen.

(12) Materialien, die fiir Bildungs-, Presse- oder Forschungszwecke oder fiir kiinstlerische Zwecke oder zum Zweck der
Sensibilisierung gegeniiber terroristischen Aktivitdten verbreitet werden, sollten nicht als terroristische Inhalte
gelten. Bei der Feststellung, ob es sich bei den von einem Inhalteanbieter bereitgestellten Materialien um ,terro-
ristische Inhalte“ im Sinne dieser Verordnung handelt, sollte insbesondere dem Recht auf Meinungs- und Infor-
mationsfreiheit, einschlieBlich der Medienfreiheit und des Medienpluralismus, und der Freiheit von Kunst und
Wissenschaft Rechnung getragen werden. Insbesondere in Fillen, in denen der Inhalteanbieter eine redaktionelle
Verantwortung tragt, sind Entscheidungen iiber die Entfernung verbreiteter Materialien unter Beriicksichtigung der
in einschlagigen Presse- und Medienvorschriften festgelegten journalistischen Standards, die im Einklang mit dem
Unionsrecht einschlieflich der Charta stehen, zu treffen. Ferner sollte die Formulierung radikaler, polemischer oder
kontroverser Ansichten zu sensiblen politischen Fragen in der offentlichen Debatte nicht als terroristischer Inhalt
betrachtet werden.

(13)  Zur wirksamen Bekdmpfung der Verbreitung terroristischer Online-Inhalte unter Gewahrleistung der Achtung des
Privatlebens von Einzelpersonen sollte diese Verordnung fiir Anbieter von Diensten der Informationsgesellschaft
gelten, die die durch einen Nutzer des Dienstes bereitgestellten Informationen und Materialien in seinem Auftrag
speichern und offentlich verbreiten, unabhingig davon, ob die Speicherung und offentliche Verbreitung solcher
Informationen und Materialien rein technischer, automatischer und passiver Art ist. Unter dem Begriff ,speichern®
ist die Aufbewahrung von Daten im Speicher eines physischen oder virtuellen Servers zu verstehen. Anbieter von
yreinen Durchleitungsdiensten®, von ,Cachingdiensten“ oder von anderen Diensten, die auf anderen Ebenen der
Internet-Infrastruktur geleistet werden, die keine Speicherung beinhalten, wie Register und Registrierungsstellen,
sowie Anbieter von Domain-Namen-Systemen (DNS) oder von Zahlungsdiensten oder Anbieter von Schutzdiens-
ten gegen DDoS (Distributed Denial of Service/verteilter Dienstverweigerungsangriff) sollten daher nicht in den
Anwendungsbereich dieser Verordnung fallen.

(14)  Der Begriff ,offentliche Verbreitung” sollte die Bereitstellung von Informationen fiir einen potenziell unbegrenzten
Personenkreis umfassen, d. h. die Informationen sollten den Nutzern im Allgemeinen leicht zuginglich gemacht
werden, ohne dass weitere Maffnahmen des Inhalteanbieters erforderlich wéren, unabhingig davon, ob die Per-
sonen tatsichlich auf die betreffenden Informationen zugreifen. Dementsprechend sollte in Fillen, in denen eine
Registrierung oder die Aufnahme in eine Nutzergruppe erforderlich ist, um Zugang zu Informationen zu erlangen,
nur dann von einer 6ffentlichen Verbreitung der Informationen ausgegangen werden, wenn die Nutzer, die auf die
Informationen zugreifen mochten, automatisch registriert oder aufgenommen werden, ohne eine menschliche
Entscheidung oder Auswahl, wem Zugang gewihrt wird. Interpersonelle Kommunikationsdienste im Sinne des
Artikels 2 Nummer 5 der Richtlinie (EU) 2018/1972 des Europdischen Parlaments und des Rates (7), wie beispiels-
weise E-Mail-Dienste oder Privatnachrichteniibermittlungsdienste, sollten nicht in den Anwendungsbereich der
vorliegenden Verordnung fallen. Informationen sollten nur dann als im Sinne dieser Verordnung gespeichert

(°) Richtlinie (EU) 2017/541 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 15.Midrz 2017 zur Terrorismusbekimpfung und zur
Ersetzung des Rahmenbeschlusses 2002/475/J1 des Rates und zur Anderung des Beschlusses 2005/671/J1 des Rates (ABL L 88 vom
31.3.2017, S. 6).

() Richtlinie (EU) 20181972 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 11. Dezember 2018 iiber den europiischen Kodex fiir
die elektronische Kommunikation (Neufassung) (ABL L 321 vom 17.12.2018, S. 36).
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und offentlich verbreitet gelten, wenn dies auf direktes Verlangen des Inhalteanbieters hin geschieht. Folglich sollten
Anbieter von Diensten wie Cloud-Infrastrukturen, die auf Verlangen von anderer Seite als von Seiten des Inhalte-
anbieters erbracht werden und Letzterem nur mittelbar zugutekommen, nicht unter die vorliegende Verordnung
fallen. In den Anwendungsbereich der vorliegenden Verordnung sollten beispielsweise Anbieter von Dienstleis-
tungen in sozialen Medien, von Video-, Bild- und Audio-Sharing-Diensten sowie von File-Sharing-Diensten und
anderen Cloud-Diensten fallen, sofern diese Dienste dafiir genutzt werden, um gespeicherte Informationen auf
direktes Verlangen des Inhalteanbieters hin offentlich zuginglich zu machen. Bietet ein Hostingdiensteanbieter
mehrere Dienste an, so sollte diese Verordnung nur auf die in ihren Anwendungsbereich fallenden Dienste
angewendet werden.

(15)  Terroristische Inhalte werden haufig iiber Dienste offentlich verbreitet, die von in Drittlindern niedergelassenen
Hostingdiensteanbietern bereitgestellt werden. Um die Nutzer in der Union zu schiitzen und um zu gewihrleisten,
dass alle im digitalen Binnenmarkt titigen Hostingdiensteanbieter denselben Anforderungen unterliegen, sollte diese
Verordnung fiir alle Anbieter von relevanten Diensten gelten, die in der Union bereitgestellt werden, unabhingig
vom Land der Hauptniederlassung des Diensteanbieters. Ein Hostingdiensteanbieter sollte als Anbieter von Diensten
in der Union gelten, wenn er natiirliche oder juristische Personen in einem oder mehreren Mitgliedstaaten in die
Lage versetzt, seine Dienste in Anspruch zu nehmen, und der Diensteanbieter eine wesentliche Verbindung zu
diesem Mitgliedstaat oder diesen Mitgliedstaaten hat.

(16)  Eine wesentliche Verbindung zur Union sollte dann als gegeben gelten, wenn der Hostingdiensteanbieter eine
Niederlassung in der Union hat, seine Dienste von einer erheblichen Zahl von Nutzern in einem oder mehreren
Mitgliedstaaten genutzt werden oder seine Tatigkeiten auf einen oder mehrere Mitgliedstaaten ausgerichtet sind. Die
Ausrichtung von Tatigkeiten auf einen oder mehrere Mitgliedstaaten sollte anhand aller relevanten Umstinde,
einschlieflich Faktoren wie der Verwendung einer in dem betreffenden Mitgliedstaat gebrauchlichen Sprache
oder Wihrung oder der Moglichkeit, Waren oder Dienstleistungen aus diesem Mitgliedstaat zu bestellen, bestimmt
werden. Ferner liefe sich eine derartige Ausrichtung auch von der Verfiigbarkeit einer Anwendung im jeweiligen
nationalen App-Store, von der Schaltung lokaler Werbung oder Werbung in einer im betreffenden Mitgliedstaat
allgemein gebrauchlichen Sprache oder vom Management der Kundenbeziehungen, zum Beispiel durch die Bereit-
stellung eines Kundendienstes in einer im betreffenden Mitgliedstaat allgemein gebrauchlichen Sprache, ableiten.
Das Vorhandensein einer wesentlichen Verbindung sollte auch dann angenommen werden, wenn ein Hosting-
diensteanbieter seine Tatigkeit nach Artikel 17 Absatz 1 Buchstabe ¢ der Verordnung (EU) Nr.1215/2012 des
Europdischen Parlaments und des Rates (%) auf einen oder mehrere Mitgliedstaaten ausrichtet. Die bloffe Zuging-
lichkeit der Internetseite eines Hostingdiensteanbieters, einer E-Mail-Adresse oder anderer Kontaktdaten in einem
oder mehreren Mitgliedstaaten fiir sich genommen sollte nicht ausreichen, um eine wesentliche Verbindung zu
begriinden. Zudem sollte die Erbringung einer Dienstleistung zum Zwecke der blofen Einhaltung des in der
Verordnung (EU) 2018302 des Europdischen Parlaments und des Rates (°) festgelegten Verbots der Diskriminie-
rung nicht fir sich genommen als Begriindung einer wesentlichen Verbindung zur Union gelten.

(17) Das Verfahren und die Verpflichtungen, die sich nach einer Beurteilung durch die zustindigen Behorden aus den
Entfernungsanordnungen, mit denen Hostingdiensteanbieter aufgefordert werden, terroristische Inhalte zu entfer-
nen oder den Zugang zu ihnen zu sperren, ergeben, sollten harmonisiert werden. Angesichts der Geschwindigkeit,
mit der terroristische Inhalte tiber Online-Dienste hinweg verbreitet werden, sollte den Hostingdiensteanbietern die
Verpflichtung auferlegt werden, dafiir zu sorgen, dass die in der Entfernungsanordnung genannten terroristischen
Inhalte in allen Mitgliedstaaten innerhalb einer Stunde nach Erhalt der Entfernungsanordnung entfernt werden oder
der Zugang dazu gesperrt wird. Von hinreichend begriindeten Dringlichkeitsfillen abgesehen sollte die zustiandige
Behorde dem Hostingdiensteanbieter mindestens 12 Stunden, bevor sie erstmals eine Entfernungsanordnung gegen-
iiber diesem Hostingdiensteanbieter erldsst, Informationen iiber Verfahren und geltende Fristen bereitstellen. Hin-
reichend begriindete Dringlichkeitsfille liegen dann vor, wenn der Umstand, dass die Entfernung von Inhalten oder
die Sperrung des Zugangs zu den terroristischen Inhalten spiter als eine Stunde nach Erhalt der Entfernungs-
anordnung erfolgt, zu einem ernsthaften Schaden fithren wiirde, beispielsweise in Situationen, in denen das Leben
oder die korperliche Unversehrtheit einer Person unmittelbar bedroht sind, oder wenn solche Inhalte laufende
Ereignisse zeigen, bei denen dem Leben oder der korperlichen Unversehrtheit einer Person Schaden zugefiigt wird.
Die zustindigen Behorden sollten feststellen, ob Fille einen solchen Dringlichkeitsfall darstellen und ihre Ent-
scheidung in der Entfernungsanordnung hinreichend begriinden. Kann der Hostingdiensteanbieter der Entfernungs-
anordnung aufgrund des Vorliegens hoherer Gewalt oder einer faktischen Unmoglichkeit, einschlielich aus sach-
lich vertretbaren technischen oder operativen Griinden, nicht innerhalb einer Stunde nach Erhalt Folge leisten, so
sollte er die erlassende zustindige Behorde so schnell wie moglich davon in Kenntnis setzen und der Entfernungs-
anordnung nachkommen, sobald der Sachverhalt behoben ist.

(%) Verordnung (EU) Nr.1215/2012 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 12. Dezember 2012 iiber die gerichtliche Zu-
standigkeit und die Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen (ABL L 351 vom 20.12.2012,
S. 1).

(°) Verordnung (EU) 2018/302 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 28. Februar 2018 iiber Maffnahmen gegen ungerecht-
fertigtes Geoblocking und andere Formen der Diskriminierung aufgrund der Staatsangehorigkeit, des Wohnsitzes oder des Ortes der
Niederlassung des Kunden innerhalb des Binnenmarkts und zur Anderung der Verordnungen (EG) Nr.2006/2004 und (EU)
2017/2394 sowie der Richtlinie 2009/22/EG (ABL L 601 vom 2.3.2018, S. 1).
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(18)  Die Entfernungsanordnung sollte eine Begriindung enthalten, in der die Materialien, die entfernt oder gesperrt
werden sollen, als terroristischer Inhalt eingestuft werden, sowie ausreichende Informationen zum Identifizieren des
Inhalts enthalten — es sollten die exakte URL-Adresse sowie erforderlichenfalls weitere Angaben zur Verfiigung
gestellt werden, zum Beispiel ein Screenshot des betreffenden Inhalts. Diese Begriindung sollte es den Hosting-
diensteanbietern und letztendlich auch den Inhalteanbietern ermdglichen, ihr Recht auf wirksamen Rechtsbehelf
effektiv wahrzunehmen. Die vorgetragene Begriindung sollte nicht die Offenlegung sensibler Informationen nach
sich ziehen, wenn dies die laufenden Ermittlungen gefdhrden konnte.

(19) Die zustindige Behorde sollte die Entfernungsanordnung — durch elektronische Mittel, die einen schriftlichen
Nachweis unter Bedingungen ermoglichen, die dem Hostingdiensteanbieter die Feststellung der Authentizitdt der
Anordnung ermoglichen, einschlieflich der Richtigkeit des Datums und des Zeitpunkts der Absendung und des
Eingangs der Anordnung, gestatten (z.B. tiber ein gesichertes E-Mail-System oder Plattformen oder sonstige
gesicherte Kanile, einschlieflich der vom Hostingdiensteanbieter zur Verfiigung gestellten), im Einklang mit dem
Unionsrecht zum Schutz personenbezogener Daten — direkt an die vom Hostingdiensteanbieter fiir die Zwecke
dieser Verordnung benannte oder eingerichtete Kontaktstelle iibermitteln. Es sollte moglich sein, diese Anforderung
unter anderem durch die Verwendung von qualifizierten Diensten fir die Zustellung elektronischer Einschreiben
gemdfl der Verordnung (EU) Nr. 910/2014 des Europdischen Parlaments und des Rates (%) zu erfiillen. Befindet
sich die Hauptniederlassung des Hostingdiensteanbieters oder ist sein gesetzlicher Vertreter in einem anderen
Mitgliedstaat als dem der erlassenden zustindigen Behorde ansdssig oder niedergelassen, so ist der zustindigen
Behorde dieses Mitgliedstaats gleichzeitig eine Kopie der Entfernungsanordnung zu iibermitteln.

(20)  Die zustdndige Behorde des Mitgliedstaats, in dem der Hostingdiensteanbieter seine Hauptniederlassung hat oder in
dem sein gesetzlicher Vertreter ansdssig oder niedergelassen ist, sollte die Moglichkeit haben, die von den zu-
stindigen Behorden eines anderen Mitgliedstaats erlassene Entfernungsanordnung zu tiberpriifen, um festzustellen,
ob sie einen schwerwiegenden oder offenkundigen Verstof$ gegen diese Verordnung oder die in der Charta ver-
ankerten Grundrechte enthilt oder ob dies nicht der Fall ist. Sowohl der Inhalteanbieter als auch der Hosting-
diensteanbieter sollten das Recht haben, eine Priifung durch die zustindige Behorde in dem Mitgliedstaat, in dem
der Hostingdiensteanbieter seine Hauptniederlassung hat oder wo sein gesetzlicher Vertreter ansissig oder nieder-
gelassen ist, zu verlangen. Wird dies verlangt, so sollte die zustidndige Behorde verpflichtet, dariiber zu befinden, ob
die Entfernungsanordnung einen solchen Verstof enthilt oder nicht. Wird in diesem Beschluss ein solcher Verstof3
festgestellt, so sollte die Entfernungsanordnung ihre Rechtswirkung verlieren. Die Priifung sollte schnell durch-
gefuhrt werden, um sicherzustellen, dass irrtiimlich entfernte oder gesperrte Inhalte so schnell wie maoglich wieder-
hergestellt werden.

(21)  Hostingdiensteanbieter, die terroristischen Inhalten ausgesetzt sind, sollten — falls sie tiber Nutzungsbedingungen
verfiigen — Bestimmungen darin aufnehmen, mit denen sie dagegen vorgehen konnen, dass ihre Dienste fur die
offentliche Verbreitung terroristischer Online-Inhalte missbraucht werden. Sie sollten diese Bestimmungen mit der
gebotenen Sorgfalt und auf transparente, verhiltnismafige und diskriminierungsfreie Weise anwenden.

(22)  Angesichts des Umfangs des Problems und der Schnelligkeit, die fiir eine wirksame Ermittlung und Entfernung
terroristischer Inhalte erforderlich ist, sind wirksame und verhaltnismafige spezifische Maffnahmen ein wesentliches
Element bei der Bekdmpfung terroristischer Online-Inhalte. Im Hinblick auf die Verringerung der Zuginglichkeit
terroristischer Inhalte in ihren Diensten sollten Hostingdiensteanbieter, die terroristischen Inhalten ausgesetzt sind,
in Abhingigkeit von Risiko und Ausmafl der moglichen Beeinflussung durch terroristische Inhalte sowie von den
Auswirkungen auf die Rechte Dritter und auf das offentliche Informationsinteresse spezifische Mafinahmen er-
greifen. Hostingdiensteanbieter sollten festlegen, welche geeigneten, wirksamen und verhaltnisméifigen spezifischen
Mafnahmen ergriffen werden sollten, um terroristische Inhalte ermitteln und gegebenenfalls entfernen zu konnen.
Spezifische Mafnahmen konnten geeignete technische oder operative Manahmen oder Kapazititen wie Ausstat-
tung mit Personal oder technischen Mitteln umfassen, um terroristische Inhalte zu ermitteln und unverziiglich zu
entfernen oder zu sperren, sowie Mechanismen fiir Nutzer zur Meldung oder Kennzeichnung mutmaflicher
terroristischer Inhalte oder andere Mafinahmen, die der Hostingdiensteanbieter fiir geeignet und wirksam hilt,
um gegen die Verfiigbarkeit terroristischer Inhalte tiber seine Dienste vorzugehen.

(23)  Bei der Durchfithrung spezifischer MafSnahmen sollten die Hostingdiensteanbieter dafiir sorgen, dass das Recht der
Nutzer auf Meinungs- und Informationsfreiheit sowie die Medienfreiheit und der Medienpluralismus, die durch die
Charta geschiitzt werden, gewahrt bleiben. Zusitzlich zu den gesetzlich festgelegten Anforderungen, einschlielich
der Rechtsvorschriften iiber den Schutz personenbezogener Daten, sollten die Hostingdiensteanbieter mit der
gebotenen Sorgfalt handeln und gegebenenfalls Schutzvorkehrungen treffen, einschlieSlich durch menschliche
Aufsicht und Uberpriifung, um unbeabsichtigte oder irrtiimliche Entscheidungen zu vermeiden, die dazu fiihren,
dass nicht terroristische Inhalte entfernt oder gesperrt werden.

(9 Verordnung (EU) Nr. 910/2014 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 23.Juli 2014 iiber elektronische Identifizierung
und Vertrauensdienste fiir elektronische Transaktionen im Binnenmarkt und zur Aufthebung der Richtlinie 1999/93/EG (ABL L 257
vom 28.8.2014, S. 73).
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(24)  Der Hostingdiensteanbieter sollte der zustandigen Behorde iiber die ergriffenen spezifischen Mafinahmen Bericht
erstatten, damit diese feststellen kann, ob die Mainahmen wirksam und verhiltnismafig sind und ob der Hosting-
diensteanbieter — sofern automatisierte Verfahren zum Einsatz kommen — tiber die notwendigen Kapazititen fiir
die menschliche Aufsicht und Uberpriifung verfiigt. Bei der Bewertung der Wirksamkeit und VerhiltnisméRigkeit
der Manahmen sollten die zustindigen Behorden die einschlidgigen Parameter beriicksichtigen, einschlielich der
Anzahl der gegeniiber dem Hostingdiensteanbieter erlassenen Entfernungsanordnungen, der Grofle und wirtschaft-
lichen Leistungsfihigkeit des Hostingdiensteanbieters und der Wirkung seiner Dienste bei der Verbreitung terro-
ristischer Inhalte, z. B. unter Beriicksichtigung der Zahl der Nutzer in der Union, sowie der Vorkehrungen, die
getroffen wurden, um den Missbrauch seiner Dienste fiir die Verbreitung terroristischer Online-Inhalte zu bekdamp-
fen.

(25) Ist die zustindige Behorde der Auffassung, dass die getroffenen spezifischen Mafnahmen die Risiken nicht hin-
reichend bekdmpfen, sollte sie zusitzliche geeignete, wirksame und verhiltnismaRige spezifische Mafnahmen
fordern konnen. Eine Anordnung, solche zusitzlichen spezifischen Mafinahmen durchzufithren, sollte weder zur
Auferlegung einer allgemeinen Pflicht zur Uberwachung oder zum aktiven Forschen nach Hinweisen im Sinne des
Artikels 15 Absatz 1 der Richtlinie 2000/31/EG, noch zu einer Verpflichtung zur Anwendung automatisierter
Werkzeuge (Tools) fithren. Hostingdiensteanbieter sollten jedoch die Moglichkeit haben, automatisierte Werkzeuge
(Tools) anzuwenden, wenn sie dies fiir geeignet und erforderlich halten, um den Missbrauch ihrer Dienste fiir die
Verbreitung terroristischer Online-Inhalte wirksam zu bekidmpfen.

(26)  Den Hostingdiensteanbietern sollte die Verpflichtung auferlegt werden, entfernte Inhalte und damit zusammen-
hingende Daten fiir bestimmte Zwecke fiir den erforderlichen Zeitraum zu speichern. Es ist notwendig, die
Speicherverpflichtung auf damit zusammenhingende Daten auszudehnen, soweit solche Daten andernfalls infolge
der Entfernung des betreffenden terroristischen Inhalts verloren gehen wiirden. Mit den Inhalten zusammenhan-
gende Daten konnen beispielsweise Teilnehmerdaten, insbesondere Daten, die sich auf die Identitdt des Inhaltean-
bieters beziehen, sowie Zugangsdaten umfassen, darunter das Datum und die Uhrzeit der Nutzung und die
Anmeldung bei und Abmeldung von dem Dienst, zusammen mit der IP-Adresse, die der Internetzugangsanbieter
dem Inhalteanbieter zuweist.

(27)  Die Verpflichtung zur Speicherung der Inhalte fiir Verfahren der behordlichen oder gerichtlichen Uberpriifung ist
notwendig und gerechtfertigt, da gewéhrleistet werden muss, dass wirksame Rechtsbehelfe auch fiir Inhalteanbieter,
deren Inhalte entfernt oder gesperrt wurden, zur Verfiigung stehen und dass dieser Inhalt je nach dem Ergebnis
dieser Verfahren wiederhergestellt wird. Die Verpflichtung zur Speicherung der Materialien fiir Ermittlungs- oder
Strafverfolgungszwecke ist notwendig und gerechtfertigt, da das Material zur Stérung oder Verhinderung terroris-
tischer Aktivititen wertvoll sein konnte. Daher sollte das Speichern entfernter terroristischer Inhalte zu Zwecken
der Verhinderung, Erkennung, Ermittlung und Verfolgung terroristischer Straftaten ebenfalls als gerechtfertigt
gelten. Terroristische Inhalte und die damit verbundenen Daten sollten nur fir den Zeitraum gespeichert werden,
der notwendig ist, um es den Strafverfolgungsbehorden zu ermaoglichen, diese terroristischen Inhalte zu tiberpriifen
und zu entscheiden, ob sie fiir diese Zwecke benotigt werden. Fiir die Zwecke der Verhinderung, Erkennung,
Ermittlung und Verfolgung terroristischer Straftaten sollte sich die Verpflichtung zur Datenspeicherung auf Daten
beschranken, die wahrscheinlich eine Verbindung mit terroristischen Straftaten aufweisen und die daher zur Ver-
folgung terroristischer Straftaten oder zur Verhiitung ernsthafter Bedrohungen der offentlichen Sicherheit beitragen
konnten. Wenn Hostingdiensteanbieter insbesondere durch ihre eigenen spezifischen Mafnahmen Materialien
entfernen oder den Zugang dazu sperren, sollten sie die zustindigen Behorden unverziiglich tiber Inhalte in
Kenntnis setzen, die Informationen enthalten, die im Zusammenhang mit einer unmittelbaren Bedrohung von
Leben oder einer vermuteten terroristischen Straftat stehen.

(28)  Um die Verhiltnismafigkeit zu gewdahrleisten, sollte der Speicherzeitraum auf sechs Monate begrenzt werden,
damit Inhalteanbieter ausreichend Zeit haben, behordliche oder gerichtliche Uberpriifungsverfahren einzuleiten,
und damit die Strafverfolgungsbehorden auf die fiir die Ermittlung und Verfolgung terroristischer Straftaten
relevanten Daten zugreifen konnen. Dieser Zeitraum sollte jedoch auf Verlangen der zustindigen Behorde oder
des zustindigen Gerichts um den erforderlichen Zeitraum verlingert werden konnen, falls das genannte Verfahren
innerhalb des genannten sechsmonatigen Zeitraums zwar eingeleitet, aber nicht abgeschlossen wurde. Die Dauer
des Speicherzeitraums sollte aufferdem so bemessen sein, dass die Strafverfolgungsbehorden das fir die Ermitt-
lungen und die Strafverfolgung erforderliche Material unter Wahrung des Gleichgewichts mit den Grundrechten
speichern konnen.

(29) Diese Verordnung sollte die Verfahrensgarantien oder die verfahrensbezogenen Ermittlungsmafinahmen im Zu-
sammenhang mit dem Zugang zu Inhalten und damit zusammenhingenden Daten, die fur die Zwecke der
Ermittlung und Verfolgung terroristischer Straftaten im Einklang mit Unions- oder nationalen Rechtsvorschriften
gespeichert werden, nicht berithren.
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(30) Im Hinblick auf terroristische Inhalte kommt es bei den Hostingdiensteanbietern auf die Transparenz ihrer Stra-
tegien an, denn nur so konnen sie ihrer Rechenschaftspflicht gegeniiber ihren Nutzern nachkommen und das
Vertrauen der Biirgerinnen und Biirger in den digitalen Binnenmarkt stirken. Hostingdiensteanbieter, die in einem
bestimmten Kalenderjahr aufgrund der vorliegenden Verordnung Mafinahmen ergriffen haben oder solche Maf-
nahmen ergreifen mussten, sollten jihrliche Transparenzberichte mit Informationen iiber ihre Mafnahmen im
Zusammenhang mit der Ermittlung und Entfernung terroristischer Inhalte offentlich zuginglich machen.

(31) Die zustindigen Behorden sollten jihrliche Transparenzberichte veroffentlichen, die Angaben zur Anzahl der
Entfernungsanordnungen, zur Anzahl der Fille, in denen eine Anordnung nicht vollzogen wurde, zur Anzahl
der Entscheidungen zu spezifischen Mafnahmen, zur Anzahl der Fille, die behordlichen oder gerichtlichen Uber-
priffungsverfahren unterliegen, sowie zur Anzahl der Entscheidungen, durch die Sanktionen verhidngt wurden,
enthalten.

(32)  Das Recht auf einen wirksamen Rechtsbehelf ist in Artikel 19 des Vertrags tiber die Europdische Union (EUV) und
in Artikel 47 der Charta verankert. Jede natiirliche oder juristische Person hat das Recht, gegen etwaige aufgrund
der vorliegenden Verordnung getroffene Manahmen, die sich nachteilig auf ihre Rechte auswirken kénnen, vor
dem zustdndigen nationalen Gericht einen wirksamen Rechtsbehelf einzulegen. Dieses Recht sollte insbesondere die
Moglichkeit fiir die Hostingdienste- und Inhalteanbieter umfassen, Entfernungsanordnungen oder andere Entschei-
dungen aufgrund der Priifung einer Entfernungsanordnung im Rahmen dieser Verordnung vor einem Gericht des
Mitgliedstaats, dessen zustindige Behorde die Entfernungsanordnung erlassen oder die Entscheidung getroffen hat,
wirksam anzufechten, sowie die Moglichkeit fiir die Hostingdiensteanbieter, Entscheidungen in Bezug auf spezi-
fische Mafinahmen oder Sanktionen vor einem Gericht des Mitgliedstaats, dessen zustindige Behorden diese Ent-
scheidung getroffen haben, wirksam anzufechten.

(33)  Beschwerdeverfahren stellen eine notwendige Schutzvorkehrung gegen die irrtiimliche Entfernung oder Sperrung
von Online-Inhalten dar, wenn der Inhalt im Rahmen der Meinungs- und Informationsfreiheit geschiitzt ist. Die
Hostingdiensteanbieter sollten daher benutzerfreundliche Beschwerdeverfahren einrichten und dafiir sorgen, dass
Beschwerden unverziiglich und in voller Transparenz gegeniiber dem Inhalteanbieter bearbeitet werden. Die An-
forderung, dass Hostingdiensteanbieter irrtiimlich entfernte oder gesperrte Inhalte wiederherstellen miissen, sollte
die Moglichkeit unberiihrt lassen, dass die Hostingdiensteanbieter ihre Nutzungsbedingungen durchsetzen konnen.

(34) Wirksame Rechtsbehelfe gemif Artikel 19 EUV und Artikel 47 der Charta setzen voraus, dass die Inhalteanbieter
in Erfahrung bringen konnen, warum die von ihnen bereitgestellten Inhalte entfernt oder der Zugang zu ihnen
gesperrt wurden. Zu diesem Zweck sollte der Hostingdiensteanbieter dem Inhalteanbieter Informationen zur
Anfechtung der Entfernung oder Sperrung zur Verfiigung stellen. Je nach den Umstinden konnten Hostingdiens-
teanbieter Inhalte, die entfernt oder gesperrt wurden, durch einen Hinweis ersetzen, dass die Inhalte im Einklang
mit der vorliegenden Verordnung entfernt oder gesperrt wurden. Auf Anfrage des Inhalteanbieters sollten weitere
Informationen iiber die Griinde fiir die Entfernung oder Sperrung und die Rechtsbehelfe gegen die Entfernung oder
Sperrung bereitgestellt werden. Sind die zustindigen Behorden der Auffassung, dass es aus Griinden der offent-
lichen Sicherheit, auch im Rahmen einer Ermittlung, unangemessen oder kontraproduktiv ist, den Inhalteanbieter
unmittelbar von der Entfernung oder Sperrung in Kenntnis zu setzen, so sollten sie den Hostingdiensteanbieter
hieriiber informieren.

(35)  Fir die Zwecke dieser Verordnung sollten die Mitgliedstaaten zustindige Behorden benennen. Dies sollte nicht die
Einrichtung einer neuen Behorde erfordern und es sollte moglich sein, eine bereits bestehende Stelle mit den in
dieser Verordnung festgelegten Aufgaben zu betrauen. Gemaf$ dieser Verordnung sollte es vorgeschrieben sein, dass
die Behorden zu benennen sind, die fiir den Erlass von Entfernungsanordnungen, die Uberpriifung von Entfer-
nungsanordnungen, die Aufsicht iiber spezifische Mafinahmen und die Verhidngung von Sanktionen zustindig sind,
wahrend es fiir jeden Mitgliedstaat gestattet sein sollte, zu entscheiden, wie viele zustindige Behorden er damit
betraut und ob diese der Verwaltung, Strafverfolgung oder Justiz zugehérig sein sollen. Die Mitgliedstaaten sollten
sicherstellen, dass die zustindigen Behorden ihre Aufgaben auf objektive und nicht diskriminierende Weise erfiillen
und bei der Wahrnehmung der Aufgaben gemaf dieser Verordnung keine Weisungen von anderen Stellen einholen
oder entgegennehmen. Dies sollte einer Aufsicht im Einklang mit dem nationalen Verfassungsrecht nicht entgegen
stehen. Die Mitgliedstaaten sollten der Kommission die nach dieser Verordnung als zustindig bestimmten Behorden
mitteilen, und die Kommission sollte im Internet ein Online-Register der jeweils zustindigen Behorden veroffent-
lichen. Dieses Online-Register sollte leicht zugidnglich sein, damit die Hostingdiensteanbieter die Echtheit von
Entfernungsanordnungen schnell priifen konnen.
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(36) Um Doppelarbeit und eine gegenseitige Behinderung bei Ermittlungen zu vermeiden und den Aufwand fiir die
betroffenen Hostingdiensteanbieter so gering wie moglich zu halten, sollten die zustindigen Behorden Informa-
tionen austauschen und sich untereinander sowie gegebenenfalls mit Europol abstimmen und zusammenarbeiten,
bevor sie Entfernungsanordnungen erlassen. Wenn sie iiber den Erlass einer Entfernungsanordnung entscheidet,
sollte die zustindige Behorde Benachrichtigungen zu konfligierenden Ermittlungsinteressen gebithrend beriicksich-
tigen (Konfliktvermeidung). Wenn eine zustindige Behorde von der zustindigen Behorde eines anderen Mitglied-
staats {iber eine bereits bestehende Entfernungsanordnung informiert wird, sollte sie keine Entfernungsanordnung
zum gleichen Sachverhalt erlassen. Bei der Umsetzung der Bestimmungen dieser Verordnung kénnte Europol im
Einklang mit seinem derzeitigen Mandat und bestehenden Rechtsrahmen Unterstiitzung leisten.

(37)  Um die wirksame und ausreichend kohirente Durchfithrung spezifischer Mafnahmen seitens der Hostingdiens-
teanbieter zu gewihrleisten, sollten sich die zustindigen Behorden in Bezug auf den Austausch mit Hostingdiens-
teanbietern hinsichtlich Entfernungsanordnungen und der Ermittlung, Umsetzung und Bewertung spezifischer
Mafinahmen untereinander abstimmen und zusammenarbeiten. Eine derartige Abstimmung und Zusammenarbeit
ist auch beziiglich anderer Mafinahmen zur Durchfiithrung dieser Verordnung, auch hinsichtlich der Annahme von
Vorschriften iiber Sanktionen und der Verhidngung von Sanktionen, erforderlich. Die Kommission sollte diese
Abstimmung und Zusammenarbeit erleichtern.

(38)  Es ist von wesentlicher Bedeutung, dass die zustindige Behorde des fiir die Verhdngung der Sanktionen zustindigen
Mitgliedstaats umfassend iiber den Erlass von Entfernungsanordnungen sowie den anschliefenden Austausch
zwischen dem Hostingdiensteanbieter und den zustindigen Behorden in anderen Mitgliedstaaten unterrichtet ist.
Zu diesem Zweck sollten die Mitgliedstaaten geeignete und sichere Kommunikationskanile oder -mechanismen
vorsehen, die die fristgerechte Ubermittlung der relevanten Informationen erméglichen.

(39)  Um den schnellen Austausch der zustindigen Behérden untereinander und mit den Hostingdiensteanbietern zu
erleichtern und Doppelarbeit zu vermeiden, sollten die Mitgliedstaaten aufgefordert werden, die speziell dafiir von
Europol entwickelten Werkzeuge wie die aktuelle Verwaltungsanwendung fiir die Meldung von Internetinhalten
(Internet Referral Management application) oder deren Nachfolger zu nutzen.

(40)  Meldungen seitens der Mitgliedstaaten und seitens Europol haben sich als eine wirksame und schnelle Moglichkeit
erwiesen, um Hostingdiensteanbieter auf spezifische Inhalte aufmerksam zu machen, die iiber ihre Dienste ver-
fugbar sind, und sie so in die Lage zu versetzen, schnell zu reagieren. Neben den Entfernungsanordnungen sollten
solche Meldungen als Mechanismus, mit dem Hostingdiensteanbieter auf Informationen aufmerksam gemacht
werden, die als terroristische Inhalte gelten konnten, damit sie die Vereinbarkeit dieser Inhalte mit ihren Nut-
zungsbedingungen freiwillig priffen konnen, weiterhin verfiigbar sein. Die endgiiltige Entscheidung dariiber, ob
Inhalte aufgrund der Nichtvereinbarkeit mit ihren Nutzungsbedingungen entfernt werden oder nicht, liegt beim
Hostingdiensteanbieter. Das in der Verordnung (EU) 2016/794 des Europiischen Parlaments und des Rates (!')
festgelegte Mandat von Europol sollte von der vorliegenden Verordnung unberiihrt bleiben. Daher sollten die
Bestimmungen dieser Verordnung keinesfalls dahin gehend ausgelegt werden, dass sie die Mitgliedstaaten und
Europol daran hindern wiirden, Meldungen als Instrument zur Bekdmpfung terroristischer Online-Inhalte zu
nutzen.

(41)  Angesichts der besonders schwerwiegenden Folgen bestimmter terroristischer Online-Inhalte sollten die Hosting-
diensteanbieter unverziiglich die einschligigen Behorden des betreffenden Mitgliedstaats oder die zustindigen
Behorden des Mitgliedstaats, in dem sie niedergelassen sind oder iiber einen gesetzlichen Vertreter verfiigen,
tiber terroristische Inhalte unterrichten, die im Zusammenhang mit einer unmittelbaren Bedrohung von Leben
oder einer vermuteten terroristischen Straftat stechen. Um die VerhaltnismafSigkeit zu gewdahrleisten, sollte diese
Verpflichtung auf terroristische Straftaten im Sinne von Artikel 3 Absatz 1 der Richtlinie (EU) 2017/541 be-
schrankt werden. Diese Informationspflicht sollte nicht bedeuten, dass sich die Hostingdiensteanbieter aktiv um
Nachweise einer solchen unmittelbaren Bedrohung von Leben oder einer vermuteten terroristischen Straftat be-
mithen missen. Als betreffender Mitgliedstaat sollte der Mitgliedstaat gelten, der fuir die Ermittlung und strafrecht-
liche Verfolgung der genannten terroristischen Straftaten zustindig ist, und zwar auf der Grundlage der Staats-
angehorigkeit des Titers bzw. des potenziellen Opfers der Straftat oder des Erfolgsorts der terroristischen Hand-
lung. Im Zweifelsfall sollten Hostingdiensteanbieter die Informationen an Europol uibermitteln, das entsprechend
seinem Mandat die entsprechenden Folgemafinahmen ergreift, auch durch die Weiterleitung dieser Informationen
an die zustindigen nationalen Behorden. Die zustindigen Behorden der Mitgliedstaaten sollten die Moglichkeit
haben, solche Informationen zu nutzen, um Ermittlungsmaflnahmen zu ergreifen, die nach den Unions- oder
nationalen Rechtsvorschriften zur Verfigung stehen.

(") Verordnung (EU) 2016794 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 11.Mai 2016 iiber die Agentur der Europdischen
Union fiir die Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Strafverfolgung (Europol) und zur Ersetzung und Aufhebung der Beschliisse
2009/371/JI, 2009/934[J1, 2009/935/JI, 2009/936/J1 und 2009/968/JI des Rates (ABL. L 135 vom 24.5.2016, S. 53).
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(42)  Die Hostingdiensteanbieter sollten Kontaktstellen benennen oder einrichten, um die unverziigliche Bearbeitung von
Entfernungsanordnungen zu erleichtern. Die Kontaktstelle sollte nur operativen Zwecken dienen. Die Kontaktstelle
sollte in einer speziellen — internen oder ausgelagerten — Einrichtung bestehen, die die elektronische Ubermitt-
lung von Entfernungsanordnungen ermoglicht, sowie technisch oder personell so ausgestattet ist, dass eine un-
verziigliche Bearbeitung solcher Anordnungen moglich ist. Die Kontaktstelle muss sich nicht in der Union befin-
den. Es steht dem Hostingdiensteanbieter frei, eine bestehende Kontaktstelle zum Zwecke dieser Verordnung zu
benennen, sofern die Kontaktstelle in der Lage ist, die in dieser Verordnung vorgesehenen Aufgaben zu erfiillen.
Um zu gewihrleisten, dass terroristische Inhalte innerhalb einer Stunde nach Eingang der Entfernungsanordnung
entfernt oder gesperrt werden, sollte die Kontaktstelle eines Hostingdiensteanbieters, der terroristischen Inhalten
ausgesetzt ist, stindig rund um die Uhr erreichbar sein. In den Informationen tiber die Kontaktstelle sollte die
Sprache angegeben werden, in der die Kontaktstelle erreicht werden kann. Um die Kommunikation zwischen den
Hostingdiensteanbietern und den zustindigen Behoérden zu erleichtern, wird den Hostingdiensteanbietern emp-
fohlen, die Kommunikation in einer der Amtssprachen der Unionsorgane, in der ihre Nutzungsbedingungen
verfigbar sind, zu ermdglichen.

(43) Da fur Hostingdiensteanbieter keine allgemeine Anforderung einer physischen Prisenz im Gebiet der Union
besteht, muss der Mitgliedstaat bestimmt werden, unter dessen Gerichtsbarkeit der Hostingdiensteanbieter, der
in der Union Dienstleistungen anbietet, fallt. In der Regel fallt der Hostingdiensteanbieter unter die Gerichtsbarkeit
des Mitgliedstaats, in dem er seinen Hauptsitz hat oder sein gesetzlicher Vertreter ansissig oder niedergelassen ist.
Dies sollte unbeschadet der Zustindigkeitsvorschriften gelten, die fur die Zwecke von Entfernungsanordnungen
und Entscheidungen aufgrund der Priifung von Entfernungsanordnungen gemifs dieser Verordnung festgelegt
wurden. In Bezug auf einen Hostingdiensteanbieter, der nicht in der Union niedergelassen ist und keinen gesetz-
lichen Vertreter benennt, sollte jeder Mitgliedstaat dennoch zustindig und in der Lage sein, Sanktionen zu ver-
hingen, sofern der Grundsatz ,ne bis in idem*“ eingehalten wird.

(44)  Hostingdiensteanbieter, die nicht in der Union niedergelassen sind, sollten schriftlich einen gesetzlichen Vertreter
benennen, der die Einhaltung und Durchsetzung der sich aus dieser Verordnung ergebenden Verpflichtungen
gewihrleistet. Es sollte fir die Hostingdiensteanbieter zum Zwecke dieser Verordnung moglich sein, einen bereits
fiir andere Aufgaben benannten gesetzlichen Vertreter zu benennen, wenn dieser in der Lage ist, die Aufgaben wie
in dieser Verordnung dargelegt auszufithren. Der gesetzliche Vertreter sollte befugt sein, im Namen des Hosting-
diensteanbieters zu handeln.

(45  Sanktionen sind erforderlich, damit die wirksame Umsetzung dieser Verordnung durch die Hostingdiensteanbieter
sichergestellt ist. Die Mitgliedstaaten sollten fiir Sanktionen, bei denen es sich um verwaltungs- oder strafrechtliche
Sanktionen handeln kann, Vorschriften sowie gegebenenfalls auch Leitlinien fiir die Verhdngung von GeldbufSen,
erlassen. Verstofse konnten in Einzelfillen mit Sanktionen belegt werden, wihrend gleichzeitig der Grundsatz ,ne
bis in idem“ sowie die Verhaltnismafigkeit gewahrt bleiben und sichergestellt wird, dass solche Sanktionen
systematischen Verstoffen Rechnung tragen. Sanktionen koénnen unterschiedliche Formen annehmen, darunter
die formliche Verwarnung bei geringfiigigen Verstofen oder finanzielle Sanktionen bei schwerwiegenderen oder
systematischen Verstofien. Besonders schwere Sanktionen sollten fiir den Fall verhingt werden, dass der Hosting-
diensteanbieter terroristische Inhalte systematisch oder fortwihrend nicht innerhalb einer Stunde nach Eingang
einer Entfernungsanordnung entfernt oder sperrt. Um Rechtssicherheit zu gewihrleisten, sollte in dieser Verord-
nung festgelegt werden, welche Verstofle mit Sanktionen belegt werden konnen und welche Umstinde bei der
Bewertung der Art und Hohe der Sanktionen relevant sind. Bei der Entscheidung, ob finanzielle Sanktionen
verhingt werden sollen, sollten die finanziellen Mittel des Hostingdiensteanbieter gebiihrend beriicksichtigt werden.
Dariiber hinaus sollte die zustindige Behorde beriicksichtigen, ob es sich bei dem Hostingdiensteanbieter um ein
Start-up-Unternehmen, Kleinstunternehmen oder ein kleines oder mittleres Unternehmen im Sinne der Definition
in der Empfehlung 2003/361/EG der Kommission ('?) handelt. Weitere Umstinde wie die Frage, ob das Verhalten
des Hostingdiensteanbieters objektiv unvorsichtig oder verwerflich war, oder ob der Verstof§ fahrldssig oder vor-
sitzlich begangen wurde, sollten ebenfalls berticksichtigt werden. Die Mitgliedstaaten sollten sicherstellen, dass
Sanktionen bei Verstoflen gegen diese Verordnung nicht dazu fithren, dass nicht terroristische Materialien entfernt
werden.

(46) Die Verwendung standardisierter Formulare erleichtert die Zusammenarbeit und den Informationsaustausch zwi-
schen den zustindigen Behorden und den Hostingdiensteanbietern, sodass sie schneller und wirksamer kommuni-
zieren konnen. Besonders wichtig ist es, nach Eingang einer Entfernungsanordnung unverziigliches Handeln zu
gewidhrleisten. Solche Formulare senken die Ubersetzungskosten und tragen zu einem hoheren Standard des
Verfahrens bei. Riickmeldungsformulare ermdéglichen einen standardisierten Informationsaustausch, was besonders
wichtig ist, wenn die Hostingdiensteanbieter der Entfernungsanordnung nicht nachkommen kénnen. Mithilfe
authentifizierter Ubertragungskanile kann die Echtheit der Entfernungsanordnung, einschlieBlich der Richtigkeit
des Datums und des Zeitpunkts der Absendung und des Eingangs der Anordnung, gewiahrleistet werden.

(') Empfehlung 2003/361/EG der Kommission vom 6. Mai 2003 betreffend die Definition der Kleinstunternehmen sowie der kleinen
und mittleren Unternehmen (ABI L 124 vom 20.5.2003, S. 36).
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(47)  Um erforderlichenfalls eine schnelle Anderung des Inhalts der fiir die Zwecke dieser Verordnung zu verwendenden
Formulare zu ermdglichen, sollte der Kommission die Befugnis iibertragen werden, nach Artikel 290 des Vertrags
iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union Rechtsakte zur Anderung der Anhinge der vorliegenden Verord-
nung zu erlassen. Damit der Entwicklung der Technik und des damit verbundenen Rechtsrahmens Rechnung
getragen werden kann, sollte der Kommission ferner die Befugnis iibertragen werden, delegierte Rechtsakte zu
erlassen, um diese Verordnung durch technische Anforderungen an die von den zustindigen Behorden fur die
Ubermittlung von Entfernungsanordnungen zu verwendenden elektronischen Mittel zu erginzen. Es ist von be-
sonderer Bedeutung, dass die Kommission im Zuge ihrer Vorbereitungsarbeit angemessene Konsultationen, auch
auf der Ebene von Sachverstindigen, durchfihrt, und dass diese Konsultationen mit den Grundsitzen in Einklang
stehen, die in der Interinstitutionellen Vereinbarung vom 13. April 2016 iiber bessere Rechtsetzung (%) nieder-
gelegt wurden. Um insbesondere fiir eine gleichberechtigte Beteiligung an der Vorbereitung delegierter Rechtsakte
zu sorgen, erhalten das Europdische Parlament und der Rat alle Dokumente zur gleichen Zeit wie die Sachver-
standigen der Mitgliedstaaten, und ihre Sachverstindigen haben systematisch Zugang zu den Sitzungen der Sach-
verstindigengruppen der Kommission, die mit der Vorbereitung der delegierten Rechtsakte befasst sind.

(48)  Die Mitgliedstaaten sollten Informationen iiber die Umsetzung der Verordnung sammeln. Die Mitgliedstaaten
sollten die Transparenzberichte der Hostingdiensteanbieter nutzen konnen und diese, wo notwendig, durch aus-
fithrlichere Informationen, wie beispielsweise ihre eigenen Transparenzberichte gemif dieser Verordnung, ergin-
zen. Es sollte ein detailliertes Programm zur Uberwachung der Leistungen, Ergebnisse und Auswirkungen dieser
Verordnung aufgestellt werden, um die Bewertung der Durchfithrung dieser Verordnung zu erleichtern.

(49)  Anhand der Ergebnisse und Schlussfolgerungen des Umsetzungsberichts und der Ergebnisse der Uberwachung
sollte die Kommission innerhalb von drei Jahren nach dem Tag ihres Inkrafttretens eine Bewertung dieser Ver-
ordnung vornehmen. Die Bewertung sollte sich auf die Kriterien Effizienz, Erforderlichkeit, Wirksamkeit, Verhalt-
nisméfigkeit, Relevanz, Kohirenz und Unionsmehrwert stiitzen. Bewertet werden sollte die Funktionsweise der
verschiedenen in der Verordnung festgelegten operativen und technischen Mafnahmen, einschlieBlich der Wirk-
samkeit von Mafinahmen zur Verbesserung der Erkennung, Ermittlung und Entfernung terroristischer Online-
Inhalte, der Wirksamkeit der Schutzvorkehrungen sowie der Auswirkungen auf potenziell beeintrichtigte Grund-
rechte, darunter die Meinungs- und Informationsfreiheit, die Medienfreiheit und der Medienpluralismus, die unter-
nehmerische Freiheit, das Recht auf Privatsphire und den Schutz personenbezogener Daten. Auflerdem sollte die
Kommission die Auswirkungen auf potenziell beeintrachtigte Interessen Dritter bewerten.

(50) Da das Ziel dieser Verordnung, ndmlich die Gewihrleistung eines reibungslosen Funktionierens des digitalen
Binnenmarkts durch die Bekimpfung der Verbreitung terroristischer Online-Inhalte, von den Mitgliedstaaten nicht
ausreichend verwirklicht werden kann und daher vielmehr wegen des Umfangs und der Wirkungen auf Unions-
ebene besser zu verwirklichen ist, kann die Union im Einklang mit dem in Artikel 5 EUV verankerten Subsidia-
ritatsprinzip tatig werden. Entsprechend dem in demselben Artikel genannten Grundsatz der VerhaltnismaRigkeit
geht diese Verordnung nicht iiber das zur Erreichung dieses Ziels erforderliche Maf8 hinaus —

HABEN FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

ABSCHNITT I
ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

Artikel 1
Gegenstand und Anwendungsbereich

(I)  In dieser Verordnung werden einheitliche Vorschriften zur Bekimpfung des Missbrauchs von Hostingdiensten zur
offentlichen Verbreitung terroristischer Online-Inhalte festgelegt, insbesondere:

a) angemessene und verhiltnismifige Sorgfaltspflichten, die von den Hostingdiensteanbietern anzuwenden sind, um die
offentliche Verbreitung terroristischer Inhalte durch ihre Dienste zu bekdmpfen und erforderlichenfalls die unverziig-
liche Entfernung solcher Inhalte zu gewahrleisten oder den Zugang zu ihnen zu verhindern;

(%) ABLL 123 vom 12.5.2016, S. 1.
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b) Maflnahmen, die von den Mitgliedstaaten im Einklang mit dem Unionsrecht und vorbehaltlich angemessener Garantien
zum Schutz der Grundrechte, insbesondere der Meinungs- und Informationsfreiheit in einer offenen und demokrati-
schen Gesellschaft, umzusetzen sind, um

i) terroristische Inhalte zu ermitteln und deren unverziigliche Entfernung durch die Hostingdiensteanbieter sicher-
zustellen und

i) die Zusammenarbeit unter den zustindigen Behorden der Mitgliedstaaten, den Hostingdiensteanbietern und gege-
benenfalls Europol zu erleichtern.

(2)  Diese Verordnung gilt fiir Hostingdiensteanbieter, die unabhingig vom Ort ihrer Hauptniederlassung Dienstleis-
tungen in der Union anbieten und Informationen offentlich verbreiten.

(3)  Materialien, die fiir Bildungs-, Presse-, Forschungszwecke oder kiinstlerische Zwecke oder fiir die Zwecke der
Verhiitung oder Bekdmpfung des Terrorismus offentlich verbreitet werden, einschlieflich der Materialien, die eine For-
mulierung polemischer oder kontroverser Ansichten in der 6ffentlichen Debatte darstellen, gelten nicht als terroristische
Inhalte. Im Rahmen einer Bewertung wird der wahre Zweck dieser Verbreitung ermittelt und gepriift, ob Materialien fiir
die genannten Zwecke offentlich verbreitet werden.

(4)  Diese Verordnung beriihrt nicht die Pflicht, die in Artikel 6 EUV verankerten Rechte, Freiheiten und Grundsitze zu
achten, und gilt unbeschadet der Grundprinzipien der Meinungs- und Informationsfreiheit einschlieSlich der Medien-
freiheit und des Medienpluralismus.

(5)  Die Richtlinien 2000/31/EG und 2010/13/EU bleiben von dieser Verordnung unberiihrt. Fir audiovisuelle Medien-
dienste im Sinne des Artikels 1 Absatz 1 Buchstabe a der Richtlinie 2010/13/EU hat die Richtlinie 2010/13/EU Vorrang.

Artikel 2
Begriffsbestimmungen

Fir die Zwecke dieser Verordnung bezeichnet der Ausdruck

1. ,Hostingdiensteanbieter einen Anbieter von Diensten gemaf$ Artikel 1 Buchstabe b der Richtlinie (EU) 2015/1535 des
Europdischen Parlaments und des Rates ('4), die darin bestehen, die durch einen Inhalteanbieter bereitgestellten Infor-
mationen im Auftrag eines Inhalteanbieters zu speichern;

2. ,Inhalteanbieter” einen Nutzer, der Informationen bereitgestellt hat, die in seinem Auftrag von einem Hostingdiens-
teanbieter gespeichert und der Offentlichkeit zur Verfigung gestellt wurden oder werden;

3. ,offentliche Verbreitung “ die Bereitstellung von Informationen im Auftrag eines Inhalteanbieters fiir einen potenziell
unbegrenzten Personenkreis;

4. ,in der Union Dienstleistungen anbieten die Befdhigung von natiirlichen oder juristischen Personen in einem oder
mehreren Mitgliedstaaten zur Nutzung der Dienste eines Hostingdiensteanbieters, der eine wesentliche Verbindung zu
diesem Mitgliedstaat oder diesen Mitgliedstaaten hat.

5. ,wesentliche Verbindung® eine Verbindung eines Hostingdiensteanbieters mit einem oder mehreren Mitgliedstaaten
entweder aufgrund seiner Niederlassung in der Union oder anhand spezifischer faktengestiitzter Kriterien, wie

a) eine erhebliche Zahl von Nutzern seiner Dienstleistungen in einem oder mehreren Mitgliedstaaten oder
b) die Ausrichtung seiner Titigkeiten auf einen oder mehrere Mitgliedstaaten.

6. terroristische Straftaten Straftaten im Sinne des Artikels 3 der Richtlinie (EU) 2017/541;

("*) Richtlinie (EU) 2015/1535 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 9. September 2015 iiber ein Informationsverfahren auf
dem Gebiet der technischen Vorschriften und der Vorschriften fiir die Dienste der Informationsgesellschaft (ABL L 241 vom
17.9.2015, S. 1).
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7. .terroristische Inhalte“ eines oder mehrere der folgenden Materialien, die Folgendes beinhalten oder bewirken:

a) die Anstiftung zur Begehung einer der in Artikel 3 Absatz 1 Buchstabena bis i der Richtlinie (EU) 2017/541
aufgefithrten Straftaten, wenn durch solches Material direkt oder indirekt, z. B. durch die Verherrlichung terroris-
tischer Handlungen, die Begehung terroristischer Straftaten befurwortet wird, mit der damit einhergehenden Gefahr,
dass eine oder mehrere solche Taten begangen werden kénnten;

b) die Bestimmung einer Person oder einer Gruppe von Personen zur Begehung einer der in Artikel 3 Absatz 1
Buchstaben a bis i der Richtlinie (EU) 2017/541 aufgefihrten Straftaten oder zum Beitragen an der Begehung;

¢) die Bestimmung einer Person oder einer Gruppe von Personen zur Beteiligung an Handlungen einer terroristischen
Vereinigung im Sinne des Artikels 4 Buchstabe b;

d) die Unterweisung in der Herstellung oder im Gebrauch von Sprengstoffen, Schuss oder sonstigen Waffen oder
schadlichen oder gefihrlichen Stoffen beziehungsweise Unterweisung in anderen spezifischen Methoden oder Ver-
fahren mit dem Ziel, eine der in Artikel 3 Absatz 1 Buchstaben a bis i der Richtlinie (EU) 2017/541 aufgefithrten
terroristischen Straftaten zu begehen oder zu deren Begehung beizutragen;

e) eine Drohung, eine der in Artikel 3 Absatz 1 Buchstabena bis i der Richtlinie (EU) 2017/541 aufgefiihrten
Straftaten zu begehen;

8. ,Nutzungsbedingungen® simtliche Bestimmungen, Bedingungen und Klauseln, unabhingig von ihrer Bezeichnung oder
Form, zur Regelung der vertraglichen Beziehungen zwischen einem Hostingdiensteanbieter und seinen Nutzern;

9. ,Hauptniederlassung die Hauptverwaltung oder der eingetragene Sitz des Hostingdiensteanbieters, wo die wichtigsten
Finanzfunktionen und die betriebliche Kontrolle ausgeiibt werden.
ABSCHNITT II
MARNAHMEN ZUR BEKAMPFUNG DER VERBREITUNG TERRORISTISCHER ONLINE-INHALTE

Artikel 3
Entfernungsanordnungen

(1)  Die zustindige Behorde jedes Mitgliedstaats ist befugt, eine Entfernungsanordnung zu erlassen, mit der die Hosting-
diensteanbieter verpflichtet werden, in allen Mitgliedstaaten terroristische Inhalte zu entfernen oder den Zugang zu
terroristischen Inhalten zu sperren.

(2)  Wenn eine zustindige Behorde zuvor noch keine Entfernungsanordnung gegeniiber einem Hostingdiensteanbieter
erlassen hat, unterrichtet die Behorde diesen Hostingdiensteanbieter mindestens 12 Stunden vor Erlass der Entfernungs-
anordnung tiber die geltenden Verfahrensweisen und die Fristen.

Unterabsatz 1gilt nicht in hinreichend begriindeten Dringlichkeitsfallen.
(3)  Die Hostingdiensteanbieter entfernen die terroristischen Inhalte oder sperren den Zugang zu terroristischen Inhalten
in allen Mitgliedstaaten schnellstmdglich, in jedem Fall aber innerhalb einer Stunde nach Erhalt der Entfernungsanord-

nung.

(4)  Die zustindigen Behorden erlassen Entfernungsanordnungen unter Verwendung des Formulars in Anhang I. Ent-
fernungsanordnungen miissen folgende Angaben enthalten:

a) Angaben zur Identifizierung der zustindigen Behorde, die die Entfernungsanordnung erlassen hat, und die Authenti-
fizierung der Entfernungsanordnung durch diese zustindige Behorde;

b) eine hinreichend detaillierte Darlegung der Griinde, aus denen der Inhalt als terroristischer Inhalt erachtet wird, und
eine Bezugnahme auf die in Artikel 2 Absatz 7 aufgefiihrten einschligigen Arten von Materialien;

¢) einen genauen Uniform Resource Locator (URL-Adresse) und gegebenenfalls weitere Angaben, die die Identifizierung
der terroristischen Inhalte ermdglichen;

d) eine Bezugnahme auf die vorliegende Verordnung als Rechtsgrundlage der Entfernungsanordnung;

) Datum, Uhrzeit und elektronische Signatur der die Entfernungsanordnung erlassenden Behorde;
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f) leicht verstindliche Informationen iiber Rechtsbehelfe, die dem Hostingdiensteanbieter und dem Inhalteanbieter zur
Verfiigung stehen, einschlieflich Informationen tiber Rechtsbehelfe bei der zustindigen Behorde, der Moglichkeit der
Befassung eines Gerichts sowie iiber die fiir die Einlegung von Rechtsbehelfen geltenden Fristen;

g) sofern notwendig und verhiltnismafig, die Entscheidung nach Artikel 11 Absatz 3, dass keine Informationen tiber die
Entfernung oder die Sperrung terroristischer Inhalte weitergegeben werden diirfen.

(5) Die zustindige Behorde richtet die Entfernungsanordnung an die Hauptniederlassung des Hostingdiensteanbieters
oder an seinen nach Artikel 17 benannten gesetzlichen Vertreter.

Die zustindige Behorde iibermittelt der Kontaktstelle gemifs Artikel 15 Absatz 1 die Entfernungsanordnung durch elek-
tronische Mittel, die einen schriftlichen Nachweis unter Bedingungen ermoglichen, die die Authentifizierung des Absen-
ders, einschlieflich der Richtigkeit des Datums und der Zeit der Absendung und des Eingangs der Anordnung, gestatten.

(6)  Der Hostingdiensteanbieter unterrichtet die zustindige Behorde unverziiglich tiber die Entfernung der terroristi-
schen Inhalte oder die Sperrung der terroristischen Inhalte in allen Mitgliedstaaten unter Verwendung des Formulars in
Anhang II und gibt dabei insbesondere den Zeitpunkt der Entfernung oder der Sperrung an.

(7)  Kann der Hostingdiensteanbieter der Entfernungsanordnung aufgrund hoéherer Gewalt oder einer faktischen Un-
moglichkeit, die dem Hostingdiensteanbieter nicht angelastet werden kann — einschlielich sachlich begriindeter tech-
nischer oder betrieblicher Griinde —, nicht nachkommen, so teilt er dies der zustindigen Behorde, die die Entfernungs-
anordnung erlassen hat, unverziiglich mit und legt unter Verwendung des Formulars in Anhang IIT die Griinde hierfiir dar.

Die in Absatz 3 genannte Frist beginnt, sobald die in Unterabsatz 1 des vorliegenden Absatzes angefiihrten Griinde nicht
mehr vorliegen.

(8)  Kann der Hostingdiensteanbieter der Entfernungsanordnung nicht nachkommen, weil diese offensichtliche Fehler
oder unzureichende Informationen enthélt, um die Anordnung auszufihren, so teilt er dies der zustindigen Behorde, die
die Entfernungsanordnung erlassen hat, unverziiglich mit und ersucht unter Verwendung des Formulars in Anhang IIl um
die notwendige Klarstellung.

Die in Absatz 3 genannte Frist beginnt, sobald der Hostingdiensteanbieter die notwendige Klarstellung erhalten hat.

(9)  Eine Entfernungsanordnung wird nach Ablauf der Rechtsbehelfsfrist rechtskriftig, wenn kein Rechtsbehelf nach
nationalem Recht eingelegt wurde oder wenn die Entfernungsanordnung nach Einlegung eines Rechtsbehelfs bestitigt
wurde.

Wenn die Entfernungsanordnung rechtskriftig wird, unterrichtet die zustindige Behorde, die die Entfernungsanordnung
erlassen hat, die nach Artikel 12 Absatz 1 Buchstabe ¢ zustindige Behorde des Mitgliedstaats, in dem der Hostingdiens-
teanbieter seine Hauptniederlassung hat oder in dem der gesetzliche Vertreter ansissig oder niedergelassen ist, tiber diese
Tatsache.

Artikel 4
Verfahren fiir grenziiberschreitende Entfernungsanordnungen

(1)  Hat der Hostingdiensteanbieter, vorbehaltlich des Artikels 3, seine Hauptniederlassung nicht in dem Mitgliedstaat
der zustdndigen Behorde, die die Entfernungsanordnung erlassen hat, oder verfiigt er in diesem Mitgliedstaat iiber keinen
gesetzlichen Vertreter, so tibermittelt diese Behorde gleichzeitig eine Kopie der Entfernungsanordnung an die zustindige
Behorde des Mitgliedstaats, in dem der Hostingdiensteanbieter seine Hauptniederlassung hat oder in dem der gesetzliche
Vertreter ansissig oder niedergelassen ist.

(2)  Erhdlt ein Hostingdiensteanbieter eine Entfernungsanordnung gemifl diesem Artikel, so ergreift er die gemifS
Artikel 3 festgelegten Mafnahmen und die erforderlichen Maffnahmen, um die Inhalte gemaff Absatz 7 des vorliegenden
Artikels wiederherzustellen oder zu entsperren.

(3)  Die zustindige Behorde des Mitgliedstaats, in dem der Hostingdiensteanbieter seine Hauptniederlassung oder in
dem der gesetzliche Vertreter ansissig oder niedergelassen ist, kann von sich aus die Entfernungsanordnung innerhalb von
72 Stunden nach Erhalt der Kopie der Entfernungsanordnung gemidfl Absatz 1 tberpriifen, um festzustellen, ob sie
schwerwiegend oder offenkundig gegen diese Verordnung verstofft oder mit den in der Charta verankerten Grundrechte
und -freiheiten verbunden ist.

Bei Feststellung eines solchen Verstofles erlisst sie, innerhalb derselben Frist, eine begriindete Entscheidung.
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(4)  Hostingdiensteanbieter und Inhalteanbieter sind berechtigt, innerhalb von 48 Stunden nach Erhalt einer Entfer-
nungsanordnung oder der Informationen gemaff Artikel 11 Absatz 2 einen begriindeten Antrag bei der zustindigen
Behorde des Mitgliedstaats, in dem der Hostingdiensteanbieter seine Hauptniederlassung hat oder in dem der gesetzliche
Vertreter ansdssig oder niedergelassen ist, zu stellen, um die Entfernungsanordnung gemifl Absatz 3 Unterabsatz 1 des
vorliegenden Artikels iiberpriifen zu lassen.

Die zustindige Behorde erldsst nach ihrer Priffung der Entfernungsanordnung innerhalb von 72 Stunden nach Eingang
des Antrags eine begriindete Entscheidung, in der sie ihre Erkenntnisse darlegt, ob ein Verstof vorliegt.

(5)  Die zustindige Behorde unterrichtet vor dem Erlass einer Entscheidung gemidfl Absatz 3 Unterabsatz 2 oder einer
Entscheidung, in der ein Verstoff festgestellt wurde, gemadfl Absatz 4 Unterabsatz 2 die zustindige Behorde, die die
Entfernungsanordnung erlassen hat, iiber ihre Absicht, eine Entscheidung zu erlassen, sowie iiber die Griinde hierfiir.

(6)  Erldsst die zustindige Behorde des Mitgliedstaats, in dem der Hostingdiensteanbieter seine Hauptniederlassung hat
oder in dem der gesetzliche Vertreter ansissig oder niedergelassen ist, eine begriindete Entscheidung gemaf§ Absatz 3 oder
4 des vorliegenden Artikels, so teilt sie diese Entscheidung unverziiglich der Behorde, die die Entfernungsanordnung
erlassen hat, dem Hostingdiensteanbieter, dem Inhalteanbieter, der die Priiffung gemifS Absatz 4 beantragt hat, und — im
Einklang mit Artikel 14 — Europol mit. Wenn bei der Priifung ein Verstof nach Absatz 3 oder 4 des vorliegenden
Artikels festgestellt wird, verliert die Entfernungsanordnung ihre Rechtswirkung.

(7)  Nach Erhalt einer Entscheidung iiber einen gemifl Absatz 6 mitgeteilten Verstof3, stellt der betroffene Hosting-
diensteanbieter unverziiglich den Inhalt wieder her oder entsperrt ihn, unbeschadet der Moglichkeit, seine Nutzungs-
bedingungen im Einklang mit dem Unionsrecht und dem nationalen Recht durchzusetzen.

Artikel 5
Spezifische Maf$nahmen

(1)  Ein Hostingdiensteanbieter, der terroristischen Inhalten gemdfl Absatz 4 ausgesetzt ist, nimmt gegebenenfalls Be-
stimmungen in seine Nutzungsbedingungen auf, mit denen er dagegen vorgeht, dass seine Dienste fiir die offentliche
Verbreitung terroristischer Inhalte missbraucht werden, und wendet diese Bestimmungen an.

Er handelt dabei mit der gebotenen Sorgfalt, verhdltnismafSig und ohne Diskriminierung; unter allen Umstidnden unter
gebithrender Beriicksichtigung der Grundrechte der Nutzer und trigt insbesondere der grundlegenden Bedeutung der
Meinungs- und Informationsfreiheit in einer offenen und demokratischen Gesellschaft Rechnung, um zu verhindern, dass
Materialien entfernt werden, bei denen es sich nicht um terroristische Inhalte handelt.

(2)  Ist ein Hostingdiensteanbieter terroristischen Inhalten gemafl Absatz 4 ausgesetzt, so ergreift er spezifische Maf3-
nahmen, um zu verhindern, dass iiber seine Dienste terroristische Inhalte offentlich verbreitet werden.

Der Hostingdiensteanbieter entscheidet selbst iiber die zu treffenden spezifischen Maffnahmen. Diese Mainahmen konnen
eines oder mehrere der folgenden Elemente umfassen:

a) geeignete technische und operative Mafnahmen oder Kapazititen, beispiclsweise eine angemessene Ausstattung mit
Personal oder technischen Mitteln, um terroristische Inhalte zu ermitteln und unverziiglich zu entfernen oder den
Zugang dazu zu sperren;

b) leicht zugdngliche und benutzerfreundliche Mechanismen, durch die Nutzer dem Hostingdiensteanbieter mutmafliche
terroristische Inhalte melden oder diese Inhalte kennzeichnen konnen;

¢) weitere Mechanismen zur stirkeren Sensibilisierung fiir terroristische Inhalte in seinen Diensten, wie beispielsweise
Mechanismen fiir Nutzer-Moderation;

d) jedwede andere Mafsnahme, die der Hostingdiensteanbieter fiir geeignet hilt, um gegen die Verfiigbarkeit terroristischer
Inhalte in seinen Diensten vorzugehen.
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(3)  Die spezifischen Mafinahmen miissen folgende Anforderungen erfiillen:

a) Sie miissen das Ausmaf® der Betroffenheit der Dienste des Hostingdiensteanbieters durch terroristische Inhalte wirksam
eindimmen;

b) sie missen zielgerichtet und verhaltnismafig sein und insbesondere dem Schweregrad der Betroffenheit der Dienste des
Hostingdiensteanbieters durch terroristische Inhalte sowie den technischen und operativen Fihigkeiten, der Finanzkraft,
der Zahl der Nutzer der Dienste des Hostingdiensteanbieters und des Umfangs der Inhalte, die diese Nutzer liefern,
Rechnung tragen;

¢) sie werden unter umfassender Beriicksichtigung der Rechte und der berechtigten Interessen der Nutzer, insbesondere
ihrer Grundrechte auf Meinungs- und Informationsfreiheit, auf Achtung des Privatlebens und auf den Schutz per-
sonenbezogener Daten, angewendet;

d) sie werden mit der gebotenen Sorgfalt und ohne Diskriminierung angewendet.

Soweit die spezifischen Mafnahmen den Einsatz technischer Mafnahmen vorsehen, ist fiir geeignete und wirksame
Schutzvorkehrungen zu sorgen — insbesondere durch menschliche Beaufsichtigung und Uberpriifung — um fiir Genau-
igkeit zu sorgen und zu verhindern, dass Materialien entfernt werden, bei denen es sich nicht um terroristische Inhalte
handelt.

(4)  Ein Hostingdiensteanbieter gilt als terroristischen Inhalten ausgesetzt, wenn die zustindige Behorde des Mitglied-
staats seiner Hauptniederlassung oder in dem der gesetzliche Vertreter ansissig oder niedergelassen ist,

a) eine auf objektive Faktoren — wie beispielsweise der Tatsache, dass dem Hostingdiensteanbieter in den letzten zwolf
Monaten zwei oder mehr rechtskriftige Entfernungsanordnungen zugegangen sind — gestiitzte getroffen hat und

b) den Hostingdiensteanbieter von der Entscheidung gemifl Buchstabe a in Kenntnis gesetzt hat.

(5)  Nach Erhalt einer Entscheidung gemafs Absatz 4 oder gegebenenfalls gemafl Absatz 6 erstattet der Hostingdiens-
teanbieter der zustindigen Behorde Bericht iiber die spezifischen Mafinahmen, die er ergriffen hat und zu ergreifen
beabsichtigt, um den Absitzen 2 und 3 zu entsprechen. Er erledigt dies innerhalb von drei Monaten nach Eingang der
Entscheidung und danach jahrlich. Diese Verpflichtung endet, sobald die zustindige Behorde entschieden hat, dass der
Hostingdiensteanbieter nach einem Antrag gemidfl Absatz 7 nicht linger terroristischen Inhalten ausgesetzt ist.

(6)  Gelangt die zustindige Behorde auf der Grundlage der Berichte gemdf Absatz 5 und gegebenenfalls anderer
objektiver Faktoren zu der Auffassung, dass die spezifischen Malnahmen nicht den Absitzen 2 und 3 entsprechen, so
richtet die zustindige Behorde eine Entscheidung an den Hostingdiensteanbieter, mit der dieser aufgefordert wird, die
erforderlichen Maflnahmen zu ergreifen, um sicherzustellen, dass den Absitzen 2 und 3 entsprochen wird.

Der Hostingdiensteanbieter entscheidet selbst iiber die zu wiahlenden spezifischen Manahmen.

(7)  Ein Hostingdiensteanbieter kann die zustdndige Behorde jederzeit ersuchen, eine Entscheidung nach den Absdtzen 4
oder 6 zu tiberpriifen und gegebenenfalls anzupassen oder zu widerrufen.

Die zustindige Behorde trifft innerhalb von drei Monaten nach Eingang des Ersuchens auf der Grundlage objektiver
Faktoren eine begriindete Entscheidung und unterrichtet den Hostingdiensteanbieter tiber diese Entscheidung.

(8)  Jede Anordnung, spezifische Mafinahmen zu ergreifen, gilt unbeschadet von Artikel 15 Absatz 1 der Richtlinie
2000/31/EG und geht fiir Hostingdiensteanbieter weder mit einer generellen Verpflichtung einher, die von ihnen iber-
mittelten oder gespeicherten Informationen zu iiberwachen, noch mit einer generellen Verpflichtung, aktiv nach Fakten
oder Umstdnden zu suchen, die auf illegale Aktivititen hindeuten.

Die Anordnung, spezifische Mafnahmen zu ergreifen, geht nicht mit einer Verpflichtung des Hostingdiensteanbieters zur
Nutzung automatisierter Verfahren einher.
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Artikel 6
Speichern von Inhalten und zugehérigen Daten

(1)  Die Hostingdiensteanbieter speichern terroristische Inhalte, die infolge einer Entfernungsanordnung oder infolge
spezifischer Maffnahmen nach Artikel 3 oder 5 entfernt oder gesperrt wurden, sowie zugehérige Daten, die infolge der
Entfernung derartiger terroristischer Inhalte entfernt wurden, zu folgenden Zwecken auf:

a) behordliche oder gerichtliche Uberpriifungsverfahren oder Beschwerdebearbeitung gemaf Artikel 10 in Bezug auf die
Entscheidung, terroristische Inhalte und zugehorige Daten zu entfernen oder den Zugang dazu zu sperren; oder

b) Verhinderung, Erkennung, Ermittlung und Verfolgung von terroristischen Straftaten.

(2)  Die terroristischen Inhalte und zugehérigen Daten nach Absatz 1 werden fiir einen Zeitraum von sechs Monaten
nach ihrer Entfernung oder Sperrung gespeichert. Auf Anordnung der zustandigen Behorde oder des zustindigen Gerichts
werden die terroristischen Inhalte nur dann fiir einen weiteren festgelegten Zeitraum gespeichert, wenn und solange dies
fiir laufende behordliche oder gerichtliche Uberpriifungsverfahren nach Absatz 1 Buchstabe a erforderlich ist.

(3)  Die Hostingdiensteanbieter stellen sicher, dass die nach Absatz 1 gespeicherten terroristischen Inhalte und zugeho-
rigen Daten angemessenen technischen und organisatorischen Schutzvorkehrungen unterliegen.

Durch diese technischen und organisatorischen Schutzvorkehrungen wird sichergestellt, dass die gespeicherten terroris-
tischen Inhalte und zugehorigen Daten nur fiir die in Absatz 1 genannten Zwecke eingeschen und verarbeitet werden und
ein hohes Maf8 an Sicherheit der betreffenden personenbezogenen Daten gewihrleistet ist. Die Hostingdiensteanbieter
tiberpriifen und aktualisieren diese Schutzvorkehrungen soweit erforderlich.

ABSCHNITT III
SCHUTZVORKEHRUNGEN UND RECHENSCHAFTSPFLICHT

Artikel 7
Transparenzanforderungen an Hostingdiensteanbieter

(1)  Die Hostingdiensteanbieter legen in ihren Nutzungsbedingungen deutlich ihre Strategie zur Bekimpfung der Ver-
breitung terroristischer Inhalte dar, gegebenenfalls mit einer aussagekraftigen Erlduterung der Funktionsweise spezifischer
Mafinahmen, gegebenenfalls einschlieflich der Verwendung automatisierter Verfahren.

(2)  Ein Hostingdiensteanbieter, der in einem bestimmten Kalenderjahr Manahmen gegen die Verbreitung terroristi-
scher Inhalte ergriffen hat oder gemaf8 der vorliegenden Verordnung zur Ergreifung von Mafinahmen aufgefordert wird,
macht einen Transparenzbericht {iber die in diesem Jahr ergriffenen Mafnahmen offentlich zugénglich. Er veréffentlicht
diesen Bericht vor dem 1. Mirz des Folgejahres.

(3)  Die Transparenzberichte enthalten mindestens folgende Angaben:

a) Informationen iiber die Mafinahmen des Hostingdiensteanbieters im Zusammenhang mit der Ermittlung und Entfer-
nung oder Sperrung terroristischer Inhalte;

b) Informationen iiber die Mafinahmen, die der Hostingdiensteanbieter trifft, um gegen ein erneutes Erscheinen von
Online-Materialien vorzugehen, die zuvor entfernt oder gesperrt wurden, weil sie als terroristische Inhalte erachtet
wurden, insbesondere wenn automatisierte Verfahren verwendet wurden;

¢) Anzahl der nach Entfernungsanordnungen oder spezifischen Mafnahmen entfernten oder gesperrten Elemente mit
terroristischem Inhalt und Anzahl der Entfernungsanordnungen, nach deren Erhalt der Inhalt gemaf Artikel 3 Absatz 7
Unterabsatz 1 und Absatz 8 Unterabsatz 1 nicht entfernt oder gesperrt wurde, einschlieSlich der Griinde dafiir;

d) Anzahl und Ergebnis der vom Hostingdiensteanbieter bearbeiteten Beschwerden gemidfl Artikel 10;

€¢) Anzahl und Ergebnis der vom Hostingdiensteanbieter eingeleiteten behordlichen oder gerichtlichen Uberpriifungsver-
fahren;
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f) Anzahl der Fille, in denen der Hostingdiensteanbieter infolge eines behérdlichen oder gerichtlichen Uberpriifungs-
verfahrens Inhalte wiederherstellen oder entsperren musste;

g) Anzahl der Fille, in denen der Hostingdiensteanbieter die Inhalte nach Priifung einer Beschwerde des Inhalteanbieters
wiederhergestellt oder entsperrt hat.

Artikel 8
Transparenzberichte der zustindigen Behorden

(1) Die zustindigen Behorden veroffentlichen jahrliche Transparenzberichte iiber ihre Tatigkeiten im Rahmen der
vorliegenden Verordnung. Diese Berichte enthalten fur ein bestimmtes Kalenderjahr mindestens folgende Angaben:

a) Zahl der nach Artikel 3 erlassenen Entfernungsanordnungen, nach welcher sich die Anzahl der Entfernungsanordnun-
gen gemifl Artikel 4 Absatz 1 richtet, die Zahl der nach Artikel 4 tiberpriiften Entfernungsanordnungen sowie An-
gaben dazu, wieweit die betroffenen Hostingdiensteanbieter diesen Anordnungen nachgekommen sind, einschlieflich
der Anzahl der Fille, in denen terroristische Inhalte entfernt oder gesperrt wurden sowie der Anzahl der Fille, in denen
dies nicht der Fall war;

b) Zahl der Entscheidungen gemafs Artikel 5 Absatz 4, 6 oder 7 sowie Angaben dazu, wieweit die Hostingdiensteanbieter
diesen Entscheidungen nachgekommen sind, einschlieflich einer Beschreibung der spezifischen Mafnahmen;

¢) Zahl der Fille, in denen gegen Entfernungsanordnungen oder Entscheidungen gemif Artikel 5 Absitze 4 und 6
behordliche oder gerichtliche Uberpriifungsverfahren eingeleitet wurden, sowie Angaben zu den Ergebnissen der
jeweiligen Verfahren;

d) Zahl der Entscheidungen, mit denen Sanktionen gemafS Artikel 18 verfiigt wurden, einschlieflich einer Beschreibung
der Art der verfiigten Sanktionen.

(2)  Die jahrlichen Transparenzberichte gemafl Absatz 1 diirfen keine Angaben enthalten, die laufende Tatigkeiten zur
Verhinderung, Erkennung, Ermittlung oder Verfolgung terroristischer Straftaten oder die nationalen Sicherheitsinteressen
beeintrichtigen konnten.

Atrtikel 9
Rechtsbehelfe

(I)  Hostingdiensteanbieter, die eine gemidfl Artikel 3 Absatz 1 erlassene Entfernungsanordnung oder eine gemafs Ar-
tikel 4 Absatz 4 oder gemdfd Artikel 5 Absatz 4, 6 oder 7 getroffene Entscheidung erhalten haben, haben ein Recht auf
einen wirksamen Rechtsbehelf. Dies schlieft das Recht ein, die Entfernungsanordnung vor den Gerichten des Mitglied-
staats der zustandigen Behorde anzufechten, die die Entfernungsanordnung erlassen hat, sowie das Recht, die Entschei-
dung gemif Artikel 4 Absatz 4 oder Artikel 5 Absatz 4, 6 oder 7 vor den Gerichten des Mitgliedstaats der zustindigen
Behorde anzufechten, die die Entscheidung getroffen hat.

(2)  Inhalteanbieter, deren Inhalte infolge einer Entfernungsanordnung entfernt oder gesperrt wurden, haben ein Recht
auf einen wirksamen Rechtsbehelf. Dies schliefft das Recht ein, die gemaff Artikel 3 Absatz 1 erlassene Entfernungs-
anordnung vor den Gerichten des Mitgliedstaats der zustindigen Behorde anzufechten, der die Entfernungsanordnung
erlassen hat sowie das Recht, die Entscheidung gemifs Artikel 4 Absatz 4 vor den Gerichten des Mitgliedstaats der
zustindigen Behorde anzufechten, die die Entscheidung getroffen hat.

(3)  Die Mitgliedstaaten schaffen wirksame Verfahren fiir die Ausiitbung der Rechte gemidfl des vorliegenden Artikels.

Artikel 10
Beschwerdemechanismen

(I)  Jeder Hostingdiensteanbieter richtet einen wirksamen und zuginglichen Mechanismus ein, der Inhalteanbietern,
deren Inhalte aufgrund spezifischer Manahmen nach Artikel 5 entfernt oder gesperrt wurden, die Moglichkeit gibt,
Beschwerde gegen die Entfernung oder Sperrung einzulegen und die Wiederherstellung oder Entsperrung des Inhalts
zu verlangen.
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(2)  Jeder Hostingdiensteanbieter priift unverziiglich jede erhaltene Beschwerde gemifl des in Absatz 1 genannten
Mechanismus und stellt unverziiglich den Inhalt wieder her und entsperrt ihn, wenn dessen Entfernung oder Sperrung
nicht gerechtfertigt war. Er setzt den Beschwerdefithrer innerhalb von zwei Wochen nach Eingang der Beschwerde iiber
das Ergebnis der Beschwerde in Kenntnis.

Wird eine Beschwerde abgelehnt, setzt der Hostingdiensteanbieter den Beschwerdefiihrer iiber die Griinde in Kenntnis.

Eine Wiederherstellung des Inhalts oder dessen Entsperrung steht weiteren behordlichen oder gerichtlichen Uberpriifungs-
verfahren gegen die Entscheidung des Hostingdiensteanbieters oder der zustindigen Behérde nicht entgegen.

Artikel 11
Unterrichtung der Inhalteanbieter

(1)  Entfernt oder sperrt ein Hostingdiensteanbieter terroristische Inhalte, so stellt er dem Inhalteanbieter Informationen
tiber die Entfernung oder Sperrung zur Verfugung.

(2)  Auf Anfrage des Inhalteanbieters teilt der Hostingdiensteanbieter dem Inhalteanbieter die Griinde fiir die Entfernung
oder Sperrung sowie die Moglichkeiten zur Anfechtung der Entfernungsanordnung mit oder tibermittelt dem Inhaltean-
bieter eine Kopie der Entfernungsanordnung.

(3)  Die Verpflichtung nach den Absitzen 1 und 2 gilt nicht, wenn die zustindige Behorde, die die Entfernungs-
anordnung erlassen hat — unter Wiirdigung der Verhiltnismafigkeit und Notwendigkeit — entscheidet, dass aus Griinden
der offentlichen Sicherheit wie der Verhinderung, Ermittlung, Erkennung und Verfolgung terroristischer Straftaten so lange
wie erforderlich, lingstens jedoch sechs Wochen ab dieser Entscheidung, keine Informationen weitergegeben werden
dirfen. In diesem Fall gibt der Hostingdiensteanbieter keine Informationen iiber die Entfernung oder Sperrung terroris-
tischer Inhalte weiter.

Diese zustindige Behorde kann bei Fortbestehen gerechtfertigter Griinde diesen Zeitraum um weitere sechs Wochen
verlangern, sofern eine derartige Nichtweitergabe weiterhin gerechtfertigt ist.

ABSCHNITT IV
ZUSTANDIGE BEHORDEN UND ZUSAMMENARBEIT

Artikel 12
Benennung der zustindigen Behorden

(1) Jeder Mitgliedstaat benennt die Behorde oder die Behorden, die dafiir zustindig sind,
a) Entfernungsanordnungen nach Artikel 3 zu erlassen;

b) Entfernungsanordnungen nach Artikel 4 zu tiberpriifen;

¢) die Durchfithrung spezifischer Manahmen nach Artikel 5 zu tiberwachen;

d) Sanktionen nach Artikel 18 zu verhidngen.

(2)  Jeder Mitgliedstaat stellt sicher, dass eine Kontaktstelle bei der zustindigen Behorde gemidfl Absatz 1 Buchstabe a fiir
die Bearbeitung von Ersuchen um Klarstellung und Rickmeldungen im Zusammenhang mit den von den zustindigen
Behorden erlassenen Entfernungsanordnungen benannt oder eingerichtet ist.

Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die Angaben zur Kontaktstelle offentlich zuganglich gemacht werden.

(3)  Bis zum 7. Juni 2022 teilen die Mitgliedstaaten der Kommission die in Absatz 1 genannte zustindige Behorde oder
genannten zustindigen Behorden sowie jede Anderung hierzu mit. Die Kommission veréffentlicht die Mitteilung und
eventuelle Anderungen derselben im Amtsblatt der Europdischen Union.

(4)  Bis zum 7.Juni 2022 erstellt die Kommission ein Online-Verzeichnis, in dem alle zustindigen Behorden gemifd
Absatz 1 und die fiir jede dieser zustindigen Behorde benannte oder eingerichtete Kontaktstelle gemdf Absatz 2 auf-
geftihrt sind. Die Kommission veroffentlicht regelmafig alle Anderungen.
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Artikel 13
Zustindige Behorden

(1)  Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die zustindigen Behorden tiber die notigen Befugnisse und ausreichende
Mittel verfiigen, um die Ziele dieser Verordnung zu erreichen und ihren sich daraus ergebenden Verpflichtungen nach-
kommen zu konnen.

(2)  Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass ihre zustindigen Behorden ihre Aufgaben gemidf vorliegender Verordnung
auf objektive und diskriminierungsfreie Weise und unter uneingeschrankter Achtung der Grundrechte wahrnehmen. Die
zustandigen Behorden holen bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben gemidf Artikel 12 Absatz 1 weder Weisungen von
anderen Stellen ein, noch nehmen sie solche Weisungen entgegen.

Unterabsatz 1 steht einer Aufsicht im Einklang mit dem nationalen Verfassungsrecht nicht entgegen.

Artikel 14
Zusammenarbeit zwischen Hostingdiensteanbietern, zustindigen Behérden und Europol

(I) In Bezug auf Entfernungsanordnungen unterrichten die zustindigen Behorden einander, stimmen sich ab und
arbeiten zusammen und unterrichten gegebenenfalls Europol bzw. stimmen sich mit Europol ab, und arbeiten mit
Europol zusammen, insbesondere um Doppelarbeit zu vermeiden, die Koordinierung zu verstirken und Stérung von
Ermittlungen in verschiedenen Mitgliedstaaten zu vermeiden.

(2)  In Bezug auf spezifische Malnahmen nach Artikel 5 und Sanktionen nach Artikel 18 unterrichten die zustindigen
Behorden der Mitgliedstaaten die zustindigen Behorden nach Artikel 12 Absatz 1 Buchstaben ¢ und d, stimmen sich mit
ihnen ab und arbeiten mit ihnen zusammen. Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die zustindigen Behérden nach
Artikel 12 Absatz 1 Buchstaben ¢ und d im Besitz aller relevanten Informationen sind.

(3)  Zum Zwecke von Absatz 1 sehen die Mitgliedstaaten geeignete und sichere Kommunikationskanile oder Mecha-
nismen vor, um sicherzustellen, dass die relevanten Informationen rechtzeitig ausgetauscht werden.

(4)  Fur die wirksame Umsetzung dieser Verordnung sowie um Doppelarbeit zu vermeiden, konnen sich die Mitglied-
staaten und Hostingdiensteanbieter fiir die Verwendung spezieller Verfahren entscheiden, auch der von Europol einge-
filhrten Verfahren, um insbesondere Folgendes zu erleichtern:

a) die Bearbeitung von Entfernungsanordnungen nach Artikel 3 und diesbeziigliche Riickmeldungen; und

b) die Zusammenarbeit zur Ermittlung und Durchfithrung spezifischer Mafnahmen nach Artikel 5.

(5)  Verfiigen Hostingdiensteanbieter tiber Kenntnisse iiber terroristische Inhalte, die zu einer unmittelbaren Bedrohung
von Leben fithren, so unterrichten sie unverziiglich die fur die Ermittlung und Verfolgung von Straftaten in den
betreffenden Mitgliedstaaten zustindigen Behorden. Ist es nicht maoglich, die betreffenden Mitgliedstaaten festzustellen,
so benachrichtigen die Hostingdiensteanbieter die Kontaktstelle nach Artikel 12 Absatz 2 in dem Mitgliedstaat, in dem sie
ihre Hauptniederlassung haben oder in dem der gesetzliche Vertreter ansissig oder niedergelassen ist und tibermitteln
Informationen wiber diese terroristischen Inhalte zur weiteren Bearbeitung an Europol.

(6)  Die zustindigen Behorden werden ermutigt, Europol Kopien ihrer Entfernungsanordnungen zu iibersenden, damit
Europol einen Jahresbericht vorlegen kann, der unter anderem eine Auswertung der Arten von terroristischen Inhalten
enthalt, die Gegenstand von Entfernungsanordnungen gemdf$ der vorliegenden Verordnung sind.

Artikel 15
Kontaktstellen der Hostingdiensteanbieter

(I)  Jeder Hostingdiensteanbieter benennt oder richtet eine Kontaktstelle ein, die den Erhalt von Entfernungsanordnun-
gen auf elektronischem Weg ermdglicht und deren unverziigliche Bearbeitung nach den Artikeln 3 und 4 sicherstellt. Der
Hostingdiensteanbieter sorgt dafiir, dass die Informationen iiber die Kontaktstelle 6ffentlich zuginglich gemacht werden.
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(2)  In den Informationen nach Absatz 1 des vorliegenden Artikels sind die Amtssprachen der Unionsorgane gemaf8 der
Verordnung Nr. 1/58 () anzugeben, in denen eine Kontaktaufnahme mit der Kontaktstelle moglich ist und in denen der
weitere Austausch im Zusammenhang mit Entfernungsanordnungen nach Artikel 3 stattfindet. Zu diesen Sprachen gehort
mindestens eine der Amtssprachen des Mitgliedstaats, in dem der Hostingdiensteanbieter seine Hauptniederlassung hat
oder sein gesetzlicher Vertreter ansissig oder niedergelassen ist.

ABSCHNITT V
ANWENDUNG UND DURCHSETZUNG

Artikel 16
Gerichtsbarkeit

(1)  Die Gerichtsbarkeit fiir die Zwecke der Artikel 5, 18 und 21 liegt bei dem Mitgliedstaat, in dem sich die Haupt-
niederlassung des Hostingdiensteanbieters befindet. Hostingdiensteanbieter, deren Hauptniederlassung sich nicht in der
Union befindet, gelten als der Gerichtsbarkeit des Mitgliedstaats unterworfen, in dem sein gesetzlicher Vertreter ansissig
oder niedergelassen ist.

(2)  Hat ein Hostingdiensteanbieter, dessen Hauptniederlassung sich nicht in der Union befindet, keinen gesetzlichen
Vertreter benannt, so liegt die Gerichtsbarkeit bei allen Mitgliedstaaten.

(3)  Entscheidet die zustindige Behorde eines Mitgliedstaats, die Gerichtsbarkeit gemafl Unterabsatz 2 auszuiiben, unter-
richtet sie alle zustdndigen Behorden der anderen Mitgliedstaaten hiervon.

Artikel 17
Gesetzlicher Vertreter

(1)  Ein Hostingdiensteanbieter, der keine Hauptniederlassung in der Union hat, benennt schriftlich eine natiirliche oder
juristische Person zu seinem gesetzlichen Vertreter in der Union fiir die Entgegennahme, Einhaltung und Durchsetzung
von Entfernungsanordnungen und Entscheidungen, die von den zustindigen Behorden erlassen werden.

(2)  Der Hostingdiensteanbieter stattet seinen gesetzlichen Vertreter mit den notwendigen Befugnissen und Ressourcen
aus, damit dieser den betreffenden Entscheidungen und Entfernungsanordnungen nachkommen und mit den zustindigen
Behorden zusammenarbeiten kann.

Der gesetzliche Vertreter ist in einem der Mitgliedstaaten, in dem der Hostingdiensteanbieter seine Dienste anbietet,
ansissig oder niedergelassen.

(3)  Der gesetzliche Vertreter kann fiir Verstofe aus dieser Verordnung haftbar gemacht werden; jegliche Haftung und
rechtliche Schritte gegen den Hostingdiensteanbieter bleiben hiervon unberiihrt.

(4)  Der Hostingdiensteanbieter setzt die zustindige Behorde nach Artikel 12 Absatz 1 Buchstabe d in dem Mitglied-
staat, in dem der gesetzliche Vertreter ansdssig oder niedergelassen ist, iiber die Benennung in Kenntnis.

Der Hostingdiensteanbieter macht Informationen iiber den gesetzlichen Vertreter offentlich zuganglich.

ABSCHNITT VI

SCHLUSSBESTIMMUNGEN

Artikel 18
Sanktionen

(1)  Die Mitgliedstaaten erlassen Vorschriften tiber Sanktionen, die bei Verstoffen der Hostingdiensteanbieter gegen diese
Verordnung zu verhingen sind, und treffen alle fur die Anwendung der Sanktionen erforderlichen Manahmen. Diese
Sanktionen beschrinken sich auf Verstofle gegen: Artikel 3 Absitze 3 und 6, Artikel 4 Absdtze 2 und 7, Artikel 5
Absitze 1, 2, 3, 5 und 6, Artikel 6, 7, 10 und 11, Artikel 14 Absatz 5, Artikel 15 Absatz 1 und Artikel 17.

(") Verordnung Nr. 1 zur Regelung der Sprachenfrage fiir die Europdische Atomgemeinschaft (ABL 17 vom 6.10.1958, S. 385).
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Die Sanktionen gemdfl Unterabsatz 1 miissen wirksam, verhdltnismafSig und abschreckend sein. Die Mitgliedstaaten teilen
der Kommission diese Vorschriften und Mafnahmen bis zum 7.Juni 2022 mit und melden ihr unverziiglich alle
diesbeziiglichen Anderungen.

(2)  Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die zustindigen Behorden bei der Entscheidung dariiber, ob sie Sanktionen
verhdngen, und bei der Festlegung von Art und Hohe der Sanktionen alle relevanten Umstande beriicksichtigen, darunter

a) Art, Schwere und Dauer des Verstofes;

b) die Frage, ob der Verstof vorsitzlich oder fahrldssig begangen wurde;

¢) frithere Verstoffe des Hostingdiensteanbieters;

d) die Finanzkraft des Hostingdiensteanbieters;

e) die Bereitschaft des Hostingdiensteanbieters, mit den zustindigen Behorden zusammenzuarbeiten;

f) die Art und Grofle des Hostingdiensteanbieters, insbesondere ob es sich um ein Kleinstunternehmen oder ein kleines
oder mittleresUnternehmen handelt;

g) das Mafl des Verschuldens des Hostingdiensteanbieters unter Beriicksichtigung der technischen und organisatorischen
Mafinahmen, die vom Hostingdiensteanbieter ergriffen wurden, um dieser Verordnung nachzukommen.

(3)  Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass bei einem systematischen oder fortwahrenden Verstofl gegen die Verpflich-
tungen aus Artikel 3 Absatz 3 finanzielle Sanktionen in Hohe von bis zu 4 % des vom Hostingdiensteanbieter im
vorangegangenen Geschiftsjahr erwirtschafteten weltweiten Jahresumsatzes verhdngt werden.

Artikel 19
Technische Anforderungen und Anderungen der Anhinge

(1)~ Der Kommission wird die Befugnis iibertragen, gemdfl Artikel 20 delegierte Rechtsakte zu erlassen, um diese
Verordnung durch notwendige technische Anforderungen an die von den zustindigen Behorden fiir die Ubermittlung
von Entfernungsanordnungen zu verwendenden elektronischen Mittel zu erginzen.

(2)  Der Kommission wird die Befugnis iibertragen, delegierte Rechtsakte gemif Artikel 20 zur Anderung der Anhinge
zu erlassen, um einem etwaigen Verbesserungsbedarf hinsichtlich des Inhalts der Entfernungsanordnungsformulare wirk-
sam zu entsprechen und Informationen iiber die Unmdglichkeit der Ausfihrung der Entfernungsanordnung zur Ver-
figung zu stellen.

Artikel 20
Ausiibung der Befugnisiibertragung

(1)  Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte wird der Kommission unter den in diesem Artikel festgelegten
Bedingungen iibertragen.

(2)  Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte nach Artikel 19 wird der Kommission auf unbestimmte Zeit ab dem
7.Juni 2022 dbertragen.

(3)  Die Befugnisiibertragung nach Artikel 19 kann vom Europdischen Parlament oder vom Rat jederzeit widerrufen
werden. Der Beschluss iiber den Widerruf beendet die Ubertragung der in diesem Beschluss angegebenen Befugnis. Der
Beschluss tritt am Tag nach seiner Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union oder zu einem spiteren, in dem
Beschluss festgelegten Zeitpunkt in Kraft. Die Giiltigkeit von delegierten Rechtsakten, die bereits in Kraft sind, wird von
dem Beschluss iiber den Widerruf nicht beriihrt.

(4)  Vor dem Erlass eines delegierten Rechtsakts konsultiert die Kommission die von den einzelnen Mitgliedstaaten
benannten Sachverstindigen im Einklang mit den in der Interinstitutionellen Vereinbarung vom 13. April 2016 iiber
bessere Rechtsetzung festgelegten Grundsitzen.



L 172/100 Amtsblatt der Europdischen Union 17.5.2021

(5)  Sobald die Kommission einen delegierten Rechtsakt erldsst, iibermittelt sie ihn gleichzeitig dem Europaischen
Parlament und dem Rat.

(6)  Ein delegierter Rechtsakt, der nach Artikel 19 erlassen wurde, tritt nur in Kraft, wenn weder das Europaische
Parlament noch der Rat innerhalb einer Frist von zwei Monaten nach Ubermittlung dieses Rechtsakts an das Europaische
Parlament und den Rat Einwinde erhoben haben oder wenn vor Ablauf dieser Frist das Europdische Parlament und der
Rat beide der Kommission mitgeteilt haben, dass sie keine Einwinde erheben werden. Auf Initiative des Europdischen
Parlaments oder des Rates wird diese Frist um zwei Monate verldngert.

Artikel 21
Monitoring

(I)  Die Mitgliedstaaten erheben von ihren zustindigen Behorden und den ihrer Gerichtsbarkeit unterstehenden Hos-
tingdiensteanbietern Informationen tiber die Mafinahmen, die von diesen aufgrund dieser Verordnung im vorangegange-
nen Kalenderjahr ergriffen wurden, und iibermitteln sie der Kommission spatestens bis zum 31. Marz jeden Jahres. Diese
Informationen umfassen Folgendes:

a) die Anzahl der erlassenen Entfernungsanordnungen und die Anzahl der entfernten oder gesperrten Elemente mit
terroristischem Inhalt sowie wie schnell die Entfernung oder Sperrung stattfand;

b) spezifische Mainahmen nach Artikel 5, einschlieRlich der Anzahl der entfernten oder gesperrten Elemente mit terro-
ristischem Inhalt und wie schnell die Entfernung oder Sperrung erfolgt ist;

¢) Anzahl der von den zustindigen Behorden angeforderten Zugriffe auf von Hostingdiensteanbietern nach Artikel 6
gespeicherte Inhalte;

d) Anzahl der eingeleiteten Beschwerdeverfahren und der von Hostingdiensteanbietern unternommenen Mafinahmen
nach Artikel 10;

€) Anzahl der eingeleiteten behordlichen oder gerichtlichen Uberpriifungsverfahren und der von der zustidndigen Behorde
nach nationalem Recht erlassenen Entscheidungen.

(2)  Die Kommission stellt bis zum 7.Juni 2023 ein ausfithrliches Programm fiir das Monitoring der Leistungen,
Ergebnisse und Auswirkungen dieser Verordnung auf. In dem Monitoring-Programm werden die Indikatoren und Instru-
mente benannt, mit denen Daten und sonstige erforderliche Nachweise zu erfassen sind, und die Zeitabstinde der
Erfassung angegeben. Darin wird auch festgelegt, welche Mafnahmen die Kommission und die Mitgliedstaaten bei der
Erfassung und Auswertung der Daten und sonstigen Nachweise im Hinblick auf die Uberwachung der Fortschritte und die
Evaluierung der Verordnung nach Artikel 23 zu ergreifen haben.

Artikel 22
Bericht iiber die Anwendung

Die Kommission erstattet dem Europdischen Parlament und dem Rat bis zum 7. Juni 2023 Bericht iiber die Anwendung
dieser Verordnung. In dem Bericht der Kommission werden Informationen iiber das Monitoring nach Artikel 21 und die
sich aus den Transparenzanforderungen nach Artikel 8 ergebenden Informationen beriicksichtigt. Die Mitgliedstaaten
tibermitteln der Kommission die fiir die Ausarbeitung des Berichts erforderlichen Informationen.

Artikel 23
Evaluierung

Bis zum 7.Juni 2024 fithrt die Kommission eine Evaluierung dieser Verordnung durch und legt dem Europiischen
Parlament und dem Rat einen Bericht tiber deren Anwendung vor einschlieflich:

a) des Funktionierens und der Wirksamkeit der Schutzvorkehrungen, insbesondere der in Artikel 4 Absatz 4, Artikel 6
Absatz 3 und den Artikeln 7 bis 11 festgelegten;
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b) der Auswirkungen der Anwendung der Verordnung auf die Grundrechte, insbesondere die Meinungs- und Informa-
tionsfreiheit, das Recht auf Achtung der Privatsphire und das Recht auf den Schutz personenbezogener Daten, sowie

¢) des Beitrags der Verordnung zum Schutz der offentlichen Sicherheit.

Gegebenenfalls wird der Bericht um Legislativvorschlige erganzt.
Die Mitgliedstaaten tibermitteln der Kommission die fiir die Ausarbeitung des Berichts erforderlichen Informationen.

Die Kommission bewertet zudem die Notwendigkeit und die Durchfiihrbarkeit der Schaffung einer européischen Plattform

in Bezug auf terroristische Online-Inhalte, um Kommunikation und Zusammenarbeit im Rahmen dieser Verordnung zu
fordern.

Artikel 24

Inkrafttreten und Anwendung

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Verdffentlichung im Amitsblatt der Europdischen Union in Kraft.

Sie gilt ab dem 7. Juni 2022.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Geschehen zu Briissel am 29. April 2021.

Im Namen des Europdischen Parlaments Im Namen des Rates

Der Président Der Prisident

D.M. SASSOLI A.P. ZACARIAS
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ANHANG |

ENTFERNUNGSANORDNUNG

(Artikel 3 der Verordnung (EU) 2021/784 des Europdischen Parlaments und des Rates)

Nach Artikel 3 der Verordnung (EU) 2021/784 (im Folgenden ,Verordnung) muss der Empfinger dieser Entfer-
nungsanordnung terroristische Inhalte in allen Mitgliedstaaten so schnell wie moglich, in jedem Fall aber innerhalb
einer Stunde nach Erhalt dieser Anordnung entfernen oder den Zugang zu terroristischen Inhalten sperren.

Nach Artikel 6 der Verordnung speichern die Empfinger die entfernten oder gesperrten Inhalte und zugehorigen
Daten fuir einen Zeitraum von sechs Monaten oder auf Anordnung der zustandigen Behorden oder Gerichte fiir einen
langeren Zeitraum.

Nach Artikel 15 Absatz 2 der Verordnung wird diese Entfernungsanordnung in einer der vom Empfinger ange-
gebenen Sprachen tibermittelt.

ABSCHNITT A:

Mitgliedstaat der erlassenden zustindigen Behorde:

Hinweis: Angaben zur erlassenden zustindigen Behorde sind in den Abschnitten E und F zu machen.

Empfinger und ggf. gesetzlicher Vertreter:

Mitgliedstaat, in dem der Hostingdiensteanbieter seine Hauptniederlassung hat oder in dem der gesetzliche Vertreter
ansidssig oder niedergelassen ist:
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ABSCHNITT B: In allen Mitgliedstaaten so schnell wie moglich, in jedem Fall aber innerhalb einer Stunde nach Erhalt
der Entfernungsanordnung zu entfernender oder zu sperrender terroristischer Inhalt:

Eine URL-Adresse und alle weiteren Informationen, die die Identifizierung und die genaue Lokalisierung des gemel-
deten terroristischen Inhalts ermoglichen:

Griinde, das Material gemdfl Artikel 2 Nummer 7 der Verordnung als terroristischen Inhalt anzusehen
Das Material (Zutreffendes bitte ankreuzen):

[ stiftet andere zur Begehung terroristischer Straftaten an, unter anderem durch Verherrlichung terroristischer
Handlungen, durch Befurwortung der Begehung solcher Straftaten (Artikel 2 Absatz 7 Buchstabe a der Ver-
ordnung)

[ bestimmt andere zur Begehung von oder zu einem Beitrag zur Begehung von terroristischen Straftaten auf
(Artikel 2 Absatz 7 Buchstabe b der Verordnung)

[ bestimmt andere zur Beteiligung an Handlungen einer terroristischen Vereinigung (Artikel 2 Absatz 7 Buch-
stabe ¢ der Verordnung)

[ enthalt Anleitungen zur Herstellung oder den Gebrauch von Sprengstoffen, Schuss- oder sonstigen Waffen oder
schadlichen oder gefahrlichen Stoffen beziehungsweise Unterweisung in anderen spezifischen Methoden oder
Verfahren mit dem Ziel, eine terroristische Straftat zu begehen oder zu deren Begehung beizutragen (Artikel 2
Absatz 7 Buchstabe d der Verordnung)

[ stellt eine Gefahr dar, dass eine der terroristischen Straftaten begangen wird (Artikel 2 Absatz 7 Buchstabe e der
Verordnung).

Zusitzliche Informationen, nach denen das Material als terroristischer Inhalt angesehen wird:

ABSCHNITT C: Unterrichtung des Inhalteanbieters

Bitte beachten Sie, dass (bitte ankreuzen, falls zutreffend):

[ der Empfinger aus Griinden der offentlichen Sicherheit den Inhalteanbieter nicht iiber die Entfernung oder
Sperrung des terroristischen Inhalts unterrichten darf.

Wenn Vorstehendes nicht zutrifft, siche Abschnitt G fiir Einzelheiten zu den Maoglichkeiten, die Entfernungsanord-
nung im Mitgliedstaat der erlassenden zustindigen Behorde nach nationalem Recht anzufechten (eine Kopie der
Entfernungsanordnung muss dem Inhalteanbieter auf Anfrage iibermittelt werden).
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ABSCHNITT D: Unterrichtung der zustindigen Behorde in dem Mitgliedstaat, in dem der Hostingdiensteanbieter
seine Hauptniederlassung hat oder sein gesetzlicher Vertreter ansissig oder niedergelassen ist

Zutreffendes bitte ankreuzen:

[ der Mitgliedstaat, in dem der Hostingdiensteanbieter seine Hauptniederlassung hat oder sein gesetzlicher Vertreter
ansidssig oder niedergelassen ist, ist nicht der Mitgliedstaat der erlassenden zustindigen Behorde

[ eine Kopie der Entfernungsanordnung wird der zustindigen Behorde des Mitgliedstaats, in dem der Hostingdiens-
teanbieter seine Hauptniederlassung hat oder sein gesetzlicher Vertreter ansissig oder niedergelassen ist, tiber-
mittelt

ABSCHNITT E: Angaben zur erlassenden zustindigen Behorde

Art (Zutreffendes bitte ankreuzen):

[ Richter, Gericht oder Ermittlungsrichter

[ Strafverfolgungsbehorde

[ andere zustindige Behorde — bitte auch Abschnitt F ausfiillen

Angaben zur erlassenden zustindigen Behorde oder zu ihrem Vertreter, die/der die Genauigkeit und Richtigkeit der
Entfernungsanordnung bescheinigt:

Name der erlassenden zustindigen Behorde:

(!) Eine Unterschrift ist nicht erforderlich, wenn die Ubermittlung der Entfernungsanordnung iiber authentifizierte Ubertragungskanile
erfolgt, mit der die Echtheit der Entfernungsanordnung gewihrleistet werden kann.
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ABSCHNITT F: Kontaktangaben fiir Folgemafnahmen

Kontaktangaben der erlassenden zustindigen Behorde zwecks einer Riickmeldung iiber den Zeitpunkt der Entfernung
oder Sperrung oder zur Kldrung weiterer Fragen:

Kontaktangaben der zustindigen Behorde des Mitgliedstaats, in dem der Hostingdiensteanbieter seine Hauptnieder-
lassung hat oder in dem sein gesetzlicher Vertreter ansissig oder niedergelassen ist:

ABSCHNITT G: Informationen tiber verfiigbare Rechtsbehelfe

Informationen iiber zustindige Stellen oder Gerichte, Fristen und Verfahren fiir die Anfechtung der Entfernungs-
anordnung:

Zustandige Stelle bzw. zustdndiges Gericht, vor der bzw. dem die Entfernungsanordnung angefochten werden kann:
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ANHANG 1II
FORMULAR FUR RUCKMELDUNGEN NACH DER ENTFERNUNG ODER SPERRUNG TERRORISTISCHER INHALTE

(Artikel 3 Absatz 6 der Verordnung (EU) 2021/784 des Europiischen Parlaments und des Rates)

ABSCHNITT A:

Empfinger der Entfernungsanordnung:

ABSCHNITT B: Gemifl der Entfernungsanordnung eingeleitete Mafinahmen

(Zutreffendes bitte ankreuzen):

[ der terroristische Inhalt wurde entfernt

[0 Zugang zum terroristischen Inhalt wurde gesperrt

Uhrzeit und Datum der eingeleiteten Mafinahme:
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ABSCHNITT C: Angaben zum Empfinger

Name des Hostingdiensteanbieters

ODER

ODER

Mitgliedstaat der Niederlassung des gesetzlichen Vertreters des Hostingdiensteanbieters:

Termin:
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ANHANG III
UNTERRICHTUNG UBER DIE UNMOGLICHKEIT DER AUSFUHRUNG DER ENTFERNUNGSANORDNUNG

(Artikel 3 Absitze 7 und 8 der Verordnung (EU) 2021/784 des Europiischen Parlaments und des Rates)

ABSCHNITT A:

Empfinger der Entfernungsanordnung:

ABSCHNITT B: Unmoglichkeit der Ausfithrung

1. Der Entfernungsanordnung kann aus folgenden Griinden nicht innerhalb der Frist nachgekommen werden (Zu-
treffendes bitte ankreuzen):

[1 hohere Gewalt oder eine faktische Unmdglichkeit, die dem Hostingdiensteanbieter nicht angelastet werden
kann, einschlieflich objektiv begriindeter technischer oder operativer Griinde

[ die Entfernungsanordnung enthilt offensichtliche Fehler
[1 die Entfernungsanordnung enthélt unzureichende Informationen

2. Bitte machen Sie nihere Angaben zu den Griinden fiir die Unmoglichkeit der Ausfihrung:

3. Falls die Entfernungsanordnung offensichtliche Fehler und/oder unzureichende Informationen enthalt, geben Sie
bitte die Fehler und weiteren Informationen an:
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ABSCHNITT C: Angaben zum Hostingdiensteanbieter oder zu seinem gesetzlichen Vertreter

Name des Hostingdiensteanbieters:

ODER
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VERORDNUNG (EU) 2021/785 DES EUROPAISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES
vom 29. April 2021

zur Aufstellung des Betrugsbekimpfungsprogramms der Union und zur Aufhebung der Verordnung
(EU) Nr. 250/2014

DAS EUROPAISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestiitzt auf den Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union, insbesondere auf die Artikel 33 und 325,
auf Vorschlag der Europiischen Kommission,

nach Zuleitung des Entwurfs des Gesetzgebungsakts an die nationalen Parlamente,

nach Stellungnahme des Rechnungshofs (1),

gemifl dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren (2),

in Erwagung nachstehender Griinde:

(1)  Artikel 325 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europaischen Union (AEUV) sieht vor, dass die Union und die
Mitgliedstaaten Betriigereien und sonstige gegen die finanziellen Interessen der Union gerichtete rechtswidrige
Handlungen bekdmpfen. Die Union sollte Titigkeiten auf diesen Gebieten unterstiitzen.

(2)  Die bisherige Unterstiitzung derartiger Tatigkeiten auf der Grundlage des Beschlusses Nr. 804/2004/EG des
Europdischen Parlaments und des Rates (}) (Programm ,Hercule), gedndert und ausgeweitet durch den Beschluss
Nr. 878/2007[EG des Europdischen Parlaments und des Rates () (Programm Hercule II), aufgehoben und ersetzt
durch die Verordnung (EU) Nr. 250/2014 des Européischen Parlaments und des Rates (°) (Programm ,Hercule III),
hat es ermoglicht, die von der Union und den Mitgliedstaaten ergriffenen Tatigkeiten zur Bekimpfung von Betrug,
Korruption und sonstigen rechtswidrigen Handlungen zum Nachteil der finanziellen Interessen der Union zu
verstirken.

(3)  Die Unionsgesetzgebung mit Vorschriften fiir den Europdischen Garantiefonds fiir die Landwirtschaft, den
Europiischen Landwirtschaftsfonds fiir die Entwicklung des lindlichen Raums, den Europdischen Fonds fiir regio-
nale Entwicklung, den Europdischen Sozialfonds, den Kohidsionsfonds, den Europdischen Meeres- und Fischerei-
fonds, den Asyl-, Migrations- und Integrationsfonds und das Instrument fir die finanzielle Unterstiitzung der
polizeilichen Zusammenarbeit, der Kriminalprivention und Kriminalititsbekimpfung und des Krisenmanagements,
den Europiischen Hilfsfonds fiir die am stiarksten benachteiligten Personen sowie fiir die Heranfithrungshilfe im
Programmplanungszeitraum 2014-2020 und dariiber hinaus sieht eine Pflicht fiir Mitgliedstaaten, Bewerberlinder
und mogliche Bewerber vor, Unregelmifigkeiten und Betrug, die gegen die finanziellen Interessen der Union
gerichtet sind, zu melden. Das Berichterstattungssystem fiir Unregelmifigkeiten (Irregularity Management System,
IMS) ist ein sicheres Instrument fiir die elektronische Kommunikation, das Mitgliedstaaten sowie Bewerberldndern
und moglichen Bewerbern die Erfiillung der Pflicht, aufgedeckte Unregelmifigkeiten zu melden, erleichtert und das
auch den Umgang mit und die Analyse von Unregelmafigkeiten unterstiitzt.

(4)  Zwar ist die Bedeutung der Arbeit der Kommission zur Verhinderung von Betrug unbestreitbar, doch sollte ebenso
anerkannt werden, dass unter anderem auch die Umsetzung des Informationssystems fiir die Betrugsbekimpfung
(Anti-Fraud Information System, AFIS) sowie die Betrugsbekdmpfungsstrategien auf nationaler Ebene eine wichtige
Rolle spielen.

(") ABL C 10 vom 10.1.2019, S. 1.

(3 Standpunkt des Europdischen Parlaments vom 12. Februar 2019 (noch nicht im Amtsblatt verdffentlicht) und Standpunkt des Rates
in erster Lesung vom 16.Midrz 2021 (noch nicht im Amtsblatt veréffentlicht). Standpunkt des Europiischen Parlaments vom
29. April 2021 (noch nicht im Amtsblatt verdffentlicht).

(?) Beschluss Nr. 804/2004/EG des Europaischen Parlaments und des Rates vom 21. April 2004 zur Auflage eines Aktionsprogramms
der Gemeinschaft zur Forderung von Mafinahmen auf dem Gebiet des Schutzes der finanziellen Interessen der Gemeinschaft
(Programm ,Hercule) (ABL. L 143 vom 30.4.2004, S.9).

(*) Beschluss Nr. 878/2007/EG des Européischen Parlaments und des Rates vom 23.Juli 2007 zur Anderung und Verldngerung des
Beschlusses Nr. 804/2004/EG zur Auflage eines Aktionsprogramms der Gemeinschaft zur Forderung von Mafinahmen auf dem
Gebiet des Schutzes der finanziellen Interessen der Gemeinschaft (Programm Hercule II) (ABL L 193 vom 25.7.2007, S. 18).

(°) Verordnung (EU) Nr. 250/2014 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 26. Februar 2014 zur Einfithrung eines Programms
zur Forderung von Mafnahmen auf dem Gebiet des Schutzes der finanziellen Interessen der Europiischen Union (Programm
,Hercule 1Y) und zur Aufhebung des Beschlusses Nr. 804/2004/EG (ABL. L 84 vom 20.3.2014, S. 6).
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(5)  Die Verordnung (EG) Nr.515/97 des Rates (°) und der Beschluss 2009/917/JI des Rates () sehen vor, dass die
Union die gegenseitige Amtshilfe zwischen Verwaltungsbehorden der Mitgliedstaaten und die Zusammenarbeit
zwischen Letzteren und der Kommission im Hinblick auf die ordnungsgemifle Anwendung der Zoll- und der
Agrarregelung unterstiitzt.

(6)  Diese Unterstiitzung wird fiir verschiedene operative Tatigkeiten geleistet. Diese schlielen unter anderem das AFIS
ein, eine IT-Plattform, die aus einer Reihe von Anwendungen besteht, die unter dem Dach eines von der Kommis-
sion verwalteten gemeinsamen Informationssystems betrieben werden. Im Rahmen der AFIS-Plattform wird auch
das IMS betrieben. Das gemeinsame Informationssystem erfordert eine stabile und vorhersehbare mehrjahrige
Finanzierung, um nachhaltig sein zu konnen.

(7)  Die AFIS-Plattform umfasst mehrere Informationssysteme, darunter das Zollinformationssystem. Das Zollinforma-
tionssystem ist ein automatisches Informationssystem, das die Mitgliedstaaten dabei unterstiitzen soll, Handlungen,
die der Zoll- oder der Agrarregelung zuwiderlaufen, zu verhindern, zu untersuchen und strafrechtlich zu verfolgen,
indem es eine raschere Verbreitung von Informationen ermoglicht und so die Effizienz der Kooperations- und
Kontrollmafnahmen der Zollbehorden, deren Aufgabenbereich solche Handlungen umfasst, steigert. Die einheit-
liche Infrastruktur des Zollinformationssystems ermdglicht die Unterstiitzung sowohl der administrativen Zusam-
menarbeit als auch der polizeilichen Zusammenarbeit auf Grundlage der vormaligen Saule ,Justiz und Inneres der
Union. Technisch ldsst sich der Einsatz des Zollinformationssystems fiir die polizeiliche Zusammenarbeit nicht von
seinem Einsatz fiir die administrative Zusammenarbeit trennen, da beide Formen der Zusammenarbeit iiber ein
gemeinsames IT-System abgewickelt werden. Da das Zollinformationssystem nur eines von mehreren im Rahmen
der AFIS-Plattform betriebenen Informationssystemen ist und weniger Fille polizeilicher Zusammenarbeit als Falle
administrativer Zusammenarbeit iiber das Zollinformationssystem abgewickelt werden, wird davon ausgegangen,
dass der Einsatz der AFIS-Plattform fur die polizeiliche Zusammenarbeit ihren Einsatz fur die administrative
Zusammenarbeit lediglich erganzt.

(8)  Um grofere Synergieeffekte und mehr haushaltstechnische Flexibilitit zu ermoglichen und die Verwaltung zu
vereinfachen, sollte die von der Union geleistete Unterstiitzung fiir den Schutz der finanziellen Interessen der
Union, die Meldung von Unregelmifigkeiten und die gegenseitige Amtshilfe und Zusammenarbeit in Zoll- und
Agrarsachen zu einem einzigen Programm, ndmlich dem Betrugsbekdmpfungsprogramm der Union (im Folgenden
,Programm®), zusammengefasst und verschlankt werden. Das Programm sollte fir einen Zeitraum von sieben
Jahren aufgestellt werden, um seine Laufzeit an die des Mehrjahrigen Finanzrahmens gemif der Verordnung
(EU, Euratom) 2020/2093 des Rates (%) anzugleichen.

(9)  Das Programm sollte daher eine an das Programm ,Hercule III“ angelehnte Komponente, eine zweite Komponente
zur Finanzierung des IMS und eine dritte Komponente zur Finanzierung der Tatigkeiten, die der Kommission durch
die Verordnung (EG) Nr. 515/97 ibertragen wurden, einschlieflich der AFIS-Plattform, umfassen.

(10)  Das Programm sollte die Zusammenarbeit zwischen den zustindigen Behorden der Mitgliedstaaten sowie zwischen
den Mitgliedstaaten, der Kommission und anderen einschldgigen Einrichtungen der Union — gegebenenfalls ein-
schlieflich der Europiischen Staatsanwaltschaft (EUStA), im Falle derjenigen Mitgliedstaaten, die an der Verstirkten
Zusammenarbeit gemafl der Verordnung (EU) 2017/1939 des Rates (°) teilnehmen — erleichtern, um einen wirk-
samen Schutz der finanziellen Interessen der Union sowie die ordnungsgemifle Anwendung der Zoll- und der
Agrarregelung zu gewidhrleisten, ohne in die Zustindigkeiten der Mitgliedstaaten einzugreifen, und um eine
effizientere Nutzung der Ressourcen zu gewihrleisten, als dies auf nationaler Ebene maoglich wire. Ein Tatigwerden
auf Unionsebene ist notwendig und gerechtfertigt, da es die Mitgliedstaaten dabei unterstiitzt, die finanziellen
Interessen der Union gemeinsam zu schiitzen, und die Nutzung gemeinsamer Unionsstrukturen zur Verbesserung
der Zusammenarbeit und des Informationsaustauschs zwischen den zustindigen Behorden fordert sowie zur
Meldung von Daten iiber Unregelmafigkeiten und Betrugsfille beitragt.

(11)  Dariiber hinaus sollten bei der Unterstiitzung des Schutzes der finanziellen Interessen der Union alle Aspekte des
Unionshaushalts beriicksichtigt werden, sowohl auf der Einnahmen- als auch auf der Ausgabenseite. In diesem
Rahmen sollte gebithrend beriicksichtigt werden, dass es sich bei dem Programm um das einzige Unionsprogramm
handelt, das die Ausgabenseite des Unionshaushalts schiitzt.

(6) Verordnung (EG) Nr. 515/97 des Rates vom 13.Marz 1997 iiber die gegenseitige Amtshilfe zwischen Verwaltungsbehorden der
Mitgliedstaaten und die Zusammenarbeit dieser Behorden mit der Kommission im Hinblick auf die ordnungsgemifle Anwendung der
Zoll- und der Agrarregelung (ABL L 82 vom 22.3.1997, S.1).

(7) Beschluss 2009/917/JT des Rates vom 30. November 2009 iiber den Einsatz der Informationstechnologie im Zollbereich (ABL L 323
vom 10.12.2009, S. 20).

(%) Verordnung (EU, Euratom) 2020/2093 des Rates vom 17. Dezember 2020 zur Festlegung des mehrjahrigen Finanzrahmens fiir die
Jahre 2021 bis 2027 (ABL L 4331 vom 22.12.2020, S. 11).

(°) Verordnung (EU) 2017/1939 des Rates vom 12. Oktober 2017 zur Durchfithrung einer Verstirkten Zusammenarbeit zur Errichtung
der Europdischen Staatsanwaltschaft (EUStA) (ABL. L 283 vom 31.10.2017, S. 1).
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(12)

(13)

(14)

(15)

(16)

17)

(18)

(19)

(')
()

Mit dieser Verordnung wird fiir das Programm eine Finanzausstattung festgesetzt, die fiir das Europdische Par-
lament und den Rat im Rahmen des jahrlichen Haushaltsverfahrens den vorrangigen Bezugsrahmen im Sinne der
Nummer 18 der Interinstitutionellen Vereinbarung vom 16. Dezember 2020 zwischen dem Europiischen Par-
lament, dem Rat der Europiischen Union und der Europiischen Kommission tiber die Haushaltsdisziplin, die
Zusammenarbeit im Haushaltsbereich und die wirtschaftliche Haushaltsfihrung sowie iiber neue Eigenmittel, ein-
schlieflich eines Fahrplans im Hinblick auf die Einfihrung neuer Eigenmittel (1°), bildet.

Die Verordnung (EU, Euratom) 2018/1046 des Europiischen Parlaments und des Rates (') (im Folgenden ,Haus-
haltsordnung®) findet auf dieses Programm Anwendung. Die Haushaltsordnung regelt den Vollzug des Unions-
haushalts, einschlieSlich Bestimmungen zu Finanzhilfen, Preisgeldern, Auftragsvergabe, indirekter Mittelverwaltung,
Finanzierungsinstrumenten, Haushaltsgarantien, zum finanziellen Beistand und zur Erstattung der Kosten externer
Sachverstiandiger. Die auf der Grundlage von Artikel 322 AEUV erlassenen Vorschriften enthalten auch eine all-
gemeine Konditionalititsregelung zum Schutz des Haushalts der Union.

Die Arten der Finanzierung und die Methoden der Durchfithrung gemifl dieser Verordnung sollten danach aus-
gewihlt werden, ob sie zur Verwirklichung der spezifischen Ziele der Mafinahmen und zur Erzielung von Ergeb-
nissen geeignet sind, unter besonderer Beriicksichtigung der Kontrollkosten, des Verwaltungsaufwands und des
erwarteten Risikos der Nichteinhaltung von Vorschriften. Dabei sollte auch die Verwendung von Pauschalbetrigen,
Pauschalfinanzierungen und Kosten je Einheit sowie von nicht mit Kosten verkniipften Finanzierungen gemifS
Artikel 125 Absatz 1 der Haushaltsordnung in Betracht gezogen werden.

Die vorliegende Verordnung sollte eine indikative Liste der zu finanzierenden Mafnahmen enthalten, um die
Kontinuitit der Finanzierung samtlicher der Kommission durch die Verordnung (EG) Nr.515/97 tbertragenen
Maflnahmen, einschlieflich der AFIS-Plattform, sicherzustellen.

Mafnahmen sollten forderfahig sein, wenn sie zur Verwirklichung der spezifischen Ziele des Programms geeignet
sind. Die spezifischen Ziele des Programms sollten auch die Bereitstellung besonderer technischer Unterstiitzung
fur die zustindigen Behorden der Mitgliedstaaten umfassen, etwa durch die Bereitstellung von Fachwissen, Spezial-
ausriistung, Hightech-Ausriistung und effizienten IT-Werkzeugen, durch die Sicherstellung der erforderlichen Un-
terstiitzung fiir und die Erleichterung von Untersuchungen, insbesondere durch die Einsetzung gemeinsamer
Untersuchungsteams und grenziiberschreitender Einsitze, oder durch die Forderung des Personalaustauschs fur
bestimmte Projekte. Dariiber hinaus sollten auch gezielte Schulungsmafinahmen und Seminare zum Thema Risiko-
analyse sowie gegebenenfalls Konferenzen und Studien als forderfahige Mafnahmen gelten.

Der Erwerb von Ausriistung mithilfe des durch eine Verordnung des Européischen Parlaments und des Rates zur
Schaffung des Instruments fur finanzielle Hilfe fiir Zollkontrollausriistung im Rahmen des Fonds fiir integriertes
Grenzmanagement geschaffenen Instruments fiir finanzielle Hilfe fiir Zollkontrollausriistung wiirde sich positiv auf
die Bekdmpfung von gegen die finanziellen Interessen der Union gerichtetem Betrug auswirken. Das Instrument
wiirde die Verpflichtung enthalten, Uberschneidungen bei der von der Union geleisteten Unterstiitzung zu ver-
meiden. Das Programm sollte ebenfalls sicherstellen, dass Uberschneidungen bei der von der Union geleisteten
Unterstiitzung vermieden werden, und die in seinem Rahmen geleistete Unterstiitzung sollte grundsitzlich auf den
Erwerb von Ausriistungsarten abzielen, die nicht in den Anwendungsbereich des Instruments der Union fiir
finanzielle Hilfe fiir Zollkontrollausriistung fallen, oder von Ausriistung, deren Begiinstigte andere Behorden
sind als jene, auf die das Instrument der Union fiir finanzielle Hilfe fir Zollkontrollausriistung abstellt. Dariiber
hinaus sollte sichergestellt werden, dass die geforderte Ausriistung geeignet ist, zum Schutz der finanziellen
Interessen der Union beizutragen.

An dem Programm sollten Mitglieder der Europdischen Freihandelsassoziation, die dem Europaischen Wirtschafts-
raum (EWR) angehoren, teilnehmen kénnen. Zudem sollten beitretende Linder, Bewerberlinder und mogliche
Bewerber sowie Linder der Europidischen Nachbarschaftspolitik nach Mafigabe der in den jeweiligen Rahmen-
abkommen und Beschliissen des Assoziationsrats oder in dhnlichen Ubereinkiinften festgelegten allgemeinen
Grundsitze und Bedingungen fur die Teilnahme dieser Linder an Programmen der Union an dem Programm
teilnehmen koénnen. Ferner sollte das Programm anderen Drittlindern offenstehen, die eine spezifische Verein-
barung eingehen, in der die spezifischen Bedingungen fiir ihre Teilnahme an Unionsprogrammen festgelegt sind.

Unter Beriicksichtigung der bisher durchgefiihrten Evaluierungen der Hercule-Programme und zur Stirkung des
Programms sollten ausnahmsweise auch Einrichtungen mit Sitz in einem nicht mit dem Programm assoziierten
Drittland an dem Programm teilnehmen diirfen.

ABL. L 4331 vom 22.12.2020, S. 28.

Verordnung (EU, Euratom) 2018/1046 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 18. Juli 2018 iiber die Haushaltsordnung
fur den Gesamthaushaltsplan der Union, zur Anderung der Verordnungen (EU) Nr. 1296/2013, (EU) Nr. 1301/2013, (EU)
Nr. 1303/2013, (EU) Nr. 1304/2013, (EU) Nr. 1309/2013, (EU) Nr. 1316/2013, (EU) Nr. 223/2014, (EU) Nr. 283/2014 und
des Beschlusses Nr. 541/2014/EU sowie zur Authebung der Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 (ABL L 193 vom 30.7.2018,
5.1).
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(20)  Insbesondere sollte die Teilnahme von Einrichtungen mit Sitz in Drittlindern, die ein Assoziierungsabkommen mit
der Union geschlossen haben, geférdert werden, damit der Schutz der finanziellen Interessen der Union durch die
Zusammenarbeit im Zollbereich und durch den Austausch bewihrter Verfahren verbessert wird, insbesondere in
Bezug auf die Bekdmpfung von Betrug, Korruption und sonstigen rechtswidrigen Handlungen zum Nachteil der
finanziellen Interessen der Union und in Bezug auf Herausforderungen im Zusammenhang mit neuen technolo-
gischen Entwicklungen.

(21) Das Programm sollte unter Beriicksichtigung der Empfehlungen und Mafnahmen, die in der Mitteilung der
Kommission vom 6. Juni 2013 mit dem Titel ,Verstirkung der Bekimpfung des Zigarettenschmuggels und anderer
Formen des illegalen Handels mit Tabakerzeugnissen — Eine umfassende EU-Strategie” aufgefiihrt sind, sowie des
Fortschrittsberichts vom 12. Mai 2017 tiber die Umsetzung dieser Mitteilung durchgefithrt werden.

(22)  Im Jahr 2016 hat die Union das Protokoll zur Unterbindung des unerlaubten Handels mit Tabakerzeugnissen zum
Rahmeniibereinkommen der Welthandelsorganisation zur Einddimmung des Tabakgebrauchs (im Folgenden ,Pro-
tokoll) ratifiziert. Das Protokoll betrifft die Bekdmpfung des grenziiberschreitenden unerlaubten Handels mit
Tabakerzeugnissen, durch die Einnahmenverluste entstehen, und sollte in diesem Zusammenhang fiir den Schutz
der finanziellen Interessen der Union genutzt werden. Das Sekretariat des Rahmeniibereinkommens der Welt-
gesundheitsorganisation zur Eindimmung des Tabakgebrauchs sollte bei der Erfullung seiner ihm nach dem Pro-
tokoll obliegenden Aufgaben durch das Programm unterstiitzt werden. Ebenso sollten durch das Programm sons-
tige von diesem Sekretariat organisierte Tatigkeiten, die im Zusammenhang mit der Bekdmpfung des unerlaubten
Handels mit Tabakerzeugnissen stehen, unterstiitzt werden.

(23)  Gemif$ der Haushaltsordnung, der Verordnung (EU, Euratom) Nr. 883/2013 des Europdischen Parlaments und des
Rates (12) und den Verordnungen (Euratom, EG) Nr.2988/95 (%), (Euratom, EG) Nr.2185/96 (14 und (EU)
2017/1939 des Rates sind die finanziellen Interessen der Union durch verhéltnisméifige Mafnahmen zu schiitzen,
einschlieflich Manahmen zur Privention, Aufdeckung, Behebung und Untersuchung von UnregelmifSigkeiten,
einschlieflich Betrug, zur Einziehung entgangener, rechtsgrundlos gezahlter oder nicht widmungsgemify verwen-
deter Mittel und gegebenenfalls zur Verhdngung verwaltungsrechtlicher Sanktionen. Insbesondere ist das Europii-
sche Amt fiir Betrugsbekdmpfung (OLAF) gemdf den Verordnungen (Euratom, EG) Nr.2185/96 und (EU,
Euratom) Nr. 883/2013 befugt, administrative Untersuchungen einschlieRlich Kontrollen und Uberpriifungen vor
Ort durchfiihren, um festzustellen, ob Betrug, Korruption oder eine sonstige rechtswidrige Handlung zum Nachteil
der finanziellen Interessen der Union vorliegt. Gemaf8 der Verordnung (EU) 2017/1939 ist die EUStA befugt, gegen
die finanziellen Interessen der Union gerichtete Straftaten im Sinne der Richtlinie (EU) 2017/1371 des Europdi-
schen Parlaments und des Rates (1) zu untersuchen und zu verfolgen. Nach der Haushaltsordnung ist jede Person
oder Stelle, die Unionsmittel erhalt, verpflichtet, uneingeschrankt am Schutz der finanziellen Interessen der Union
mitzuwirken, der Kommission, dem OLAF, dem Rechnungshof und — im Falle der an der Verstirkten Zusammen-
arbeit gemifl der Verordnung (EU) 2017/1939 teilnehmenden Mitgliedstaaten — der EUStA die erforderlichen
Rechte und den erforderlichen Zugang zu gewahren und sicherzustellen, dass alle an der Ausfithrung von Unions-
mitteln beteiligten Dritten gleichwertige Rechte gewihren.

(24)  Drittlinder, die Mitglieder des EWR sind, diirfen im Rahmen der durch das Abkommen iber den Europiischen
Wirtschaftsraum ('¢) eingerichteten Zusammenarbeit an Programmen der Union teilnehmen; gemifl dem genann-
ten Abkommen erfolgt die Durchfithrung der Programme auf der Grundlage eines Beschlusses, der gemidfl dem
Abkommen erlassen wurde. Drittlinder diirfen auch auf der Grundlage anderer Rechtsinstrumente teilnehmen. In
die vorliegende Verordnung sollte eine gesonderte Bestimmung aufgenommen werden, durch die von Drittlindern
verlangt wird, dem zustindigen Anweisungsbefugten, dem OLAF und dem Rechnungshof die Rechte und den
Zugang zu gewdhren, die sie zur umfassenden Ausiibung ihrer jeweiligen Befugnisse benotigen.

(25)  Gemifs dem Beschluss 2013/755/EU des Rates (7) sind in einem iiberseeischen Land oder Gebiet niedergelassene
Personen und Einrichtungen férderfihig, vorbehaltlich der Bestimmungen und Ziele des Programms und der
moglichen Regelungen, die fur den mit dem iiberseeischen Land oder Gebiet verbundenen Mitgliedstaat gelten.

('?) Verordnung (EU, Euratom) Nr. 883/2013 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 11. September 2013 tiber die Unter-
suchungen des Europiischen Amtes fiir Betrugsbekimpfung (OLAF) und zur Aufthebung der Verordnung (EG) Nr. 1073/1999 des
Europdischen Parlaments und des Rates und der Verordnung (Euratom) Nr. 1074/1999 des Rates (ABL L 248 vom 18.9.2013, S. 1).

(¥) Verordnung (Euratom, EG) Nr.2988/95 des Rates vom 18.Dezember 1995 iiber den Schutz der finanziellen Interessen der
Europdischen Gemeinschaften (ABI. L 312 vom 23.12.1995, S. 1). )

(") Verordnung (Euratom, EG) Nr. 2185/96 des Rates vom 11. November 1996 betreffend die Kontrollen und Uberpriifungen vor Ort
durch die Kommission zum Schutz der finanziellen Interessen der Europdischen Gemeinschaften vor Betrug und anderen Unregel-
mifSigkeiten (ABL. L 292 vom 15.11.1996, S. 2).

(**) Richtlinie (EU) 2017/1371 des Européischen Parlaments und des Rates vom 5. Juli 2017 iiber die strafrechtliche Bekimpfung von
gegen die finanziellen Interessen der Union gerichtetem Betrug (ABL L 198 vom 28.7.2017, S. 29).

(") ABL.L1 vom 3.1.1994, S. 3.

(1) Beschluss 2013/755/EU des Rates vom 25. November 2013 iiber die Assoziierung der iiberseeischen Linder und Gebiete mit der
Europaischen Union (,Ubersee-Assoziationsbeschluss®) (ABL. L 344 vom 19.12.2013, S. 1).
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(26)  Zur Gewdhrleistung einheitlicher Bedingungen fiir die Durchfiihrung des Programms sollten der Kommission
Durchfithrungsbefugnisse iibertragen werden. Die Kommission sollte Arbeitsprogramme annehmen, in denen sie
unter anderem die Priorititen und die Evaluierungskriterien fiir die Vergabe von Finanzhilfen fiir Manahmen
darlegt.

(27)  In dieser Verordnung sollte der Hochstsatz fiir die Kofinanzierung von Finanzhilfen festgelegt werden.

(28)  Gemifl den Nummern 22 und 23 der Interinstitutionellen Vereinbarung vom 13. April 2016 {iber bessere Recht-
setzung ('8) sollte dieses Programm auf der Grundlage von Daten evaluiert werden, die im Einklang mit spezi-
fischen Uberwachungsanforderungen erhoben werden, wobei gleichzeitig aber Verwaltungsaufwand, insbesondere
fir die Mitgliedstaaten, und Uberregulierung zu vermeiden sind. Diese Anforderungen sollten, soweit erforderlich,
messbare Indikatoren als Grundlage fiir die Evaluierung der Auswirkungen des Programms in der Praxis enthalten.
Die Evaluierung sollte zeitnah, unabhingig und objektiv durchgefiithrt werden.

(29)  Der Kommission sollte die Befugnis iibertragen werden, gemify Artikel 290 AEUV Rechtsakte zu erlassen, um die
Liste der Indikatoren zur Messung der Verwirklichung der allgemeinen und spezifischen Ziele zu dndern, wenn dies
als notwendig erachtet wird, und um diese Verordnung durch Bestimmungen iiber die Einrichtung eines Uber-
wachungs- und Evaluierungsrahmens zu ergdnzen. Es ist von besonderer Bedeutung, dass die Kommission im Zuge
ihrer Vorbereitungsarbeit angemessene Konsultationen, auch auf der Ebene von Sachverstandigen, durchfiihrt, die
mit den Grundsitzen in Einklang stehen, die in der Interinstitutionellen Vereinbarung vom 13. April 2016 iber
bessere Rechtsetzung niedergelegt wurden. Um insbesondere fiir eine gleichberechtigte Beteiligung an der Vor-
bereitung delegierter Rechtsakte zu sorgen, erhalten das Europdische Parlament und der Rat alle Dokumente zur
gleichen Zeit wie die Sachverstindigen der Mitgliedstaaten, und ihre Sachverstindigen haben systematisch Zugang
zu den Sitzungen der Sachverstindigengruppen der Kommission, die mit der Vorbereitung der delegierten Rechts-
akte befasst sind.

(30) Da die Ziele dieser Verordnung von den Mitgliedstaaten wegen der grenziiberschreitenden Natur der betroffenen
Bereiche nicht ausreichend verwirklicht werden kénnen, sondern vielmehr aufgrund des Mehrwerts fiir die Union
auf Unionsebene besser zu verwirklichen sind, kann die Union im Einklang mit dem in Artikel 5 des Vertrags tiber
die Europiische Union niedergelegten Subsidiaritdtsprinzip titig werden. Entsprechend dem in demselben Artikel
genannten Grundsatz der Verhaltnismafigkeit geht diese Verordnung nicht iiber das fiir die Verwirklichung dieser
Ziele erforderliche Maf$ hinaus.

(31)  Die geltende Rechtsgrundlage fiir die Finanzierung des AFIS ist Artikel 42a Absdtze 1 und 2 der Verordnung (EG)
Nr. 515/97. Die vorliegende Verordnung sollte diese Rechtsgrundlage durch eine neue ersetzen. Daher sollten in
Artikel 42a der Verordnung (EG) Nr. 515/97 die Absitze 1 und 2 gestrichen werden.

(32) Die Verordnung (EU) Nr. 250/2014 zur Einfithrung des Programms ,Hercule III* erstreckt sich auf den Zeitraum
vom 1. Januar 2014 bis zum 31. Dezember 2020. Die vorliegende Verordnung sollte ab dem 1. Januar 2021 ein
Folgeprogramm zu ,Hercule III* vorsehen. Die Verordnung (EU) Nr. 250/2014 sollte daher aufgehoben werden.

(33)  Angesichts der grolen Bedeutung, die der Bewiltigung des Klimawandels entsprechend den Zusagen der Union
zukommt, das im Rahmen des Rahmeniibereinkommens der Vereinten Nationen iiber Klimadnderungen geschlos-
sene Ubereinkommen von Paris umzusetzen und die Ziele der Vereinten Nationen fiir nachhaltige Entwicklung zu
verwirklichen, sollte das Programm dazu beitragen, Klimaschutzmaflnahmen systematisch einzubeziehen und das
allgemeine Ziel zu erreichen, 30 % des Unionshaushalts fur die Unterstiitzung von Klimaschutzzielen zu ver-
wenden.

(34  Gemifd Artikel 193 Absatz 2 der Haushaltsordnung kann fiir eine bereits begonnene Maflnahme eine Finanzhilfe
nur gewahrt werden, wenn der Antragsteller nachweisen kann, dass die Mafnahme vor der Unterzeichnung der
Finanzhilfevereinbarung anlaufen musste. Die Kosten, die vor dem Zeitpunkt der Finanzhilfeantragstellung ent-
standen sind, sind jedoch nur in hinreichend begriindeten Ausnahmefillen forderfahig. Um jegliche Storung bei der
Unionsunterstiitzung, die den Unionsinteressen abtrdglich sein konnte, zu vermeiden, sollte es moglich sein, im
Finanzierungsbeschluss fiir einen begrenzten Zeitraum zu Beginn des Mehrjahrigen Finanzrahmens 2021-2027 -
und nur fiir hinreichend begriindete Ausnahmefille — vorzusehen, dass Titigkeiten und Kosten ab dem Beginn des
Haushaltsjahres 2021 forderfahig sind, auch wenn sie vor der Finanzhilfeantragstellung durchgefithrt wurden bzw.
entstanden sind.

(%) ABLL 123 vom 12.5.2016, S. 1.
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(35)  Um die Kontinuitdt der Unterstiitzung in dem betreffenden Politikbereich zu gewihrleisten und die Durchfithrung
des Programms ab Beginn des Mehrjahrigen Finanzrahmens 2021-2027 zu ermdglichen, sollte diese Verordnung
umgehend in Kraft treten und riickwirkend ab dem 1. Januar 2021 gelten —

HABEN FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

KAPITEL 1
Allgemeine Bestimmungen
Artikel 1
Gegenstand

Mit dieser Verordnung wird das Betrugsbekdmpfungsprogramm der Union (im Folgenden ,Programm®) fiir die Laufzeit
des Mehrjahrigen Finanzrahmens 2021-2027 eingerichtet.

Darin werden die Ziele des Programms, die Mittelausstattung fiir den Zeitraum 2021-2027 sowie die Formen der
Unionsfinanzierung und die Finanzierungsbestimmungen festgelegt.

Artikel 2
Ziele des Programms

(1)  Die allgemeinen Ziele des Programms sind
a) der Schutz der finanziellen Interessen der Union,

b) die Unterstiitzung der gegenseitigen Amtshilfe zwischen Verwaltungsbehorden der Mitgliedstaaten und der Zusammen-
arbeit zwischen Letzteren und der Kommission im Hinblick auf die ordnungsgemifle Anwendung der Zoll- und der
Agrarregelung.

(2)  Die spezifischen Ziele des Programms sind

a) die Verhiitung und Bekdmpfung von Betrug, Korruption und sonstigen rechtswidrigen Handlungen zum Nachteil der
finanziellen Interessen der Union,

b) die Unterstiitzung fur die Meldung von Unregelmifigkeiten, einschlielich Betrug, bei der geteilten Mittelverwaltung
und der aus dem Unionshaushalt finanzierten Heranfiihrungshilfe,

¢) die Bereitstellung von Werkzeugen fiir den Informationsaustausch und die Unterstiitzung operativer Tatigkeiten auf
dem Gebiet der gegenseitigen Amtshilfe in Zoll- und Agrarsachen.

Artikel 3
Mittelausstattung

(1) Die Finanzausstattung fir die Durchfihrung des Programms betrdgt fiir den Zeitraum 2021-2027
181 207 000 EUR zu jeweiligen Preisen.

(2)  Der in Absatz 1 genannten Betrag wird indikativ wie folgt zugewiesen:
a) 114207 000 EUR fur das in Artikel 2 Absatz 2 Buchstabe a genannte Ziel,
b) 7 000 000 EUR fiir das in Artikel 2 Absatz 2 Buchstabe b genannte Ziel,
¢) 60000 000 EUR fiir das in Artikel 2 Absatz 2 Buchstabe ¢ genannte Ziel.

(3)  Bis zu 2 % des in Absatz 1 genannten Betrags diirfen fiir technische und administrative Hilfe in Verbindung mit der
Durchfithrung des Programms eingesetzt werden, darunter fiir Vorbereitungs-, Uberwachungs-, Kontroll-, Priifungs- und
Evaluierungstitigkeiten, einschlieflich fiir betriebliche IT-Systeme. Auferdem wird bei der indikativen Zuweisung nach
Absatz 2 Buchstabe a gebiihrend beriicksichtigt, dass es sich um das einzige Unionsprogramm handelt, das beim Schutz
der finanziellen Interessen der Union auf die Ausgabenseite ausgerichtet ist.

Artikel 4
Mit dem Programm assoziierte Drittlinder

Folgende Drittlinder konnen an dem Programm teilnehmen:

a) Mitglieder der Europdischen Freihandelsassoziation, die dem Europiischen Wirtschaftsraum angehoren, nach Mafigabe
des Abkommens iiber den Europdischen Wirtschaftsraum;
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b) beitretende Lander, Bewerberlinder und mogliche Bewerber, nach Mafdgabe der in den jeweiligen Rahmenabkommen
und Beschliissen des Assoziationsrats oder in #hnlichen Ubereinkiinften festgelegten allgemeinen Grundsitze und
Bedingungen fiir die Teilnahme dieser Lander an Programmen der Union und nach Mafgabe der spezifischen Bedin-
gungen aus den Abkommen zwischen der Union und diesen Lindern;

¢) Lander der Europiischen Nachbarschaftspolitik, nach Maflgabe der in den jeweiligen Rahmenabkommen und Beschliis-
sen des Assoziationsrats oder in dhnlichen Ubereinkiinften festgelegten allgemeinen Grundsitze und Bedingungen fiir
die Teilnahme dieser Linder an Programmen der Union und nach Maflgabe der spezifischen Bedingungen aus den
Abkommen zwischen der Union und diesen Lindern;

d) andere Drittlander, nach Maflgabe der in einer spezifischen Vereinbarung festgelegten Bedingungen fiir die Teilnahme
des betreffenden Drittlands an Unionsprogrammen, sofern diese Vereinbarung

i) gewiahrleistet, dass die Beitrdge des an Unionsprogrammen teilnehmenden Drittlands in einem ausgewogenen
Verhiltnis zum Nutzen fur das Land stehen;

i) die Bedingungen fiir die Teilnahme an den Programmen, einschlieBlich der Berechnung der finanziellen Beitrdge zu
einzelnen Programmen, und ihre Verwaltungskosten festlegt;

i) dem Drittland keine Entscheidungsbefugnis in Bezug auf das Unionsprogramm einrdumt;

iv) die Rechte der Union, eine wirtschaftliche Haushaltsfithrung sicherzustellen und ihre finanziellen Interessen zu
schiitzen, garantiert.

Die in Absatz 1 Buchstabe d Ziffer ii genannten Beitrige gelten als zweckgebundene Einnahmen gemifl Artikel 21 Ab-
satz 5 der Haushaltsordnung.
Artikel 5
Durchfithrung und Formen der Unionsfinanzierung
(I)  Das Programm wird in direkter Mittelverwaltung gemaf der Haushaltsordnung oder in indirekter Mittelverwaltung

mit einer Einrichtung nach Artikel 62 Absatz 1 Unterabsatz 1 Buchstabe ¢ der Haushaltsordnung durchgefiihrt.

(2)  Im Rahmen des Programms konnen Mittel in allen in der Haushaltsordnung vorgesehenen Formen zur Verfiigung
gestellt werden, insbesondere in Form von Finanzhilfen und Auftragsvergabe sowie in Form der Erstattung von Reise- und
Aufenthaltskosten gemifl Artikel 238 der Haushaltsordnung.

(3)  Im Rahmen des Programms kénnen Mittel fiir gemédf der Verordnung (EG) Nr. 515/97 durchgefithrte Maffnahmen
zur Verfugung gestellt werden, insbesondere zur Deckung der in der indikativen Liste in AnhangI der vorliegenden
Verordnung aufgefithrten Kosten.

(4)  SchliefSt die unterstiitzte Manahme den Erwerb von Ausriistung ein, so richtet die Kommission gegebenenfalls
einen Koordinierungsmechanismus ein, um die Effizienz und die Interoperabilitit der gesamten mit Unterstiitzung durch
Unionsprogramme erworbenen Ausriistung sicherzustellen.

Artikel 6

Schutz der finanziellen Interessen der Union

Nimmt ein Drittland mittels eines Beschlusses am Programm teil, der gemiR einer volkerrechtlichen Ubereinkunft oder
auf der Grundlage eines anderen Rechtsinstruments erlassen wurde, so gewdhrt das Drittland dem zustindigen Anwei-
sungsbefugten, dem OLAF und dem Rechnungshof die Rechte und den Zugang, die sie zur umfassenden Ausiibung ihrer
jeweiligen Befugnisse benotigen. Im Falle des OLAF umfassen diese Rechte das Recht zur Durchfiihrung von Unter-
suchungen einschlieflich Kontrollen und Uberpriifungen vor Ort gemidfl der Verordnung (EU, Euratom) Nr. 883/2013.

KAPITEL I

Finanzhilfen
Artikel 7

Finanzhilfen

Finanzhilfen im Rahmen des Programms werden nach Mafigabe des Titels VIII der Haushaltsordnung gewihrt und ver-
waltet.
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Artikel 8
Kofinanzierung

Der Kofinanzierungssatz fiir im Rahmen des Programms gewéhrte Finanzhilfen darf 80 % der forderfahigen Kosten nicht
tibersteigen. Nur in hinreichend begriindeten Ausnahmefillen, die in den Arbeitsprogrammen nach Artikel 11 festgelegt
sind, konnen tiber diese Obergrenze hinaus Mittel gewdhrt werden, und diese Mittel diirfen 90 % der forderfahigen Kosten
nicht tibersteigen.

Artikel 9
Forderfihige Manahmen

(I)  Nur Malnahmen zur Verwirklichung der in Artikel 2 genannten Ziele sind forderfahig.

(2)  Unbeschadet anderer Mafnahmen, die in den Arbeitsprogrammen nach Artikel 11 vorgesehen sind, kénnen
folgende Mafinahmen als forderfahig betrachtet werden:

a) Bereitstellung von Fachwissen, Spezialausriistung, Hightech-Ausriistung und effizienten IT-Werkzeugen zur Verbes-
serung der linder- und bereichsiibergreifenden Zusammenarbeit und der Zusammenarbeit mit der Kommission;

b) Forderung des Personalaustauschs fiir bestimmte Projekte, Sicherstellung der erforderlichen Unterstiitzung und Erleich-
terung von Untersuchungen, insbesondere Einsetzung gemeinsamer Untersuchungsteams und grenziiberschreitender
Einsatze;

¢) technische und operative Unterstiitzung nationaler Untersuchungen, insbesondere Unterstiitzung der Zoll- und Straf-
verfolgungsbehorden fiir ein wirksameres Vorgehen gegen Betrug und sonstige rechtswidrige Handlungen;

d) Aufbau von IT-Kapazititen in den Mitgliedstaaten und in Drittlindern, Intensivierung des Datenaustauschs sowie
Entwicklung und Bereitstellung von IT-Werkzeugen fiir die Untersuchung und Uberwachung der nachrichtendienst-
lichen Arbeit;

) Durchfithrung von Fachschulungen, Seminaren zum Thema Risikoanalyse, Konferenzen und Studien, die der
Verbesserung der Zusammenarbeit und der Koordinierung zwischen den mit dem Schutz der finanziellen Interessen
der Union befassten Dienststellen dienen;

f) alle sonstigen in den Arbeitsprogrammen nach Artikel 11 vorgesehenen Manahmen, die zur Verwirklichung der in
Artikel 2 genannten allgemeinen und spezifischen Ziele erforderlich sind.

(3)  SchliefSt die zu unterstiitzende Mafinahme den Erwerb von Ausriistung ein, so stellt die Kommission sicher, dass
die geforderte Ausriistung geeignet ist, zum Schutz der finanziellen Interessen der Union beizutragen.

Artikel 10
Forderfihige Einrichtungen
(I) Die in Absatz 2 dieses Artikels aufgefithrten Forderfahigkeitskriterien gelten zusitzlich zu den in Artikel 197 der
Haushaltsordnung aufgefiihrten Kriterien.
(2)  Die folgenden Einrichtungen sind im Rahmen des Programms forderfdhig:
a) Behorden, die zur Verwirklichung eines der in Artikel 2 genannten Ziele beitragen konnen, in
i) einem Mitgliedstaat oder einem mit jhm verbundenen tiberseeischen Land oder Gebiet,

i) einem mit dem Programm assoziierten Drittland oder

iii) einem im Arbeitsprogramm aufgefithrten Drittland unter den in Absatz 3 genannten Bedingungen;
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b) Forschungs- und Lehranstalten und gemeinniitzige Einrichtungen, die zur Verwirklichung der in Artikel 2 genannten
Ziele beitragen konnen und seit mindestens einem Jahr bestehen und titig sind, und zwar in

i) einem Mitgliedstaat,

ii) einem mit dem Programm assoziierten Drittland oder

iii) einem in einem Arbeitsprogramm aufgefithrten Drittland unter den in Absatz 3 genannten Bedingungen;
¢) nach dem Unionsrecht geschaffene Rechtstriager sowie internationale Organisationen.

(3)  In Absatz 2 genannte Einrichtungen mit Sitz in einem Drittland, das nicht mit dem Programm assoziiert ist, sind
im Rahmen des Programms ausnahmsweise forderfihig, wenn dies zur Verwirklichung der Ziele einer bestimmten
Mafinahme erforderlich ist. Die genannten Einrichtungen tragen grundsitzlich die Kosten ihrer Teilnahme, aufer in Fillen,
die im Arbeitsprogramm hinreichend begriindet werden.

KAPITEL III
Programmplanung, Uberwachung und Evaluierung
Artikel 11
Arbeitsprogramm

Zur Durchfuhrung des Programms nimmt die Kommission Arbeitsprogramme nach Artikel 110 der Haushaltsordnung
an.

Artikel 12
Uberwachung und Berichterstattung

(1)  Die Indikatoren, anhand deren tiber die Fortschritte des Programms zur Erreichung seiner in Artikel 2 genannten
allgemeinen und spezifischen Ziele Bericht zu erstatten ist, sind in Anhang II festgelegt.

(2)  Um eine wirksame Bewertung der Fortschritte des Programms zur Erreichung von dessen Zielen sicherzustellen,
wird der Kommission die Befugnis iibertragen, gemif Artikel 14 delegierte Rechtsakte zu erlassen, um Anhang II hinsicht-
lich der Indikatoren zu dndern, wenn dies als notwendig erachtet wird, und um diese Verordnung durch Bestimmungen
iiber die Einrichtung eines Uberwachungs- und Evaluierungsrahmens zu erginzen.

(3)  Die Kommission berichtet dem Europdischen Parlament und dem Rat jéhrlich im Rahmen ihres Jahresberichts tiber
den Schutz der finanziellen Interessen der Union (,Fight against fraud) iiber die Leistung des Programms.

Im Rahmen diesbeziiglicher Beratungen kann das Europiische Parlament Empfehlungen fur das jahrliche Arbeitspro-
gramm aussprechen. Die Kommission trigt diesen Empfehlungen gebiithrend Rechnung.

(4)  Das System der Leistungsberichterstattung stellt sicher, dass die Daten fiir die Uberwachung der Durchfithrung und
der Ergebnisse des Programms effizient, wirksam und rechtzeitig erfasst werden. Zu diesem Zweck werden fiir Empfinger
von Unionsmitteln und gegebenenfalls fur die Mitgliedstaaten verhdltnismafige Berichterstattungsanforderungen festgelegt.

Artikel 13
Evaluierung

(1) Bei der Durchfithrung von Evaluierungen stellt die Kommission sicher, dass sie unabhingig, objektiv und rechtzeitig
erfolgen und dass die Evaluierungsstellen in der Lage sind, ihre Arbeit ohne jeglichen Beeinflussungsversuch durch-
zufithren.

(2)  Die Zwischenevaluierung des Programms erfolgt, sobald ausreichend Informationen iiber die Durchfithrung des
Programms vorliegen, spitestens aber vier Jahre nach Beginn der Durchfithrung des Programms.

(3)  Am Ende der Durchfithrung des Programms, spitestens aber vier Jahre nach Ablauf des in Artikel 1 genannten
Zeitraums, nimmt die Kommission eine abschliefende Evaluierung des Programms vor.

(4)  Die Kommission iibermittelt die Schlussfolgerungen der Evaluierungen zusammen mit ihren Bemerkungen dem
Europdischen Parlament, dem Rat, dem Europaischen Wirtschafts- und Sozialausschuss, dem Ausschuss der Regionen und
dem Rechnungshof und veréffentlicht sie auf der Website der Kommission.

Artikel 14
Ausiibung der Befugnisiibertragung

(1)  Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte wird der Kommission unter den in diesem Artikel festgelegten
Bedingungen iibertragen.

(2) Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte gemif Artikel 12 Absatz 2 wird der Kommission bis zum
31. Dezember 2028 iibertragen.
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(3)  Die Befugnisiibertragung gemafs Artikel 12 Absatz 2 kann vom Europdischen Parlament oder vom Rat jederzeit
widerrufen werden. Der Beschluss itber den Widerruf beendet die Ubertragung der in diesem Beschluss angegebenen
Befugnis. Er wird am Tag nach seiner Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union oder zu einem im Beschluss
tiber den Widerruf angegebenen spiteren Zeitpunkt wirksam. Die Giltigkeit von delegierten Rechtsakten, die bereits in
Kraft sind, wird von dem Beschluss iiber den Widerruf nicht beriihrt.

(4)  Vor dem Erlass eines delegierten Rechtsakts konsultiert die Kommission die von den einzelnen Mitgliedstaaten
benannten Sachverstindigen, im Einklang mit den in der Interinstitutionellen Vereinbarung vom 13. April 2016 iiber
bessere Rechtsetzung enthaltenen Grundsitzen.

(5)  Sobald die Kommission einen delegierten Rechtsakt erldsst, iibermittelt sie ihn gleichzeitig dem Europaischen
Parlament und dem Rat.

(6)  Ein delegierter Rechtsakt, der gemdfl Artikel 12 Absatz 2 erlassen wurde, tritt nur in Kraft, wenn weder das
Européische Parlament noch der Rat innerhalb einer Frist von zwei Monaten nach Ubermittlung dieses Rechtsakts an
das Europdische Parlament und den Rat Einwinde erhoben haben oder wenn vor Ablauf dieser Frist das Europdische
Parlament und der Rat beide der Kommission mitgeteilt haben, dass sie keine Einwénde erheben werden. Auf Initiative des
Europdischen Parlaments oder des Rates wird diese Frist um zwei Monate verlingert.

KAPITEL IV
Ubergangs- und Schlussbestimmungen
Artikel 15
Information, Kommunikation und Sichtbarkeit

(I)  Sofern nicht das Risiko besteht, dass die wirksame Durchfithrung operativer Betrugsbekimpfungs- und Zolltatig-
keiten beeintrichtigt wird, machen die Empfinger von Unionsmitteln durch kohidrente, wirksame und verhaltnismifige
gezielte Information verschiedener Zielgruppen, darunter die Medien und die Offentlichkeit, die Herkunft der Unionsmittel
bekannt und stellen sicher, dass die Unionsforderung Sichtbarkeit erhilt, insbesondere im Rahmen von Informations-
kampagnen zu den Mafinahmen und deren Ergebnissen.

(2)  Die Kommission fithrt regelmiffig Mafnahmen zur Information und Kommunikation iiber das Programm, die
gemifl dem Programm ergriffenen Mafnahmen und die erzielten Ergebnisse durch. Mit den dem Programm zugewiesenen
Mitteln wird auch die institutionelle Kommunikation iiber die politischen Priorititen der Union gefordert, soweit diese
Priorititen die in Artikel 2 genannten Ziele betreffen.

Artikel 16

Anderung der Verordnung (EG) Nr. 515/97
In Artikel 42a der Verordnung (EG) Nr. 515/97 werden die Absitze 1 und 2 gestrichen.

Artikel 17
Aufhebung
Die Verordnung (EU) Nr. 250/2014 wird mit Wirkung vom 1. Januar 2021 aufgehoben.

Artikel 18
Ubergangsbestimmungen

(1)  Die vorliegende Verordnung lisst die Weiterfithrung oder Anderung der Mafnahmen, die im Rahmen der
Verordnung (EU) Nr. 250/2014 und gemifS Artikel 42a der Verordnung (EG) Nr. 515/97 eingeleitet wurden, unberiihrt;
die genannten Bestimmungen gelten fur diese Malnahmen bis zu deren Abschluss.

(2)  Die Finanzausstattung des Programms kann auch zur Deckung von Ausgaben fiir technische und administrative
Hilfe verwendet werden, die fiir den Ubergang zwischen dem Programm und den gemifl der Verordnung (EU)
Nr. 250/2014 und gemdfl Artikel 42a der Verordnung (EG) Nr. 515/97 eingefithrten Mafinahmen erforderlich sind.

(3)  Gemifs Artikel 193 Absatz 2 Unterabsatz 2 Buchstabe a der Haushaltsordnung kénnen im Rahmen der vorliegen-
den Verordnung unterstiitzte Malnahmen und die zugrunde liegenden Kosten in hinreichend begriindeten, im Finanzie-
rungsbeschluss genannten Fillen und fiir einen begrenzten Zeitraum ab dem 1.Januar 2021 als forderfahig betrachtet
werden, selbst wenn diese Maffnahmen vor Finanzhilfeantragstellung durchgefithrt wurden bzw. diese Kosten vor Finanz-
hilfeantragstellung entstanden sind.
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Artikel 19
Inkrafttreten und Anwendung
Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.

Sie gilt ab dem 1.Januar 2021.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Geschehen zu Briissel am 29. April 2021.

Im Namen des Europdischen Parlaments Im Namen des Rates
Der Prisident Der Prisident
D.M. SASSOLI A.P. ZACARIAS
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ANHANG I

INDIKATIVE LISTE DER KOSTEN NACH ARTIKEL 5 ABSATZ 3

Indikative Liste der Arten von Kosten von gemidfl der Verordnung (EG) Nr. 515/97 durchgefithrten Manahmen, die im
Rahmen des Programms finanziert werden:

a) Kosten fiir die Einrichtung und Wartung der permanenten technischen Infrastruktur, durch die den Mitgliedstaaten
logistische, biirotechnische und informationstechnische Ressourcen fiir die Koordinierung gemeinsamer Zollaktionen
und anderer operativer Titigkeiten zur Verfiigung gestellt wird,

b) Erstattung der Reise- und Aufenthaltskosten sowie gegebenenfalls etwaige sonstige Zuwendungen oder Zahlungen an
Vertreter der Mitgliedstaaten und gegebenenfalls Vertreter von Drittlindern, die an Unionsmissionen, an durch die oder
gemeinsam mit der Kommission durchgefithrten gemeinsamen Zollaktionen sowie an durch die oder gemeinsam mit
der Kommission durchgefithrten Schulungen, Ad-hoc-Zusammenkiinften oder Vorbereitungs- oder Evaluierungssitzun-
gen zu von den Mitgliedstaaten durchgefithrten verwaltungsrechtlichen Untersuchungen oder operativen Mafinahmen
teilnehmen,

¢) Kosten fiir Erwerb, Erforschung, Entwicklung und Wartung der IT-Infrastruktur (Hardware), der Software, der beson-
deren Netzverbindungen und der damit verbundenen Produktions-, Unterstiitzungs- und Einweisungsdienste im Hin-
blick auf die Durchfithrung der in der Verordnung (EG) Nr. 515/97 vorgesehenen Maffnahmen, insbesondere Maf3-
nahmen zur Betrugsverhiitung und -bekdmpfung,

d) Kosten fiir die Bereitstellung von Informationen und fir dhnliche Mafnahmen zur Gewihrung des Zugangs zu
Informationen, Daten und Datenquellen im Hinblick auf die Durchfihrung der in der Verordnung (EG) Nr. 515/97
vorgesehenen Mafinahmen, insbesondere Maffnahmen zur Betrugsverhiitung und -bekimpfung,

¢) Kosten fur den Einsatz des Zollinformationssystems gemafl den nach Artikel 87 AEUV erlassenen Instrumenten und
insbesondere gemifl dem Beschluss 2009/917/]1, sofern diese Instrumente vorsehen, dass diese Kosten zulasten des
Gesamthaushaltsplans der Union gehen,

f) Kosten fiir Erwerb, Erforschung, Entwicklung und Wartung der unionseigenen Komponenten des fiir die Zwecke des
Buchstaben ¢ verwendeten gemeinsamen Kommunikationsnetzes.
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ANHANG II

INDIKATOREN FUR DIE UBERWACHUNG DES PROGRAMMS

Das Programm wird auf der Grundlage mehrerer Indikatoren, mit denen gemessen wird, inwieweit die allgemeinen und
spezifischen Ziele des Programms verwirklicht wurden, genau iiberwacht, auch um die Verwaltungslasten und -kosten
moglichst gering zu halten. Zu diesem Zweck werden Daten zu folgenden Schliisselindikatoren erhoben:

Spezifisches Ziel 1: Verhiitung und Bekdmpfung von Betrug, Korruption und sonstigen rechtswidrigen Handlungen zum
Nachteil der finanziellen Interessen der Union.

Indikator 1: Unterstiitzung fir die Verhiitung und Bekidmpfung von Betrug, Korruption und sonstigen rechtswidrigen
Handlungen zum Nachteil der finanziellen Interessen der Union, gemessen

1.1: am Grad der Zufriedenheit mit den im Rahmen des Programms organisierten und (ko-)finanzierten Tatigkeiten,
1.2: am prozentualen Anteil der Mitgliedstaaten, die alljahrlich im Rahmen des Programms Unterstiitzung erhalten.

Spezifisches Ziel 2: Unterstiitzung fur die Meldung von Unregelmafigkeiten, einschlieflich Betrug, bei der geteilten
Mittelverwaltung und der aus dem Unionshaushalt finanzierten Heranfithrungshilfe.

Indikator 2: Grad der Zufriedenheit der Nutzer mit dem IMS.

Spezifisches Ziel 3: Bereitstellung von Werkzeugen fiir den Informationsaustausch und die Unterstiitzung von operativen
Titigkeiten auf dem Gebiet der gegenseitigen Amtshilfe in Zoll- und Agrarsachen.

Indikator 3: Zahl der Fille, in denen Amtshilfeinformationen zur Verfugung gestellt werden, und Zahl der unterstiitzten
Tatigkeiten im Zusammenhang mit der gegenseitigen Amtshilfe.













ISSN 1977-0642 (elektronische Ausgabe)
ISSN 1725-2539 (Papierausgabe)

u Amt fiir Veréffentlichungen der Européischen Union
1-2985 Luxemburg
LUXEMBURG




	Inhalt
	Verordnung (EU) 2021/782 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 29. April 2021 über die Rechte und Pflichten der Fahrgäste im Eisenbahnverkehr (Neufassung) (Text von Bedeutung für den EWR)
	ANHANG I
	ANHANG II
	ANHANG III
	ANHANG IV

	Verordnung (EU) 2021/783 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 29. April 2021 zur Einrichtung des Programms für die Umwelt- und Klimapolitik (LIFE) und zur Aufhebung der Verordnung (EU) Nr. 1293/2013 (Text von Bedeutung für den EWR)
	ANHANG I
	ANHANG II
	ANHANG III

	Verordnung (EU) 2021/784 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 29. April 2021 zur Bekämpfung der Verbreitung terroristischer Online-Inhalte (Text von Bedeutung für den EWR)
	ANHANG I
	ANHANG II
	ANHANG III

	Verordnung (EU) 2021/785 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 29. April 2021 zur Aufstellung des Betrugsbekämpfungsprogramms der Union und zur Aufhebung der Verordnung (EU) Nr. 250/2014
	ANHANG I
	ANHANG II


